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Vorrede
zur erſten Ausgabe.

OVn der Vorrede zum erſten Theile iſt die zu—

verlaſſige Erſcheinung dieſes zweyten auf die

Michaelismeſſe dieſes Jahres verſprochen wor

den. JIn ſofern ware alſo nun, da das Ver—

ſprechen erfuut. zu ſehn ſcheint, weiter nichts

zu ſagen, und der Verfaſſer konnte ſich blos

auf ſeine ſchon angebrachte Bitte uni Nach-—

ſicht. beziehen.

*3 Allein



Vorrede.
Allein er bedarf die ſer aus einem neuen

Grunde. Die Menge der Materialien veran—

laßte ihn, den zweyten Theil in zwey ungefahr

gleiche Halften abzuſondern, und einige wichtige

Hinderniſſe nothigen ihn, beyde auch in Ruck—

ſicht auf die Zeit ihrer offentlichen Erſcheinung

von einander zu trennen. Mit dem dritten

Theile wird dann auch das verſprochene Re—

giſter folgen.

Gottingen den 27. Aug. 1799.
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Teutſches Policeyrecht.

Drittes Buch.
Policeyrecht im engeren Sinne.

Zweyter Abſchnitt.

Von dem Rechte der Wohlfahrts—
policey.

Erſtes Hauptſtück.

Umfang und Grenzen des Rechtes der Wohl

t

faahrtspolicey.

J. Altgeineiner Grund des Rechtes der Wohlfahrtspoliceyh.
II. Gegenſtande deſielben uberhaupt. III. Jnoöbeſondere IV. Mit—
tel der Wohlfahrtspoliceh. V. Grenzen 1. in Anſchung der
Wohlfahrt der einzelnen Stagtsburger. VI. 2. in Anſehung
der allgemeinen Wohlfahrt.

eÄ—DOer Hauptzweck des Staats, Stcherheit der 1.
ganzen Geſellſchaft und jedes einzelnen Gliedes

derſelben, ſchlieüt den untergeordneten Zweck
v. Bergo Policeyr. Th. 2. der



2 Bluch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.

der allgemeinen Wohlfahrt, der Zufriedenheit und
Gluckſeligkeit der GStaatsgenoſſen nicht aus.
Geſchichte und Verfaſſung aller Staaten beweiſen,
daß keiner derſelben alle in bey jenem Hauptzwecke
der Sicherhelt ſtehen geblieben iſt. “Beym Fort—
„aang der Cultur entdeckte man, daß das heilige
„Depot von Millionen durch den Staat vereinter
„Krafte noch zu weit mehrerem, als zum bloßen
„Schutz hinreiche; daß ein Volk glucklicher, wie
„ein anderes ſey, weuin es reich, zahlreich
„und aufgeklart ware; daß eine weiſe Regle
„rung in alle dieſe drey Specialzwecke machtig
„wirken konne. Seit dieſer Entdeckung, und nach
„dem Erwachen aus langem Schlummer, fordern
„die Volker von ihren Herrſchern dieſe Einwir—
„kung, als Pflicht, was weiland nur fur
„Gnade galt a)'“.

Die Thatſache kann nicht gelaugnet werden;
in allen Staaten wird von der hochſten Gewalt
nicht blos Sorge fur die Sicherheit, ſondern auch

fur

Der Krieg, welcher der Gluckſeligkeit, als Staats-
zweck, angekundigt worden iſt, beruht großten—
theils auf Mißverſtandniß und Wortſtreit. Nimmt
man die Vervollkommnung des inneren ſowohl,
als des 'auſſeren Zuſtandes der Staatsburger als
das Ziel an, zu deſſen Erreichung auch die Staats—
verbindung als Mittel dienen ſoll, und nur
dieſe Jdee kann man hier“mit dem Ausdrucke:
Gluckſeligkeit, vernunftiger Weiſe verbinden; ſo
durften wohl alle Partheyen leicht zu vereinigen

Dſeyn. Vergl. Benſen Verſuch eines ſyſtema—
tiſehen Grundriſſes der reinen und' angewandten
Staatslehre. Abth. 1. hF. Z9.

2) Schlozer allgemeines Staatsrecht S. 18.



Umfang d. Rechtes d. Wohlfahrtspol. 3

fur die Wohlfahrt der Staatsgenoſſen gefordert
Sollte aber nicht dieſe Forderung ſelbſt dem Haupt
zwecke der Sicherheit nachtheilig ſeyn und folglich
der Natur und dem Weſen der Staatsgeſellſchaft
geradezu widerſprechen? Wo bleibt eine beſtimmte
Grenze der hochſten Gewalt, wenn eine unbe—
ſtimmte, ihrem eigenen Urtheile uberlaſſene allge
meine Gluckſeligkeit ihr Ziel ſeyn ſoll? Sollen die
Furſten Vater des Volks ſeyn, ſo groß auch die
Gefahr iſt, daß ſie ſeine Despoten ſeyn werden b)?

Unſtreitig ſezt der Zweck der Sicherheit dem
Umfange der hochſten Gewalt im Staate die ein
fachſten und beſtimniteſten Grenzen, und die Er—
weiterung des Staatszweckes gewahrt allerdings
dein Zwangsrechte des Staats gegen die einzelnen
Staatsgenoſſen einen groößeren Spielraum. Die
Maſſe der Freyheitsrechte des Einzelnen wird in
eben dem Grade vermindert, in welchem der Wir
kungskreis der Staatsgewalt durch die Ausdeh—
nung des Staatszweckes uber ſeine urſprungliche

Gren—

Die meiſten teutſchen Landes-Grundgeſetze ver—
pflichten die Regenten zun ununterbrochenen Sorg—

falt fur die allgemeine Wohlfahrt. So heißt es
z. E. im Anhaltiſchen Landtags-Abſchiede v.
1652: »alle unſere Rathſchlage und Handlungen
„nach Erforderung unſeres furſtlichen Amts auf das
„geſammte Wohlergehen einzurichten»;
uns im Mecklenburgiſchen Erbvergleiche von
1755: “die Wohlfahrt und Zufrieden—
„heit unſerer Unterthanen aller Stan—
„de zu befordern

b) Vergl. Schaumann kritiſche Abhandlungen
S. 222. f. Maagß uber Rechte und Verbindlich-
leiten S. 162.

A2



4 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
Grenze vergroſſert wird, und dieſe Ausdehnung
des Staatszweckes wurde in der That das un
glucklichſte Reſultat der fortſchreitenden Cultur
ſeyn, wenn ſie eine unbeſtimmte, willkuhrliche
Gewalt ine Staate begrundete, wenn ſie eine feſte
Grenzlinie zwiſchen Staatsgewalt und Despotis
mus unmoglich machte. Alsdann konnte man
Fichten wohl nicht widerſprechen, wenn er die
Auerkennung der Rechtszultigkeit derſelben die
giftige Quelle alles unſeres Elends, einen Satz,
der aus der Holle ſtamme, nennt c).

Allein der Zweck der allgemeinen Wohlfahrt
muß dem Hauptzwecke der Sicherheit immer un
tergeordnet bleiben, und nie darf der letztere

um des erſten willen auf die Seite geſetzt wer—
den, ſo daß alſo Verletzung der Sicherheit des

Einzelnen unter dem Vorwande der allgemeinen
Wohlfahrt in einem wohlgeordneten Staate nie
Statt haben kann.

Jſt es moglich, in der Staatsgeſellſchaft durch
zweckmaßige Leitung der vereinigten Krafte der
Staatsgenoſſen die Hinderniſſe zu vermindern oder
aus dem Wege zu ranmen, die unſerer hoheren
Ausbildung, unſerer großzeren, nutzlicheren, wirk—
ſamern Thatigkeit, unſerm vollkommenern phyſi
ſchen und moraliſchen Wohlſtande ſich entgegen
ſtellen; ſo iſt es unſere Pflicht, dieſer Leirung
uns zu unterwerfen und in dieſer Hinſicht einen
großern Thell unſerer naturlichen Freyheit aufzu

opfern,

ec) Fichte Zuruckforderung der Denkfrehheit an die
Furſten Europens; in der Vorrede.



Umfang d. Rechtes d. Wohlfahrtspol. 5

opfern, als ſonſt der Zweck der Sicherheit allein
erfordert haben wurde.

Viele Annehmlichkelten und Bequemlichkeiten
des geſellſchaftlichen Lebens konnen nicht genoſſen,
vlele Unannehmlichkeiten und Unbequemlichkeiten

deſſelben konnen nicht vermieden werden, wenn
nicht mehrere Glieder der Geſellſchaft zu dieſem
Zwecke ſich vereinigen, und ſehr oft wird auch da—
von ohne Uebereinſtimmung des Ganzen nur ein
ſehr unſicherer und unvollſtändiger Erfolg erwar
tet werden konnen. Die Erweiterung des Staats—
zweckes entzleht alſo unſern Freyheitsrechten nicht

mehr, als wir ſelbſt vernunftiger Weiſe ihnen ent
ziehen mußten, wenn wir die Vortheile des ge
geſellſchaftlichen Lebens in ihrem ganzen Umfange
genießen wollen; und ſie ſichert uns vielmehr den
Erfolg, den in den meiſten Fallen bloße Privat
verbindungen ſelbſt bey großeren Beſchrankungen
unſerer Freyheit nicht haben wurden.

Ueberdieß muſſen die meiſten Hinderniſſe der
Wohlfahrt nothwendig den nachtheiligſten Einfluß
auf den Hauptzweck der Sicherheit haben, indem
ſie die Mittel zur Erreichung deſſelben vermindern
und ſchwachen. Wenn man alſo auch bey dieſem
Hauptzwecke allein ſtehen bleiben wollte; ſo wurde
doch zur Erreichung deſſelben die Hinwegraumung
jener Hinderniſſe weſentlich nothwendig ſeyn d).

Die Einwilligung aller Staatsgenoſſen in den
untergeordneten Zweck der allgemeinen Wohlfahrt

An3 kann
ä) S. Th. 1. S. 10. 11.



6 Braruch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
kann daher mit Recht angenommen werden, und
die hochſte Gewalt im Staate iſt verpflichtet
und berechtiget, ihre Bewmuhungen nicht blos
auf den Hauptzweck der Sicherheit zu beſchran
ken, ſondern dieſelben auch auf die allgemeine
Wohlfahrt zu erſtrecken.

u. Gemeinſchadliche Uebel im Jnnern des Staa
tes, welche unm ittelbar den Zweck deſſelben
ſtoren, ſind die Gefahren und Hinderniſſe der Si
cherheit. Die Staatsverbindung verltert nicht
nur allen Werth, ſondern ſelbſt ihre rechtliche
Exiſtenz, ſobald der Zweck der Sicherheit nicht
mehr erreicht werden kann; und Staatsverfaſſung
oder Staatsvetwaltung ſind in eben dem Grade
verdorben und ausgeartet, in welchem die Sicher—
heit der Perſonen, des Eigenthums „der burgkr—
lichen Freyheit und der Ehre der Staatsgenoſſen

vermindert wird. Das Hauptgeſchaft der Poli
cey iſt daher Hinwegraumung der Hinderniſſe und
Gefahren der offentlichen und der Privatſicherheit.

Allein Entvolkerung des Staates, Unſittlich
keit, Unwiſſenheit, Armuth und Etend der Staats
genoſſen ſind nicht minder gemeinſchadliche Uebel,
welche das Jnnere des Staates zerrutten, und
die Fortſchritte zum allgemeinen Ziele hemmen.
Die Wohlfahrt des Staates kann nur in der durch
hinreichende Mittel geſicherten und erleichterten Er—
reichung des Staatszweckes; die Wohlkahrt der

Staatsburger, als Gegenſtand der dffentlichen
Sorgfalt, kann nur in der freyeſten Wirkſamkeit
fur die Vervollkommnung ihres auſſeren und in—
neren Zuſtandes beſtehen. Von beiden hangt die

allge—
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allgemeine Wohlfahrt ab. Die Hinderniſſe der—
ſelben, als gemeinſchadliche Uebel, zu entfernen
und abzuwenden, iſt Pflicht der Wohlfahrts—

policeh.
Sie richtet ihre Aufmerkſamkeit auf alles,

was die Mittel, zum gemeinſchaftlichen Zwecke
vermiudern und ſchwachen, die Bemuhungen fur
die Erreichung deſſelben vereiteln, die Burger
des Staats in ihrer Wirkſamkeit fur ihr Wohl
ſtoren konnte. Dem allem arbeltet ſie nicht
nur mit unermudetem Eifer entgegen, ſondern
ſie ſucht auch die beſten und zweckmaßzigſten
Mittel zur Stcherſtellung und Befeſtigung der
allgemeinen Wohlfahrt zu entdecken und in An—
wendung zu bringen.

Wenn durch Entvolkerung die Zahl derer, iit.
die zu der Erhaltung der Sicherheit mitwirken
und zu der Beſtreitung der offentlichen Bedurfniſſe
beytragen, vermindert wird; wenn anſteckende

ESeuchen dem Lande Verwuſtung drohen; wenn
mannigfaltige Zerſtorungsmittel der Geſundheit,
von den Einzelnen oft leichtſinnig uberſehen, die
Lebenskrafte untergraben und einen fruhern Tod
herbeyfuhren; wenn hausliche Unordnung die Zu—
friedenheit und den Wohlſtand der Familien ſtort
und zerruttet; wenn Jrreligioſitat und Aberglaube
den Verſtand verfinnert und den Willen verdirbt;
wenn Rohheit und Unwiſſenheit nicht nur die Fort
ſchritte der Cultur hemmen, ſondern ſelbſt dem
Zwecke der Sicherheit gefahrlich werden; wenn
Unſittlichkeit das Volk erniedrigt, entnervt, und
die Bande der geſellſchaftlichen Ordnung aufzulo

Aa4 ſen



s Bauchh III. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
ſen droht; wenn zufallige Ungluckfalle nicht an
ders, als durch die ausgedehnteſte Aufmerkſam—
keit und Vorſicht mit vorzuglichem Erfolge abge—
wendet oder in ihren Folgen vermindert werden
koönnen; wenn endlich die meiſten und wichtigſten
Hinderniſſe des allgemeinen Wohlſtandes in oco—
nomiſcher Hinſicht, die Hinderniſſe der Land- und
Stadtwirthſchaft, am leichteſten und zweckmaßig—
ſten durch die Mittel, die der hochſten Gewalt im
Staate zu Gebote ſtehen, hinweggeraumt werden
konnen: ſo iſt es wohl in allen dieſen Fallen nicht
Anmaßung, fondern offenbar Pflichterfullung,
wenn die Reglerung Vorkehrungen trifft, die ent—

weder die Krafte des Einzelnen ganz uberſteigen,
oder die zwar jeder Einzelne treffen konnte und
vernunftiger Weiſe treffen mußte, die aber durch

die Vereinigung Aller an Leichtigkeit in der Aus—
fuhrung und an Vollſtandigkeit in den Wirkungen
gewinuen.

Die verſchiebenen Gegenſtande der Wohl
fahrtspolicey; die Nachtheile des Volksmangels,
der Ungeſundheit, der hauslichen Unordnung, der
Jrreligioſitat und des Aberglaubens, der Rohheit
und Unwiſſenheit, der Sittenlofigkeit, der zufal—
ligen Unglucksfalle und der Hinderniſſe der Land
und Stadtwirthſchaft e), ergeben ſich hieraus von
ſelbſt, und es kann wohl nicht bezweifelt werden,
daß ſie in dem eigenthumlichen Zwecke der Staats
policeh, gemeinſchadliche Uebel zu verhuten, noth
wendig enthalten ſind

Dreye) ſ. Th. t. S. 29.
 Ein Gegenſtand, den man gewohnlich der Poli—

cen anzuweiſen! pflegt, jſt hier mit Stillſchweigen
uber-
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Drey der wichtigſten Gegenſtande der Wohl—
fahrtspolieey ſollen jedoch aus ihrem Gebiete ver—
wieſen werden: die offentliche Erziehung
und Bildung der Nation, die Vermeh—
rung der Volksmenge und die Beforde—
rung des Nahrungsſtandes ſ). Dieſe
Meynung beruhet aber auf einem allzueingeſchrank—
ten Begriffe der Policey, die ſich ausſchließlich nur
mit den Mitteln fur die offeniliche Sicherheit im
Jnnern und mit dem Schutze gegen Uebel aller
Art, welchen einzelne Staatsburger durch eigene
Krafte ſich ſelbſt zu verſchaffen nicht im Stande

ſind, beſchaftigen ſoll. Sollte jedoch die Policey
nicht richtiger, beſtimmter und deutlicher bezeich—
net ſeyn, wenn man ſie als denjenigen Theil der
hochſten Gewalt betrachtet, welcher fur die Ent
fernung und Verminderung aller gemeinſchad
lichen Uebel im Jnneren des Staates zu ſor—
gen hat 8)? Die Gemeinſchadlichkeit einer vernach
laſſigten Erziehung, der Verminderung der Volks—

menge und der Unvollkommenheit des Nahrungs—
ſtandes bedarf keines Beweiſes.

ubergangen: die Verſchbnerung des Landes, der
Stadte u. ſ. w. Allein dieſer Gegenſtand liegt
nicht in dem Begriffe der Policey, und gehort nur
in ſofern hieher, als Sicherheit und Bequemlich—
keit der Staatsburger dabey in Betrachtung kommt,
worauf denn jedesmahl an ſeinem Orte VNuckſicht
genommen werden wird. Vergl. Benſen Ver—
ſuch eines ſyſtematiſchen Grundriſſes der reinen und
angewandten Staatslehre, Abth. 2. ſ. 227.

H S. Benſen Verſuch eines ſyſtematiſchen Grund—
riſſes der reinen und angewandten Staatslehre.
Abth. 2. ſ. 224-2226.

g) Th. i. S. gf.
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Allein ſelbſt jenen engeren Begriff der Poli

J

ceh angenommen iſt der Mangel zweckmaßiger
Anſtalten zur offentlichen Erziehung und zur Bil—

J dung der Nation, ſind die Hinderniſſe der Ver—
J mehrung der Volksmenge und der Verbeſſerung
J des Nahrungsſtandes nicht in die Claſſe derje—

'nigen Uebel zu ſetzen, welche einzelne Staats—
burger durch eigene Krafte hinweg zu raumen
nicht im Stande ſind? Die Policeyh muß in
jedem Falle ihre Sorgfalt auch auf dieſe Ge
genſtande erſtrecken, und ſelbſt das Syſtem der
Staatsverwaltungs:-Lehre kann auf keine Weiſe
dabey gewinnen, wenn die darauf ſich beziehen—
den Grundſatze von einander abgeſondert und
hin und wieder zerſtreut werden.

1iv. Die Wohlfahrtspolicey ſucht theils die
unmittelbaren Hinderniſſe der allgemeinen Wohl
fahrt aus dem Wege zu raumen, theils den Man
gel ſolcher Anſtalten, wodurch dieſelbe befordert
werden kann, zu heben. Jhre Wirkſamkeit auſ

ſſert ſich weniger durch Strafgeſetze und Zwangs
mittel, als vielmehr durch zweckmaßige Verord—

nungen, Aufmunterungen, Anweiſungen, Beleh—
rungen, Einrichtungen und Anſtalten.

Zwar muß auch ſie in vlelen Fallen durch
Gebote und Verbote, durch Strafbedrohungen
und deren Erfullung ihren Zweck zu erreichen ſu
chen; haufig aber begnugt ſie ſich damit, die Vor—
theile, die ſie gewahren kann, anzubieten und zu
empfehlen, und die Bahn, die jeder Vernunftige
gern betreten wird, zu ebnen, ohne den minder
Vernunftigen mit Gewalt darauf zu fuhren. Viele

ihrer
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ihrer gemeinnutzigen Anſtalten und Einrichtungen
ſind zwar dem offentlichen Gebraucht gewidmiet,
werden aber niemand aufgedrungen. Jhre Ver—
ordnungen ſind ſehr oft nicht ſowohl Befehle, als
vielmehr wohlgemeynte, nutzliche Rathſchlage.

Ein großer Theil ihrer wohlthatigen Wirk—
ſamkeit beſteht darin, daß ſie gemeinnußige Un—
ternehmungen beſchutzt, begunſtigt, erleichtert,
und belohnt; daß ſie zu vortheilhaften Einrich—
tungen ermuntert und Anleitung giebt; daß ſie
durch Vorſchlage, Belohnungen und Aufforderun—
gen die Thatigkeit der Staatsburger belebt und
ihren Unternehmungsgeiſt auf nutzliche Gegen—
ſtande leitet; daß ſie beſchwerliche Einſchran—
kungen aufhebt; unzeitige Einmiſchungen in Pri—
vatgeſchafte verhindert, und die moglichſt freye

J

Benutzung ſeiner Krafte und Mittel dem Staats—
burger ſichert.

So unterſcheldet ſie ſich auffallend von der
Sicherheitspolicey, die ihrem Zwecke gemaßz weit
raſcher, weit gebietriſcher, weit ſtrenger verfah—
ren muß, und weit ſeltener mit bloßen Anerbie
tungen ihrer Anſtalten und Vorkehrungen, oder
mit bloßjen Vorſchlagen, Erinnerungen, Beleh—
rungen und Aufmunterungen ſich begnugen kann.

Jndividuelles Gluck kann nie Gegenſtand y.
der Wohlfahrte policey ſeyn, als nur in ſofern ſie
jedem Staatsgenoſſen die Mittel und Wege, fur
ſein Gluck und ſeine Zufriedenhelt auf ſeine eigene
Weiſe zu ſorgen, verſchafft oder doch erleichtert.
Es iſt daher ein offenbares Mißverſtandniß, wenn

man
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man aus der Beſorderung der allgemeinen Wohl—
fahrt auf ein Zwangsrecht zur individuellen Gluck—
ſeligakeit, welches nicht nur unerlaubt, ſondern
auch unmoglich iſt, ſchließßen zu konnen glaubt.
Daß jeder Einzelne in der freyen Wirkſamkeit fur
ſein Wohl ſo wenig als moglich geſtort werde,
daß vielmehr die Hinderniſſe ſeiner Bemuhungen
hinweggeraumt, die Beforderungsmittel vermehrt
werden dieß iſt Sachke der Wohlfahrtspolicen,
niemals aber eine laſtige Vormundſchaft uber die
Staatsburger, die fur ſich ſelbſt zu ſorgen im
Stande ſind.

Wohlthaten durfen Niemanden aufgedrungen
werden, und alles, was die landesvaterüche Sorg—

falt fur das Gluck der einzelnen Staatsburger
thun kann, muß ohne Zwang dargeboten und frey
willig angenommen werden, es ſey denn, daß zu
fallige Umſtande die Sorge des Einzelnen fur ſich
ſelbſt hindern, mithin die Furſorge des Staats
nothwendig machen und in dieſer Hinſicht ein
Zwangsrecht deſſelben begrunden.

Fur das Gluck und die Zufriedenhelt des
Einzelnen kann alſo in der Retel die Wohlfahrts
policey weiter nichts thun, als daß ſie Allen den
Genuß der aus dem geſellſchaftlichen Leben entſprin
genden Bequemlichkeiten ſichert, und die Laſt der
damit verbundenen Unbequemlichkeiten vermindert;
daß ſie jedem einzelnen Gliede der Staatsgeſell—
ſchaft die Erwerbung jeder Vortheile auf alle mog
liche Weiſe erleichtert; niemals erſchwert. Jhr
dankt alsdann der Staatsburger nicht blos gemein
ſchaftliche Vertheidigung uend Sicherheit des Le

bens
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bens und des Eigenthums, ſondern auch Unter
ſtutzung in der Erwerbunag ſeiner taglichen Be—
durfniſſe; Erhaltung ſeiner Geſundheit und ſeines
Lebens; leichtere Vermehrung ſeines Eigenthums;
ſchnellere. und vollſtandigere Ausbildung ſeines
Geiſtes; veichlicheren und ſichereren Genuß der
Freuden des Lebens. Unter ihrem beagluckenden
Einfluſſe macht er durch eigene Thatigkeit und
durch freyen Gebrauch ſeiner Krafte dieſer Wohl—
thaten ſich theilhaftig, ohne daß ſie ihn, gleich
einem Kinde, gangelt, lenket und leitet.

Die allgemeine Wohlfahrt, d. h. der-vn
jenige Zuſtand eines Staats, welcher ihn zur Er
reichung ſeines Hauptzweckes am geſchickteſten
macht, muß nothwendig auf die Wohlfahrt jedes
Einzelnen zuruckwirken und ihn daher in doppel—
ter Hinſicht beſtimmen, ſeine Handlungen ſo ein
zurichten, daß dadurch die gemeine Wohlſahrt auf
keine Weiſe verletzt wird.

Der Staatsburger iſt in dieſer Hinſicht un
ſtreitig verpflichtet, alles das zu unterlaſſen, was

zwar an ſich nicht unerlaubt, aber der Wohlfahrt
des Staats nachtheilig iſt. Die Policey iſt be—
rechtiget, die naturliche Freyheit deſſelben auf
Handlungen einzuſchranken, die der allgemeinen
Wohlfahrt unſchadlich ſind, und ihn zu Handlun
gen zu beſtimmen, welche dieſer ihr Zweck noth
wendig macht. Die naturliche Freyheit verſtattet
Jedem den unbeſchrankteſten Gebrauch ſeiner
Zeit, ſeiner Krafte, und ſeines Eigenthums, ſo
lang dadurch nur die Rechte Anderer nicht gekran—
ket werden, und nur die Moral ſetzt ſeiner Will

kuhr
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kuhr engere Grenzen. Dieß hindert aber die Po
licey nicht, den Staatsburger, der unter Karten
und Wurfeln ſein Leben hinzubringen wunſcht, der
am Spieltiſche Zeit, Geſundheit und Vermogen
verſchwendet, der der Gemeinhelt, zu welcher er
gehort, und der Staatsgeſellſchaft ſelbſt eine un
nutze, vielleicht gar gefahrliche Laſt zu werden
droht, von ſeiner unglucklichen Laufbahn zuruck zu
fuhren und ihn zu einer zweckmaßzigen und nutzli

chen Thatigkeit anzuhalten. Vergnugungen, de
ren ubermaßßiger Genuß dem hauslichen Wohl
ſtande, vielleicht ſelbſt der Geſundheit und dem
Leben der Staatsburger gefahrlich iſt, werden ein—
geſchrankt; Unternehmungen, die die allgemeine
Ordnung ſtoren konnten, werden gewiſſen Vor—
ſchrifeen unt rworfen. Selbſt die Ausubung ge
ſelliger Tugenden kann der Aufſicht und Leitung
der Poltcey bedurfen. So wurde z. E. eine all
zufeeyaebige, unuberlegte Wohlthatigkeit leicht den
Muſſiggang begunſtigen und die Neigung zur Bet
teley befordern konnen, weßwegen die Holicey of
fenbar berechtiget iſt, ihr beſtimmte Schranken
zu ſetzen und eine der allgemeinen Wohlfahrt ge
maße Richtung zu geben h).

Nie darf aber die Policey die naturliche Frey
heit ohne hinreichende Grunde der offentlichen
Wohlfahrt einſchranken; nle darf ſie ohne gegrun
dete Urſachen einen Burger zwingen, etwas zu
thun oder zu laſſen, was er ſonſt zu thun oder zu laſſen

nicht ſchuldig iſt. Die offentliche Wohlfahrt darf

nie

kh) Vergl. Putter Beytrage J. z53. und dieſes
Handbuch Th. 1. S. 89.
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nie zum Vorwande willkuhrlicher Verfugungen
oder eigennutziger Abſichten gebraucht werden.
Der Regent, welcher vermoge der ihm zuſtehen—
den Policeygewalt dieß oder jenes, was an ſich
weder unerlaubt noch dem gemeinen Weſen nach
theilig iſt, verbietet, blos weil es ihm perſonlich
mißfallt, handelt offenbar ungerecht, und mitßz—
braucht die ihm anvertraute Gewalt. Policey—
verordnungen aus Finanzgrunden, wodurch die
Freyheit der Unterthanen eingeſchrankt, ihr Ge—
werbfleiß in ſeiner freyen Wirkſamkeit geſtort
und durch Monopole und Zwangsanſtalten ge—
druckt wird, werden vergeblich unter dem ehr—
wurdigen Nahmen der offentlichen Wohlfahrt ver—
ſteckt. Nur wenn dieſe es wirklich erfordert, ſind
die Staatsburger verpflichtet, auch gegen ihre
naturliche Freyheit durch die Policeygewalt ihre
Hundlungen beſtimmen zu laſſen i).

Aufopferung wohlerworbener Rechte zur Be
forderung der allgemeinen Wohlfahrt kann in der
Regel nicht gefordert werden. Nur die Erhal
tung des Ganzen kann dazu verpflichten; nie aber
darf die hochſte Gewalt einem Einzelnen Unrecht
thun, um dem Ganzen einen Vortheil zu ver—
ſchaffen Sicherheit aller Staatsburger iſt
der erſte Zweck des Staats, und es ware ein of—
fenbarer Widerſpruch, wenn dieſe durch die Po
liceygewalt unter dem Vorwande des gemeinen

Nutzens
i) Vergl. Th. 1. G. 159 f.
X) S. 165 f. “Utut commoda reipublicae omni

modo adiuvanda ſunt, haud tamen ita, ut
iſtius cauſa cuiquam fiat iniuria. Illa enim
conſtituitur et amatur, ut quisque ſub ea iure
ſuo fruatur'. Mevius P. 3. Decil. aoq.
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Nutzens verletzt werden durfte. “Die hochſte
„Gewalt iſt nicht berechtiget, Jemanden ſein Ei—
„genthum oder wohlerworbenes Recht zu nehmen,
„als deſſen Erhaltung und Gicherheit eine der er—
„ſten Triebfedern iſt, welche Menſchen, aus ihrer
„naturlichen Freyheit in burgerliche Geſellſchaften
„ſich zu begeben, bewogen hat, deren erſte Grund—
„feſte alſo nicht arger erſchuttert werden konnte,
„als wenn eine hochſte Gewalt ſich das heraus
„nehmen will, uber Guter und Gerechtſame nur
„nach Gutfinden, oder aus Eigenſinn oder
„aus Wohlluſt zu verorbnen“ I).

Aber auch das wuede unrecht und zweckwi

drig ſeyn, wenn der einzelne Staatsburger den
gemeinnutziaſten Policeyanſtalten und Verfugungen
ohne Ruckſicht auf die dargebotene Entſchadigung

einen grundloſen, eigennutzigen Trotz auf ſein
wohlerworbenes Recht entgegenſtellen und ſie da
durch muthwilliger Weiſe vereiteln durfte. Selbſt
das Privatrecht duldet in den Verhaltniſſen der
einzelnen Burger unter ſich eine ſo weit getriebene
Behauptung der Eigenthumsrechte nicht, wie, um
nur ein Beyſpiel anzufuhren die Dieuſtbar
keiten, die von Gerichts wegen angeordnet werden
konnen, deutlich beweiſen.

Wenn Ueberſchwemmungen dem Lande dro—
hen: ſoll die Policey den Widerſpruch des Ei—
genthumers achten, der den zu den nothigen Dam
men und Teichen ſchlechterdings erforderlichen Platz
eigenſinnig verweigert? Wenn es darauf ankommt,
den Fortgang einer Feuersbrukſt durch das Nieder-

reißen
h Putter Behytrage J. 362.



Umfang d. Rechtes d. Wohlfahrtspol. 17

reiſſen benachbarter Hauſer zu hemmen: verdienen
die Eigenthumer, die darein nicht willigen wollen,
mit ihren Widerſpruchen gehort zu werden? Wenn
eine offentliche Landſtraße eine zweckmaßigere
Richtung erhalten ſoll: darf dieſes der Elgenwille
des Einzelnen, deſſen Grundſtacck der Weg be—
ruhrt, verhindern? Naturlicher Wriſe wird je—
doch in allen dieſen und andern ahnlichen Fallen
vorausgeſetzt, daß dem Eigenthumer jederzeit volle
Entſchadigung werden mufß m).

Unter dem Worwande des oöffentlichen Mohls
und unter dem mißbrauchten Nabrmen der Wohl—

fahrtspolicey darf aber des Regentin P ivitvor—
theil, Bequemlichkeit oder Vergnugen auf Koſten
wohlerworbener Rechte der Unterthanen niemahls
befordert werden. Selbſt die gutgemeynte Abſicht
des Furſten, mehr Einfachheit und Uebereinſtim—
mung in die Staatsverwaltung uberhaupt, und in
die Policeyverroaltung insb. ſondere, zu bringen,
oder der Werth, den er auf gewilſſe Einrichtun—
gen, Jnduſtriezweige und Gewerbe ſetzt, und die

Erwartung großer Vortheile fur das gemeine We
ſen, berechtiget nie weder zu Zwangsmitteln gegen
die naturliche Freyheit noch zu will?uhrlichen Ver—

fugungen uber das wohlerworbene Eigenthum der

Staatsburger n).

Nur

m) Verql. Th. t. S. go. gi und 165 f. Putter
a. a. O. G. zz8 f.

n) Vergl. Th. 1. S. 161. 167.

v. Bergs Policehr. Th. 2. B
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Nur, wenn dieſe Grenzen beobachtet werden,
iſt die Wohlfahrtspolleey der ſchonſte und wohltha
tigſte Theil der hochſten Gewalt. Auſſerdem ar
tet ſie in Despotismus aus, der bloß unter einer
glanzenden Maske ſich verbirgt, und um ſo ge
fahrlicher iſt, je leichter es ihm wird, durch ſie
zu tauſchen.

J

Zweytes



Zwehtes Hauptſtuck.
Recht der Bevolkerungspolicey.

J. Umfang und Grenzen der Bepolkerungapoliceh. II. Auf—
ſicht auf den Zuſtand der Sevolkerung Volk liſten. III. Be—
gunſtigung der Ehen. IV. Darf die Policey Ehen verhindern?
V. Hindberniſſe der Ehen. VI. Beforderungsmittel der Ehen.
Brautecaſſen. Wittweneaſſen. VII. Aufmerkſamkeit der Polti—
ceh auf die Fruchibarkett der Ehen. Sorge fur Schwangere
und Gebahrende. VIII. Begunſtigung nuhluher Einwanderun—
gen. IJX. Hinwegraumung der Urſachen, welche die Vermin—
derung der Volksmenge bewirken. Gefahren des Lebens und der

v

Geſundheit. X. Gorge ſur arme, verlaſſene Kinder. XI. Ver—
hutung der Auswanderungen. XII. Verbot fremder Werbun—
gen. Reiſen. Wanderſchaft.

ſcEin wohlbevolkerter Staat iſt nicht immer vort.

andern reich, glucklich und mächtig. Das un—
gluckliche Neapel zaählte beynahe qo0oo Menſchen
auf einer Quadratmeile und war arm, elend,
zerruttet, unglucklich und die ſchnelle Beute einer
Hand voll kuhner Eroberer. Aber was hatte nicht
alles aus dem herrlichen Lande werden konnen?

Ein volkreicher Staat hat die ſchonſte An
lage, vor allen andern reich, glucklich und mach
tig zu werden. Nur muſſen alle Zweige der
Staatspolicey in einander greifen. Deun die
Volksmenge allein thuts frehlich nicht. Gie ver—
mehrt blos die Zahl derer, die fur den allgemei—
nen Zweck mitzuwirken fahig ſind. Daß dieſe
Fahigkeit erhalten, ausgebildet und geſchickt und
zweckmatzig benutzt werde, iſt eine neue grofle
Sorge der Policen, die ſelbſt wieder auf die Ver—
mehrung der Volksmenge wohlthatig zuruckwirkt.

B Die
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Die unmittelbaren Vorkehrungen der Be—

volkerungspollcey ſind mit allem dem, was mit
telbar zu Erreichung ihres Zweckes beytragt, aufs
innigſte verbunden, und kein Zwelg der Policey
hangt ſo ſehr von allen ubrigen ab, als grade die—
ſer. Der eigentliche und unmittelbare Wirkungs—
kreis der Bevolkerungspolicey beſteht aber darinn,
daß ſie ſowohl die Hinderniſſe, welche der Ver—
mehrung der Volksmenge entgegen ſtehen, als
auch die Urſachen, welche die Verminderung der
Volksmenge bewirken, hinweg zu raumen ſucht.
Sle ſieht hierbey nur auf dasjenige, was zunachſt
und unmittelbar ihrem Zwecke im Wege ſteht
oder ihn begunſtiget, und uberlaſt alles ubrige,
was auf denſelben Einfluß haben kann, den an—
deren Thellen der Sicherheits-und Wohlfahrts—
policey.

Die Bemuhungen der Bevolkerungspoliceh
konnen dem Staate nie ſchadlich werden, ſo lang
ſie dieſer genauen Verbindung mit den ubrigen
Zweigen der Staatspolicey getreu bleibt. Als—
dann werden in der Gebiete des Staates zahl—
reiche Einwohner Schutz und nutzliche Beſchafti—
gung und hinreichende Nahrung finden. Ueber—
bevolkerung wird nie zu befurchten ſeyn. Frey—
lich konnen zufallige Umſtande in einem kleinen Be
zirk einen Ueberflußß von Menſchen zuſammen
drangen. Aber in einem großeren Gebiete kann
dieg, ohne irgend einen Fehler von Geiten der
Regierung, ſchwerlich Statt finden. Hier werden
ſich immer Mittel finden, die zunehmende Volks—
menge nutzlich zu beſchaftigen, und iſt ſie nur nutz

lich
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lich beſchaftigt, ſo kann man nicht ſagen, daß der
Staat zu viel bevolkert ſey o).

Zuvorderſt richtet die Policey ihre Aufmerk- 11.
ſamkeit auf den Zuſtand, in welchem ſich die Be—
volkerung des Staates wirklich befindet. Gie iſt in
dieſer Hinſicht berechtiget, Erkundigung uber ſammt
liche in dem Staate befindliche Einwohner einzu—
ziehen, Volkszahlungen zu verarſtalten und die Ur—
ſachen des Zuwachſes oder der Abnahme der Be—
volkerung zu unterſuchen. Ohne die genaue Kennt
nitz dieſer Umſtaude wurden die Bemuhungen der
Bevolkerungspolicey fur ihren wichtigen Zweck nur
unvollſtandig, unſicher und unzuverlaſſig ſeyn kon
nen. Die Unterthanen ſind daher ſchuldig, den hier—
auf ſich beziehenden Verfugungen ſich zu unterwer—
fen. Allerley unnothige Beſorgniſſe verleiteten einſt
die hohenzollern-hechingiſchen Unterthanen, wegen
einer von ihrem Landetzherrn verordneten Volks—

zahlung bey dem kaiſerlichen und Reichs-Kammer
gerichte Klage zu erheben. Allein dieſes hochſte
Gericht erkannte, daß die Klager der anbefohlenen
Zahlung und Beſchreibung ſanimtlicher Untertha—
neu ſich zu widerſetzen nicht befugt ſehen; hingegen
ſolches ihnen an ihren etwa ſonſt habenden Rechten

imn geringſten nicht prajudiciren ſolle p).

B 3 Um
o) Vergl. Arth. Young polit. Arithmet. G. 74.

Reinhard vom Maaße der Bevblkerung; in
ſ. Vermiſchten Schriften St. 1. de Ilohenthal
de Politia h. 19. Nota h. M. Staatswiſſen-—
ſchaftl. Verſuche II. 22. 23.

p) urtheil v. 16. Jul. 1732. Moſer von der Lan—
deshoheit in Policeyſachen. S. 28.
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Um von der Volkszahl eines Landes gehorig

unterrichtet zu ſeyn, muſſen der Policey zweck—
mafiig abaefaflte Verzeichniſſe aller in dem Lande

befindlichen Einwohner, mit ihrem Zuwachs und

Abgang, und mit der moalichſt genauen Anzeige
der Urſachen des einen oder des andern, jahrlich
vorgelegt werden. Jn den meiſten teutſchen Staa—
ten iſt die Einrichtung getroffen, daß dergleichen
Volksliſten nach einer gewiſſen allgemeinen Vor—
ſchrift jahrlich zu beſtimmten Zeiten an den Lan—
desherrn oder die oberſten Policeybehoörden einge
ſchickt werden muſſen q).

Jn den churbraunſchweig-lunebur—
giſchen Landen iſt verordnet, daß jahrlich von
jedem Kirchſpiele Liſten von den darinn Gebornen,
Geſtorbenen und Getrauten zuverlaſſig verfertigt
und an die Zandesregierung eingeſchickt werden
ſollen 1),

J J

in, Unter den Mitteln zur Hinwegrääumung der
Hinderniſſe, welche der Vermehrung der Volks-

Mnen
q) Von den Preuſſiſchen, Churpfalziſchen,
Heſſen-Darnmſtadtiſchen Populationsliſten

ſ. Moſer a. a. O. S. 26 f. Baden-Dur—
lach iſche Verordnungen wegen der jahrlichen Zah—
lung des Polks ſ. Gerſtlacher Samml. aller
Baden-Durlachiſchen Verordnungen J. 357 f
Schema zu Kirchenliſten fur die Anſpachiſche
Geiſtlichkeit ſ. Journal v, u. f. Teutſchland 1785.
St. 3. S. 253. 254.

r) Verordn. v Z. Nov. 1755, Conſiſt. Ausſchr. v.
4. Dec. 1756. Vergl. Hannov. Mag. v. 1756.
S. 1463. 1464. Dohm Materialien zur Stati—
ſtik III. 5255529.
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menge entgegen ſtehen, iſt die Begunſtigung
der ehelichen Verbindungen das erſte und
vorzuglichſte s). Das Recht der Policey, Anſtal—
ten und Vorkehrungen zur Beforderung der Ehen
und zur Hinwegraumung der denſelben entgegen ſte—
henden Hinderniſſe zu treffen, iſt keinem Zweifel

unterworfen t), ſo lang nur nicht widerrechtliche
Gewalt angewendet, die naturliche Freyheit nicht
auf eine despotiſche Weiſe gekranktt wird. Eine
Verbindunag, die die machtigſte Stutze der Sitten,

der Ordnung, der Ruhe im Staate iſt, die ſtar—
ker, als jedes andere Band, den Staatsburger
an das Vaterland feſſelt; die aber zugleich jedes
Jndividuum am allernachſten angehet, uber ſeine
hausliche Zufriedenheit, uber ſeilnen Wohlſtand,
uber das ganze Gluck ſeines kunftigen Lebens ent
ſcheidet, eine ſolche Verbindung kann und darf
nie ein Gegenſtand des Zwanges ſeyn; nicht in
Anſehung des Eutſchluſſes fur das eheliche Leben
uberhaupt, und noch viel weniger in Anſehung
der Perſonen, die mit einander in den Stand der
Ehe treten ſollen. Es war ein grauſames Un—
recht, deſſen ſich ehemahls die tentſchen Konige
und Furſten anmaßten, die Tochter ihrer Burger
willkuhrlich zu verheurathen, wogegen manche

B 4 Stadt
s) Nov. 140. pr.: Nibil in rebus mortalium per-

inde venerandum eſt, atque matrimonium:
quippe ex quo liberi omnisque deinceps ſobo-
lis ſeries exiſtat, quod regiones atque civitates
frequentes reddat, vnde denique optimae reipu-
blicae coagmentatio fiat“.

t) Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung der Un.
terthanen Perſonen S. 111. Sehlettuein de au-
gendo eivium in republica numero. Ien. 1759.
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Stadt und NProvinz durch Privilegien und Ver—
trage ſich zu ſchutzen ſuchte?). Nicht weniger hart
iſt es, wenn noch in unſern Zeiten Gelete beſte—
hen und alſo wenigſtens vollſtreckt werden konn
ten, welche eine beſitimmte Zeit zum Heurathen
feſtſetzen, und uber dieſelbe hinaus den eheloſen
Stand nicht geſtatten u). So weit gehen die
Rechte der Policey nicht, und das Mittel ware
offenbar auſſer allem Verhaltniſſe mit dem Zwecke.

Gewiſſe Vortheile, auf welche der Burger
kein vollkommenes Recht hat, konnen dem, der
ohne gegrundete Urſache den Eheſtand flieht, al
lenfalls entzogen werden, wenn die Staatspolicey
davon einigen Vortheil erwarten zu konnen glaubt.
So iſt es in einigen Landern hergebracht, daß ge
wiſſe offentliche Aemter keinem Eheloſen anver
traut werden, oder daß keiner im ledigen Stande
ein Handwerk treiben darf, wenn er nicht durch
landesherrliche Dlepenſation, gegen Bezahlung
einer beſtinimten Taxe, dazu Erlaubnitz erhalt v).

Durch

S. z. E. Privilegium Richardi, Rom. Reßis,
quo inter alia pollicetur, ſle civium de Ietæla-
ria ſilias, neptes, aut conſanguineas, aliis in
uaores tracendas, ſine libera eorum voluntate
non adacturum. Datum Mos. d. VIII. Sept. a.
d. 1257. Euden Sylloge l. 473. Vergl. Mo—
ſer v. d. Laudeshoheit in Anſehung der Untertha—
nen Perſonen S. 119.

1u) Jm Preuſſiſchen iſt den Landleuten der Termin

zum Heurathen auf das 25. Jahr geſetzt. C. C.
March. T. V. Abth. z. P. 148. 274. Fiſcher
Cameral- und Policeyrecht J. 392.

y) Moſer von der Landeshoheit in Anſehung der
Unterthanen Perſonen S. 113. Wer Danzi—

ger
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Durch Entziehung wohlerworbener Rechte
darf aber die Eheloſigkeit nicht beſtraft werden.
Sie eder der Eheſtand muſſen von der freyen Wahl
des Burgers abhangen, und der Vorzug, den etner
dem eheloſen Staude giebt, kann vielleicht Re—
ſultat eines unuberlegten Entſchluſſes, nie aber
ein ſtrafwurdiges Vergehen ſeyn.

Das Haagenſtolzrecht, das dem Landes—
oder Leibherrn die Erbſchaft eines funfzigjahrigen
Eheloſen zuſpricht, hat wahrſcheinlich ſeinen
Grund in der Bevolkerungspollcey w); iſt aber
offenbar ungerecht und unzweckmaßig. Ju vielen

teutſchen Staaten iſt es daher aufgehoben x).

Hingegen wird aus Policeygrunden die Aufle
gung der Eheloſigkeit, oder die freywillige Verpflich
tung dazu mit Recht nicht fur gultig und verbind—
lich geachtet y), es ſey denn, daß dieſelbe anf Reli—

B 5 gions—
aer Burger werden will, muß verſprechen, binnen
Jahr und Tag zu heurathen. Danziger Stadt—

r,echt Th. Z. Cap. 2. ſ. 5.
w) de Selchoumius germ. h. 410. Runde teut—

ſches Privatrecht J. 559. Vergl. Freytag Ha-
genſtolziatus ex antiquitate illuſtratus. Lipſ.
1786. Fiſcher teutſches Cameral- und Policey«

recht JT. Z92-394.
x) Jn den Herzogl. Braunſchweig-Wolfen—

buttzeel. Landen 17272. Jm Brandenburgi—
ſchen 1731. Jn den Churbraunſchweigi—
ſchen Landen 1732. Willich Ausz. II. g.
Veraql. Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung der
Unterthanen Perſonen S. 112. 113.

y) Fiſcher Tameral- und Polieeyrecht J. Z93.
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glonsarundfatzen beruhe, in welchem Falle jedoch
moglichſte Emichrankung erlaubt und allerdings
ſehr rathſam iſt 2).

1y. So wenig die Policey zum Eheſtande zwingen
darf, ſo wenig iſt ſie auch berechtiget, denſelben zu

verbvieten oder einen Ehelnſtigen davon zuruck zu
halten, wenn nicht hochſt dringende Grunde dazu
vorhanden ſind Das Recht zur Ehe kann und
darf freylich dem Staatsburger nicht entzogen wer
den; aber die Poltcey iſt wohl befugt, ſich darum
zu bekummern, ob ein Eheluſtiger auch die Fahigkeit
zur Ausubnng dieſes Rechtes beſitze.

Das Alter iſt fur die Bevolkerungspolicey
von aroßer Wichtiakeit. Wegen hohen Alters
und der unſichern Ausſicht auf Kinder eine ſonſt
nicht unpaſſende Ehe zu verhindern, ware hart
und unbillig; in allzujugendlichem Alter eine Ehe
zuzulaſſen, ware in jeder H'nſicht unpolitiſch. Jn
den meiſten Landern ſind daher gewiſſe Jahre be—

ſtimmt, die Eheluſtige erreicht haben muſſen, wenn
ſie in den Stand der Ehe treten wollen a).

Auf2) Daſelbſt. S. Z95.

Z. E. im Soldatenſtand. Preuſſ. Verordn.
wegen der Heurathen der Offieiere und anderer
Staatsdiener.

a) Nicht qanz Unrecht mag Moſer haben, wenn er
bey diefen Verordnungen bemerkt: “die eigentliche
Urtfache dieſes Verbots ſoll ſeyn, damit nicht junge
Leute allzufruhzeitig und unbedachtſam.heurathen,
ehe ſie im Stinde ſind, ſich und eine Familte zu
ernahren. Ob und wie weit aber hier oder da et—
wa auch Nebenahſichten auf den von den Dispen—
ſarionen fallenden Tax gemacht werden, imgleichen,
damit deſto mehrere ledige Perſonen zu Kriegs-

dien
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Auf der andern Seite iſt die Policey aller—
dings auch befugt, darauf zu ſehen, ob angehende
Eheleute fich und die zu hoffende Familie mit eini—

ger Wahrſcheinlichkeit zu ernahren im Stande
ſeyn werden. Es iſt nicht genug, daß man das
Recht zur Ehe ausuben will; man muß auch die
damit verbundenen Pflichten erfullen konnen. Da
hin gehort ohne Zweifel die Sorge fur den Unter—
halt der Famllie, damit ſie nicht dem gemeinen
Weſen zur Laſt falle. Billlig fordert die Policeh
deßzwegen weniaſtens eine Sicherheit, ob ſie es
gleich bey Perſonen, bey welchen Armuth und
Mangel nicht mit Wahrſcheinlichkeit vorausgeſe
hen werden kann, niemals ſo ganz genau neh
men wird.

Die Polleey fuhrt alſo mit Recht eine genaue
Aufſicht uber die Ehen, und die Gewohnheit in ei—
nigen Staaten, daß Jedermann, der ſich trauen
laſſen will, dazu vor allen Dingen obriakeitliche
Erlaubniß erlangen muß b), iſt ſo unbillig nicht,
als ſie beym erſten Anblicke ſcheint, wenn ſie nur
durch willkuhrliche Verfugungen oder durch Er—
preſſungen nicht erſt ungerecht und druckend ge—

macht wird.

Wenn aber die Staatspolicey wohl berechti
get iſt, in den beiden angefuhrten Fallen unuber—
legten und gemeinſchadlichen Heurathsplanen ihren

Bey
dienſten oder Landauswahlen vorhanden ſeyn und

ubrig bleiben mogen? laſſe ich dahin geſtellt ſeynv.
Moſer von der Landeshoheit in Anſehung der
Unterthanen Perſonen S. 114.

p) Moſer a. a. O. S. 118.
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Beyfall zu verſagen; ſo iſt es dagegen auch ihre
Pflicht, allzuweit getriebenen Eheverboten, be—

ſonders ſolchen, die, ohne hinreichenden Grund
auf die Rahe der Verwandtſchaft ſich beziehen c),
oder die auf bloßen, oft ubel berechneten Finanz
grunden beruhen d), mit Nachdruck entgegen zu
arbeiten.

Die zahlreichſte und daher fur die Bevolke—
rung wichtigſte Volksclaſſe bebarf nur wenig, um
mit einem hohen Grade von Zuverſicht den Schritt
ins eheliche Leben zu wagen, und doch fehlt es
nicht ſelten ſelbſt ihren ſo maßligen Bedurfuiſſen
an den nothigen Befriedigungsmitteln. Ungleich—
heit und Unzulanglichkeit der verſchiedenen Nah—
rungsquellen gehort zu den grotzten Hindernlſſen
der Vermehrung der Volksmenge e). Die Poli
cey iſt unſtreitig verpflichtet und berechtiget, zur
Vermehrung und Erleichterung der Erwerbmittel
aller Volksclaſſen im Staate ſo viel moglich bey
zutragen. Jn dieſer Hinſicht bietet die land- und
ſtadtwirthſchaftliche Policey der Bevolkerungs
policey die zweckmaßigſten Hulfsmittel dar.

Jnsbeſondere aber muß die Bevolkerungspo
lieey die Schwierigkelten zu heben ſuchen, welche

ofters

e) Hoffer Beytrage zum Policeyrechte Th. 1. S.
69 f. de Hohenthkal de Politia patz. 24.

d) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. Z0o. 31.

e) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſa:
chen S. Z1.

ſ) S. unten Hauptſt. 9 und 10.
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ofters ohne hinreichende Urſachen der Aufnahme
nutzlicher Handwerker in die Zunfte und Gilden

entgegen geſetzt werden. Gemeinſchadliche Vor
urthelle der Unehre g), widerrechtliche Einſchran—
kungen in Anſehung des Heurathens h), uber—
maßtzige Geldforderungen und ſo manche andere

Chikane, welche Zunfte und Gilden haufig zu ma—
chen pflegen, durfen von der Pollcey nicht gedul
det werden. Zwar muß ſie allerdings die recht—

maßigen Privilegien und die auttigen und vernunf
tigen Gewohnheiten der Handwerksinnungen unge—

krankt laſſen; aber daraus folgt nicht, daß ſie in
Anſehung unvernunftiger und gemeinſchadlicher
Anſpruche und Gebrauche ſchlechterdings gebun

dene

g) S. Th. 1. S. 421 f.
h) Ein intereſſanter Fall dieſer Art kam vor einigen

Jahren bey dem k. Reichs-Kammergerichte vor.
Die Tiſchlergilde zu Bremen verweigerte die Auf—
nahme eines Tiſchlens, der nicht in die Gilde heu—

rathen wollte, und wandte ſich deßwegen an das
Kammergericht. Auf ihr Geſuch um Appellations—
proceſſe ergieng am 16. Nov. 1795. folgendes De—

eret: Cum indignatione abgeſchlagen, und ver—
ſieht man ſich zu dem-Magiſtrat der Reichsſtadt
Bremen, derſelbe werde in dieſer keinen. Verſchub
leidenden privilegirten Handwerksſache die Be—
ſchleunigung rechtlicher Hulfe ſich alles Ernſtes,
und mit Verhutung unnothiger proceſſualiſcher
Weitlauftigkeiten angelegen ſeyn laſſen, auch ins—
beſondere darauf ſein Augenmerk richten, daß
dem Appellaten nicht die reichsgeſetzwidrige Zu—
muthung, in das Amt zu heurathen, geſchehe, ſon—
dern erwahntes Amt ſich mit der in der Amtsrolle
beſtimmten Einkaufsſumme zu begnugen habe, da—
mit es nicht zu Handhabung offenkundiger Reichs—
geſetze ſcharfern Einſehens bedurfen). M. teut—
ſches Staatsmagazin J. 409. 410.

8
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dene Hande hat und alles beym Alten zu laſſen
verpflichtet iſt i).

Fur die Vermehrung des producirenden
Theils der Staatsburger und fur die Bevolkerung
des platten Landes iſt nichts nachtheiliger, als
die Anhaufung von Grundſtucken in einer Hand.
Wer auch immerhin dieſe oft ſehr eintragliche Fi
nauzſſpeculation unternimmt Landesherr, Guts
herr, reiche Landleute oder andere Capitaliſten:
die Policey iſt ſchuldig und befugt, dieſem gemein—
ſchaduchen Gewerbe zu ſteuren k), und ſie thut
vielmehr wohl daran, wenn ſie die Vertheilung
bisher untheilbarer Guter mit gehoriger Ruckſicht
auf die ortlichen Verhaltulſſe begunſtigt und be
fordert h).

Hauptlſachlich iſt aber die Verauſſerung un
beweglicher Guter an die todte Hand der Vermeh
rung der Volksinenge hinderlich. Mit Recht wer
den daher der Erwerbung ſolcher Guter durch Ge
meinheiten uberhaupt, und insbeſondere durch die
Geiſtlichkeit, von der Bevolkerungspolicey Schran—
ken geſetzt, und die ſogenannten Amortiſationsge
ſetze ſind als vorzugliche Mittel derſelben zu be
trachten m).

Uni) Moſer a. a. O. So Zo.
k) Daſelbſt S. 31.
h) Winkler uber die willkuhrliche Verkleinerung der

Bauerguter S. 56 f. M. Staatswiſſenſch. Ver—
ſfuche ll. 22 f.

m) Baieriſche Geſetze v. 1762. 1764. 1765.
(Braund) Vertheidigung des Churbaierſchen Amor—
tizationsgeſetzes. Mannheim 1768. F. X. v. Mos-

ha min

v
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Unordnung in der hauslichen Oeconomie,

Luxus, beſonders bey den Feyerkichkeiten der Ver—
heurathung ſelbſt, Unſittlichkeit und regelloſe Be—

friedigung des Geſchlechtsötriebes, ſind eben ſo
viele Hinderniſſe der Bevolkerung, weichen theils
die Policey der hauslichen Ordnung n), theils
die Sittenpoliceh o) entgegen zu arbeiten ſich be—

muhen muß.

Directe Mittel, den hulfebedurftigen Ehe- vr.
luſtigen Unterſtutzung zu verſchaffen, ſind großen
Schwierigkeiten unterworfen. Man hat hin und
wieder Stiftungen, aus welchen Reuverehlichte
einige Beytrage zur Einrichtung ihrer Haushal—
tung erhalten. Dieſe Beytrage ſind aber meiſtens
ſo unbedeutend, daß ſie fur den Zweck der Bevol—
kerungspolicey nicht in Betrachtung kommen

Seit

hamm uber die Amortizationsgeſetze uberhaupt
und beſonders in Baiern. Regensb. 1798.
Oeſterreichiſche Amortizationsgeſetze v. 1771.
Badiſche v. 1767. Veral. Fiſcher Cameral—
und Policeyrecht J. Z95. Moſer v. d. Landes—
hoheit in Anſehung der Unterthanen Perſonen und
Vermogens. S. 187. 188.

n) Unten Hauptſt. 4. Verqgl. Sußmilch Gottliche
Ordnung in den Veranderungen des menſchlichen

 Gheſchlechts. Cap. 17. von der Schadlichkeit des
Luxus in Anſehung der Bevolkerung.

o) Unten Hauptſt. 7.
Jn des Verf. Familie iſt eine ahnliche Stiftung.
Sie wird aber gewiß kein Mitglied verleiten, in
den Stand der Ehe zu treten.
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Seit funfzig Jahren ungefahr hat man ver
ſchiedene Verſuche mit ſogenannten Brautcaſ—
ſen, Heurathscaſſen, Ausſteuergeſell—
ſchaften gemacht, welche theils allgemein, theils
nur fur einzelne Gemeinden oder Zunfte und Gil—
den beſtimmt waren. Der Zweck iſt, denjenigen
Perſonen weiblichen Geſchlechts, die durch eigene
oder ihrer Eltern Beytrage dazu berechtiget ſind,
eine nach dem Verhaltniſſe dieſer Beytrage berech
nete Unterſtutzung bey ihrer Verheurathung zu
verſchaffen. Dag eine ſolche Auſtalt zur Erleich
terung der Ehen und mithin zur Vermehrung der
Volksmenge dienen kann, iſt keinem Zweifel un
terworfen p). Allein als einer bloßen Privatun
ternehmung fehlt es ihr meiſtens an der erfor—
derlichen Sicherheit, und ſehr vlele der in verſchie—
denen-Landern errichteten Brautcaſſen ſind langſt,

und zum Theil auf elne fur die Theilhaber hochſt

trau

p) Fredersdorf uber Bevblkerung und Brautcaſ-
ſen. Braunſchweig 1789. Verql. v. Juſti Policey—
wiſſenfchaft Th. 1. J. 26o f. de Hokenthal de
Politia pag. 21. Der hier in der Note i geauſſerte
Gedanke, daß es vielleicht ſchicklicher ware, durf—
tigen Junglingen einen Beytrag zur Erleichterung
ihres Eintritts in den Cheſtand zu geben, damit
ihre Wahl weniger beſchrankt ſeyn moge, ſcheint
allerdings Aufmerkſamkeit zu verdienen. Jn
Quedlinburg wurde 1759 eine Junggeſel—
lencaſfſe projectirt, aber, weil die landesherrliche
Beſtatigung aus wichtigen Grunden abgeſchlagen
wurde, nicht zu Stande gebracht. Journal v. u.
f. Teutſchland 1784. St. 4. S. 416.
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traurige und nachtheilige Weiſe q) wieder einge—
gangen— r).

Jn jedem Fall muſſen derglelchen Anſtalten
unter der Aufſicht der Staatspolicey ſtehen. Dieſe

mufßt vor allen Dingen die Entwurfo pruken und
darnach beurtheilen, ob und in wie weit die Theil—
haber daben Sicherheit haben konnen. Nur, wenn
die Einrichtung dem vorgeſetzten Zwecke entſpricht,
mutz die landesherrliche Beſtatigung ertheilt und
auch in der Folge muß von Staats policey wegen

darauf geſehen werden, daß der angenommene
und gebilligte Plan getreu befolgt werde s).

Durch die Churbraunſchweigiſchen
Geſetze iſt in dieſer Hinſicht folgendes verordnet:
Da reuerlich in den hieſigen Landen verſchtedentlich
Leute ſich beygehen laſſen, eigenmachtig und ohne
Vorwiſſen und Genehmiguna K. Regterung ſoge—
nannte Heurathseaſſen zu errichten, oder auch fur
derglelchen auswartige Jnſtitute Recruten zu ſam
meln; dergleichen Heurathecaſſen jedoch ſchon an
und ſur ſich uberall keine richtige Berechnung des

Ge—

q) GS. die Nachricht von einer mit landesherrlicher
„Genehmigung errichteten Privat-Verheurathungs—

Ausſteuergelellſchaft in Breslau; im Journal v.
u. f. Teutſchlands 1785. St. 8. S. 116 f. Sie
war im Jahr 1780 errichtet und ſchon 1784 durch
die Untreue des Directors mit großem Verluſt der
Mitglieder geſprengt.

r) S. Journal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 4.
S. 416 f. Von der Erfurtiſchen großen
Heuraths. und Sterbe-Societat, ſ. Leipz. Samm—

lungen Th. 15. S. 3 f.
2) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung

der Unterthanen Perſonen und Vermogens S. 112.

v. Bergs Policehr. Th. 2.
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Gewinnſtes und Verluſtes zulaſſen, vielmehr als
bloße Hazardſpiele anzuſehen ſind, wobey inſon—
derheit unkundige und unerfahrne Leute durch den
Schein und die Vorſplielung eines großen, ſchnel—
len und muheloſen Gewinnes inducirt, am Ende
in Schulden und Nachtheil gebracht werden, an—
dern Theils aber unter den geringern Volksclaſſen
zu lnatichem Spielgeiſt, falſcher Speculation, zu
Verſtumnß der Mittel eines redlichen Erwerbes
und rnan. her andern Unordnung Anlaß geben, end
lich aber auch zu manchen unuberlegten, nachthel—
ligen unt sein Publicum zur Laſt fallenden Ehen
die Hand bicten; ſo ſind dergleichen Jnſtitute ganz
lich auſgehoben und verboten. Es iſt daher genau
darauf zu achten, daß ſich Niemand beygehen laſſe,
eine Heurathscaſſe zu errichten, oder zu irgend einem
ſolchen etwa bereits beſtehenden Jnſtitut Subſcri
benten und Reeruten zu ſammeln; auch ſind die
Uebertreter ſofort bey K. Landesreglerung zur An
zeige zu bringen, damit ſelbige nach Befinden mit
na hdrucklicher Strafe angeſehen werdeu

Grofer und ſicherer iſt in jedem Falle auf die

Beforderung der Ehen der wohlthatige Einfluß
derjenigen Anſtalten, wodurch fur den Unterhalt
der Wittwen und Waiſen auf eine zweckmaßige

Weiſe geſorgt wird t). Allerdings wird mancher
redliche Mann von dem Heurathen zuruckgehalten,
well er befurchtet, einſt Gattin und Kinder in Ar
muth und Elend zuruck laſſen zu muſſen. Wenn
er auch jetzt ſie ernuhren kann, wer burgt ihm da

fur, daß er im Stande ſeyn wird, hinlangliche
Mittel,

 Rg. Ausſchr. v. 24. May 1788. Hann. Anz.
1788. St. 44. Willich Suppl. S. 189. 190.

t) de IIokenthat de Politia pag. 23.
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Mittel, die ſie nach ſeinem Tode gegen Mangel
ſchutzen, zu ſammeln? Wittwen- und Wai—
ſencaſſen u) mindern nicht nur die traurigen
Folgen des Verluſtes des Familienvaters und Vor—
ſtehers, und beugen der ganzlichen Verarmuna vor,
ſondern ſie tragen auch zu der Beforderung der
Ehen bey, indem ſie den rechtſchaffenen und vor—
ſichtigen Mann wegen des kunf. zen Schicklals der
Seiniqen beruhigen. Die Pollcey iſt daher ver—
pflichtet, auch deßzwegen dieſen wohlthatigen An—
ſtalten ihre vorzugliche Anfmerkſamkeit zu widmen
und ſie auf alle nur mogliche Weiſe zu begunſtigen.

Nicht allein die Beforderung, ſondern auch die ViI.
Fruchtbarkeit der Ehen iſt ein Gegenſtand der Be—
volkerungspolicey. Die romiſchen Eheverbote we
gen Zeunaungsunfahigkeit beruhen offenbar auf die
ſem Grunde.“ Jndeſſen neuere Geſetze haben mit
Recht mlldere Grundſatze angenommen. Denn,
ſo wichtig auch der Zweck der Bevolkerungspolicey

iſt, ſo wenig berechtiget er doch zu ſolchen Be—
ſchrankungen der naturlichen Freyheit, wodurch
eine freywillige geſellſchaftlichhe Verbindung zwi—
ſchen Perſonen zwegerley Geſchlechts, die am ſchick—

lichſten, ſelbſt aus Grunden der Sittlichkeit und
des Anſtandes den Nahmen der Ehe erhalt, ver
hindert werden durfte.

Zweckmaßzig und keinesmeges die Rechte der
naturlichen Freyheit krankend iſt hingegen der
Vorſchlag, daß, um ungleiche, der Bevolkerung
nachtheilige und meiſtens auch am Ende fur die Ver—
bundenen ſelbſt ungluckliche Ehen zu verhuten,
nicht durch Zwang, ſondern durch andere ſchick—

C 2 licheu) S. unten Hauptſt. g. Abth. 4.
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liche Mittel, durch ernſtliche Vorſtellungen an die
Eltern, die Verwandten oder die intereſſirten
Theile ſelbſt, durch Belohnungen, Auſtalten zur
Ve. ſorgung u. ſ. w. bewrkt werden mußte, daß
verwachſene, ungeſtalte, ſchwackliche, zum Kin
derzeng.n uunfahige Perſonen“) ſich, wo moglich,
der ehelichen Verbindung enthielten x).

Fur ſchwancere Perſo nen muß die Po—
licey vo zualich Sorge tragen, damit nicht durch
irgend einen Unglucksfall, den aufmerkſame Vor—

ſimt abwenden konnte, die Hoffnung der Eltern
und des Staates vereitelt werde. Gie ſtehen un—
ter dem beſondern Schutze des Gtaates, und jede
ihnen zugefugte Beleidigung verdient hohere
Strafe y). Selbſt, wenn ſie ſich eines Ver
brechens ſchnldig gemacht haben, muſſen ſie mit
aller moglichen Schonung behandelt werden 2).
Ueberhaupt muſſen von ſchwangeren Perſonen alle

Veranlaſſungen zu ſheftigen Gemuthsbewequngen
entfernt und abgewendet werden a). Selbſt die
jenigen, welchen ſonſt das Recht einer maßigen

Zuch

Gerhard (de conjugio T. J. h. 234.) haält dafur,
die Heurathen ungeſtalter, verwachſener Perſonen,
insbeſondere der Zwerge, ſeyen gar nicht zu dul—
den nili ſumma necelſſitas urgeat ob forni-
cationis evitotionem et libidinis extinctionem--
Ein wahres Zwangsrecht der Staatspolicey wird
jedoch ſchwerlich erwiefen werden können.

x) Jung Staats-Policehwiſſenichaft J. z7. Vergl.
uberhaupt Frank medicin. Polic. Th. 1. Abth. 1
und 2. J

y) Reichspol. Ordn. v. 1577 Tit. 6. ſ. 1.
2) L. 3. D. de poen. Fiſcher Cameral-und,

Policey-Recht J. 397 398.
a) Allgem. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 733.
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Zuchtigung zukommt, muſſen ſich deſſen gegen
Schwangere enthalten b).

Auch elgene Handlungen ſchwangerer Perſo
nen, welche in ihrem Zufſtande leicht gekahrlich
werden konnten, ſucht die Polleey mit Recht zu
verhindern, weniger freylich durch Zwangsmittel,
als durch Belehrungen und Emahnungen. Jn
dieſer Hinſicht verdienen hauptſachlich ihre Auf—
merkſamkeit alle anſtrengende Luſibarkeiten
Balle, Schlittenfahrten, Schauckein, ſchuelles
Fahren u. d. m. c).

Wenn nun aber alles Unaluck von einer
Schwangeren glucklich abaewendet iſt, ſo iſt noch
haufig Mangel an Hulfe und Rath fur die Ge
bahrenden ein wichtiges Hindernifß der von der
Erieichterung der Ehen zu hoffenden Vermeh——
rung der Volksmenge. Hier bietet dann die Me—
dicinalpolicey der Bevolkerungspolicey die Hand,

indem ſie fur die Geburtshulfe Sorge traat und
die Wochnerinnen gegen Mißbrauche und Vorur
theile aller Art nachdrucklich in Schutz nimmt d).

Vermehrung der Volksmenge kann endlich vmt.
auch noch durch Zufluß von auſſen her bewurkt
werden; und ſobald derſelbe als nutzlich und nothig
anerkannt iſt, ſo muß die Bevolkerunge pollcey alle
ihm vielleicht entgegen ſtehenden Hinderniſſe aus
dem Wege zu raumen, und die zweckmaßligen Vefor
derungsmittel in Anwendunn zu bringen ſuchen.

Der
E

b) Allgem. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. F. 736.
Zweckmaßige Vorſchlage zu hieher gehorigen Policey.

verordnungen ſ. Junig a. a. O. ſ. 39. 4o.
c) Vergl. Jung a. a. O. J. 41.

S. Hauprtſt. Zz.
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Der allgemeine Ruhm einer guten, gerech
ten und milden Regiernng, ein hoher Grad bur
gerlicher Freyheit, insbeſondere uneingeſchrankte
Gewiſſensfreyheit, die Menge und Ergiebigkeit
der Erwerbmittel, maßige Abgaben und offentliche
Laſten und uberhaupt alles, was eine ſoraſame
Regierung fur das Wohl der eingebornen Unter
thanen thun kann, muß zwar nothwendig man—
chen Auslander herbeylocken; allein nutzliche Ein—
wanderungen von erheblichem Einfluſſe auf die Ver
mehrung der Bevolkerung muſſen doch durch be
ſondere Vorkehrungen und Verfugungen befordert
und erleichtert werden e). Hlerher gehort vorzug—
lich: bereitwillige Aufnahme in die Zahl der Staats
burger und Unterthanen, in ſtadtiſche Gemeilnhei—

ten, Zunfte und Gilden, Befreyung von gewiſ—
ſen Abgaben und andern Laſten, Unterſtutzung mit
Rath und That in Anſehung ihrer Niederlaſſung,
Anſiedelung, Gewerbe u. ſ. w.

Jn den Preuſſiſchen Staaten wird ohne
Zweifel das vollſtandigſte und zuſammenhangendſte

Syſtem zur Beforderung und Erleichterung nuh
licher Einwanderungen befolat. Die ankommen—
den Fremdlinge werden ſchon auf ihrer Reiſe durch
Beytraae zu den Transportkoſten, durch Vorſpann
und Zollfreyheit unterſtutzt. Die preuſſiſchen Un
terthanen ſind verpflichtet, ſie mit aller Gefallig
keit aufzunehmen und ihnen zu ihrem Unterkom—
men behulflich zu ſeyn. Die fremden Meiſter
muſſen von den Jnnungen unentgeldlich aufgenom
men und durfen auch beyim Burgerrecht nicht uber—

ſetzt

e) kleumann iur. pol. cop. 8. J. 54. Moſer v. d.
Landeshoheit in Policeyſachen S. Z1 f.
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ſetzt werden. Fremde Kaufleute, Kunſtler, Ma—
nufacturiſten, Rentner, genießzen einer dreyjahrigen
Befreyung von allen offentlichen Abgaben und La
ſten; erhalten auch Vorſchuſſe und andere ihren
Zwecken entſprechende Unterſtutzungen. Neuan—
bauenden werden die wuſten Hausplatze in den
Stadten und die Grundſtucke auf dem Lande erb—

lich uberlaſſen, ſo daß ſie dafkur nach Verlauf der
„Frreyjahre, deren gemeiniglich funfzehen oder zwan

zig ſind, nur einen geringen Erbzins entr'chten.
Ueberdieß werden ihnen noch Beurnaterialien oder
Geldvorſchuſſe, auch wohl Geſchenke bewilliget f).
Jn einigen Provinzen ſind dieſe verſchiedene Be—
gunſtigungen noch erhohet und mit beſondern Vor
theilen vermehrt g).

Jn den Churbraunſchweig-Lunebur—
giſchen Staaten ſoll den Fremden zur Erlan—
gung der Burgerſchaft und der Gilden alle Befor—
derung geſchehen und ihnen dieſelbe frey gegeben
oder an den Oertern, wo ſie Holzungen, Hud und
Wiide, auch andere Vortheile zu genießßen haben,
gegen Erlegung einer leidlichen Geldſumme ertheilt

werden. Sie ſollen alle Freyheiten und Gerech—
tigkeiten, wie alle eingeborne Unterthanen, genleßzen,
auch fahig ſeyn, als Rathsglieder mit in den Ma
giſtrat und zu Landesbedienungen genommen zu
werden. Gegen Magiſtrats- oder Privatperſo
nen, welche ihnen aus Neid, Mißguuſt oder an
dern Privatabſichten Hinderniſſe in den Weg legen
wollten, ſollen ſie nachdrucklich geſchutzt werden.
Handelsleute, Mauufacturiſten und Handwerker,

C4 welche
5) Fiſcher Cameral- und Policeyrecht J. S. 40oo f.

g) Daſelbſt S. aoz f.
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welche rutzliche Gewerbe einfuhren wollen, ſollen
etne zehnjahrige Frerhelt von allen perſonlichen
Loſten, den Licent ausgenommen, als wofur ihnen
etwas an Geld bervilliat wird, geniefßen. Nach
Veſchaff.uheit der Umſtande ſollen ſie anch noch
mehrere Freyheiten und beſondere Beyhulfe erhal—
ten. Alle, welche uber zweyhtauſend Reichsthaler

ins Land bringen, von ihren Einkunſten leben
und keine burgerliche Nahruug treivben, ſind ſchrift
und canzleyſaßig und nicht ſchuldia, die Burgerſchaft
zu gewinnen, ſtehen auch unter keiner Stadtobrig—
keit, auler in peinlichen Sachen, wo jedoch nur der
Aungriff und die Arreſtirung den Stadten zu ver
ſtatten, die Unterſuchung aber an die Canzley zu
verwerſen iſt. Ueberdieß ſind ſie zehn Jahre laug
von allen p.rſonichen Laſten, auſſer dem Licente,

auch von der Einquartirung, frey. Enbolich ſind
ſie auch ſur fahig erklart, nach ihrer Geſchicklichkeit
zu allerhaud geiſtlich- und weltlichen, auch Mill—
tar- Bedienungen gezogen zu werden. Uebrigens
bleibt jedem einwandernten Fremden, wenn er ſich

uber kurz oder lang genothiget finden ſollte, wieder
hinweg zu ziehen, der freye Abzug unverwehrt h).

Zufallige Umſtande begunſtigen bisweilen die
Aufnahme einer betrachtlichen Anzahl von Fremd—
lingen, welche durch Fehler ihrer bisherigen Re
gierung der durch beſondere Unglucksfalle genothi
get werden, ihr Vaterland zu verlaſſen und an—
derswo Schutz und Unterhalt zu ſuchen. Jn ei
nem ſolchen Falle werden alsdann ganz eigene
Vorkehrungen erfordert, um eine ſo aunſtige Ge—
legenheit auf eine zweckmaßige Weiſe zu benutzen,

wie

h) Patent v. 12. Jul. 1718. v. 22. Jan. 1740.
MWiltich Auszug J. 872 f.
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wie ſolches in Anſehung der aus Frankreich ver—
triebenen Hugenotten und der eben ſo unpoli—
tiſch verjagten Salzburger in verſchiedenen
teutſchen Staaten, beſonders aber in den Preuſſi—

ſchen, mit glucklichem Erfolg geſchehen iſt.

Nicht ſelten ſind aber die Vorkehrungen der
Bevolkerungspolicey zur Vermehrung der Volks—
menge durch nutzliche Einwanderungen nicht nur
bitterem Tadel, ſondern auch wohl lauten Wi—
derſpruchen von Seiten der Eingebornen ausgeſeht.
Sollten freylich die fremden Ankommilingen auf Ko
ſten der alten Einwohner brgunſtigt, ſollten dieſe
dadurch in ihren Rechten gekrankt werden; ſo wur—

den ihre Beſchwerden nicht anders, als ſur ge—
gruündet zu halten ſeyn. Nur verdienen die oöfters

kunſtlich verhullten Aeuſſerungen des Neides und
der Mißgunſt keine Aufmerkſamkeit. Wenn die
Fremdlinge wohluberlegte Unternehmungen gluck—

lich ausfuhren, wenn ſie wohlfeiler und beſſer ar—
beiten, alſo auch einen ſchnellen und relchlichen
Abſatz finden, weil ſie geſchickter, genugſamer,
fleiſſiger und ſparſamer ſind; ſo konnen die Ein—
zelnen uber Verminderung ihrer Nohrung ſich nicht
beſchweren, da die Schuld weder an den Fremden,
noch an der Regierung, die ſie aufnimmt, ſondern
allein an ihnen ſelbſt liegt i).

Die Bevolkerungspolicey ſucht nicht nur die 1x.
Hinderniſſe, welche der Vermehrung der Volks—
menge enigegen ſtehen, ſondern auch die Urſachen,
welche die Verminderung derſelben bewirken, aus
dem Wege zu raumen (1). Jn dieſer Hinſicht iſt

C5 diei) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen

S. 35.



42 Bruch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 2.
die Abwendung und Verminderung der Gefahren,
welche dem Leben und der Geſundheit der Staate—
burger drohen, von großer Wichtigkeit*).

Das Leben und die Geſundheit der Staats
burger kann ſowohl aus Bosheit oder Nachlaſſig
keit Anderer, als auch durch ihre eigene Schuld in
Gefahr geſetzt werden. Dagegen muß die per—
ſonliche Sicherheits policey die nothigen Vorkeh
rungen treffen K), und eben dadurch wird zugleich

der Zweck der Bevolkerungspolicey befordert.

Zufallige Unglucksfalle, ſo viel moglich, ab
zuwenden und weniuſtens die nachtheiligen Folgen
derſelben zu vermindern, iſt gleichfalls Pflicht der

Policeh. Feuer- und Waſſerſchaden, Theurung
und Hungersnoth, Mangel und Elend ſind nur
allzuhaufig die traurigen Urſachen der Verminde
rung der Volksmenge. Die Policey gegen Un—
glucksfalle N) ſucht die zweckmaßigſten Hulfsmittel
dagegen  in Anwendung zu bringen.

Alle Theile der Medicinalpolicey m) haben
den wohlthatigſten Einfluß auf den Zweck der Be
volkerungspolicey, indem durch. ihre Bemuhungen
die Geſundheit und das Leben eines großen Thei

les der Staatsburger erhalten wird.

End

Krieg und Soldatenſtand werden von den
meiſten Policeyſchriftſtellern als Hinderniſſe der Be—
volkerung hier mit aufgefuhrt, und mit Recht.
Nur kann die Policey, im eigentlichen Sinne,
dagegen nichts thun.

k) Th. 1. S. 269 f.
H S. unten Hauptſt. 8.
m) S. unten Hauptſt. z.
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Endlich tragt auch die Polieen der hauslichen
Ordnung n) zur Hinwegraumung der Urſachen,
welche die Verminderung der Volksmenge bewir—
ken, ſehr vieles bey, indem ſie dem Unfrieden in
der Ehe, der Vernachlaſſigung der Erziehung,
der hauslichen Unorbnung, der Schwelgerey und
Ueppigkeit vorzubeugen und zu ſtenern ſucht.

Die Pollcen ſorgt fur Schwangere und Ge-X.
bahrende; ſie ſucht dem Kindermorde vorzubeugen,
und richtet vorzuglich auch auf die ſo mannigfalti—

gen der fruhen Jugend gefahrlichen Krankheiten
ihre Aufmerkſamkeit. Wie viele arme, hulfloſe
Kinder gehen aber blos aus Maugel an Wartung
und Pflege und ſelbſt aus Maagel an Nahrung
zu Grund?. Die Bevolkerungspolicey und die Po—
licey gegen Unglucksfalle bieten ſich die Hand, um
auch fur dieſe Unglucklichen Sorge zu tragen o).

Armuth und Furcht vor der Schande und
angſtliche Beſorgniß wegen eines kunftigen Unter—
kommens verleiten manche ungluckliche Mutter,
ihr Kind wegzuſetzen oder gar zu ermorden p).
Um dieſem vorzubeugen und die hulfloſen Kinder
dem Staate zu erhalten, hat man in verſchiedenen
Landern eigene Anſtalten errichtet, in welchen ſie
angenommen und erzogen werden. Findelhau—
ſer ſind eigentlich dazu beſtimmt, die von ihren
Eltern weggeſetzten und in dieſem verlaſſenen Zu—
ſtande gefundenen Kinder aufzunehmen. Man
hat ihnen aber hin und wieder eine großere Aus—
dehnung gegeben, und auch den Eltern, welche

nicht

n) S. unten Hnuptſt. 4.
o) Vergl. de Iokenthal de politia pag. 27.
p) Vergl. Th. 1. G. zog9 f.
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nicht im Stande ſind, ihre Kinder ſelbſt aufzuzie
hen, verſtattet, ſie, mit oder ohne Anzeige ihres
Nehmens, dahin zu bringen und der offentlichen

Vorſorge zu ubergeben. Jn dieſem Falle werden
dergleichen Anſtalten ſchicklicher Kinderhauſer
genannt. Manchmahl werden damit auch Ent
bindungsanſtalten verbunden, theils um
hulfebedurftigen ſchwangeren Frauensperſonen ei—
nen Zufluchtsort zu verſchaffen, theils aber, und
meiſtens vorzualich in der Abſicht, um den Unter
richt in der Entbindungskunſt zu erleichtern und zu

befordern q).

Die Findel- und Kinderhauſer entſprechen
freylich ihrem wohlthatigen Zwecke nur unvoll
kommen. Jndeſſen ſind ſie als eine Nothhulfe zu
betrachten, die beſonders in volkreichen Stadten
durch andere Vorkehrungen und Anſtalten kaum
erſetzt werden kann r). Jn Teutſchland verdient
das Findelhaus zu Wien wegen ſeiner guten Ein
richtung vorzuglich bemerkt zu werden 5). Mit

dem

q) Th. 1. S. zu1. Z12.
r) Sußmilch Gottl. Ordn. J. i93. C. F: Meiß—

ner Unterſuchung der Frage: Ob Fundlingshoſpi—
taler einem Lande nutzlich oder nachtheilig ſind? im

Hannov. Mag. 1773. S. 1329 f. kinige Be
trachtungen uber die Fundlingshauſer c. Daſelbſt
1759. S. 517 f. Deſſelben Abh. von Findel—
haufern. Gött. 1779. Krunitz Enecyclopäädie
Th. 13. S. zsgz f. Frank Med. Pol. Il. 443 f.

1) (Pezzl.) Skizze von Wien Heft 5. S. 726.
Jch habe dieſes Findelhaus in den Jahren 1790,
1791 oöfters beſucht und mir von ſeiner ganzen Ein—
richtung eine aenaue und vollſtandige Kenntnifi zu
verichaffen geſucht auch dieſelbe mit andern ahn—

lichen Anſtalten ſorgfoltig verglichen. Ste ſcheint
mir bey weitem den Vorzug zu verdienen.



Recht der Bevolkerungspoliceh. 45

dem Findelhaus in Caſſel iſt eine Entbindungs
anſtalt verbunden t). Das Findelhaus in Nurn—
berg iſt. nicht blos fur verlaſſ ne oder ausgeſetzte
Kinder, ſondern uberhaupt fur hufebedurf ige
Waiſen beſtimmt u). Das Hamburgiſche
Findelhaus iſt langſt eingegangen v).

Bey der. Aufnahme in eine ſolche Anſtalt iſt
es ubrigens Pflicht der Vorſteber, das Geſchlecht
und wahrſcheinliche Alter elues Kindes, die Zei—
chen, an welchen es kunftig wieder erkannt werden

kann, den Tag und die Stunde der Aufnahmej,
u. ſ. w. genau aufzuzeichnen, da dergleichen Kin—
der von ihren Eltern bey veranderten Umſtanden
biswellen wieder aufgeſucht und zuruckgefordert
werden. Jn dieſer Hinſicht muſſen uber alle jene
Umſtande die genaueſten Protocolle gefuhrt, und
die Gegenſtande, die zum Beweiſe der Jdentitat
eines Kindes dienen konnen, ſorgfaltig aufbe—

wahrt werden. Sind
t) Samml. d. Heſſen-Caſſel. Verordn. VI. 22 f.
u) Vergl. Journal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 4.

S. 425. St. S. 40. St. 9. S. 207.v) “Jobſt v. Oberbeck ſtiftete 1709 einen Torno,
wie in Venedig, um dem damahligen hauſigen Er—

morden der Kinder Cinhalt zu thun. Dieſe runde,
hohle Matchine hatte auf einer Seite eine Oeffnung,
wo man ein Kind hinein legen, den Torno umdre—
hen und eine Glocke anztehen konnte, worauf die
Waiſenmutter den kleinen Fundling in Empfang
nahm, und fur die Erhaltung deſſelben forgen
mußte. Zu dieſem Behuf ſchenkte erwahnter wohl:
thatige Mann zoooo Mark. Bald aber wurden
ſo viele neugeborne und ſchon jahrige Kinder hin—

eing ſteckt, daß anfangs der Torno enger gemacht
und nachher gar geſchloſſen werden mußte, obgleich
der reiche Stifter noch 100000 Mark dazu ver—
machtey. Hamburgiſche Denkwurdigkeiten S. 154.
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Sind in einem Staate fur die Erhaltung der
Findelkinder keine beſonderen Anſtalten getroffen;
ſo mutz die Pollcey auf andere Art dafur Sorge
tragen, und diejenigen, welchen vermoge der Landes—
geſetze oder des Herkommens die Ernahrung und
Verpflegung der Fremdlinge obliegt, zur Erfullung
dieſer Verbindlichkeit anhalten. Hat weder Ge—
ſetz noch Herkommen daruber etwas beſtimmt; ſo

kann wohl nur der Landespolicey eine vollkommene
Verbindlichkeit, die Verpflegungskoſten eines Fun—
delkindes zu ubernehmen, nachgewieſen werden,
da diele Vorſorge hauptſachlich um des allgemei—
nen Beſtens willen nöthig iſt tut).

Jn

 Hierauf wird es doch hauptſachlich ankommen,
da“ die Rechtsgelehrten uber einen allgemeinen
Grundſatz nicht einig ſind. Die Meynung, daß
die Ernahrung der Findlinge der Gerichtsherrſchaft

zur Laſt falle, hat zwar die meiſten Stimmen,
aber gewiß die ſchwachſten Grunde fur ſich. Sie
der Gemeinde, wo das Kind gefunden ift, aufzu-—
legen, ſcheint nur dann recht und billig zu ſeyn,
wenn man weiß, daß das Kind aus der Gemeinde
iſt. Denn nur ihre Armen iſt jede Gemeinde nach
der Reichs-Policeyordnung, auf welche man ſich
auch hier beruft (Meiſter Pr. iur. crim. ſ. 170.
Nota h), zu erhalten ſchuldig. Nach allgemeinen
Grundſatzen durfte alſo wohl die Ernahrung und
Verpflegung der Findlinge eine Obliegenheit der
Landespolicey ſeyn. Vergl. Quiſtorp peinl.
Recht. Th. J. 285. Note t. und die dort angef.
Schriften.
Dieſem Grundſatze gemaß werden im Badiſchen

die Findlinge in das Waiſenhaus aufgenonmen.
Gerſtlacher Samml. aller Badiſchen Verordn.
II.57 Eben dieſes iſt auch in den Prauſſi—
ſchen Staaten der Fall.
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Jn den Churbraunſchweigiſchen Lan—
den gilt der Grundſatz, daß die Gerichtsherrſchaft
die Verpflegung derFindlinge urernehmen muß w).
Fur ausgeſetzte Kinder, welche in den landesherr—

lichen Aemtern in den Furſtenthumern Calenberg,
Gottingen und Grubenhagen gefunden werden,
werden die Verpflegungskoſten zur Halfte aus der
Renntkammer und zur Holfte aus der Kloſtercaſſe
hergegeben x) Arme Kinder, die von ihren El—
tern verlaſſen worden ſind, muſſen zunachſt aus
der Armencaſſe, und wenn dieſe nicht zureichend iſt,
von der Gemeinde, unterhalten werden y).

Am nachthelligſten fur die Bevolkerung ſind xI.
ubermaßige Auswanderungen. Wenn Einwan
derungen und Auswanderungen einander das
Gleichgewicht halten, wenn zwiſchen benachbarten
Staaten ein gewiſſer Wechſel, eine Art von Tauſch
der Einwohuer beſtehtz ſo iſt das eher vortheil—
haft, als ſchadlich. Die Eultur wird dadurch be
fordert, die Gewerbe werden belebt, neue Jdeen
in Umlauf gebracht, neue Unternehmungen begun—

ſtigt. Allein wenn der Bieluſt nur immer auf
der einen, der Gewinn auf der andern Seite iſt;
ſo muß dem Uebel, das dem Staate Entvolkerung
droht, nothwendig geſteuert werden. Dieß nun
iſt Pflicht der Bevolkerungspolicey.

Vor allen Dingen muß ſie die Urſachen aus
dem Wege raumen, welche die Unterthanen zum
Auswandern bewegen. Dieſe Urſachen ſind ent—

weder

w) Struben Rechtl. Bed. Th. 1. Bed. 171. ſ. 2.
x) Corp. Conſt. Cal. cap. 1. pag. 976. Willlich

Ausz. J. 888.
y) Struben a. a. O. ſ. Z.
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ü weder Nahrungsmangel, oder Arbeitsſchen, oder
11an: Druck der Reaierung oder ſchwarmeriſche Hoffnung
an grofler Vorrheile. Oft wirken alle dieſe Beweg-
14 grunde zuſammen. Als im vorigen Jahrzehend
nrt die Wueh, nach Unagrn und Polen und nach Nord

un america zu wandern, die Bewohner der Rhein—
Maqnn- und Neckargegenden ergriff; ſo hlelt man

n

unn haufig datur, blos Mangel, Armuth und Unter—

ul
druckung trieben die Unglucküchen aus lhrem Vatei
lande. Aber ganze Zuge dieſer Meuſchen, die ſo

an leichtſinnig ein beſſeres Gluck in fernen Gegenden
S ſüchten, konnten weder uber Mangel noch uber Un

inl
terdruckung klagen; ſie wollten nur noch bequemer,

h

L

noch reichlicher leben, als ſie es bisher gewohnt
waren. Der großte Theil war durch Emiſſarien
und Werber verleitet. Viele freylich wanderten,
beſonders aus kleineren Gebieten, allerdings um
defiwillen aus, weil es ihnen an hinlanglichem Un

J terhalt fehlte. Und daß dieß in kleineren Gebieten

der Fall ſeyn kann, ganz ohne Schuld der Regie—

Recht uber ubermaßiae Abgaben und Laſten, uber
Druck der Herrſchatt und der Beamten. Der
großere Theil aber war verfuhrt durch reitzende
Schilderungen und anlockende Verſprechungen 2).

Dem Nahrungsmangel muß die land- und
ſtadtwirthſchaftliche Policey vorzubeugen; einzelnen
Verarmten muß ſie Erwerbmittel und Unterſtutzung

zu verſchaffen ſuchen. Kann ſie das nicht; ſo
darf ſie auch ihr Hinwegziehen nicht hindern, ſelbſt

wenn
M. Staatswiſſenſch. Verſuche II. 23.

2) M. ſ. Journal v. u. f. Deutſchland 1784. St.g.
S. 429. St. 6. G. 659. St. 7. S. 54. 1785.
St. 6. S. 559.

nueul
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wenn aus beſondern Grunden ihre Auswande—
rungsfreyheit beſchrankt ware a). Der Tragheit
muß die Erziehunas- Unterrichts- Sitten: und
Armenpolicey entgegen arbeiten. Aller Unter—
druckung muß die Reglerung ſich enthalten, und
dieſelbe auch bey ihren Untergebenen auf keine
Weiſe dulden. Erfullt der Regent ſeine Pflich—
ten im vollem Maße, ſo wird es an vernunftigen
Grunden zu Auswanderungen großtentheils fehlen.
Einzelne freylich konnen auch bey der beſten Regie—

rung dennoch in einem anderen Lande eine gunſti—
gere Lage finden und daher zur Auswanderunn be—

wogen werden, und dieſen wird kein billiger Furſt
den Weg verſperren wollen.

Falſche Vorſtellungen von den Vorzugen an
derer Lander muſſen durch Belehrungen und Er—
mahnungen berichtigt und unwirkſam gemacht wer
denb). Zwangs mittel wurden nur jene Jrrthu

mer
a) Sehr richtig ſagt der preuſſiſche Geſetzgeber:

„Denen, welche mit ihrem erlernten Gewerbe ih—
ren Unterhalt im Lande nicht ſinden zu konnen be—
haupten, muß der Staat entweder Gelegenheit
dazu anweiſen oder ihnen die gebetene Erlaubniß
zum Auswandern ertheilen». Allg. Pr. Landr—
Th. 2. Tit. 17 H. 1356vb) Der churpfalziſche reformirte Kirchenrath verord—
nete im Jahre 1784, daß die geiſtlichen in ihren
Predigten und Ermahnungen dem Landmanne die
Leichtſinnigkeit ſeines Auswanderungstriebs vorle—
gen, demſelben ſeine Pflichten gegen den Landes-—
herrn und das Vaterland einſcharfen, das Beſte
ſeiner Familie kraftigſt vorſtellen und auf dieſe
Weiſe der ſchadlichen und immer mehr und mehr
um ſich freſſenden Auswanderung nach Kraften
auf das moglichſte Einhalt thun ſollen. Jour—

v. Bergs Policehr. Th. 2. D nal
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mer beſtarken. Hingegen iſt kein Staat ſchuldig,
Perſonen, welche die Emwohner zum Auswan—
deru verleiten wollen, zu dulden. Gegen dergleichen

Anwerber, Emiſſarien, Verfuhrer, Unterhandler
und ihre Gehülfen ſind Strafverbote gerecht
und nutzliche). Durch die Churbraunſchweigi—
ſchen Geretz: iſt verordnet, daß Niemand, wer der
auch ſeh, bey Vermeiduna empfindlicher Strafe, ſich
unterfangen ſoll, in den chuebraunſchweigiſchen
Landen Leute zum Auswandern zu bereden und ſie
zu Anbauern und Bewohnern fremder Lander zu
werben; vielmehr ſollen alle Emiſſarien, die ſolche
Auftrage haben, das Land ſogleich raumen und
kunftia vermeiden, die Unterthanen aber, welchen
deraleichen Leute bekannt ſind, den Obrigkeiten da—
von Anzeige machen, dieſe ſie ſofort in Verhaft
nehmen und, wenn ſie auch noch nichts attentirt ha
ben, als Vagabonden aus dem Lande fuhren laſ—
ſen, und es der koniglichen Regierung anzeigen;
wenn ſie aber bereits Unterthanen verfuhrt oder
zu verfuhren geſucht haben, die Sache unterſuchen,
und ſodann zu weiterer Verfugung berichten d).
We nn fremde Coloniſtentransporte durch das Land
gefuhrt werden, ſo ſoll das jedesmahlige nachſte

Grenz
nal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 10. S. 271.
Eine landesvaterliche Warnung wegen der
uberhand nehmenden Auswanderungen aus dem
Herzogthum Wirtemberg v. J. 1782. ſ. Schlo—
zers Staatsanzeigen l. S. 24. 25.

c) Kaiſerl. Edict v. 7. Jul. 1768, worinn dergleichen
Leute mit Leib- und Lebensſtrafen bedroht werden.
Moſer Reichsſtaatshandb. Th. 2. S. 121. Da—
mit ſtunmen faſt alle Landesgetetze uberein.

d) Willich Auszug J. 670. Verordn. v. 26. Sept.
1765.
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Grenzamt genau unterſuchen, ob Landesuntertha—
nen in dem Transporte befindlich ſind, welche ſo—
dann formlich vernommen werden muſſen, wo,
vor wem, unter welchen Umſtanden, unter welchen
Bedingungen ſie engagirt worden, aus was fur
Urſachen ſie wegziehen u. ſ. w. Wenn ſie nun
auf die ihnen zu machende Vorſtellurgen mitzuge
hen nicht geneigt, oder aber irgend verfuhrt, oder
uberhaupt den vorhandenen Verordnungen zuwi—
der innerhalb Landes engagirt waren; ſo ſind ſie
ſofort von dem Trausporte zu nehmen, und freyh
ihren Weg ziehen zu laſſen e).

Durch Strafverbote undandereZwangs—
mittel darf in der Regel das Auswandern

teutſcher Unterthanen nicht verhindert werden. Die
Auswanderungen aus einzelnen teutſchen Staaten
in andere ſind bloß Gegenſtand der Landespoliecy.
Die Auswanderungen aus dem teutſchen Reiche in
fremde Staaten beſchaftigen hingegen mit Recht
auch die Reichspolicey. Jn beyden Ruckſichten gilt

aber die Regel: Der freye teutſche Unter—
than iſt nicht an die Erde gebunden, die
er bewohnt, und keine Policeygewalt iſt
berechtiget, ihn wider ſeinen Willen zu—
ruck zu halten. Weder das allgemeine Staats—
recht, noch teutſche Geſetze und Gewohnheiten, feſſeln
den Staatsburger mit unaufloslichen Banden an
die Staatsaeſellſchaft, mit der er bisher verbunden
war. Er hat das Recht, ſie zu verlaſſen und in
eine andere zu treten Dieß Recht iſt durch

D 2 dase) Verordn. v. 20. May 1768. F. Z. Willich
Suppl. S. toa. Hann. Anz. 1795. St. 47.
Ausnahmen von dieſer Regel wegen beſonderer

Verhaltniſſe, z3. E. wegen ſtrenger Leibeigenſchaft
oder
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das allgemeine Herkommen in Teutſchland aner
kannt und ſelbſt durch reichsgerichtliche Erkenntniſſe
auſſer Zweifel geſetzt h). Jn ſehr vielen Landes-
geſetzen iſt es ausdrucklich beſtatigt, und nur we—
nige neuere (ſeit dem erſten Viertel dieſes Jahrhun
derts) haben es aufgehoben und an ſeine Stelle
ſtrenge Auswanderungsverbote geſetzt 8). Einige
derſelben ſind blos gegen den gemeinſchadlichen Miß
brauch des Auswanderungsrechtes gerichtet n) und
daher allerdings zu billigen i); andere hingegen ſind
vollig unbedingt und uneingeſchrankt, folglich mit
der teutſchen Freyheit nicht zu vereinigen.

Wenn freylich die Unterthanen in ganzen Zu
gen, ohne erhebliche Urſachen, aus Leichtſinn, viel—

leicht

oder vertragsmaßiger Verpflichtung, finden aller—

dings Statt. Moſer v. d. Landeshoheit in An—
ſehung der Unterthanen Perſonen S. 218.

ſ) Es laufe, erklarte einſt der Reichshofrath, wi—
der die teutſche Freyheit, den Unterthanen das
ius emigrandi zu entziehen. Fabers Staatskanz-
ley Th. a9. S. 463. Struben Nebenſl. Th. 3.
Abh. 18. F. 5. Vergl. Heyd de iure emigrandi
in Germania. Stuttg. 1775. deidenſticker de iure
emigrandi ex moribus germanorum, iure com-
muni, et legibus imperii conſtituto. Gött. 1788.
VVieſand de limitibus, quibus facultas domicilii
mutandicircumſcribitur. Vitemb. 1791. und die
von dieſen angefuhrten alteren Schriftſteller.

z) Beyſpiele von beyden ſ. Jeidenſticker l.c. ſ. 31.
h) Dahin gehoren auch noch die Auswanderungsver

bote im Herzogl. Braunſſchweig. v. 1784.
(Journal v. u. f. Teutſchl. 1784. J. 446.); in der
Pfalz v. 1785. (Daſelbſt 1785. J. 2a48.); im
Heſſen-Darmſtadt. v. 1787. (Daſ. 1787. II.
244).

i) Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung der Un—
terthanen Perſonen c. S. 217.
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leicht, durch Emiſſarien und Werber verleitet, ihr
Vaterland verlaſſen; wenn das Auswandern eine
allgemeine, landesverderbliche Seuche wird: ſo iſt
es Pflicht der Landespolicey, dieſem gemeinſchad—
lichen Mißbrauch moglichſt zu ſteuern. Es iſt in
dieſer Hinſicht billig, daßz keinem Unterthauen ver—

ſtattet werde, ohne Vorwiſſen des Staates auszu—
wandern k). Dadurch wird die Obrigkeit in den
Stand geſetzt, die Urſachen der vorhabenden Aus—
wanderungen zu prufen, die Plane der Leute kennen
zu lernen, ſie von dem, was ſie im Auslande erwar
ten konnen, zu unterrichten, ihnen eine grundlichere
Prufung ihres Entſchluſſes zu erleichtern und ſie
vielleicht auf dieſem gutlichen Wege davon zuruck
zu bringen. Ohne rechtliche Urſachen darf ihnen
jedoch die Entlaſſung nicht verſagt werden; und ge
ſchieht dieß dennoch, ſo konnen ſie die Hulfe der
hochſten Reichsgerichte nachſuchen und eines er
wunſchten Erfolges gewiß ſeyn H.

Leichtſinnige Auswanderer, die, in ihrer Er—
wartung betrogen, wieder zuruckkehren, muſſen
entweder gar nicht, oder doch nicht ohne einige
Schwierigkeit aufgenommen werden. m). Einem
Unterthanen, der an einem anderen Orte ſein beſ—

D 3 ſeresL) Dieß iſt in den meiſten teutſchen Landern verord—

net. Moſer a. a. O. S. 219. Seidenſticker
J. c. J. Z4. Es kann aber nicht, wie einige, z. E.
Stryk de domicilii mutatione Cap. s. u. 37.
glauben, auch da gefordert werden, wo es durch
keine ausdruckliche Verordnung vorgeſchrieben iſt.
Strube Rechtliche Bed. Band 5. Bed. 76.

H Moſer a. a. O. S. 219.
m) Churpfalziſche Verordn. v. 1785: “Diejenigen,

welche ohne landesherrliche Erlaubniß ausgewan—

dert
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ſeres Unterkommen finden kann, oder den beſon
dere Umſtande zur Auswanderung veranlaſſen,
wird billig der Abzug ſogar erleichtert. Gehen
hingegen die Auswanderungen ins Große, ſo iſt
es der Landespolicey nicht zu verdenken, wenn ſie,
ſtatt der Ecleichterung, vielmehr jedes erlaubte
Hinderniſſe entgegen ſtell. So wurde im Jahre
1733 durch ein churbraunſchweigiſches Ge—
ſetz verordnet: “da verſchiedene Landesunterthanen
ſich auf die Gedanken bringen laſſen, als GColoni—
ſten uach America zu gehen, wozu ſie ſich durch
Leute bereden laſſen, die im Lande herumziehen und

zu ihrem Zwecke dienliche gedruckte Nachrichten
ausſtreuen; ſo iſt, obglelch den Unterthanen, wo
ſie nicht Leibeigene ſind, zwar ihre naturliche Frey—
heit nicht zu benehmen, dennoch aber auch nicht zu
geſtatten, daß ſie abſpenſtig gemacht werden und
ohne vernunftige Urſache aus dem Lande laufen.
Zudem ſind diejenigen Leute, welche ſich als Emiſſa
rien oder Werber angeben, nicht befugt, in fremden
Landern, ohne Erlaubnitz der Regierung des Lan
des, dergleichen Werbungen. anzuſtellen, nicht zu
gedenken, daß es ihnen an den gehorigen Legiti—
mationen vollig fehlet, mithin das ganze Geſchaft
auf eine Hintergehung und Menſchenkauferey hin
auslauft. Die Obrigkeiten ſollen daher die Unter—
thanen davon unterrichten und ſie beſtens warnen
und abmahnen, auch ihnen, wenn ſie gleich ſonſt
in Umſtanden waren, warum ihnen die Erlaubniß

zur

dert ſind, ſollen bey der in entſtandener Erwartung
ihrer Abſichten und verzehrter Habſchaft ergreifen—
den Ruckkehr, der Wiederaufnahme unwurdig an—
geſehen, alſo behandelt, ab- und fortgewieſen
werdenv.
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zur Emigration nicht zu verſagen ſtunde, weder
durch Paſſe noch auf andere Art dazu bekoördenlich
ſeyn; diejenigen aber, welche in irgend einem Nexu
ſtehen, um welches willen ſie fuglich an der Emi—
gration behindert werden konuern, davon wirklch
und allenfalls durch Zwangsmittel abhalten n)“.

Die Rachſteuer oder Auswanderungsaabelle
wird wenigſtens ihrem Urſprunge nach nicht ohne
Grund als ein Mittel angeſehen, die Auswande—

rungen zu erſchweren o). Jndeſſen mag die Er
fahrung dieſes Vorbeugungsmittel doch nicht ſehr
empfohlen haben, da es von ſo vielen Staaten
gegenſeitig aufaehoben worden iſt p), und, ware
Erſchwerung des Auswanderns allein der Grund,
ſo wurde es als billig und rechtmaßig ſchwerlich
anerkannt werden knnen. Wenn das Auswan
dern erlaubt iſt: mit welchem Rechte will man
eine Geldſtrafe darauf ſetzen?

Gegen Auswanderungen in ganz fremde
Staaten hat ubrigens die Landespolicey des Bey

ſtandes der Reichspolicey ſich zu erfreuen.
Doch darf auch dieſe nur dem Mißbrauche Grenzen
ſetzen, keinesweges aber die Freyheit der teutſchen
Burger, in fremde Lander auszuwandern, ganz
aufheben. Aus dieſem Geſichtspuncte ſind die
zuerſt in dieſem Jahrhundert gegen das uberhand
nehmende Emigriren der teutſchen Reichsuntertha
nen in fremde, mit dem Reiche in keiner Verbin
dung ſtehende Lander erlaſſenen Verfugungen des

D 4 hochm) Willich Ausz. J. 669.
o) Runde teutſches Privatrecht ſ. z22. M. Staats-

wiſſenſchaftl. Verſuche II. 84. 85.
p) Beyſpiele ſ. Reuß Staatskanzley XI. 287. XX.

450o. XXI. 377.
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hochſten Reichsoberhauptes zu betrachten. Es
war nach dem ſiebenjahrigen Kriege, als die Be
gierde, nach Preuſſen, Polen, Rußland, Un—
garn und Amerika zu wandern, einen großen
Theil der teutſchen Einwohner gleich einer Seuche

erariff, Wohlhabende und Arme mit gleicher Ge—
walt fortrißgz, und die Bemuhungen zahlreicher
Emiſſarien mit dem glucklichſten Erfolge lohnte.
Unter dieſen Umſtanden forderte der Kalſer die
ſammtlichen Reichsſtande durch ein allaemeines
Edict auf, Niemanden auſſer des Reichs Grenzen
den Ausgang zu verſtatten, auf die, welche ſich
heimlich entfernen wollen, genau Acht zu geben,
ſie auf Betreten gefanglich anzuhalten, nach Be
fund mit angemeſſener Strafe zu belegen, ihnen
die Verauſſerung ihrer Guter zum Behuf der Aus
wanderung nicht zu geſtatten, die Emiſſarien aus
zukundſchaften, anzuhalten und mit ſchwerer Strafe

zu belegen q). Unter ahnlichen Umſtanden wird
dieſes Edict mit vollem Rechte angewendet werden
konnen; einzelne dem gemeinen Weſen unſchadliche
Auswanderungen trifft es nicht.

Uebrigens tragt auch die Kreispolicey
das Jhrige dazu bey, die dem Reiche nachtheiligen
Auswanderungen zu verhindern, ſo wie nicht we
niger die Reichsgerichte befugt ſind, die Landes—
herrn zu der nothigen Aufmerkſamkeit gegen dieſes
gemeinſchadliche Uebel aufzufordern. Jn Gemaß-
heit des eben angefuhrten Kalſerlichen Edicts er
giengen von mehreren Kreiſen ſtrenge Emigra—

tions

q) Moſer Reichsſtaatshandb. Th. 2. S. 121. Heyd
J. c. p. Go Seidenſticker l.c. p. J65. Moſer
v. d. t. Kreisverf. S. 758.
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tionsverbote, und der Kaiſerliche Reichshofrath er—
ließ an verſchiedene Reichsſtande geſcharſte Reſcripte

wider die Werbung fur Auslander?).

Die altteutſche Neigung, in fremde Kriegs-XiI.
dienſte zu treten, konnte der Bevolkerung leicht
hochſt nachtheilig werden r). Freylich ſind jetzt
die Unternehmungen einzelner Kriegshauptleute,
die auf gut Glucke einen Haufen ſammelten und
ihn dem, der ſie am beſten bezahlte, zufuhrten,
nicht mehr gewohnlich. Aber die meiſten fremden
Machte ſchicken ihre Werber nach Teutſchland,
welches man langſt ſchon als ein großes Meuſchen
magazin zu betrachten ſcheint, wo jeder Kaufer
finden kann, was er nothig hat. Damit nun

Ceutſchland durch freude Werber ſeiner Einwoh—
ner nicht beraubt werde, iſt geſetzlich verordnet,
daß denjenigen fremden Machten, die nicht ſelbſt
anſehnliche Reichslande beſitzen, nicht anders, als
mit Bewilligung des Kaiſers und Reichs, eine
Werbung in Teutſchlaud verſtattet werden ſoll 5).

Von jedem Reichsſtande hangt es ubrigens
ab, ob er einer fremden Macht, welche ſelbſt an
ſehnliche Reichslande beſitzt, oder einem andern

D 5 ſeinerNeueſte Staatsangelegenheiten T. 1. P. 1. p. 97.
Moſer Reichsſtaats-Handb. 1768. B. 3. C. 5.
F. 4. u. S. 520. daſ. 1776. Th. 1. B. 1.
C. 1. ſ. iʒ.

r) Vergl. Struben von der teutſchen Landſaßen
und Unterthanen Freyheit, in fremde Dienſte zu
treten. Jn ſ. Rebenſt. Th. 3. Abh. 18.

s) Wahlcap. (1790) Art. 4. F. 14. Dieſe Verord—
nung kann. auch, je nachdem die Umſtande ſind, auf
Subſidientractate wohl angewendet wer—
den. Häberlin Handbuch des teutſchen Staats—
rechts I1I. 208.



58 Bauch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 2.

ſeiner Mitſtande, die Erlaubniß zur Werbung
in ſeinem Lande ertheilen will oder nicht. Das
letztere wurde, wenn es ſonſt die politiſchen Ver—
haltniſſe erlauben, immer das rathſamſte ſeyn, und
die meiſten der großſeren teutſchen Staaten haben
auch kein Bedenken gefunden, alle fremde Wer—
bungen ohne Unterſchied zu verbieten t). Jn wie
fern aber den Unterthanen verboten werden kann,
unangeworben und aus eigener Bewegung in fremde

Krirgsdienſte zu treten, dieß hanat von der
Verfaſſung eines jeden Landes und den jedesmah
ligen Uniſtanden ab. “Unter dem Vorwande der
allaemeinen Wohlfahrt kann den Unterthanen die

Freyheit, in fremde Krieasdienſte zu treten, nicht
auf immer entzogen werden. Wollte alſo ein
Furſt, dem es zu Leiſtung desjenigen, was er
dem Reich ſchuldig iſt, und zu ſeines Landes Ver
theidigung an Soldaten nicht fehlet, nur etwa
um dem Adel Wehe zu thun, oder aus andern
unerheblichen Urſachen, ſelbigem verbieten, in
fremder Herren Dienſte zu treten, ſo klaget dieſer
villig daruber bey den hochſten Reichsgerichten,
und es wird ihm die oberrichterliche Hulfe nicht
entſtehen. Jn den mehreſten Landern iſt auch
denen Landſtanden beſonders verſprochen, ſie bey
ihren hergebrachten Freyheiten zu laſſen, worun
ter die Freyheit mit begriffen, fremden Herren zu
dienen, welche daher ohne ihre Einwilligung nicht

ge
t) Vergl. Th. 1. S. 412. a13. Churbraun—

ſch w. Verordn. v. 10. Jul. 1722. 14. Dec. 1731.
21. Febr. 1737. 9. Oct. 1750. 13. Dec. 1762.
Wil lich Ausz. J.g61 f. Samml. der Heſſen—
Caſſel. Verordn. VI. 680. 873. Spalding Re-
pertor. iur. Mecklenburgici pag 834. Preuſſ.
allgem. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſJ. 143.
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geſchmalert werden mag. Ware aber ſolche Frey
heit durch beſondere Landesgeſetze eingeſchrankt; ſo
kann man ſich nicht weiter darauf bernfen. Denn in
dem die Unterthanen dergleichen Einſchränkung ge—
ſchehen laſſen, haben ſie ſich derſelben begeben u)“.

Die Churbraunſchweigiſchen Unter—
thanen durfen nicht in fremde Kriegsdienſte treten.
Jeder Hausvater, welcher bemerkt, daß ſein
Sohn, Knecht, Dienſtbote, Geſelle oder Lehr—
junge, Luſt bezeigt und ſich dazu anſchickt, auſſer—
halb Landes ſich zu begeben, um allda Kriegsdlenſte
zu nehmen, iſt ſchuldig, ſolches ſofort ſeiner Orts
obrigkeit anzuzeigen, und die wirkliche Ausfuhrung
des Vorhabens mit Fleiß und Sorgfalt verhindern
zu helfen. Wenn deſſen ungeachtet ein Landesun
terthan in fremde Kriegsdienſte tritt; ſo ſoll er ſein
Erbtheil und ſonſtiges Vermogen verlieren, oder
in deſſen Ermangelung bey ſeiner Ruckkehr ins
Land mit dem Karrenſchieben, nach Befinden, auf

gewiſſe Zeit beſtraft werden. Hiervon ſind jedoch
diejenigen Unterthanen ausgenommen, welche bey

ſolchen Herrſchaften in Kriegsdienſten befindlich ſind,
mit welcher berelts Cartel errichtet iſt oder kunftig

errichtet werden durfte v).

Selbſt die Reiſen auſſer Landes hat man in
einigen Staaten einſchranken zu muſſen geglaubt, da
mit dadurch keine Gelegenheit zu Auswanderungen
gegeben werde. Doch mogen auch Finanzgrunde
dabey mit gewirkt haben. Jn den oſterreichi
ſchen und preuſſiſchen Staaten finden ſolche Ein

ſchran

u) Struben. Nebenſtunden Th. 3. Abh. 18. ſ. 4.

v) Willich Ausz. J. göo f.
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ſchrankungen Statt v). Eine gewiſſe Aufmerk
ſamkeit der Staatspolicey auf das Reiſen in fremde
Lander iſt nun zwar in ſehr vielen Hinſichten nutz—
lich und zweckmaßia; allein willkuhrliche Einſchran

kungen deſſelben, Verſagung der nachgeſuchten Er
laubniß ohne hinreichende Grunde, oder laſtige
Bedingungen bey der Bewilligung derſelben, kon—
nen mit Recht als Eingriffe in die burgerliche
Freyheit angeſehen werden.

Aus deriſelben Geſichtspunete ſind die Ver—
bote zu betrachten, welche hin und wieder gegen

das Wandern der Handwerker ergangen ſind x).
Die Nothwendigkeit, auſſer Landes zu wan
dern, mag immer aufgehoben werden, aber die
Freyheit, es nach eigenem Belieben zu thun,
ſollte den Unterthanen, beſonders in kleinern
Staaten, wenigſtens nicht ganz entzogen werden.
Nur da, wo eine allgemeine ſtrenge Verpflichtung
zum Kriegsdienſte landesverfaſſungsmatzig Statt
hat, konnen einſchrankende Wanderungsgeſetze
durch die Umſtande nothwendig werden. Vielleicht
ware es aber hinreichend, wenn nur eine beſtimmte
Zeit zur Ruckkehr vorgeſchrieben und darauf mit
Nachdruck gehalten wurde.

vvr) Heumann ius polit. h. 6s. Fiſcher Cameral—
und Policeyrecht Th. 1. J. 364. Moſer v. d.
Landeshoheit in Policeyſachen S. 104.

x) S. z. E. Heſſen-Caſſel. Verordn. v. 2. Febr.
1781. Samml. VI. 1018. Vergl. Journal v. u.
f. Teutſchland 1785. J. 447.

Drit—
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Drittes Hauptſtuck.
Recht der Geſundheitspolicey.

Erſte Abtheilung.

Allgemeine Grundſatze. Recht der Medicinalanſtalten.

J. Begriff und Umfang. II. Recht der Sanitats- und
Medicinalgeſetzgebung und Anordnung. III. Recht der Metdi—
cinalanſtalten. Medieciniſche und Sanitatscolleggen. IV. Phy—
ſicate. V. Phyſicaliſche Topographien. VI. Aerzte und Wund.
arite. VII. Apotheker. VIII. Krankenwarter. IX. Kranken-
haufſer. Tollhauſfer. X. Geſundbrunnen und Bader.

—ie Gefahren, womit die Geſundheit der Bur1.
ger bedrohet oder betroffen wird, ſind wegen ihres
traurigen Einfluſſes auf die Bevolkerung, die Cul
tur und den Flor des Staates in ſo hohem Grade
gemeinſchadliche Uebel, daß ſie die vorzugliche Auf
merkſamkeit der Staatspolicey unſtreitig verdienen.

Alles, was der Geſundheit nachtheilig ſeyn kann,
moglichſt zu entfernen, die Mittel zur Erhaltung
und Wiederherſtellung der Geſundheit zu erleich—

tern, iſt Pflicht der Geſundheitspolicey.
Jndem ſie fur die Reinigkeit der Luft, fur

die Gute und Unſchadlichkeit der Lebensmittel und
anderer Bedurfniſſe, welche auf die Geſundheit
Einfluß haben konnen, Sorge tragt; indem ſie
Rath und Hulfe zur Vermeidung der Krankhei
ten und zu ihrer Heilung darbietet; indem ſie

ſelbſt
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ſelbſt die Koſten, welche die Erhaltung der Ge
ſundheit erfordert, durch ihre wohlthatigen Anſtal
ten und Einrichtungen vermindert iſt ſie allen
eine willkommene Freundin. Jhre Warnungen,
Lehren und Ermahnungen werden wenigſtens ohne
Widerwillen gehort. Aber ſie muß auch befeh
len, gebieten, verbieten, ſtrafen und da ent
ſteht dann nicht ſelten Klage uber Anmaßung und
ungebuhrlichen Zwang. Soll ich, fragt ſo man
cher, nicht einmahl Herr uber meinen Korper
ſeyn; niqtt einmahl die Mittel ſelbſt wahlen, die
ich mir dienlich halte; nicht einmahl uber das,
was meiner Geſundheit zutraglich ſeyn mag oder
nicht, ein vollig freyes Urtheil haben?

Allerdings darf die Geſundheitspolicey die
Burger nicht wie Kinder behandeln, denen der
Vater die heilende Arzney auch wohl mit Gewalt
eingießt. Sie vorzuglich muß mehr durch gutliche,
als durch Zwangsmittel wirken; durch menſchen-
freundliche Aufmerkſamkeit Ungluck zu verhuten,
durch Belehrung und Warnung Vorurtheile und
Jrrthumer zu vertilgen, durch Ermahnung und
Aufmunterung den Gebrauch der zweckmaßigſten
Mittel zur. Erhaltung und Wiederherſtellung der
Geſundheit allgemein zu machen ſuchen.

Aber ſollte ſie nie und in keinem Falle Zwang

brauchen durfen? Sollte ſie dem Verkauf und Ge
nuß ſchadlicher Nahrungsmittel, der Unmaßigkeit
und Vollerey, dem Leichtſinne, der morderiſchen
Vergnugungen nachjagt, der Thorheit, die zu
Quackſalbern wandert und zweckmaßige Hulfe ver
ſchmaht; ſollte ſie all' den widerſinnigen Gewohn
heiten, den unvernunftigen Handlungen, wodurch

ſo
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ſo mancher, wenn gleich ohne Gift, oder Kugel,
oder Meſſer oder Strang ſich ſelbſt mordet, mit
kalter Gleichgultigkeit zuſehen? Und ſoll ſie das,
um der burgerlichen Freyheit willen, muſſen?

Der Staat iſt berechtiget, von jedem Bur—
ger zu fordern, daß er mit allen ſeinen Kraften
zur Erreichung des Staatszweckes mitwirke.
Thut er das nicht; ſo hat er auf den Genuß der
mit der Staatsgeſellſchaft verbuudenen Vortheile
kein Recht. Denn dieß hat er nur, in ſo fern er

auch von ſeiner Seite den Staatsvertrag erfullt,
d. h. ſeine Krafte nicht blos nach ſeinen Aöſichten
und nach ſeiner Willkuhr, ſondern auch fur den
Staatszweck anwendet. Frehylich iſt der Fall
moglich, daß er dieß nicht kann; entweder ohne
ſeine Schuld oder durch ſeine Schuld. Jn jenem
Falle kann ihm Verletzung des Vertrags nicht
zur Laſt gelegt, folalich auch die Theilnahme an
den Vortheilen der Staatsverbindung nicht entzo—

gen werden. Jn dieſem Falle hingegen ſetzt er
ſich ſelbſt in die Lage, nur zu genießen, und
nichts dagegen zu geben. Dazu aber hat er kein
Recht. Wenn der zum Kriegsdienſte Verpflich-
tete ſich ſelbſt verlezt, um durch Unbrauchbarkeit
ſich frey zu machen, iſt er nicht ſtrafbar? Wer
abſichtlich oder durch Nachlaſſigkeit zur Erfullung
ſeiner Pflicht gegen den Staat ſich untuchtig
macht, ſollte der ſtraflos ſeyn; nicht zum aller—
wenigſten, durch Zwangsmittel zuruckgehalten
werden konnen?

Von jedem Staatsburger kann die Verwen
dung ſeiner Krafte fur den Zweck des Staats

ge
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gefordert und nothigen Falles erzwungen werden.
Ob er ſie verweigert, ob er dem rechtmaßigen
Zwange ſich widerſetzt, oder ob er den Gebrauch
ſeiner Krafte durch ſeine eigene Schuld erſchwert,
vermindert oder gar unmoglich macht, iſt vollig
einerley. Der Staat kann folglich von ihm for—
dern, daß er auch das letztere nicht thue, ſondern
vielmehr fur ſeine Selbſterhaltung ſorge. Er
fullt er dieſe Pflicht nicht; ſo findet Zwang Statt,
und als Zwangsmittel auch, was freylich hier
uneigentlich ſo heißzt, Strafe

Der Staat iſt alſo verbunden und berech—
tigt, ſowohl dafur zu ſorgen, daß die Geſundheit
der Burger erhalten werde, als auch darauf zu
ſehen, daß die Krankheiten der Burger aufs beſte
und zweckmaßigſte gehoben werden. Der Bur—
ger hingegen iſt verpflichtet, nichts zu thun, was
ſeiner Selbſterhaltung entgegen iſt, und dle zweck

maßig

.2) Muthwillige Vernachlaſſigung der Geſundheit,
oder mittelbarer Selbſtmord, iſt ſo wenig Ver—
brechen, als der eigentliche Selbſtmord (Th. 1.
S. 315. 316. Aber pflichtz und vertragzwidriq
gegen den Staat iſt ſie allerdings, und darum
iſt der Staat zu Zwangsmitteln berechtigt, die
die Policeygewalt in der Regel am zweckmaßigſten
ausubt, ob gleich in gewiſſen Fallen auch die Ju—
ſtizgewalt dabey concurriren kann. Daraus folgt
aber nicht, daß nun jedes Leibesgebrechen von der

Staatspolicey als ein Gegenſtand ihrer Vorſorge
und ihres Zwangsrechts zu Operationen, Amputa—
tionen u. ſ. w. anzuſehen iſt, wie man, doch wohl
nur ſcherzweiſe, daraus hat folgern wollen.
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maßigſten Mittel zur Erhaltung und Wiederher—
ſtellung ſeiner Geſundheit zu gebrauchen a).

Allein ſelbſt in den Fallen, wo Zwang er—
laubt iſt, wird ſehr oft durch Belehrung, War
nung und Ermahnung nmiehr, als durch Gebot,
Verbot und Strafe, ausgerichtet werden konnen.
Es iſt daher in practiſcher Hinſicht allerdings wich
tig, die Verhaltniſſe naher zu beſtimmen, unter
welchen das eine oder das andere vorzuziehen ware.
Einige ſehr einſichtsvolle Bemerkungen uber dieſen
Punet ſcheinen hier um ſo mehr eine Stelle zu
verdienen, da ſie nur gelegentlich an einem Orte,
wo man ſie ſo leicht nicht auffinden durfte, ge—
macht worden ſind b).

“Gegen alle Nachlaſſigkeiten oder Vergehun
gen wider die Geſundheitsordnung, welche auf
das Wohl und die Geſundheitsſicherheit aller oder
doch der meiſten Mitburger eines Staats einen
nachtheiligen Einfluß haben, ſind Geſetze recht—
maßig und nothwendig. Daher ſind Geſetze, die
dem Pfuſcher das Quackſalbern, dem Weinhand
ler das Weinverfalſchen, dem Unbeſonnenen das
ſchnelle Reiten oder Fahren in den Straßen, dem
ſchmutzigen Fuhrmann das Anhaufen des Dun—
gers vor ſeiner Wohnung u. ſ. w. verbieten, ge
recht und nothwendig“.

Jede
a) M. Staatswiſſenſchaftl. Verſuche II. 278 f.

b) Scherf Archiv der mediciniſchen Policey B. IV.

Abth. 2. G. 85. 86.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. E
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“Jede Freyheit eines einzelnen Menſchen,
die dem off. atlichen Wohl nachtheilig werden kann,
darf durck Geſetze eingeſchrankt werden. Hinge—
gen dartf ſich eine gute Policey nie in das Jnnere
einer Haushaltung miſchen, ſo lange durch ſie nicht

das offentliche Wohl des Staats Schaden leidet,
oder in Gefahr konmt. Jch mocht' es keiner ein
zelnen Hausholtung verbieten, fette, alte Kaſe
zu genießen; aber ich wurde es unterſagen, der—
gleichen ſchabliche Kaſe offentlich feil zu bieten.
Gegen der Geſundheit nachtheilige Fehler und
Vergehungen einzelner Menſchen oder Haushal
tungen gelten nur Warnungen und Aufklarung,
in ſofern jene nicht die offentliche Geſundheit un—
tergraben. Mich dunkt, ein Collegium medicum
muſſe ſich eben ſo angelegen ſeyn laſſen, durch
Warnungen und Aufklarung dem Staat, fur deſ—
ſen Wohl es errichtet iſt, nutzlich zu werden, als
durch Geſetze. Ach! es giebt der Unordnungen,
Mißbrauche, Fehler, Vorurtheile ſehr viel, die
ohne Ediet nur durch aute VBeyſpiele, durch Un—
terricht und Warnungen abgeſtellt werden konnen.
Die Schritte, die Teutſchland ſeit den letzten bei
den Jahrzehenden in der Aufklarung weiter
gethan hat, machen, daß wir jetzt viele der Ge
ſundheit nachtheilige Dinge unterlaſſen, ohne daß
uns ein landesherrlicher Vefehl dazu verbindet,
die vormahls durch eigene Geſetze hatten verboten

werden muſſen.
1

MWare

Jn ſofern ſie nicht durch Haufigkeit oder gar All.—
gemeinheit wahrhaft gemeinſchadlich werden.

Geſchrieben 1786.
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„Ware aber ein Volk ſo halsſtarrig oder ſo
nnaufklarbar, daß wiederhoh'te Muhe, wieder
hohlte Warnungen doch fruchtlos blieben, und
wo die ungeſunden Vorurtheile unter dem Volk
ſo allgemein im Schwang giengen, dag ſie nicht
einzelne, ſondern zahlreiche Todesfalle verurſach—

ten, da mochten eigene Geſetze gegen dieſe Vorur
theile gerecht, menſchenfreundlich und erforderlich

ſeyn. Ein Volk, das ungeachtet alles Unterrichts,
aller Warnungen, doch ſeine Tochter in Schnur—
bruſte einpanzerte, ſeinen Schwangern tobende
Tanze anſtellte, und ſeinen Junglingen unbeſonne
nes Baden oder Schwimmen erlaubte, kann ſich
nicht uber Druck beſchweren, weun ſeine Obrig—
keit die Schnurbruſte unterſagt, die Tanze anord
net und das Baden einſchrankt; denn ein ſolches
Volk bedarf eines Vormundes, der nicht bittet
oder warnt, fondern befiehlt. Es hat noch nicht
denken und noch nicht prufen gelernt, und es iſt
ihm heilſam und furs Ganze gerecht, daß andere
ſtatt ſeiner denken und prufen, denen es gehor—

chen muß'“.

Die Geſundheit der Burger war von je her 1.
ein wichtiger Gegenſtand der aufſehenden, geſetz
gebenden und anordnenden Gewalt c). Die

Staats
o) Eine intereffante hiſtoriſche Abhandlung ſ. in Pyls

Repertorium fur die offentliche und gerichtliche Arz—
nueywiſſenſchaft Th. 2. S. 167 f. Th. z. S.  f.

und S. 183f Ackermanns Erlauterung derwichtigſten Geſetze welche auf die Medicinalver—

faſſung Bezug haben und vom erſten bis zum 13.
Jahrhundert gegeben worden ſind.

E 2
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Staatspolicey zieht von den Gefahren, die der
Geſundheit der Burger drohen, Erkundigung ein,
und ſucht die Mittel, ſie abzuwenden, ſorgfaltig
auf; ſie giebt Geſetze und trifft Anſtalten, welche
theils die Erhaltung der Geſundheit, theils die
Heilung der Krankheiten der Burger zum Zwecke
haben Sanitatsgeſetze und Anſtalten;
Medicinalgeſetze und Anſtalten q).

Haufig ſind es beſondere Veranlaſſungen
und Gegenſtande, auf welche ſich einzelne Sani
tats- und Medicinalgeſetze beziehen und gemeinig
lich ſind mit dieſen beſtimmte Belehrungen, wor
nach die Unterthanen in vorkommenden Fallen ſich
zu richten haben, verbunden. So ſorgt die Ge
ſundheitspolicey nicht blos fur die Reinigkeit der
Luft, indem ſie Austrocknung der Sumpfe, Rein
haltung der Straßen u. ſ. w. befiehlt und veran
ſtaltet, oder Gewerbe, die die Luft verpeſten, aus
dem Umkreiſe der Wohnungen verbannt, ſondern
ſie giebt auch Anleitung, wie die verderbte Luft
mit Erfolg verbeſſert, wie ein damit angefullter
Ort ohne Nachtheil, oder doch mit geringerer Ge—
fahr, beſucht werden kann. Eben ſo ermahnt
ſie nicht blos zum Gebrauch geprufter Aerzte und
heilſamer Arzneyen; ſondern ſie belehrt den Bur
ger auch uber die Mittel, das Gift anſteckender
Krankheiten von ſich abzuhalten.

Es konnen aber auch allgemeine Grundſatze
von der Verwaltung der offentlichen Geſundheits
pflege und der mediciniſchen Policey in einem Ge

ſetze

d) Vergl. Jung Staats-Policehwiſſenſchaft ſ. Zz f.



Recht der Geſundheitspoliceh. 69
ſetze zuſammengefaßt und zur Richtſchnur fur alle
kunftige Falle vorgeſchrieben werden. Dieß ge—
ſchieht durch die ſogenannten Medicinalord
nungen.

Jn der Regel ſtehet es den teutſchen Landes
herrn vermoge der Policeygewalt frey, dergleichen

Ordnungen nach Gutbefinden zu erlaſſen. Doch
hangt es von der beſonderen Verfaſſung eines je—

den Landes ab e), ob und in wie fern die Land
ſtande daran Theil zu nehmen befugt ſind H.

Die meiſten einzelnen Sanitats- und Medi—
einalgeſetze, ſo wie die Medicinalordnungen, finden
ſich theils in den allgemeinen Sammlungen teut—
ſcher Landesgeſetze, theils in ſolchen Schriften,
welche der Cultur der Geſundheitspolicey unmit—

telbar gewidmet ſind g). Manche intereſſante

Esz Vere) Th. 1. S. 188 f.
So heißt es z. E. in dem Eingange der Lippi—
ſchen Medicinalordnung v. 1799: Nachdem Wir

eine beſſere Einrichtung des Medicinalweſens
und zu deren Aufrechthaltung die Bekanntmachung
einer eigenen Medicinalordnung mit patrioti—
ſchemBeyſtandUunſerer getreuen Stande
von Ritterſchaft und Stadten beſchloſſen
haben», u. ſ. w. Jn der Hildesheimiſchen
Medicinalordnung heißt es im Eingang: nach vor—
hergegangener von Uns beliebter Communica—
tion mit Unſern getreuen Standenn. Scherf a.
a. O. J. 6G.

z) Hieher gehoren hauptſachlich: Udens und Pyls
Magazin fur die gerichtliche Arzneygelahrtheit und

mediciniſche Policeh; Pyls neues Magazin unter
demſelben Titel; Scherfs Archiv der medicini—
ſchen Policen und gemeinnutzigen Arzneykunde. Deſ—

ſel—

rkn
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Verordnung findet man auch in den beſſern Zeit
ſchriften, z. E. dem Schlozeriſchen Briefwech
ſel und den Staatsanzeigen, dem Journal von
und fur Teutſchland, den Ephemeriden der
Menſchheit c. Eigene Sammlungen von Lan
despolieeygeſetzen, welche das Medicinalweſen be

treffen, ſind ſelten h).

Unter den neuen Medicinalordnungen wer—
den von Kennern vorzuglich empfohlen die Heſ—

ſen—

ſelben Beytrage zum Archiv d. med. Policeh. Die
vor kurzem erſt angefangenen Schleswig-Hol—
ſteiniſchen Blatter fur Policey und Kul—
tur werden gleichfalls Behtrage zur Sanitats—
und Medicinalgeſetzgebung liefern. Ein, jedoch
ſehr unvollſtandiges, Verzeichniß von Medicinalge—

ſetzen liefert Daniel in ſ. Entwurfe einer Biblio:
thek der Staatsarzneykunde S. 59-61. de IHo-
kenthal de Politia ſ. Z9.

k) Bemerkenswerth iſt der von E. F. Hoffmann
entworfene Unterricht von dem Collegio medico
der Aerzte in Munſter, wie der Unterthan bey
allerhand ihm zuſtoßenden Krankheiten die ſicherſten
Wege und die beſten Miittel treffen kann, ſeine
verlorne Geſundheit wieder zu erhalten; nebſt
den Munſterſchen Medicinalgeſetzen.
Munſter 1777 Vergl. Teutſches Muſeum1757. XI. z36. 1778. IJ. 28. II. 167. IV. z55.
Schlozers Briefwechſel LIIIJ. zoz.

H Sehr wichtig iſt auch die K. K. Verordnung uber
das ganze Geſundheitsweſen und das Edict, die
ganze Medicin betreffend; beide von 1770.
Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten
ſind zwar viele einzelne ſehr heilſame Verordnungen
in Anſehung des Medicinalweſens vorhanden und
dieſes ſelbſt iſt ſehr gut eingerichtet; die Abfaſſung

riner
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ſen-Cafſelſche d), die Churpfalziſche 1),
die Hildesheimiſche D), und die Lippi—
ſche m).

Durch Geſetze allein konnte aber der Zweck
der Geſundheitspolicey niemahls erreicht werden.
Man muitß zualeich Anſtalten treffen, durch welche
die Geſetze Wirkſamkeit erhalten und der Erfolg
derſelben geſichert wird. Die Aufſicht uber das

E 4 ganeiner eigenen Medicinalordnung muß aber zufal—
lige Hinderniſſe und Schwierigkeiten gefunden ha—
ben, da ſchon in einem Edict v. 1731 verſichert
wird, „der Konig habe der Nothdurft zu ſeyn er—
achtet, den Mißbrauchen im Medicinalweſen ver:
mittelſt einer heilſamen auskuhrlichen Medicinal—
ordnung, ſo viel immer moglich, zu begegnen,

ſehy auch wirklich im Begriff, ſothane complete
Medicinalordnung verfaſſen zu laſſen und ſeine ge—
treuen Landſchaften daruber mit ihren Gutachten
zu vernehmen». Corp. Conſt. Cal. Cap. IV.
pag. 455. Die Wirtembergiſche Meduci—

Nnalordnung v. 1755 iſt zwar 1786 neu abgedruckt
worden, aber vollig unverandert geblieben. ſ.

Scherf Archiv VI. 146 f.
i) v. 1767. 1778. Samml. Heſſ. Verordn. VI. 469:

493. 919-2954. Hier ſind auch die ubrigen Ge—
ſetze, welche das Medicinal- und Sanitätsweſen
uberhaupt und im ganzen Lande betreffen, ange—
hangt.

k) fur Julich und Berg v. 1773. Scherf Archiv
III. q6 f,

H v. 1787. Scherf Archiv d. med. Policey J. 1-86.
Beckmann Samml. auserleſener Landesgeſetze J.

6z'f.
m) v. 1789. in Beckmanns Samml. c. V. 24 f.

u. Scherfs Beytragen B.2. Samml. 1. S. if.
Vergl. Deſſelben Archiv V. 134. und Beytrage
B. 2. Samml. 2. S. 10o5. B. 3z. Samml. 2.
GS. 77.
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gan;e Medieinalweſen und die Leitung deſſelben
muß thatigen und einſichtsvollen Mannern anver—
traut werden. Geſchickte Aerzte und Wundarzte
muſſen beſtellt, wohl eingerichtete Apotheken er—
richtet und andere zweckmaßzige Anſtalten und Vor
kehrungen getroffen werden. Jn dieſer Abſicht
und in Beziehung auf dieſe Gegenſtande iſt der
Geſundheitspolicey ein Theil der anordnenden
und vollziehenden Gewalt ubertragen.

Die allgemeine Aufſicht uber das Medici—
nalweſen wird entweder den Landes-Regierungs-
collegien mit Zuziehung geſchickter Aerzte, oder aber
beſondern Collegien, welche ſich damit ausſchlieflend

zu beſchaftigen haben, anvertraut. Das erſtere
iſt in den churbraunſchweigiſchen und vie—
len andern teutſchen Staaten der Fall. Jn den
Badiſchen Landen iſt der furſtlichen Regierung,
als eine der Hauptſorgen im Fache der Landespoli
cey, die Wachſamkeit fur die Geſundheit der Un
terthanen empfohlen. Dabey ſoll ſie ſich des
Raths des zu Carlsruhe angeſtellten Stadtphyſici,
Hebammenmeiſters und Landchirurgi bedienen,
bey wichtigen und ziveifelhaften Fallen aber die
furſtlichen Leib, und Hofarzte, auch nach Gutbe—
finden die ubrigen ordentlichen Aerzte zur gemein
ſamen Berathung auffordern u).

Dle
n) Marggrafl. Badiſche Hofrathsinſtruction v. 28.

Jul. 1794. J. 104. Veragl. Zuſtand und Verfaſ—
ſung des Medicinalweſens im Badiſchen; in Pyls
neuerm Magazin fur die gerichtliche Arzneykunde
Th. 2. St. 2. S. 74 f. Eine ahnliche Ein—
richtung findet man in der Lippiſchen Medici—
nalordnung Abſchn. 1. Cap. 1.
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Die Collegia medica ſind allein dazu be—
ſtinmt, uber das Medicinalweſen die Aufſicht zu
fuhren, die beſondern Sanitats- und Medicinal—
anſtalten theils anzuordnen theils in ihrem zweck-—
maßigen Verhaltniſſe zu erhalten, die eingeſchli—
chenen Mangel und Mißbrauche abzuſtellen, und
uberhaupt ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige
zu richten, was fur die Erhaltung des Lebens und
der Geſundheit der Unterthanen einigermaßen
wichtig iſt, insbeſondere aber von anſteckenden
Krankheiten jederzeit ſchleunige Nachricht einzuzie
hen und die nothigen Maßregeln zu treffen, daß
das Uebel nicht weiter um ſich greife, ſondern ſo
bald als moglich vollig gehoben und unterdruckt
werde. Dieß letztere wird jedoch bisweilen beſon
deren Sanitatscollegien ubertragen.

Die Einrichtung des Medicinalweſens in den
Preuſſiſchen Staafen verdient wegen ihrer
Vollſtandigkelt und Uebereinſtimmung vorzuglich
bemerkt zu werden o). Die allgemeine Aufſicht und

Dlrection iſt dem Ober-Collegium medicum zu
Berlin aufaetragen, welchem in jeder Provinz be—
ſondere Collegia medica untergeordnet ſind. Die
ſen iſt auſſer der Prufung und Approbation aller

E 5z Medi
o) Th. Ph. v. d. Hagen Nachricht von den Me—

dieinalanſtalten und mediciniſchen Collegiis in den
preuſſiſchen Staaten. Halle. 1786. Bergius
Policey- und Cameralmagazin Art. Medicinal—

anſtalten (B. 6. S. z28.) C. 127. Ge—
ſchichte und Verfaſſung des Medicinalweſens in

den preuſſiſchen Staaten; in Udens und Pyls
Magazin fur die gerichtl. Arzneykunde und medi—
ciniſche Policey II. 38.
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Mediecinalperſonen, die ausſchließzende Cognition
in mediciniſch-legaliſchen, auch den davon abhan—
genden Jnquiſitionsfallen, uber die Belohnung
der Aerzte, den Werth der Arzneymittel, wie
auch uber die Vergehungen wider die Medlcinal—
edicte, beygelegt; auch ſtehen unter ihnen alle Me—
dicinalperſonen in Sachen, die ihr Amt betreffen.
Bey ihnen iſt in allen dieſen Fallen die erſte, bey
dem Ober- Collegium medicum aber die zweyte
Jnſtanz. Ein beſonderes Ober-Collegium ſa-
nitatis hat die Aufſicht uber die Anſtalten bey
graſſirenden Krankheiten p). Auch ſind in den
Provinzen beſondere Collegia ſanitatis angeord
net q). Dieß alles geht auf alle preuſſiſche Pro—
vinzen, Schleſien allein ausgenommen, welches

ſeine eigene Medlcinaloerfaſſung hat r).
Das Herzoglich- braunſchweigiſche Col—

legium medicum hat ungefahr denſelben Ge—
ſchafiskreis, wie das Ober- Collegium medicum
und Ober-Collegium ſanitatis zu Berlin, nur
iſt ihm in Klagſachen, deren Entſcheibung von me
dieiniſchen Grundſatzen abhangt, blos in geringen
Fallen die Deciſion uberlaſſen, und bey wichtigen
Vorfallen muß es die Acten mit Bericht an das
geheime Rathscollegium zur Entſcheidung einſen
den s). Auch iſt ihm auf eine von den Landſtan

den
p) Vom Konigl. Preuſſiſchen Ober-Collegio ſani-

tatis; in Pyls neuem Magazin 2c. B. 2. St. Z.
S. 3 f. Es iſt ganz neuerlich mit dem Ober-Col-
leg. med. vereinigt worden.

q) v. d. Hagen a. a. O. G. 23.
r) Bergius a. a. O. J. 7. S. Z31.
5) Meditinalordnung v. 1747. in den Leipz. Samml.

IV. iorz f. Bergius a. a. O. ſ. 17. S. 343.
Vergl.
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den deßwegen erhobene Beſchwerde, die Beſugniß,
unmittelbare Vorladungen und Ver ugun—
gen zu erlaſſen, wieder entzogen worden t). Statt
der Provineial-Sanitatseollegien ſind igene iBe—
ſellſchaften der in den herzoglich-braunſchweigiſchen
Landen ſich aufhaltenden Aerzte angeordnet u).

Das Heſſen-Caſſel ſche Collegium medi-
cum hat durch die erneuerte Meticlnalordnung
von 1778 eine ſehr zweckmaßtig verb ſſerte und
erweiterte Einrichtung erkalten v). Jn Chur—
ſachſen iſt im Jahr 1768 ein Saultatscollecium
zur Verbeſſerung des Medicinalweſens w), in
Baiern und im Hildesheimiſchen iſt
1782 ein Collegium medicum X) errichtet wor

den.

Vergl. Nolten de eura Ducum Brunſvico-Liu-
neb. circa tuendam valetudinem ſubditorum.
(Wolfenb. 1738) und de juribhus Medicorum in
Ducatu Brunſvicenſi (Daſ. 1750).

t) Moſer von der Landeshoheit in Policeyſachen

S. 76.
u) Herzogl. Braunſchw. Veranſtaltung und Artikel

der mediciniſchen Societaten v. 7. Jan. 1747. in
d. Leipz. Samml. V. gi8 f. Bergius a. a. O.
J. 18. S. 344 f.

v) Medicinalordn. v. 1767. Cap. 1. Samml. Heſſ.
Verordn. VI. 469 f Medicinalordn. v. 1778.
J. 1.-24. Daſelbſt S. 920.

w) Schmieder des Churfurſtenthums Sachſen Po—

licehverf J. zz2 f.
Es war zwar ſchon 1755 angeordnet, aber nicht
ordentlich in Gang gekommen. v. Kreittmayr
Bair. Staatsrecht ſ. 166.

x) Churpfalziſche Jnſtruction fur das Collegium
medicum zu Munchen. Beckmanns Samml.

aus—
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den. Jn Wirtemberg beſorgt eine beſtandige
Sanitatsdeputation die Aufſicht uber das Medi
cinalweſen y). Jn vielen Reichsſtadten findet
man ahnliche Anſtalten und Einrichtungen 2).

ww. Deie beſondere Aufſicht uber das Medicinal
weſen in einzelnen Diſtricten und Stadten wird
von den dazu angeſtellten Phyſic is gefuhrt a).
Jn den Churbraunſchweigiſchen Staaten
ſind, auſſer den Stadtphyſieis, fur die Provinzen
und Aemter ſieben und zwanzig Landphyſici
angeordnet b).

Bey

auserleſener Landesgeſetze III. 2o8s. Scherfs
Archiv Th. IV. Abth. S. 122 f. Hildes—
heumiſche Medicinalordn. v. 1782. Cap. 1.
Scherf Archiv. J. 6 f.

y) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
GS. 76.2) Moſer v. d. reichsſtadtiſchen Regierungsverfaf—

ſuna S. 310.
a) J. H. Furſtenau de officio medici, ſpeciatim

ordtnarii, aliat phyſici dicti, circa perſonas
inſpectioni ſuae demandeatas. Rint. 1721. C. J.
Udens Grundriß der Phyſicatsgeſchafte in vor—
zuglicher Ruckſicht auf die Medicinalverfaſſung in
den preufſiſchen Staaten. Stend. 1779. Veral.
Chur ſachſ. Beſtallungsbrief fur einen Phyſicus,
in Scherfs Beytragen B. 1. Samml. 1. S. 118.
Badiſche Ordnung und Jnſtruction, wornach ſich
die Phyſici zu achten haben 1793. Daſelbſt B. 6.

Samml. 1. S. 1f.
b) Die Phyſicatsverfaſſung in den preuſſiſchen

Staaten ſ. v. d. Hagen S. 14 f. Veragl. Heſ—
ſen-Caſſelſche Verordnung wegen Beſtellung
der Landarzte oder Phylicorum, vom 20. April
1787. in Beckmanns Samml. auserleſener Lan—
desgeſetze VIII. 112.
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Bey der Wahl eines Phyſici iſt auf die zu
dieſem Amte beſonders erforderliche genaue
Kenntniß der Zergliederungskunſt, der gerichtlichen
Arzneykunde, der medieluiſchen Policeh, der Apo
thekerkunſt oder der pharmacevtiſchen Chemie,
auch wohl der Vieharzneykunſt, auſſer den ubrigen
Eigenſchaften eines guten und geſchickten Arztes,

vorzuglich Ruckſicht zu nehmen.

Ein Phyſicus iſt verbunden, in ſeinem Amts—
bezirke“*) auf die genaue Befolgung und Medici—
nal und Sanitatsgeſetze Acht zu haben, und be-
ſonders darauf zu ſehen, daß die Wundarzte,
Apothekerl, Bader und Hebammen den ihnen ob—
liegenden Pflichten getreulich nachkommen. Er
muß den ſich zeigenden Mangeln, Mißbrauchen
und Gebrechen abzuhelfen und gute Ordnung in
allen Stucken herzuſtellen und zu unterhalten,
vorzuglich auch die ſo ſchadlichen Pfuſchereyen zu
unterdrucken ſuchen. Er iſt verpflichtet, auf den
Geſundheitszuſtand in ſeinem Amtsbezirke ſtets
aufmerkſam zu ſeyn, und bey Seuchen und an
ſteckenden Krankheiten die ſchleunigſten Vorkeh
rungen zu treffen.

Sehr nutzlich iſt es, wenn er von Zeit zu
Zeit der ihm vorgeſetzten obern Policeybehorde,
dem mediciniſchen Collegium, der Sanltatsdepu

tation

Jn der Grafſchaft Lippe iſt neben den Amts—
phyſicis ein Landphyſteus angeordnet, der als
Fiſcal des Medicinalweſens und der mediciniſchen
Policey die allgemeine Aufſicht des Collegii me-
dici gar ſehr erleichtert. Lippiſche Medicinalordn.
Abſchn. 1. Cap. 4.
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tation 2c. uber den Zuſtand ſeines Amtsbezirkes
Bericht zu erſtatten angehalten wird e). Wenn
epidemiſche Krankheiten ſich zeigen, muß dieſes
ohnehin unverweilt geſchehen.

Mit Recht wird dem Phyſieus auch die Ob
ſorge fur die Geſundheit des nutzlichen Viehes zur
Pflicht gemacht a), da in den wenigſten Landern
fur wohlunterrichtete Vieharzte geſorgt iſt, ſon
dern die Ausubung der Vieharzneykunſt zum gro—
ßen Nachtheil des gemeinen Weſens meiſtens den
Schmidten, Hirten, Schafern, Scharfrichtern
und Waſenmeiſtern uberlaſſen iſt. Hier iſt we
nigſtens die allgemeine Aufſicht eines Sachkundi—
gen, beſonders fur den Fall einer ſich auſſernden
Viehſeuche, weſentlich nothig.

Durch vollſtandige Kenntniß des Landes und
der naturlichen Beſchaffenheit deſſelben werden die
Bemuhungen der Geſundheitspolicey gar ſehr er—

leich

c) Nach einigen Geſetzen ſoll ale Vierteljahre be—
richtet werden. Churſachſ. Generale oie Re-
medirung der Gebrechen im Medicinalweſen betr.
v. 29. Jul. 1750. Schmieder J. zz2. Hil—
des heim. Medicinalordn. Cap. 2. ſ. G. Jm
Badiſchen ſollen die vorgefallenen merkwurdigſten
Calus jahrlich einberichtet werden. Gerſtla—
cher Samml. J. 5z17. Badiſche Hofraths—
inſtruction F. 110.

d) S. z. E. Heſſen-Caſſel. Medlcinalordn. v.
1757. Cap. z. 7. Samml. VI. 474. Mecklen—

burg-Schwerin. Medicinalordn.v. 175t. Cap. 1.
g. 2. Spalcing Repertor. pag. Gon. Hildeshei—
miſche Meditinalordn. Cap. 2. 11. Lippiſche
Mediemalordn. Abſchn. 2. Cap. 4. F. 18.
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leichtert und unterſtutzt. Phyſicaliſche To
pographien ſind daher, ſo wie uberhanpt,
alſo auch vorzuglich in dieſer Hinſicht von ſehr
großem Nutzen. Die allgemeine Aufſicht der
Regierungen oder Sanitatscollegien kann viel ge—
nauer, und ihre zu erlaſſenden Verfugungen kon—
nen viel paſſender und beſtimmter ſehn, wenn
ſie jeden Diſtrict und Ort des Landes und ſeine
Lage, Luft, Beſchaffenheit des Bodens, Pro—
ducte, die Lebensmittel, die am haufigſten ge—
noſſen werden, die Lebensart, welche die Be—
wohner-fuhren und ihren Einfluß auf die Ge—
ſundheit u. ſ. w. genau kennen.

Jn den Badiſchen Landen iſt es allen
Phhyſicis zur Pflicht gemacht, nach und nach bey

Gelegenheit und wenigſiens einmahl in ihrer
Dienſtzeit von jedem Phyſicatsorte eine naturhi—
ſtoriſche, phyſicaliſche Beſchreibung zu machen
oder die von dem Vorganger verfaßte zu revidi—
ren, und davon an die Regierung eine Abſchrift,
mit der Anzeige, was etwa in mediciniſchen Po
licehruckſichten fur Verbeſſerungen anzubringen
ſeyn mochten, einzuſenden e).

Die

Jm Wirtembergiſchen ſollen die Phyſici ſu—
chen, die hiſtoriam naturalem patriae, nach al:
len drey regnis, nach eines Jeden Vermogen und
Gelegenheit zu perfectioniren und deßwegen ihre
Berichte und Obſervationen von Zeit zu Zeit an
die Collegia medica einſenden. Medicinal—
ordn. v. 1786. Tit. I. g. 9

5e) Gerſtlacher Samml. J. 521 f. Badiſche
Hofrathsinſtruction J. 111.
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Die Medicin und Chirurgie iſt zwar nach
der Meinung einiger Politiker eine freye Kunſt,
die Jeder treiben kann, der ſich dazu geſchickt fuhlt.
Jndeſſen wird in dem Syſteme einer unvernunf—
tigen Policey doch mit vollem Recht bemerkt:
“Die Policey (die unvernunftige nehmlich) wird
eine vollige Freyheit der mediciniſchen Praxis ge
ſtatten. Jedem Bader, der ſich den Doctortitel
von der Univerſitat zu kaufen kann,
jedem Apotheker, jedem Scharfrichter, Kuhhir
ten und andern unbetitelten Pfuſchern muß es er—
laubt ſeyn, dem Publicum mit ſeiner medicini-—
ſchen Kenntniß zu dienen“ f).

Die Meinung, daß man die Freyheit der
medieiniſchen und chirurgiſchen *si) Praxis nicht

ein

Der Nahme iſt freylich dort ausgelchrieben.
Aber die genannte—- Unrverfitat hat die einzige
Thatſache, auf welche dieſer Vorwurf ſich grun—
den kann; jetzt auf eine Art erläutert, die ſie hin-
langlich entſchuldigt.

H Schwarz Syſtem einer unvernunetigen Polirey
(Baſel 1707) S. 24. Vergl. Heß in d. Staats
ſchriften S. 290. “Ein Maurer und Zimmer—
mann, der micht zunftig iſt, darf ſich nicht unter—
ſtehen, ein Haus zu repariren; aber Leuten, wel—
che nicht einmahl die Beſtandtheile des menſch-—
lichen Korpers kennen, wird vergunſtigt, daß ſie
ihn flicken knnen. Dieſe Erlaubniß iſt der Sterb—
lichkeit ſo vortheilhaft und der Bevolkerung ſo
ſchadlich, daß man faſt glauben ſollte, die Obrig—
keit ſey mit dem Tode, zur Verlangerung ihres
eigenen koſtbaren Lebens, ein offenſives Bundniß
eingegangen'!.

5) Hier greift doch meiſtens die Zunftverfaſſung der
ſaumſeligen Policey einigermaßen unter die Arme.
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einſchranken durfe, iſt irrig und wahrhaft mör
deriſch. Mag man immerhin alle Gewerbe frey
geben und den Unvorſichtigen, der ohne Prufung
an einen Stumper ſich wendet, die Folgen ſei—
ner Unachtſamkeit tragen, oder ſpate Entſchadi—
gung auf dem Wege der Juſtiz ſuchen laſſen
hier iſt dem Layen ein ſicheres Urtheil unmoglich;
ſelbſt des Publlcums Stimmenmehrheit ſichert
ihn nicht, und wenn er betrogen wird; ſo iſt
die Strafe, daß er ſich leichtſinnig betrugen ließ,
allzu hart, und Wiederherſtellung liegt meiſtens
auſſer den Grenzen der Moglichkelt Nur
der offentliche Credit, auf genaue Unterſu—
chung geſtutzt, kann die Gefahr, die ſo oft To—
desgefahr iſt, einigermaßen mindern. Und ſollte
dazu die Policey kein Recht, keine Pflicht haben?
Die letztere iſt wohl unverkennbar; und iſt ſie es,
ſo kann man auch das erſtere nicht ablaugnen.

Vor

Freylich ſagen die Geſetze: “ſo ein Arzt aus Un—
Jeiß oder Unkunſt jemand mit ſeiner Arz—
ney todtet, erfunde ſich dann durch die Gelehrten
und Verſtandigen der Arzney, daß er die Arzney

leichtfertiglich und verwegentlich mißbraucht, oder
ſich ungegrtundeter, unzulaßiger Arzney, die ihm
nit geziemt hat, unterſtanden, und damit einem
zum Tod Urſach geben, der ſoll nach Geſtalt und
Gelegenheit der Sachen und nach Rath der Ver—
ſtandigen geſtraft werden, und in dieſem Fall
allermeiſt Achtung gehabt werden auf
leichtfertige Leut, die ſich Aerzeneyun—
terſtehen und der mit keinem Grund ge—
lernt habenn. Peinl. Gerichtsordn. Art. 134.
Aber was hilft das dem armen Gemordeten und
ſeiner Familie? und was verdient denn die Obrig—
keit, die dem Jgnoranten, den ſie duldet, eben
dadurch Credit verſchafft?

v. Bergs Policeyr. Th. 2.



82 Bruch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.

Vor allen Dingen muß Sorage dafur getra
gen werden, daß gute Aerzte und Wundarzte ge

bildet werden. Was Joſeph II. durch die Stif—
tung der mediciniſche chirurgiſchen Academie in
dieſer Hinſicht gethan hat, iſt allgemein bekannt.
Fur die preuſfiſchen Staaten iſt das im Jahr
17 19 geſtiftete Collegium medico- chirurgicum
zu Berlin von großem Nutzen, woran auch Aus—

landern Theil zu nehmen verſtattet iſt s). Jn
den Churbraunſchweigiſchen Staaten iſt
zur Bildung geſchickter Wundarzte ſowohl fur das
Land, als ſur die Armee, ein chirurgiſches Colle—
gium zu Celle errichtet. Auch iſt in der Abſicht,
das Land mit geſchickten Wundarzten zu verſehen,
die Errichtung eines anatomiſch-chirurgiſchen Col
legium zu Hannover landesherrlich genehmigt und
dieſer Anſtalt 17 16 ein koönigliches Privilegium
ertheiit worden h). Jn Dresden iſt im Jahr
1748, damit ſowohl fur die churſachſiſche Armee
tuchtige Regiments/ und Compagnie- Feldſcherer,
als auch fur das Publieum geſchickte Chirurgi ge
bildet werden, ein Collegium medico chirurgi-
cum errichtet worden i). Jn denjenigen teutſchen
Staaten, wo hohe Schulen errichtet ſind, iſt bey
der mediciniſchen Facultat fur die Bildung practi
ſcher Aerzte und Wundarzte auch durch zweckmaßige

Anſtalten geſorgt. Dahin gehoren hauptſachlich
mediciniſche und ehtrurgiſche cliniſche Jn
ſtitute, Hoſpltaler, welche von den Schulern der

Arjz iey

g) v. d. Hagen a. a. O. S. 17 f.
k) Willich Arsz. J. z20 f.
i) Schmieder Policeyverf. des Churfurſtenthums

Sachſen III. 1419 f.
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Arzneykunſt unter der Leitung eines geſchickten Leh
rers beſucht werden, Entbindungshauſer u. ſ. w.

Nur wohl unterrichtete Aerzte und Wund—
arzte muſſen zur Praxis zugelaſſen werden

Jn den preuſſiſchen Staaten wird kein Arzt
zur mediciniſchen Praxis zugelaſſen, der nicht bey

dem Ober-Collegium medicum ſich gemeldet,
wegen ſeiner Studien und der Erlangung der Doc—
torwurde ſich legltimiret, einen anatomiſchen Cur—
ſus unter der Aufſicht des mediciniſch-chirurgiſchen

Collegium gemacht, und einen mediciniſch-practi—
ſchen Fall mit Kenntnißz ausgearbeitet hat. Erſt

alsdann erhalt er die Approbation als practi
ſcher Arzt auf denjenigen Ort, wo er ſich nieder—
laſſen will, und die Erlaubnifi, innere Curen zu
verrichten R). Mur in kleinen Stadten, Flecken
und Dorfern, wo kein Arzt ſich befindet, iſt den
gehorig gepruften Apothekern und Chirurgen unter

F a geJBeny weitem nicht uberall iſt die Staatspolicey
in dieſem Puncte ſtreng genug, beſonders jetzt,
wo ſo viele nicht das Studium der Medi—
cin, ſondern den Nahrungszweig der Heilkunſt er—
greifen, und wo manche (Gott Lob! nicht alle) me—
diciniſche Facultaten bey ihren Promotionen ſo
gewiſſenhaft das ſumimus pecuniam etc. beob—
achten. Man hat die Anfanger in der medici—
niſchen Praxis der Aufſicht alterer Collegien unter—
werfen wollen. S. z. E. Marggrafl. Brandenb.
Onolab. Verordnung, daß junge Doctores me-
dicinae unter Aufſicht eines Medici practici ſich
anfangs uben ſollen. v. 17. Febr. 1785. Es iſt
aber dagegen viel und mancherley und zwar aus
guten Grunden erinnert worden. Scherf Ar—
chiv V. 2o2 f.

L) v. d. Hagen a. a. O. G. g. Bergius Po—
licey und Cameralmag. VI. 336.
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gewiſſen ſehr beſtimmten Einſchrankungen die Ver
richtung innerlicher Curen erlaubt h.

Jn den Churbraunſchweigiſchen Lan—
den ſollen diejenigen, welche zu Gottingen pro—
movirt haben, ohne weitere Prufung auf Anmelden
beh koniglicher geheimer Rathsſtube nach vorgan—

giger Legitimation wegen ihrer Kenntniſſe und Auf—
fuhrung die Erlaubuiß zur medieiniſchen Praris er
halten m). Wer nicht in Gottingen promo—
virt hat, muß ſich bey der koniglichen Regierung
melden, ſeine Jinaugural-Difſertation und glaub—
wurdige Zeuaniſſe vorlegen, welche ſodann den
Leib- und Hofarzten in Hannover oder andern er

fahrnen Aerzten mit dem Auſtrage zugefertigt
werden, dem Candidaten einen medieiniſch-practi—

ſchen Fall zur Ausarbeitung aufzugeben und ihn
daraus zu examiniren, worauf, nach Maßgabe
des zu erſtattenden Berichts, die Annahme oder
Abweiſung erfolgt n).

Wer
J) Allgem. Preuſſ. Verordnung v. Z3. April 1771.

Bergius neues Policey- und Cameralmagazin
1V. 154 f.

m) Privilegien der Univerſitat Gottingen Art. 23.
Willich Auszug III. 314. Zi5. Jn der Folge
iſt denen, welche in den churbraunſchweigiſchen Lan
den practiciren und zu Gottingen promoviren wol—
len, noch zur Bedingung' gemacht worden, daß
ſie vor der Promotion ein oder zwey anatomiſche
Demonſtrationen halten ſollen. Verordn. v. 2h.
Nov. 1251. Dieß geſchieht aber nicht. Willich
Ausz. IiI. 315. 3z16.

n) Verordn. v. 8. May und 20. Auq. t731. Wil—
lich Ausz. J. 687 f. Eme ahnliche Verordn. in
Churſachſen ſ. Cichmueder a. a. O. J. z33.
334. de Hokenthal de Politia pag. os. in Meck-

len—
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Wer in den Herzoglich-Braunſchweigi—
ſchen Landen als practiſcher Anzt ſich niederlaſ—
ſen will, muß bey dem Collegium medicum ſich
melden, ſeine Zeugniſſe, academiſche Probſtucke
und ſein Doctordiplom vorlegen und ſich examini—
ren laſſen o), auch einen Revers ausſtellen, daß
er ſeinen Pflichten genau nachkommen und die zur
Aufnahme der Meditin angeordnete mediciniſche
Societat mithalten, fleiſſig beſuchen und darinn

mitarbelten wolle p).

Durch die Heſſen-Caſſelſchen Geſetze iſt
eine ſehr genaue Prufung aller Aerzte, die im
Lande praeticiren wollen, und eine darnach einzu—

richtende Claſſification derſelben vorgeſchrieben.
Sie werden uberhaupt in ſechs Claſſen eingetheilt,
und jede dieſer Claſſen wird auf eine hochſt tref
fende Weiſe geſchildert. Mit beſonderer Ruck—
ſicht hierauf ſoll nun die Prufuug nach der ertheil—
ten genauen Vorſchrift angeſtellt und nach dem

Reſultate derſelben Jeder in die Claſſe, wohin er
gehort, geſetzt, und darnach zu einer mehr oder
weniger oder gar nicht eingeſchrankten Praxls zu—

F 3 ge
lenburg, wo jedoch die Prufung der mediciniſchen
Facultat zu Roſtock ubertragen iſt; Spalding
Repertor. iuris Mecklenhurgici pag. 545. in
Wurtemberg, wo aber die Landeskinder den
mediciniſchen Curſus in Tubingen gemacht ha.
ben, und nachher doch, ſo wie Auswartige, von
den Leibarzten per diſcurlum eraminirt werden

muſſen. Medieinalordn. v. 1789. Tit. 1. 17.
o) Veral. Hildesheimiſche Medicinalordn. Cap.t.

g. 12 f. Lippiſche Medicinalordn. Abſch.i. 2.
Cap. 1.

p) H. Braunſchw. neue Meditinalordn. v. 1747.
Bergius Pol. und Cam. Mag. VI. 343.
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gelaſſen, auch ſein Patent dieſem gemaß q) einge
richtet werden r).

Uebrigens verſteht ſich von ſelbſt, daß die—
jenigen, welche auſſer der Landesherrſchaft zur An
ſtellung eines Arztes berechtiget ſind, durch alle
dergleichen Verfugungen in ihrem Rechte nicht ge
krankt werden durfen; ſondern daß in dieſem
Falle die Geſundheitspolicey nur darauf zu ſehen
hat, daß keine ungeſchickte und unbrauchbare Aerzte
angeſtellt werden in welcher Ruckſicht dem

Landes
q) Ein Arzt v. der ſechsten oder' niedrigſten Claſſe

erhäalt folgende Legitimation: „“Nachdem wir die
Aufſatze des Hrn. D. N. N. gepruft haben; ſo
hat ſich gefunden, daß er (in dieſer und jener
Krankheit z. B.) in Wechſelfiebern, in veneriſchen
Krankheiten u. ſ. w. mit Nutzen gebraucht werden
kann, und er ſoll ſeine Praxis nicht weiter, als
auf dieſe Krankheiten, außer unter dem Beyſtande
und dem Rathe eines andern Arztes von mehrerer
Einſicht, ausdehnen durfen. Der Arzt von der
funften Claſſe wird zur Behandlung aller Krank-
heiten zugelaſſen; der von der vierten Claſſe er—
halt noch das Ehrenwort g'ieſchickt; der von der
dritten ſehr geſchickt; der von der zwey—
ten, furtrefflich, der von der erſten fur—
trefflich und ausgezeichnet. Das ſieht in
der Theorie trefflich aus, hat aber in der Praxis
ganz eigene Schwierigkeiten.

r) Medicinalordn. v. 1778. Samml. d. Heſſ. Ver—
ordn. VI. 924.
Jn der churbraunſchweigiſchen Verordnung v.
r731 (oben Note n) heißt es ausdrucklich: Es
gehet aber in ſpecie wegen der Stadt-Phylico-
rum die Jntentioni nicht dahin, denen Stadten,
welche bisher das ius, einen Stadt-Phyſicum

 zu errichten und zu beſtellen, ſolches zu nehmen,
ſondern nur dahin Sorge zu tragen, daß ſolcher
Platz mit einem geſchickten Subjecto beſetzet wer—
den. Willich Ausz. J. 687. 688.
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Laudesherrn in der Regel das Beſtatigungsrecht
zuſtehet 5).

Wunduarzte, wenn ſie gleich in einem oder
dem andern Lande auch in eine chirurgiſche Jnnung
vercinigt ſind, und keiner ohne vorgangige Prufung
in dieſelbe aufaenommen wird, muſſen dennoch
ohue beſondere Erlaubniß und mehrmahlige Pru—
fung nicht zur chirurgiſchen Praris zugelaſſen wer—

den, welcher jedoch nach dem Reſultate dieſer Pru—

fung eine beſtimmte Grenze anzuweiſen iſt. Jn
den meiſten teutſchen Staaten ſind daruber genaue

und beſtimmte Vorſchriften i).
Nicht immer wird aber bey der Prufung an

gehender Aerzte, Wandarzte c. mit aller Strenge
verfahren, oder es gluckt wohl auch Einem, die
Lucken in ſeinen Kenntniſſen geſchickt zu vorbergen,
oder der wirklich geſchickte Mann wird in der Folge
in ſeinem Amte nachlaſſig, trag, unachtſam. Ju
allen dieſen Fallen kann gegen einen bereits ange
ſtellten Arzt oder Wundarzt, wenn er grobe Nach

F 4 laſſig:12) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 76. 77t) v. d. preuſſiſchen Staaten ſ. v. d. Hagen a. a.

O. S. 9. Veral. Konigl. Preufſ. Jnſtruction,
was ein Phyſicus bey einem Examen der Medi—
cinalperſonen zu beobachten; in Udens und Pyls
Magazin II. 325. Von den Herzogl. Braun—
ſchweig. Bergius a. a. O. S. 343; von Ba—

den Gerſtlacher Samml. J. 49u f.; von
Mecklenburg Spalding Repertor. pag. tas;
von Churſachſen Schmieder J. z34; von
Heſſen-Caſſel Samml. Heſſ. Verordn. VI.
932. Eine ſehr vorzugliche Furſt.Biſchofl. Wur z-
burgiſche Verordn., die Vorbereitunqg und Pru—
fung der Wundarzte betreffend, v. 16. Sept. 1787
ſ. Pyls neues Magazin B. 2. Heſt 4. S. 153.
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laſſigkeit oder Ungeſchicklichkeit zeigt, und dadurch
zu dem unglucklichen Ausgange einer oder der an—

dern Cur hauptſachlich behtragt, nicht nur im Wege
Rechtens eine Suſpenſion oder ganzliche Entfer-
nung von der Praxis, allenfalls auch Landes- oder
Stadtraumung, erkannt, ſondern auch, wenn et—
wa die Umſtande ein proceſſualiſches Verfahren
nicht zulaſſen ſollten, von Policeh wenen eine glelche
Verfugung getroffen, oder allenfalls eine beſtimmte
Beſchrankung der Praxis angeordnet werden

Nach den Churbraunſchweigiſchen Ge—
ſeßen muß jeder, welcher ſich als Wundarzt in
dem Lande niederlaſſen will, bey koniglicher Regie—

rung um das Examen anſuchen. Dieſes wird
dann einem Stadtphyſicus und einem oder zweyen

Chlrurgen ubertragen. Wer ohne Approbation
chirurgiſche Curen unternimmt, wird mit einer
Geld- oder Leibesſtrafe belegt. Ueberdieß ſollen
auch die Lehrknaben, welche die chirurgiſche Pro
feſſion gelernt haben, nicht eher ausgeſchrieben
werden, als bis ſie von dem Stadtphyſicus und
dem Amt der Chirurgen mit einem Zeugniſſe ihrer
Fahigkeit verſehen ſind u). Jn den Furſtenthu—
mern Calenberg, Gottingen, Grubenha—
gen und Luneburg, in dem HerzogthumLauen—
burg und in der Grafſchaft Hohya,; ſind eigene
Landehirurgen angeſtellt.

Der von den Bemuhungen der Aerzte zu er
wartende Erfolg, ihre Ehre und ihr guter Ruf,

und
9 Vergl. Tob. Joc. Reinharth Diſp. de eo, quod

circa homicid. medici eiuique poen. iuſtum
est. Eif. 17eß. Quiſtorg Peinl. Recht. ſ. 265.

u) Verordn. v. 8. May und 20. Aug. 1731. Wil—
lich Ausz. J. 688. 689. III. a83.
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und ſelbſt das Leben und  die Geſundheit der Bur—
ger hangt ſehr oft von den Kenntniſſen, dem Fleiſſe
und der Treue der Apotheker ab. Die Policey
muß dafur Sorge tragen, daß ſie gute Arzney—
mittel jederzeit in gehoriger Menge vorrathig haben,

und daß ſie dieſelben, vorſchriftsmaßig bereltet,
gegen billige Preiſe ohne Zeitverluſt liefern. Ju
dieſer Abſicht werden thells in den allgemeinen Me—
dieinalordnungen, theils in beſonderen Apothe—
kerordnungen v) die Pflichten der Apotheker
genau beſtimmt, und durch ſtrenge Aufſicht wird
fur die Erfullung derſelben Sorge getragen.

Niemand darf zur Errichtung oder Annahme
einer Apotheke zugelaſſen werden, der nicht vor
her gehorig gepruft und tuchtig erfunden worden
iſt Es wmuß aber hierbey nicht blos auf die
Geſchicklichkeit des Mannes, ſondern auch auf
ſelnen moraliſchen Charakter und auf ſeine vorher
ſchon erprobte Genaulgkeit Ruckſicht genommen
werden. Denn der geſchickteſte Apotheker, der
aus Gewinnſucht ſchlechte Arzney anſchafft, ſie ver
derben laßt, die Recepte nicht genau verfertigt,
andere Gachen unterſchiebt, iſt fur den Staat ein

F 5 ſehr
v) Ein Verzeichniß von Apothekerordnungen ſ. Dar

niel Entwurf einer Bibliothek der Staatsarzney—
kunde S. 76-78. Badiſche Apothekerordn. v.
1745. Gerſt lacher Samml. J 377. Apotheker—
ordn. der Reichsſtadt Augsburq. Beckmann
Samml. auserleſener Landesgeſetze IV. gr.

H Ob nur cin Kunſtverſtandiger eine Apotheke
beſitzen kann, iſt beſtritten. Doch ſcheint dem Laven
in der Apothekerkunſt nichts entgegen zu ſtehen, wenn
er nur einen gehorig gepruften und beeidigten Pro—
viſor haltt Jm Preuſſiſchen gilt das Gegen—
theil. Corp. Conſt. nov. T. 5. P. 3. P. 97.

J
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ſehr gekahrlicher Mann w). Auch die Gehulfen
der Apotheker, die ſogenannten Proviſoren, muſ—
ſen billig einer ſtrengen Prurung unterworfen x),
und beide auf ihre Pflichten beeldiget werden y).

Alle, welche ſich inden Churbraunſchwei—
giſchen Landen als Apothtter niederlaſſen wollen,
muſſen ihre Lehrbriefe und Atteſtate, daß ſie we—
nigſtens ſieben Jahre lang als Geſellen ſervirt ha
ben, vorlegen, und die ihnen aufzugebenden pro-
ceſſus pharmacevtico-chimicos in Veoſeyn ei—
ner von der Landesregierung zu benennenden Ma
giſtratsperſon und eines oder mehrerer erfahrnen
Aerzte und Apotheker, elaboriren, und ſodaun
von den Aerzten und Apothekern examinirt wer—
den, welche daruber an die Reglerung Bericht er—
ſtatien, worauf entweder die Approbation oder
die Verwerfung erfolgt 2).

Die Errichtung einer neuen Apotheke iſt zwar
an und fur ſich ein Privatunternehmen; aber die
Apotheke iſt doch ihrem Zweck und Wirkungs—
kreiſe nach eine offentliche Anſtalt. Weder ein
einzelner Burger noch eine Gemeinheit, wie z. E.

eine

w) Scherf Archiv d. mediciniſchen Policey J. 59.
Note ff. Vergl. Fpalding Repertor. iur. Mechk-
lenburgici pag. 36.

x) S. z. E. Hildes heim. Medicinalordn. Cap. 4.
J. 4. Gerſt lacher Samml. d. Badiſchen Ge—
ſetze J. 474.

y) Den Eid der Apotheker und Apothekergeſellen im
Churbraunſchweigiſchen ſ. Willich Ausz.
I. 119. 121.

2) Willich J. 6go. Vorſchriften im Preuſſiſchen
ſ. Bergius Policey- und Cameralmag. VI. 338.
v. d. Hagen Nachricht v. d. Medicinalanſtalren
in den preufſ. Staaten S. 1o. im Heſſen-Caſ—
ſelſſchen Samml. VI. 470. 481.
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eine Stadt, darf daher eigenmachtig und ohne
landesherrliche Genehmigung eine neue Apotheke

anlegen a).
Der Apotheker muß die Arzneyen in geho—

riger Gute und zu billigem Preiſe liefern.
Um des erſteren gewiß zu ſeyn, werden die Apo
theken von Zeit zu Zeit viſitirt; um das letztere
zu bewirken, werden Apothekertaxen feſtgeſetzt b).
Die Reichsgeſetze verordnen, daß die Obrigteiten,
unter denen Apotheker wohnen, dieſelbe durch
ihre dazu Verordnete und der Sache Verſtandige,
jahrlich aufs wenigſte einmahl viſitiren und beſich—
tigen und gute Ordnung und Reformation darinn
furnehmen und den Materialien gebuhrlichen Werth
ſetzen laſſen ſollen, bamit ein jeder um ſein Geld
gute, friſche und taugliche Materialien und Arzney
bekomme, und in dem nicht betrogen noch uber—
nommen werde c).

Jn

a) Weſtphal teutſches und reichsſtand. Privatrecht

J. 197b) Vergl. Krugelſte in von Verminderung der Arz-
neypreiſe und der zu dieſem Behuf erforderlichen
Einrichtung der Diſpenſatorien und Taxen; eine
im J. 1794 von der K. Societat der Wiſſenſchaf—

Dten zu Göttingen gekronte Preisſchrift. Neu
bearbeitet und vermehrt. Gott. 1795. Wie kon—
nen billige Preiſe der Apotheker-Waaren, beſon—
ders der zubereiteten Arzneyen, erhalten und geſichert

werden eine der K. Soc. d. W. zu Gottingen
uberreichte Koncurrenzſchrift. Stendal 1795.
Weſtrumb Bemerkungen uber Arzuey: Taxen
und deren Veranderung; (veranlaßt durch die bei—
den eben genannten Schriften. Gottingen 1797.

c) Reichs-Policeyotdn. v. 1548. Tit. zz. von 1577
Tit. za. Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichs-—

 geſetze IX. 1354.
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Jn den Churbraunſchweigiſchen Lan—
den ſellen die Apotheken von der Ortsobrigkeit mit
Zuaziehung der Land- und Stadtphyſicorum oder
alteſten practicirenden Aerzte ordentlich und genau

viſitirt verdorbene und verfalſchte Arzneymit
tel von den guten abgeſondert und weggeworfen,
und von der Beſchaffenheit der Apotheken inner
halb ſechs Wochen Bericht an die Landesregierung
erſtattet werden. Die Koſten der Viſitation tra
gen die Stadtcammereyen und die Apotheker zur
Halfte. Jnzwiſchen ſteht es einem jeden appro
birten Arzte frey, das, was er zu verſchreiben
gedenket oder bereits verſchrieben hat, in den Apo
theken nachzuſehen, woran ihn der Apotheker oder
deſſen Geſellen und Jungen auf keine Weiſe hin
dern ſollen d).

Die ordentlichen Viſitationen durfen jedoch
den Phyſicus nicht abhalten, von Zeit zu Zeit in
den Apotheken nachzuſehen, ob es uberall geſetz
und ordnungsmaßig zugehet e), da es ſo leicht
moglich iſt, daß jene Viſitationen, wenn man ſich
in der Apotheke darauf bey Zelten vorzubereiten
gewußt hat, in eine bloße Formalltat ausarten.

Uebri

Wann und wie oft? iſt nicht beſtimmt.
d) Willich Ausz. J. 690. Verordnunagen im Preuſ—

ſiſchen Bergius a. a. O. S. 339 insbeſ. K.
Preuſſ. Jnſtruction, was ein Phyſicus bey Viſi—-
tation der Apotheken zu beobachten habe; in U dens
und Pyls Maaazin II. z22. Churſachſiſche
Schmieder J. zz5z. Heſſen-Caſſelſche
Samml. 475. 483. 947 f.

e) Veral. Badiſche Verordn. v. 15. Jul. 1262.
Gerſtlacher Samml. J. 479.
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Uebrigens ſind die Apotheker verpflichtet,
die ihnen uberlieferten Recepte genau zu befolgen,
nie nach ihrem Gutdunken ein ſogenanntes quid

pro quo zu nehmen, gehoriges Maaß und Ge—
wicht zu halten, nur von autoriſirten Aerzten Re—
cepte anzunehmen, bey vorkommenden Bedenklich—

Heiten, und wenn ſie einen Jrrthum in einem Re—
cepte, vermuthen, ſoaleich nachzufragen, wichtige
Medicamente ohne Recept nicht auszugeben n),

die verſchriebenen Arzneyen baldmoglichſt, es ſey
bey Tag oder Nacht, zu verfertigen, die Lehr—
linge bey der Bearbeitung und dem Verkaufe der

Medlcamente nur mit auſſerſter Vorſicht zu ge
brauchen, die Recepte ſorgfaltia aufzubewahren
und ein genaues Buch zu fuhren H.

Hingegen muſſen die Apotheker auch bey dem
ausſchließenden Verkauf der Arzneymittel gegen
andere Handelsleute, beſonders die ſogenannten
Materialiſten, nachdrucklich geſchutzſt werden.
Nur iſt es hier nicht ganz leicht, die Grenzlinien
richtig und mit Billiakeit zu beſtimmen. Sachen,
die nur allein zum Arzneygebrauch dienen, und
vorzuglich ſolche, die erſt dazu zubereitet werden
muſſen, gehoren allerdings ausſchließlich in die
Apotheken, und nie ſollte man den Verkauf irgend
eines ſolchen eigentlichen Arzneymittels, wurde es
auch fur noch ſo unſchuldig gehalten, auſſer den

Apo

 Jhre Pflichten in Anſehung giftartiger Subſtan—
zen ſ. Th. 1. G. zos f.

f) Vergl. Weſtp hal v. dem Recht und den Pflich—
ten der Apotheker ſ. 15.; in ſ. t. u. reichsſtand.
Privatrechte J. 196. Faſt alle Landes-Policey-—
geſetze ſtimmen in Anſehung dieſer Puncte uberein.
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4 Apotheken dulden g). Meiſtens iſt durch Lan
des-Policeygeſetze den Materialiſten und Apo
thekern vorgeſchrieben, welche Waaren ſie zu fuh

J
ren berechtigt ſeyn ſollen, ohne daß jedoch dadurch
den haufigen Grenzſtreitigkeiten zwiſchen beiden
vollig hatte vorgebeugt werden konnen h).

vii. Arzt und Arzneymittel helfen wenig oder
nichts, wenn es an der gehorigen Wartung und
Pflege fehlt. Kein traurigerer Zuſtand eines
Kranken laſſt ſich denken, als wenn nur Leute,
denen die Behandlung kranker Perſonen vollig
fremd iſt, ihn umgeben, ſey auch ſonſt ihr Wille
noch ſo gut. Die Policey muß allerdings auch
darauf denken, daß gute Krankenwarter ge
bildet, und beſonders in Zeiten epidemiſcher Krank—

heiten nicht vergeblich geſucht werden. Jn katho
liſchen Landern findet man einige geiſtliche Jnſti
tute, die dem Dienſte der Kranken ausſchließend

raewidmet ſind, und deren Glieder ofters auch in
Privathauſer w ſidhinl„enn ie a in ver angt werden,
ihre hulfreichen und wohlthatigen Hande zur War
turg und Pflege der Kranken darbieten. Jn den
proteſtantiſchen Landern iſt faſt uberall der Kran

lih
kenwarterdienſt in den Handen roher und unwiſ—

irſi! ſender Leute. Jn Mannheim wurde 1782

j
uit' eine ſehr nutzliche Krankenwarterſchule geſtiftet i).

Wez) Weſtphal a. a. O. G. 188 f.
h) Vergl. Bergius neues Policey- und Cameral—

magazin IV. 150 f.
i) Schlozers Staatsanzeigen Heft 7. S. 283 f.

Berltin. Monatſchrift 1785. VIII. 164 f. Journal
f

v. u. f. Teutſchland 1786. VI. 375. Z76. Scher
Archiv d. mediciniſchen Policey J. 348. II. 26 f.

u. 304.



Recht der Geſundheitspoliceh. 95

Wenige Medicinalgeſetze beſchaftigen ſich mit die—
ſem ſo hochſt wichtigen Gegenſtande.

Jn der Wirtembergiſchen Medleinalord
nung K) iſt vorgeſchrieben, daß in allen, beſon—
ders den Hauptſtadten, und, wo es thunlich,
auch in den Flecken, Perſonen, die zur Wartung
und Pflege der Kranken gebraucht werden konnen,
mit einem jahrlichen Wartegelde angeſtellt werden
ſollen. Auch ſoll, wenn ſie Alters oder Unver
moglichkelt ha:ber ihren Beruf nicht mehr abwar—
ten konnen, wegen ihrer dem Publicum geleiſte—
ten treuen und wichtigen Dienſte auf ihre Verſor—
gung ſo viel moglich Bedacht genommen werden“).

Fur Verpflegung und Heilung armer Kran— 1X.
ken muß von der Polieey Sorge getragen werden.
Da, wo die Poltcey nicht im Stande iſt, alles,
was fur hulfloſe Kranke billig geſchehen ſollte,
auszufuhren, helfen biswellen die menſchenfreund
lichen Geſinnungen der Burger dem Mangel ab,
den die Policey, ſo gern ſie auch mochte, nur all—

zuoft nicht heben kann. Die ſchone Privatauſtalt
fur kranke Hausarme, die Hamburgs Burgern
ſo viel Ehre macht, iſt allgemein bekannt

Kran—
L) Tit. 4. ſ. 19. 20. 21.

Muſſen ſie ſich, wie auch hier ſ. 20. vorgeſchrie-
ben iſt, bey allen Krankheiten, ſie ſeyen ſo gefahr—
lich und anſteckend als ſie wollen, gebrauchen laſ—
ſen; ſo mußte nicht nur fur ihre Verpflegung im
Fall der Anſteckung, ſondern auch, wenn ſie Opfer
ihres Dienſtes werden, fur ihre Familie billig ge—
ſorgt werden.

H Schlözer Staatsanz. VII. 288. Scherf Archiv
J. 347. Deſſ. Beytrage V. Samml. 1. S. 3. VI.

SGamml. 2. S. 139. Vergl. Beantwortung der v. d.
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Krankenhauſer ſind der gewohnliche Zu—

fluchtsort armer Kranken. Aber ſelten konnen
alle Hulfebedurftige aufgenommen werden, und
manche werden durch beſondere Umſtande abgehal—

ten, gerade hier Hulfe zu ſuchen. Dieſen iſt die
Wohlthatigkeit aber eine uberlegte, zweck—
maflig geleitete Wohlthatigkeit ihrer Mitburger
dringendes Bedurfniß. Die Policey, ſo ſehr auch

ſie ſelbſt durch Unterſtuzung der Einzelnen ge—
winnt, kann doch nur alsdann wahrhzaft ge—
winnen, wenn die Unterſtutzung zweckmaßig iſt,
und darauf darf und muß ſie ihr Augenmerk
mit richten.

Die Krankenhauſer ſelbſt muſſen der genaue—
ſten Policeyaufſicht unterworfen ſeyn, und lieber
gar nicht, als ſchlecht, unterhalten werden. Es
iſt mehr als barbariſch, den Elenden, den die
Hoffnung, daß ihm geholfen werde, herbeylockte,
hulflos oder doch vernachlaſſigt umkommen zu laſ

ſen. Den Verſuchen junger, unerfahrner Aerzte
muß nie ein Kranker preis gegeben werden

Man

K. Societat der Wiſſenſchaften in Gottingen
aufgegebenen Preisfrage: Welche ſind die bequem—
ſten und wohlfeilſten Mittel, kranken Armen in den
Stadten die nöthige Hulfe zu verſchaffen? Gekronte
Preisſchrift vom Hrn. Prof. Hecker zu Erfurt:;
im neuen Hannoöverſchen Magazin 1793.
St. 83. 84. 85. und mit einem Nachtrage in
Scherfs Beytragen B. 5 Samml. 2. S. 23.

J Daß dieß nicht blos Gewiſſens-ſondern Zwangs—
pflicht iſt, bedarf wohl ketnes Beweiſes, obagleich
buiswetlen von einigen gefuhlloſen Menſchen
zwiſchen Anatomie und Kraalenhaus nur der Un—

ter.
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Man leſe, was neuerlich wegen der Charité in
Berlin verordnet und verfugt worden iſt m),
der beſte Beytrag zur Policey der Krankenhauſer!

Am nothwendiaſten ſind zweckmaßzige Poli
ceyanſtalten fur wahnwitzige, verruckte und ra—
ſende Leute, da es dabey eines Theils auf die ſo
muhſame Sorge fur ſie ſelbſt, andern Theils aber
auch auf GSicherheit der Mitburger ankomnt.

Es iſt Pflicht der Pollcey, zur ſicheren Aufbe—
wahrung, aber auch zur Wiederherſtellung der
Unglucklichen die nothigen Anſtalten zu treffen.
Ja dieſer Abſicht werden beſondere Häauſer
Toll- oder Jrrenhauſer, errichtet, deren man
in Teutſchland mehrere findet, aber keines, deſſen
Einrichtung von Kennern vollig gebilligt wurde n).

Be—

terſchied gemacht werden mag, daß dort an tod—
ten, hier an lebenden Cadavern experimentirt
wird.

m) Am beſten zuſammen geſtellt findet man die ganze

merkwurdige Geſchichte in den Jahrbuchern
der preuſſiſchen Monarchie.

n) Die gewohnliche Einrichtung beſchreibt Bergius
im Policey- und Cameralmagazin VIII. zzo f.
von der Einrichtung des Tollhauſes zu Celle ſ.
Willich Ausz. III.550 f. Von einigen andern
Tollhauſern finden ſich ſpecielle Nachrichten, und
zwar von dem Jrrenhauſe zu Berlin in Udens
und Pyls Meag. II. 283. zu Konigsberg daſ.
767. zu Wien in den Ephemeriden der Menſchheit
1784. IX. Za2 zu Waldhe im in Pyls neuem

Mag. Th. 1. St. 1. G. 100. Die Haubptſchwie—
rigkeit macht die ſo nothige, aber ſehr koſtſpielige,

ganz ſpecielle Aufſicht und die Abſonderung jedes

v. Bergs Policeyr. 2. Th. G Wahn—
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Befinden ſichmineraliſche Brunnen in
einem Lande, ſo iſt es Pflicht der Geſundheite po
licen, fur die zweckmaßige Einrichtung und Benut

zung derſelben Sorge zu tragen; eine Pflicht, zu
deren Erfullung meiſtens auch die Finanzpolitik an
treibt. Daraus folgt aber keinesweges, daß, wenn
dergleichen Brunnen auf dem Grund und Boden
eines Privatmannes ſich befinden, der Landesherr
berechtiget ſey, ſich derſelben eigenmachtig an—
zumaffen o). Nur, wenn ſie nicht anders, als
durch offentliche Einrichtungen und einen das Ver—

mogen eines Privatmannes uberſteigenden Auf—
wand ſur das Publicum brauchbar gemacht wer—
den konnen. darf der Eigenthumer angehalten wer
den, ſie gegen verhaltuißmaßige Entſchadigung
dem Landesherrn zu uberlaſſen.

Die Geſundheitspolicey muß darauf ſehen,
daß die Bader und Geſundbrunnen ihrem Zwecke
gemaß eingerichtet, und hauptſachlich mit allem
dem, was fur die Wiederherſtellung der Geſund—
heit und fur die Bequemlichkeit der ſie beſuchenden
Kranken nothwendig und nutzlich iſt, gehorig ver—
ſehen werden p). Jn' der Wirtembergiſchen

Medi
Wahnſinnigen von den andern, da die Geſellſchaft
gewohnlich die Krankheit erhoht und auf alle Falle
die Heilung auſſerſt erſchwert.

o) Zwar behauptet Moſer (v. d. Landeshoheit in
Policeyſachen S. 82.) das Gegentheil, aber ohne
allen Grund. Die Regalitat der Geſundbrunnen,
Bader c. iſt doch ſchlechterdings unerweislich.

p) Jn dieſer Ruckſicht ſind denjenigen, welche ſich
dazu entſchließen, bey dem Rehburger Brunnen

Hau
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Medicinalordnung q) iſt inſonderhelt denjenigen
Phyſicis, welchen Geſundbrunnen und Vader an—
vertrauet ſind, aufgegeben, dieſelben wohl und
fleiſſig in Acht zu nehmen, und dafaur zu ſorgen,
daß ſie in gutem Stande, auch die Quellen wohl
gereinigt und ſauber gehalten, die Geſetze und
Ordnungen der Beunnen und Bader, ſammt der
obrigkeirlich angeſetzten Taxe der Zinmer, auch
der Speiſen und Getrauke, beobachtet, und die
Bade und Vrunnengaſte wohl bedient werden
mogen. Augh ſollen ſie die Krankheiten der Gäſte,
ſammt dem Erfolg der Curen, ſo viel ſich tiun
laßt, fleißig, punctlich und zuverlaſſig aufzeichnen.

Jn Anſehung der armen Bad- und Brun—
nengaſte muß eine gewiſſe Ordnung gehalten wer
den, damit der Zulauf derſelben auf einmahlnicht
zu groß, und die ubrige Badgeſellſchaft von ih—
nen nicht belaſtiget werde r).

Hauſer zu bauen, ſich da nieder zu laſſen und ein
der Brunnengeſellſchaft nutzliches und zu ſtatten
kommendes Gewerbe zu treiben, verichiedene Vor—
zuge und Freyheiten verſprochen worden. Patent

v. 28. Nov. 1752. Willich Ausz. lII. 3Z3.
q) Tit. 1. ſ. 8.
r) Eine hierauf abzweckende Churbraunſchwei—

giſche Verordnung ſ. Willich Ausz. IIl. z3.

1

G 2 Zweyte
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Zwehte Abtheilung.

Recht der Sanitatspolicey.

J. Reinigkeit der Luft. II. Beſchaffenheit der Lebensmit
tel, insbeſondere der Ebwaaren. III. Geiranke. 1V. Gefaüe.
V, Wehnung VI. Kleibung. VII. Lebensart. VIII. Sorge
fur Schwangere und Gebahrende. JX. Sorge fur neuaeborne
Kinder. X. Sorge fur die Geſundheit der Jugend. 1IX. Ab—
wendung zufulliger Gefahren.

1. Die Sanitats policen ſucht die Gefahren,
welche der Geſundheit der Staateburger drohen,
abzuwenden, indem ſie theils uberhaupt ſolche
Anſtalten und Vorkehrungen trifft, welche zur
Erhaltung der Geſundheit und zur Entfernung
alles deſſen, was ihr gefahrlich ſeyn konnte, abe
zwecken, theils insbeſondere fur gewiſſe Perſonen,
und in gewiſſen Fallen, wo es vorzuglich nothig
iſt, Sorge tragt, damit nichts zum RNachtheile
der Geſundheit geſchehe, vielmehr die Mittel zur
Erhaltung derſelben vorhanden ſeyen und gehorig
benutzt werden.

Nichts iſt fur die Erhaltung der Geſundheit
weſentlicher und nothwendiger, als eine reine,
geſunde Luft 1). Freylich kann die Polleey die
Beſchaffenhelt der Luft, welche von der Lage und
dem Elima eines Landes und von der Natur des Bo

dens

2) Frank mediciniſche Policeh Abth 4. Abſchn. 1.
J. 1514. (III. 24 f.).
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dens beſtimmt wird, nicht ſchlechterdings abandern;
aber ſie kann doch ſehr viele der mannigfaltigen
Urſachen, welche dazu beytragen, die Luft zu ver—
derben, aus dem Wege raäumen. Und dazu iſt
ſie unſtreit:g vollkommen verpflichtet.

Hieher gehort hauptſachlich die Austrock—
nung allzufenchter, moraſtiger Gegen—
den, welche theils unmittelbar von der Landespo
liceh bewirkt, theils durch Aufmunterungen und
Belohnungen befordert werden kann t). Ueber—

ſchwemmun gen, welche gewohnlich ſtehendes
und ſehr bald faulendes Waſſer zuruckzulaſſen pfle
gen, muſſen auch um der Geſundheit willen mog—
lichſt verhutet werden. Wenn aber der Fall den—
noch eintritt, ſo muß die Policey ſchleunige Vor
kehrungen zur Abwendung der fur die Geſundheit
der Bewohuer ſalcher Gegenden, welche durch le—
berſchwemmung gelitten haben, zu beſorgenden
Nachtheile treffen, und insbeſondere die Mittel, wo

durch dieſelben vermieden werden konnen, auf eine
zweckmaßige und populare Art bekannt machen u).

J G 3 Vor
t) de Hokentkal de politia h. Zi. Nota 5. Frank
an.a. O. III. g69. Vergleich die Nachrichten von der

Moorcultur im Brem iſchen in Schlozers Staats-—
anzeigen H. X1 S. 368. und des Freyherrn v. Are—

tin Schriften uber die Moorcultur in Baiern.
u) Veral. die (ſehr geruhmte) Anzeigen der Mittel,

die Ungeſundheit derjenigen Wohnungen zu ver—
mindern, welche den Ueberſchremmungen ausde
ſetzt geweſen, von M. Ladet de Vaux. Verteutſcht

von Dr Ferro. Wien 1784. und in Scherfs
Archiv B. 4. Abth. 2. S. 1f. Sehr zweck—
mahige Vorſchriften dieſer Art ſ. Schmieder

Po—
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Vor all.n Dingen muſſen die Leute, allenfalls durch
Zwanesm t.el, dazu angehalten werden, daß ſie
die Geboande von dem zuruckgebliebenen und ſte—
henten W öſſer, ſo wie von dem hereingekomme—
nen Schiamm nud Unrath ſchleunig reinigen, ſo
dann austrocknen, durchräauchern, und nicht eher,
als bis Sachkundige ſie fur bewohnbar erklart ha
ben, mieder beziehen. Die ubrigen Vorkehrun-
gen bangen großtentheils von der ortlichen Be—
ſcheff nheit ab, und muſſen folglich dadurch be
ſtimmt werden.

Die Flufſfe, Graben und Teiche muſſen
von Zeit zu Zeit ausgeraumet und gereiniget wer—

den. D'e Polleey muß entweder ſelbſt Veranſtal—
tung dazu tr ff.n, oder doch dafur ſoraen, daß die—
ſes von de jenigen, welche dazu verpflichtet ſind,
nicht vernachlafſiget werde, und deßwegen die no—
thigen Unterſuchungen anſtellen. Sie mußß aber
auch darauf ſehen, daß dieſes Audraumen nicht
zur Unzeit voraenommen werde, weil, wenn es
in den heiſſ ſten Sommermonaten geſchieht, der
ausgeworfene Schlamm ſehr vald die Luft ver
peſtet v).

Das Hanf- und Flachebeizen oder Rot—
ten verunreiniget kleinere und langſam dahin ſchlei
chende Bache vorzuglich aber ſtehende Gewaſſer,
und erfullet die Luft in einem betrachtlichen Umkreiſe

mit ſtinkenden Ausdunſtungen, wird folglich der

Ge
Policekverfaſfung des Churfurſtenthums Sachſen
iII. 1on f. Pylas N. Mag J. 694.

v) Fra nk a. a. O. S. 875. 276.
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Geſundheit durch das Verderbniß des Waſſers
und der Luft doppelt gefährlich w). Es ſind
mancherley Policeyverordnungen uber dieſen Ge
geunſtand vorhanden, die in den Grundſatzen nichts

weniger als ubereinſtimmen. Bald ſind es die
Fliche, bald die Menſchen, auf welche vorzugs—
weiſe Ruckſicht genommen wird. Ein herzog—
lich-braunſchweigiſches Geictz verordnet,
das niemand Flachs oder Hanf in Fluſſen, Bachen

und Fiſchteichen beizen ſoll, damit das daraus zu
kochende Bier aut, die Fiſche geſund erhalten, und
verſchledenen Kraunkheiten vorgebogen werde x).

Jn Ehurſachſen und Heſſen iſt das Ein
legen des Flachſes und Hanfes in die Fluſſe und
Bache gleichfalls, aber hauptſachlich um der Fi
ſcherey willen, verboten y). Die gute Wirkung
fur die Geſundheit der Unterthanen iſt alſo wenig
ſtens eine zufallige Folge dieſes Verbots.

Die Churbraunſchweigiſchen Geſctze
verbieten das der Geſundheit nachtheilige Flachsroi

ten in Stromen, Bachen, Teichen und allen an—
dern friſchen und lebendigen Gewaſſern bey zwanzig

G 4 Reichs
v) Frank a. a. O. S. 924. 925.
x) Verordn. v. 5. Aug. 1681, 29. Apr. 1692. und

24. Jul. 1721.
Die großen Strome: Weſer, Werre, Fulde,
Lahn, Ohm, Edder, Schwelm und Diemel ſind
hier mit Recht ausgenommen, welil dieſen durch
das Flachs- und Hanfbeizen kein Nachtheil zu—
wachſet. Vergl. Frank a. a. O. SG. 423.

y) Chur ſachſiſche Fiſchordnung 14. Schmie—
der J. 183. Heſſen-Caſſelſche erneuerte
Fiſchordnung F. 8. Samml. VI, 888.
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Reichsthaler oder achttagiger Gefangnißſtrafe,
erlauben hingegen denjenigen, welche Flachs zu
rotten haben, an ſumpfigten und moraſtigen Or
ten welche mit keinem fließenden oder friſchen
Waſſer einige Communication haben, Gruben zu
graben, oder, wenn dieſes nicht geſchehen kann,
ohnweit der Strome, Bache oder Teiche, worinn
vorher der Flachs gerottet worden iſt, jedoch an
einem niedrigen Orte, wo dem Waſſer der Fall
gegeben werden kann, und welcher ſo gelegen iſt,
daß daraus nichts in einigen Strom, Bach, Teich
oder in ein anderes lebendiges Waſſer zuruck- oder
abfliefßen konne, ebenmaßig Gruben zu graben,
und wenn ſie lihren Flachs in dieſelbe gelegt ha
ben, das Waſſer durch Furchen, Rinnen oder
Rohren darauf zu leiten; wenn aber auch dieſes
nicht thunlich ware, ſonſt an einem unſchadlichen
Orte Graben zu graben, und das Waſſer darauf
zu tragen oder zu fahren 2).

Die Stadtgraben muſſen da, wo ſie zur
Befeſtigung nicht weſentlich mit gehoren, ausge
trocknet**), oder doch zu aehoriger Zeit gereini
get und ſo erhalten werden, daßz der Durchzug des

Waſſers ungehindert bleibt a). An manchen

Or

Ein nutzlicher Zuſatz ware wohl: jedoch nicht zu
nahe an den Wohnungen.

x) Verordn. v. 1. Aug. 1705. erneuert d. 29. Jul.
1719. Willich Ausz. J. 769.
Dieß iſt ſeit einigen Jahren in Gottingen mit

dem glucklichſten Erfolge, zu Nutzen und zur Zierde
der Stadt, geſchehen.

a) Frank a. a. O. S. 925 f.
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Orten werden die Stadtgraben durch Schleuſen
und Cloake auf eine fur die Geſundheit hochſt
nachtheilige Weiſe, mit Unreinigkeiten aller Art
angefullt, wogegen die Policey nachdruckliche Vor—
kehrungen treffen muß b).

Die Fiſchteiche, nahe bey den Stadten
und Dorfern, ſind nicht weniger gefahrlich, als die
GSumpfe, und bedurfen daher einer genauen Auf—
ſtcht der Policey, die entweder fur ihre Austrock—
nung oder wenigſtens dafur ſorgen muß, daß ſie
durch unermudete Aufmerkſamkeit ſo unſchadlich,
wie moglich, gemacht werden. Auch Wieſen
und Garten in der Nahe der Wohnungen dur—
fen von der Geſundheitspolicey nicht ganz auſſer
Acht gelaſſen werden, und wenn ſie gleich nicht
uberall durch Verordnungen und Strafgebote hel—
fen und beſſern kann, ſo muß ſie wenigſtens durch

zweckmaßige Belehrungen die Nachtheile fur die
Geſundheit zu verhuten und zu vermindern ſu—
chen, die auch hier durch Nachlaſſigkeit und Un
achtſamkeit entſtehen konnen c).

Die Kirchhofe, nahe bey den Wohnungen
der Lebendigen, ſind, was man auch dagegen hat
ſagen wollen d), im Ganzen genommen und in

G denb) Ein Beyfpiel von Dresden ſ. GSchmieder
III. as5iʒ. J

e) Frank a. a. S. GS. 927 f.
d) G. insbeſ. Die Unſchadlichkeit der Kirchhofe, nahe

bey den Wohnungen ider Lebendigen. Freyburg
1775. Zwey Gutachten der mediciniſchen Facult. zu
Leipzig und Halle in Alberti iurispr. med.

T.ʒ.
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den meiſten Fallen der Geſundheit hochſt nachthel
lig e). Die alten Romer duldeten ſie nicht in
der Stadt f); ein Verbot, welches in der
Folge auch auf die Landſtadte ausgedehnt wurde.
Vorurtheile gaben unter den Chriſien den Bearab
niſſen in und bey den Kirchen, alſo in jedem
Falle innerhalb der Gtadte und Dorfer, cinen
großen Werth g). Ju den Kirchen ſelbſt begra
ben zn werden, war aber immer ein Vorzug, der
nur beſtimmten Perſonen zu Theil wurde. Die
ubrigen fanden ihre Ruheſtatte neben den Kirchen.
Um die Todten zu ehren, vergiftete man die Le—
bendigen. Dieeſe haben unſtreitig ein vollkomme—
nes Recht, einer ihnen ſo gefahrlichen Achtung
gegen jene zu wiberſprechen n).

Die

T. 3. caſ. 47. und in Scherfs Archiv B. 4. Ab
theil. 2. S. 112 f.

e) G. G. Hoffmann deicömetriis ex vrbe tollen-
dis Francot. ad Viadr. 1730. N. A. 1758. M.
I. Aliæ de nociva mortuorum intra ſacras aedes
vrbiumque muros ſepultura. Erford. 1773.
Scherf Archiv B. IV. Abth. 1. S. 1 f. Ab—
theil. 2. S. jor f. Krunitzz Eneyclopadie B. 73.
S. 439. Pyl n. Magazin. Th. II. zz2. Eſchen
bach Anmerkungen uber die Schadlichkeit der Be—
grabniſſe in den Kirchen. Roſtock 1787. Berlin.
Monatsſchrift 1794. Febr. 1785. Jan.

H) Jn den 12 Tafeln (Tah. X. J. 3.) heißt es: ho-
minem mortuum in urbse ne tepelito nere vrito.
Cicero de legibus I. 2. J. G. Eccius ad L. XII.
Tab. hominem mortuum etec. Lipſ. 1786.

Zz) Eine kurze Geſchichte der Begrabniſſe in den Kir—
chen ſ. in Winklers Diſſertation de jure tepul-
turae in templis. Lipſ. 1784. Vergl. Krunitz
a. a. O. S. 452.b) Thomaſtus hat auch das Verdienſt, daß er
zuerſt die Lebendigen gegen die Todten in Schutz

nahm
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Die Geſundheitspolicey iſt ſchuldig und ver—
bunden, die Gefakren, welche mit den Begrab—
niſſen innerhalb der Stadte und Dörfer verbunden
ſind, abzuwenden; und dieß kann nicht ſicherer ge—
ſchehen, als wenn die Kürchhofe entfernt von din
Wohnungen der Lebendigen angelegt werden. Frey
lich ſtehen manche Schwierigkeiten entgegen
das Vorzuasrecht, in den Kirchen begraben zu
werden; Eiaenthumsrechte auf Famtilenbegrab—

niſſe in Kirchen und auf Kirchhoſen in den S ad
ten und Dorfern; Entſchadigungen fur die Be—
rechtigten und ſelbſt fur die Kirchen, die die Be
grabnißzplatze verkauſen; Mannqel an ſchicklichem
Raum fur neue Kirchhoſe; endlich auch in manchen
Fallen Mangel an Fonds zur Beſtreitung der Ko—
ſten i). Allein Rechte, die auf jetzt entdeckten
Vorurtheilen beruhen, Rechte, die ſo hochſt ge—
meinſchadlich ſind, muſſen der anordgenden Ge—

walt der Staatopolicey weichen. Da, wo dieſe
Rechte mit Koſtenaufwand erworben ſind, muß

Ent

nahm. Allerdings iſt, wie er ſehr grundlich ge—
zeigt hat, das Begraben in den Kirchen gegen das
Naturrecht. Chriſt. Thomaſius de lurs priucip.

dcirea cerimon. lepult. Leyſer med. ad
Pand. Vol. J. Spec. I9e. m. 5. 6. J. H. Bökmer
de iur. erig. cömetr. cap. 2. 9. 25.

j) Alles das ſezt Winkler in ſ. zwey Diſſertationen
de iure ſepulturae in templis (Lipſ. 1784), weit-
laufig auscinander. Als ein großes Hinderniß
hatte er auch noch den Aberglauben und das Vor—
urtheil des Volkes, und beſonders in manchen
Landern den Widerſtand der Geiſtlichceit, billig be—
ruhren ſollen. Ein Beyſpiel von letzterem ſ. Schlo—
zers Staatsanzeigen B. 1. G. 200.



1o8 Bruch lII. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.

Entſchadigung geleiſtet k), fur die Einkunfte der
Kirchen auf andere Weiſe geſorgt werden. Platz
findet ſich, wenn man ihn ernſtlich ſucht, gewiß
uberall, und die Koſten allein durfen bey einer ſo
wichtigen Angelegenheit kein Abhaltungsgrund ſeyn,
ſo ſehr ſie es auch, wenn gleich ofters ungenannt,
an mehr als einein Orte ſeyn mogen Erlau—
ben indeſſen die Umſtande nicht, die Begrabniſſe
in den Kirchen ganz zu verbjeten und die Kirchhofe
von den Wohnungen der Lebendigen hinweg zu
verlegen, ſo mutz die Geſundheitspolioey wenig
ſtens alles tnun, was die Schadlichkeit derſelben
vermindern kann m). Bey der Anlenqung neuer
Kerchhofe mutz ubrigens alle Vorſicht gebraucht

werden, daß ſie, die doch nie ſehr weit von
den

E) “Bey Verlegung der Begrabnißplatze konnen die
 jenigen, welche bisher erbliche Familienbegrabniſſe

in den Kirchen beſeſſen haben, die unentgeltliche
Anweiſung eines ſchicklichen Platzes dazu auf dem
neuen Kirchhofe forderno. Allgem. preuſſ. Landr.
Th 2. Tit. IX. G. 185. Freylich keine volle Ent-
ſchadigung; aber die Beſitzer muſſen auch bedenken,

daß ihr Recht auf Unrecht ruht. Als im Jahr
1778 in Schwediſch-Pommern die Begrab—
niſſe in den Kirchen verboten wurden, haben meh—
rere Edelleute ſich ihrer Erbbegrabniſſe freywillig
begeben. Udens und Pyls Mag. II. 332.
Der academiſche Senat zu Wittenberg
hat im Jahr 1782 dem Rechte, in den Kirchen be—
araben zu werden, entſagt. Scherfs Beytrage
ĩi. Samml. 1. S. 154.

h Vorſchlage, wie die Kirchhofe aus der Stadt zu
bringen, von Möſer ſ. Berlin. Monatsſchr.
1784. Fcbr.

m) Gute Vorſchlage ſ. Winkler Dilſſ. 2. ſ. 14. 15.
Scherf Archiv B. 4. Abth. 2. S. 109 f.
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den Wohnortern entfernt werden konnen, durch
ihre Ausdunſtungen nicht ſchadlich werden n).

Mehreren teutſchen Furſten iſt es gelungen,
die Begrabniſſe mitten unter den Lebendigen zu
verbannen; anderen weuigſtens, ſte einzuſchran—
ken o). Oertliche Verhaitniſſe konnen frayllch die
Schwierigkeiten bald vermehren, bald vermin—
dern. Die Unterrichtöpolicey kann ein ſo wohl
thatiges Unternehmen unendlich erleichtern.

Jn den Stadten und andern von mehreren
Menſchen bewohnten Oertern muß dieGeſundheits—
policey darauf ſehen, daß durch unordentliche
Anlegung der Gebaäude der Durchzug der
freyen Luft nicht gehindert werde p). Aus dieſem
Grunde iſt die Policey berechtiget, zu verlangen, daß
die Gebaude nicht nach bloßer Laune und Willkuhr

un

m) Nutzliche Bemerkungen uber die Anlegung der
Kirchhofe ſ. bey Gmelin uber die neuern Ent—
deckungen in der Lehre von der Luft. Brief 15.
Vergl. Scherf a. a. O. S. 121.

o) Badiſches Verbot der Begrabniſſe in den Kir—
chen v. 1753. Gerſtlacher J. z71 Schwe—
diſch-Pommerſches v. 1778. Udens und
Pyls Mag. II. z28. Oeſterreichiſches v.
1784. Krunitz Encyclopadie B. 73. S. bo2.
Preuſſiſches Allgem. Landr. Th. 2. .Tit. 11.
g. 184. Furſtl. Alten burg. v. 1786. Teutſch.
Zuſchauer XI. 232. Grafl. Lippiſches v. 1779.Scherf a. a. O. S. 79. Heſſen-Darm—
ſtadtiſche Verordn. wegen der Kirchhofe und Be—
grabniſſe v. 1786. Scherf Archiv Vl 212. Die
meiſten dieſer Geſetze beziehen ſich auch auf die Ver—
legung der Kirchhofe aus den Stadten und Dorfern.

p) Frauk a. a. O. 879.
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nnordentlich und urregelmaßig, bald hier, bald da,
aufgefuhrt urd gleichſam untereina: der geworfen
werden Gee iſt b. fugt, fur die Regelmaßig
keit der trapen, und deren gehorige Breite, fur
eine ſchickliche Entfernung der Hauſer, lur ge—
raumige off ntliche P atze und fur eine den freven
Zug der Luft begunſtigende Anlage der Thore und

Mauernu Sorge zu tragen, ſo weit es die ortliche
Beſchaff nheit nur immer erlaubt. Freylich darf
ſie um einer nicht wrſentlich nothwendigen Ver—
beſſerung willen die Eigenthumsrechte der Burger
nicht verletzen, und ia jedem Falle muß ſie den
Einzelnen entſchadigen. Ars einſt Toulouſe in
Gefruhr war, durch anſteckende Krankheiten ent
volkert zu werden, wußte man kein anderes Ret—

tungsmittel mehr, als die engen und unreinen
GStraßgen zu erweltern und dem freyern Durchzuge

der Lutt zu eroffaen und die todtlichen Seuchen
verſcl wanden. Jn ſolchen Fillen iſt es der Ge
ſunoheits policey unſtreitig erlaubt, ohne Ruckſicht
auf den eigennutzigen Widerſpruch Einzelner, die

auf
Der bloße Zweck der Verſchonerung, der freylich
hiedurch auch befordert wird, kann der Polutey
nie ein Zwangsrecht geben. »„Warum aber doch
ſo viele Bauvorſchriften, die hauptfachlich nur
Verſchonerung zum Zwecke haben» 2 Vorſchriften
diefer Art fließen nicht aus dem Rechte der Polt—
ceygewalt. Haufig aber kann Uaterſtutzung bey
der Auffuhrung neuer Gebaude, Baubegnadi—
gung, Erlaubniß, auf getoiſſe Platze zu bauen c./
nur unter der Bedingung, daß ſolche Vorſchriften
befolgt werden, bewilliget werden Jrrig glaubt

maj dann, di. Policey befehte, wo eigentlich eine
freywillige Uebereinkulft zum Grunde liegt. Vergl.

Moſer von der Landeshoheit in Policeyſachen
S. 440.



Recht der Geſundheitspoliceh. 111
auf ihre Eigenthumsrechte ſich berufen, die nothi—

gen Verfugungen und Auordnungen zu treffen q).

Die Straßen muſſen mit moglichſter Sorg—
falt re in gehalten werden r). Viele Stadte ha—
ben beſondere Straßzenreinigungsordnungen. Die

Gottingiſche wird als muſlerhaft ernpfohlen;
mag aber doch jetzt, nach dem Verflaß mehrerer
Jahre, mancher Verbeſſerungen bedurjen 8).

Reinhaltung der Straßen iſt ohne ein gutes
Pflaſter unmoglich, weil das beſtandige Fahren,

Reiten und Trelben des Viehes endlich einen unge—
ſunden Sumpf, oder wenigſtens mehrere ſumpfigte
Gtellen, hervorbringen muß. Jede Gemeinheit
kann durch die Policey. zur, Anleqgung eines guten
Straßenpflafters mit vollem Rechte angehalten
werden. Nicht weniger iſt ſie befugt, fur die

Rei
q) Moſer von der Landeshoheit in Policeyſachen

GS. v7.
r) Frank a. a O. S. 9z3.
a) Heumann ius politiae ſ. 146. Nota e. Ein
eGaſſenreinigungs-Reglement fur Zelle v. 1735.
ſ. Corp. Conlt. Cell. Cap. 4. pag. a78. Meiſter
de iure platearum Brunſvico-Luneb. Eine
muſterhafte Verordnung wegen der Gaſſenreini—
gung in Berlin. vom 1. Jul. 1777 ſ. Ber—
gius Samml. auserleſener Landesgeſetze III. Z21.
Vergl. Berlin. Monatsſchrift, 1784. Sept.
S. 223 f. und Pyls n. Mag. Th. 2. St. 1.
S. 63 f. Badiſche Verordnungen wegen Stra—
ßenreinigung ſ. Jnhalt der Badiſchen Geſetzae—
bung S. 545. und Frank a. a. O. G. 946.
Hamburgiſches Mandat zu Erhaltung mehre—
rer Reinlichkeit in den Gaſſen v. 788. Scherfs
Beytrage II. Samml. 2. S. 69 f.
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Reinigung der Straßen Sorge zu tragen. GSie
muſſen nicht nur zu beſtimmten Zeiten gefegt, ſon
dern auch der geſammelte Straßenkoth, und Eis
und Schnee, wenn ſie aufthauen, ſchleunia hin
weageſchafft werden. Dle Abzugsgraben muſſen
von ſtehendem Waſſer und ſtinkendem Schlamm
frey gehalten werden. Miſthaufen und Gruben
durfen an den Straßen und vor den Hauſern nicht
geduldet, die Straßen durch perſonliche Unrein
lichkeit der Einwohner, durch Hinauswerfen un—
reiner Sachen und durch den Ausflußz von Kuchen
und mancher Werkſtatten nicht zu allgemeinen
Cloaken gemacht werden. Fur Sanberung der
Marktplatze, beſonders da, wo Fiſchhandler,
Fleiſcher, Gartner und Krauterhandler ſich auf—
halten, mutßz die Policey jedesmahl ſchleunig Sorge

tragen. Bey ſehr trockenem Wetter muß dem
den Augen und der Bruſt ſo ſchadlichen Staube
durch Aufſprißen in den Straßen geſteuert
werden t).

Zur Hinwegſchaffung der mancherley ſich
ſammelnden Unreinigkeiten muß die Policey einen
oder mehrere Sammelplatze anweiſen, und nichthu

laſſen, daß dieſelben auf die Heerſtraßzen oder Feld
wege gebracht werden Das Ausraumen der

Cloake, ſo wie das Hinwegfuhren des Miſtes in
den

t) Verordn. in Wien ſ. Udens und Pyls Ma—
gazin II. Z35. Aehnlichen Verordnungen ſteht
meiſtens Mangel an Fonds zur Beſtreitung der
Koſten entgegen.

H Eine ſolche Berordnung fur hannover ſ. Corp.
Conſt. Cal. Cap. 4. S. 953. 956 f.



Recht der Geſundheitspoliceh. 113

den Stadten darf nur zu ſolchen Zeiten, wo
es am wenigſten Beſchwerlichkeit verurſacht, ver—
ſtattet werden u).

Schindwaſen durfen nie in der Nahe
menſchlicher Wohnungen angelegt werden und es

iſt allerdings auch eine harte Zumuthung fur Rei
ſende und fur den Landmann, der in dem Felde
arbeitet, wenn man ſie in der Nahe von Land—
ſtraßzen oder cultivirtem Lande duldet. Am aller—
wenigſten aber darf das willkuhrliche Hinwerfen
oder. Liegenlaſſen des crepirten Viehes zugegeben
werden v).

Unrreinliche, ungeſunde Gewerbe und Hand
werker muß die Geſundheitspolicey von den Woh
nungen mehrer Menſchen moglichſt entfernt hal—
ten. Gerber, Seifenſieder w), LUichtermacher,
Saitenſpinner u. d. m. trifft hauptſachlich dieſes
Schickſal x). Dooch iſt die teutſche Geſundheits-

p oli

Jn großern Stadten wird mit Recht auch das
Viehhalten eingeſchrankt. Jn Dresden z. B.
durfen Becker und andere Einwohner keine Maſt—
ſchweine in der Stadt halten. Schmieder IlII.
1332. Das Herumlaufen des Viehes, auch
das ſonſt nicht gefahrlichen ais der Ganſe, Ene
ten rc., muß ſchon um der Reinlichkeit willen nicht
geduldet werden.

n) Einige Verordnungen hieruber in Beziehung auf

Dresden ſ. Schmieder II. 660. 1144. III.

J 504. ev) Frank a. a. O. S. o51.
w) S. z. E. Schmieder III. 1305.
x) Heumann ius pol. h. 146. Nota 3. Frank a. a.

O. S. 980. Durch eine oſterre ichi ſche Verord—

v. Vergi Policehr. Th. 2. H  nung
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policey meiſtentheils in dieſem Puncte nicht ſehr
ſtreng.

Endlich iſt es auch als eine boſe, der Ge
ſundheit nachtheilige Gewohnheit zu betrachten,
wenn man zur Abſchreckung von Verbrechen durch
die Leichname hingerichteter Verbrecher die Luft
verpeſten.laßßtt, und ſo auch die Unſchuldigen, die
in der Gegend wohnen oder die des Weges kom
men, oft ſehr hart ſtraſt. Schwerlich kann die
gute Werkung, die man von dieſer ekelhaften
Ausſtellung hofft, mit der ſchlimmen, die ſie, be
ſonders in der warmeren Jahreszeit, hervorbrin—
gen muß, irgend verglichen werden y). Jn eini—
gen reutſchen Staaten iſt auch hierauf Ruckſicht
genommen, und dieſe Laſt, die die Criminaljuſtiz
dem unſchuldigen Publicum aufleget, wenigſtens
einigermaßen gemildert worden 2).

Die
J

nung iſt auch die Entfernung ſolcher Handwerker,
welche mit Queckſilber, Bley und dergleichen in
den Gaſſen mit Kohlenfeuern arbeiten, befohlen.
Udens und Pyls Magagzin II, Z36.

y) Frank a. a. S. G. 954.
2) Jn Sachſen und Baiern. Dort ſoll man ſich

nach der Jahresjzeit richten, hier die Korper der
Hingerichteten wenigſtens nicht am Rande der
Landſtraßen in der Sonnenhitze ſtehen laſſen.
de IIohentnhal de politia Zi. Frank a. a. O.
S. 955. Wenn dergleichen Verordnungen noch
ſelten ſind, ſo mag das auch wohl daher kommen,
daß die Hinrichtungen, Gott Lob! immer ſeltener
in Teutſchland werden.



Recht der Geſundheitspoliceh. 115

Die Beſchaffenheit der Lebensmittel“) ir.
und ihr Einfluß auf die Geſundhelt muß fur die
Sanitatspolicey ein hochſt wichtiger Gegenſtand
ſeyn a). „“Sie muß alle ihre Aufmerkfamkeit
darauf verwenden, damit dem Volke die Wahl
verſchiedener, zu deſſen Erhaltung ſchicklicher Nah
rungsmittel nicht erſchwert werde, ſo wie, daß
j'des einzelne Speiſemittel von unverwerflicher
Veſchaffenheit ſeh. Sie muß in genauer Betrach—
tung der Volkskrankheiten vorzuglich darauf ſehen,
womit ſich jede Claſſe der Burger im eigentlichſten
Verſtande zu nahren pflege ob nicht auf einer

oder der andern Seite zu vieles von dieſem oder
jenem Nahrungsmittel den Stoff dazu herzebe,
daß einer Provinz vor der andern eine beſondere
Eigenſchaft des Blutes und eine vorzugliche Nei—
gung zu bedenklichern endemiſchen Uebeln und zu
einer aroßern Sterblichkeit eingeätzet werde? Nicht
zufrieden, erſt bey dem Schiccken einer einreiſſen—

den gefahrlichen Seuche an eine beſſere Ordnung
in der Voiksdiat zu denken, muß ſie lange vor

her

Auch auf andere Bedburfniſſe, die durch Gewohn—
heit beynahe gleichen Rang mit den Lebensmitteln
erhalten haben und von großem Einfluß auf die Ge—
ſundheit ſind, muß die Sanitatspolicey ihr Augen—
merk richten. Hieher gehort beſonders der To—
bak, bey deſſen Zubereitung ſo mancherley Ge-—
heimniſſe wenigſtens vorgegeben werden, deren Ge—
brauch jedoch ohne vergangige Prufung durch Sach

verſtandige nicht erlaubt ſeyn ſollte. Jung Staats:
Policeywiſſenſchaft d. 6s. Franka. a. O. S. 717.

a) Fr ank mediciniſche Policey B. Z. Abth. 1. u. 2.

H 2
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her jede Gattung der gewohnlichen Nahrunasmit
tel, nebſt ihrem Verzeichniß unter einander und
dem Einfluſſe auf jetzige und kunftige Anlaae des
allgemeinen Geſundheiteswohls mit vaterlicher

Prufung beſtimmen b)“.

Das meiſte, was die Geſundheitspolicey in
dieſer Hinſicht thun kann, muß freylich durch Un
terricht und Belehrung geſchehen. Sie kann die
Unwiſſeaheit, Unachtſamkeit und Nachlaſſigkeit,
welch. zu dem Genuſſe ſchadlicher und ungeſunder
Nahrungsmittel verleitet, nicht beſtrafen. GSie
kann aber den Verkauf und die wiſſentliche Zube—
reitung derſelben bey ſcharfer Strafe verbleten, und
diejenigen, welche dagegen handeln, mit der an
gedrohten Strafe belegen. Ware in einem ſolchen
Falle die Frage zweifelhaft, ob Abſicht oder Un
achtſamkeit eine wirkliche Vergiftung bewirkt habe,
oder kame es auch nur darauf an, daß eine Ver
giftung, wenn gleich nicht aus Abſicht, doch aus
Fahrlaſſiakeit, zu beſtrafen ware; ſo muß die
weitere Unterſuchung und Entſchadigung der Cri

minaljuſtiz uberlaſſen werden.

Das allgemeinſte Nahrungsmittel, das
Brod, verdient zuvorderſt die vorzugliche Auf—
merkſamkeit der Geſundheitspoliceh. Das Ge
traide, aus welchem es bereitet wird, muß ſo be
ſchaffen ſehn, daß es zu einer geſunden Nahrung
nicht untauglich iſt. Die Ganitatspolicey muß
daher nicht geſtatten, daß es eher, als nach an
erkannter Reife der Korner eingefuhrt werde c),

und,
b) Frank a. a. O. G. 25. 26.
o) Daſ. S. 240 f.
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und, wenn zufällige Umſtande, beſonders die
Witterung, eine Ausnahme von dieſer Regel
ſchlechterdings nothwendig machen ſollten; ſo darf
doch unreifes Getraide nicht anders, als mit
grotzer Vorſicht gebraucht werden, und dazu muß
die Sanitatspolicey bey Zeiten die nothige Anlei—

tung geben d).

Das durch Ausartung verderbte Ge—
treibe, wohin vorzuglich das ſogenannte Mut
terkorn und das brandige und roſtige Ge—
treide gehort e), darf mit dem guten Getreide
nicht vermiſcht, ſondern muß davon ſorgfaltig ab
geſondert werden f). Eben ſo iſt es in Anſehung

H 3 des
d) Rathſchlage, Anweiſungen und Ausſchreiben,

das Verhalten bey dem Gebrauch eines nicht recht
reif und trocken gewordenen Getraides, zur Ver—

hutung der aus deſſen Genuß entſtehenden Krank—

heiten betreffend v. 1785. ſ. Scherfs Archiv
B. 4. Abth. 2. S. 87 f Pyls n. Mag. Th. 2.St. 1. S.q2. Hannoverſche Anzeigen 1795.
St. 56. und 57. auch in Scherfs Beytragen VII.
CSan. ml. 1. S. 139 f.

e) Frank a. a. O. S. 2172234.
h) Chrerſachſ. Mandat. v. 20. Aug. 1764, wo.

durch Jeoermann vor dem Genuß und Gebrauch
des von dem Mutterkorn nicht gereinigten Getrei—
des cewarnt und zugleich verordnet wird, die Un—
terthanen zu moalichſter Reinigung deſſelben vor
dem Verkauf, bey Vermeidung der Confiscation,
Geld- auch Feſtungsbauſtrafe anzuhalten. Die
Muller ſollen bey gleichmaßiger Straſe deſſen
Vermahlung bey ſich nicht geſtatten. Schmieder
J. 404. III. 1274. Eine ahnliche Heſſen-Caſ—

»ſelſche Verordn. ſ. Samml. VI. z88.
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unter dem Getreide aufwachſenden, der Geſund
heit ſchadlichen Unkrautes zu halten 8).

Alte verlegene Fruchte, die ofters noch
dazu mit dem Unrathe von Jnſekten und Mauſen
vermiſcht ſind, konnen ohne großen Schaden der
Geſundheit nicht gebraucht werden. Die Policey
muß deßwegen auf deren Verkauf aufmerkſam
ſeyn, hauptſachlich aber durch ſorgfaltige Aufſicht
auf die Fruchtſpeicher dem Uebel ſelbſt vorzubeu—
gen ſuchen n). Wenn Mangel an Gertrreide iſt;
ſo muß die Sanitatspoliceh auch darauf ihr Au
genmerk richten, daß keine ſchadliche Dinge dem
Getreide beygemiſcht oder ſtatt deſſelben gebraucht
werden i).

Die Verwandlung des Getreides in Mehl
muß nicht blos in oconomiſcher, ſondern auch in

medi

Feldrettig, Ganſehaber, Schwindelhaber, Tret
pe, Lolch, Ackerkummel in zu großer Menge.
Frank a. a. O. S. 234. Verql. J. F. Gme—
lin von giftigen Gewachſen, welche in Deutſch—
land, und vornehmlich in Schwaben, wild wachſen,
Ulm 1775.“

z) Mittel gegen dergl. Fehler des Getreides ſ. Frank
a. a. O. S. 238. Vorſchlag, den nachlafſigen
Landmann zu nothigen, ſeine Getreideacker rein
von den der offentlichen Geſundheit oft ſo ſchadli—

chen Aftergetreidearten zu halten, ſ. Scherfs
Archiv II. 126.

b) Frank a. a. O. S. 249. 250.
i) Vergl. Die Haushaltungskunſt im Kriege und in

der Theurung nebſt den dazu gehorigen Policeyan—
ſtalten und einer Anzeige der vornehmſten Pflan—
zen und Gewachſe, die ſtatt des Brodes zur ah—
rung dienen konnen. Stuttg. 1771.
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mediciniſcher Hinſicht“) mit großer Vorſicht und
unter genauer Aufſicht der Policey geſchehen k).
Die Vermiſchung des Sandes von den Muhlſtei—
nen mufß ſorglaltig vermieden verdorbenes
und verfalſchtes Mehl nicht geduldet, und da—
per auf die Mehlhandler ſorgfaltig Acht gegeben

werden in).

Bey dem Brode ſieht die Policey meiſtens
nur auf das Gewicht und die gehorige Veſchaf—
ſerhelt des Mehls n). Jn Ruckſicht auf die Ge—
ſundheit verdient aber auch der Sauerteig, der
Hefen, das ſogenannte Zeug, welches zu Sem—
neln gebraucht wird, das vollkommene Aus—
lacken *n), und ſelbſt der Anſtrich des Brodes, die

H 4 Auf
JEwald erzahlt in ſ. Phantaſien auf einer Reiſe

in die Gegenden des Friedens S. 185. die faſt un—
qlaubliche Geſchichte, bey Hamburg ſoll eine
Muhle ſeyn, deren Beſitzer das Recht habe,
Reißmehl und Arſenik auf einem Gange
zu mahlen.

x) Frank a. a. O. S. 251 f.
H Badiſche Mullerordn. Gerſtlacher III. 248.

Schmieder Churſachſ. Policeyverf. J. 441.
m) Frank a. a. O. 246. 258.
n) »Unter das Rocken- und Weitzenmehl ſoll kein

Mehl von Erbſen und andern Arten des Getreides
qemiſcht werden». Schmieder J. a566. Tas
Mehl ſoll nicht allzurein ausgemahlen werden.
Gerſtlacher Samml. der Badiſchen Verordn.
111. 257.

Auch der Verkauf des noch ganz friſchen und
warmen Brodes. Nach badiſchen Geſctzen ſollen
die Becker kein.friſch gebackenes Schwarzbrod, es
ſey denn wenigſtens 24 Stunden vor dem Vertaufe

ge—
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Aufmerkſamkeit der Policey, ſo wie ſie auch von
Zeit zu Zeit wegen der ſo leicht moglichen Verfal
ſchung deſſelben eine genaue Unterſuchung anſtel
len muß o).

Jn Anſehung der ubrigen Pflanzenkoſt
ſucht die Policeh hauptſachlich den Geuuß giftiger
Gewachſe zu verhuten, welche daher nicht nur
durch genaue Beſchreibungen, ſondern auch durch
treffende Abbildungen allgemein kenntlich gemacht

werden muſſen. Der Unterricht von giftigen Pflan
zen und von den einfachſten Gegenmitteln, im Fall
ſie zufalliger Weiſe genoſſen werden ſollten, in den
Schulen, iſt von großem Nutzen p). Bey den

Baum
gebacken worden, verkaufen. Jnhalt der Badi—
ſchen Geſetzgebung S. 18.

o) Framk a. a. O. G. 261 f.
p) Daſelbſt S. 279. Struve Noth—-und Hulfeta

fel vom tollen Hundebiß, von Giftenrc. Beckers
Noth- und Hulfsbuchlein Churſachſiſche
Verordn. wegen der Schlafbeere oder Wolfskir-
ſche ſ. Schmieder III. 1440 f. Wirtember—
giſche Verordnung wegen der Tollbeere; mit
dazu a horiger Abbildung v. 1788. Scherfs
Beytrage JIJ. Samml. 2. S. 145 f. Wirtem—e
bergiſche Verordnung zur Vorbeugung der Ver—
giftung durch Zeitloſen-Saamen v. 1791.
Scherfs Beytrage IV. Samml. 1. S. 61 f.
Jm Heſſen-Cafſelſchen ſollen die Phyſici,
nebſt andern Medicis und den Apothekern
die Schierlinge und andere giftige Krauter den Leu—
ten durch die geſchwindeſten Wege kenntlich machen,
die beſten Gegenmittel anzeigen, und wegen Aus—
rottung ſchadlicher Pflanzen der Obrigkeit die wirk—
ſamſten Vorſchlage thun. Medicinalordn. v. 1767.
Cap. 3. J. 4. Samml. VI. 474.
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Baumfruchten muß hauptſachlich auf vollige
Reife aeſehen, und der Verkauf des unreifen Ob

ſtes nicht geduldet und auch gegen den Genuß deſ—
ſelben ernſtlich gewarnt werden q).

Das zur menſchlichen Nahrung beſtimmte
Fleiſch muß von geſundem Vieh und unverderbt
ſeyn, und daher von obrigkeitlich beſtellten Be
ſchauern jedesmahl beſichtiget werden r). Kran
kes und unreines Vieh darf nicht geſchlachtet, oder
doch, wenn es erſt nachher bey der Beſichtigung

ſo befunden wird, das Fleiſch davon weder ver—
kauft noch zur eigenen Conſumtion gebraucht wer
den. Hierauf mufß die Sanitatspolicey jederzeit,
vorzuglich aber, wenn Viehſeuchen graſſiren, auf—
merkſam ſeyn s), und wenn gleich die Gelehrten
uber die Schadlichkeit oder Unſchadlichkeit des Flei
ſches kranker Thiere nicht in allen Fallen einig
ſind; ſo iſt ſie es doch dem Zutrauen des Publi-
cums ſchuldig, hier eher zu ſtreng, als zu nach

ſichtig zu ſeyn. Hingegen iſt ſie auch nicht befugt,

H5 um
q) Frank a. a. O. G. Zz11.
1) Frank a. a. O. S. 36 f. v. Sonnenfels

Grundſatze der Policey, Finanz- und Handlungs—
wiſſenſch. Th. 1. ſ. 193. Eine ausfuhrliche furſtl.
ſpeieriſche Fleiſchbeſchauerinſtruction
ſ; Frank a. a. O. G. 97 f.

z) Sehr genaue Vorſchriften fur den letztern Fall ſ.
Willich II. 136f. Zwey Badiſche Verordnun—
gen v. 18. Jan. u. 1. Febr. 1772. ſ. Gerſtlacher
Samml. III. 20o0 f. Chur ſachſ. Verordn. v.
1753.Schmieder J. z34. Das Einſalzen
und Rauchern des unreinen Fleiſches iſt nicht zu
geſtatten. Churbraunſchw. Edict. v. 2o Sept.

ſ271s6. 9. 5. Vergl. Frank a. a. O. S. 66-70.
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um blofſer, offenbarer Vorurtheile willen, Ein
zelnen Verluſt und Schaden zuzuziehen. So hat
man weagen der ſogenannten Franzoſenkrankheit
des Hornviehes durch wiederholte und genaue
Unterſuchungen der Aerzte und Naturforſcher ge
funden, daß das, was man ſo nennt, keine
Krankheit, ſey und dem Fleiſche keinesweges eine
der menſchlichen Geſundheit ſchadliche Beſchaffen
heit mittheile, noch daſſelbe zum Genuſſe untaug—
lich und ekelhaft oder gar unrein mache. Es iſt
daher in den Churbraunſchweigiſchen und
mehreren andern Staaten der Genuß und Verkauf
des bisher aus Jrrthum fur unrein gehaltenen
Fleiſches verſtattet, dabey aber die Veſchaffenheit
deſſelben genau bezeichnet, und auf alle Falle die
vorgangige Beſichtigung durch verpflichtete ſach
kundige Manner, oder, wenn die Umſtande zwei
felhaft ſind, durch einen Phyſicus oder erfahrnen
Vieharzt, verordnet worden t).

E

Das J

t) Verordn. v. 5. Nov. 1787. Wil lich Supplem.
S. 191n f Scherfs Beyträäge J. Samml. 1.
S. 86 f. Vergl. Hannoöveriſches Mag. 1787.
St. 87. Konigl. preufſ. Publicandum zur nahern
Belehrung wegen der vermeinten Franzoſenkrank—
heit beym Rindvieh v. 1785. Scherf Archiv V.
2lof. Churſfachſiſches Mandat, wegen des ſo—
genannten franjoſiſchen Fleiſches v. 787. Scherf
a. a.O. S. 89 f. Herzogl. Sachſen-Weima—
riſche Verordn. gleichen Jnhalts v. 1786. Daſ.

G. 97. Desgl. Furſtl. Fuldaiſche Verordn. v.
1788. Daſ. S. 154.
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Das Fleiſch von allzujungen Thieren,
beſonders von Kalbern u), ſo wie das von blu—
tig gebiſſenen oder geſchlagenen Thie—
ren v) muß fur unverkauflich erklartwerden. Das
der Geſundheit ofters hochſt ſchabliche und in je—
dem Falle auſſerſt ekelhafte Aufblaſen des zum
Verkaufe aeſchlachteten Viehes iſt bey ſchwerer
Strafe zu verbieten w). Auf Reinlichkeit in den
Schlachthäuſern und Scharren muß ſtreng ge—
halten werden x).

Auch auf die gute und geſunde Beſchaffenheit
der Fiſche“), ſo wie derjenigen thieriſchen Er—
zeugniſſe, welche gewohnlich zur Nahrung gebraucht

wer
u) Einige Policeyverordnungen beſtimmen das Alter

nach der Seit, andere nach dem Gewicht z. E.
die Churpfalziſche Landesordn. (Tit. 28) 35
Woche, o der 24 Pfund; die Wirtembergü
ſche Fleiſch- und Mezagerordnung 3 Wochen;
eben ſo die Celliſche Markt- und Taxordnung v.
1679 und die Dresd niſche Fleiſchordnung eine
herzogl. Zweybruckiſche Verordn. v. 15. Oct.
1767 32. Pfund die Badiſche Mezgerordnung
z4 Woche. Frank rath, unter 5 Wochen kein
Kalb ſchlachten zu laſſen. Schon 1530 durf—
ten die Mezger zu Nurnberg keine unzeitigen
Kalber, welche noch nicht acht Za hne hatten,
ſchlachten, ſondern dieſe wurden, wenn ſie in die
Stadt gebracht worden, durch einen Grhulfen des
Henkers, welcher durch den Larm ſeiner Trom—
mel das Volt herbeylockte, in der Pegnitz ertrankt.
Scherfs Archiv B. 4. Abth. 1. S. 143.

v) Frank a. a. O. S. 110.
ve) Churbraunſch w. Verordn. v. 7 Jun. 1712.

Willich IIt. n1z7 Fraunka. a. O. S. 1ig f.
x) Dresd niſche Fleiſcherordnung J. 26. Schmie—

der III. 1471.9 Frank a. a. O. G. 165 f.
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werden, insbeſondere der Milch, der Kaſe
der Butter und der Eher muß die Sanitats—
policey ihre Aufmerkſamkeit richten y).

Die mannigfaltigen Zuſatze, deren man ſich
bey der Zubereitung der Speiſen zu bedienen pflegt,

konnen entweder aus gewinnſuchtigen Abſichten
oder aus Nachlaſſigkeit auf eine der Geſundheit
nachtheilige Weiſe verderbt, verfalſcht und verun
reiniget werden. Hieher gehoren vorzuglich:
Oel*n), Eſſig, Salz, Zucker und alle an
dere Gewuürze 2). Die Santtatepolicey muß
darauf ſehen und durch oftere genaue Unterſuchung
zu verhuten ſuchen, daß auch hierdurch die Geſund

heit der Burger keinen Schaden leidet. Jn Anſe—
hung der Gewurze insbeſondere euthalten ſchon die
ReichsPoliceyordnungen a), und viele Landes—
Policeygeſetze ſehr beſtimmte Vorſchriften.

Unter den Getranken nimmt das Waſſer
als das naturlichſte, nothwendigſte und allgemeinſte

die

WVirtemberg. Verordn. v. 1783, daß niemand
alten Streich- oder Schmierkaſe, der einen ſtinken-
den Geruch, einen beiſſeaden, ranzigten Geſchmack
hat und vor Faulniß nicht mehr zuſammenhalt,
verkaufen ſoll, vielmehr Jedermann gewarnet
werde, dergleichen Kaſe zu eſſen. Scherfs Ar—
chiv. B. 4. Abth. 1. S. 161.

y) Frank a. a. O. SG. lasb f.
22) Grafl. Lippiſches Verbot des Verkaufes

bleyiſcher Oele. Scherf Archiv V. 16.
2) Frank a. a. O. S. 323 f.,
a) Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsgeſetze IX.

1352 f.
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die erſte Stelle ein b). Es wird entweder aus
Quellen, Fluſſen, Stromen, Bachen, Teichen
oder aus Brunnen und andern kunſtlichen Waſſer
behaltniſſen, in welche es bisweilen blos vom
Regen und Schnee geſammelt wird, geſchopft.
Vor allen Dingen muß die Policey durch zweck
maßige Anſtalten. dem Waſſermangel vorzu—
beugen ſuchen; zugleich aber auch die Beſchaffen
heit des Trinkwaſſers c) an jedem Orte durch ſach
kundige Manner prufen und ſelbſt dieſe Prufung
ofters wiederhohlen laſſen ad). Da, wo es nicht
moglich iſt, vollig gutes Trinkwaſſer zu erhalten,
muß fur die Verbeſſerung und Reinigung Sorge
getragen, auch das Publicum wegen der dazu
dienlichen Mittel durch die Sanitatspolicey belehrt

werden e). Die Flauſſe und Teiche, woraus
Trinkwaſſer genommen wird, muſſen vor aller
Verunreinigung bewahrt, auch von Zeit zu Zeit
ausgeraumt werden f).

Die

b) Frank med. Pol. B. 3. Abth. 2. Abſchn. 1.
Vergl. uberhaupt: Hebenſtreit Tr. de potulen-
torum cura in republica bene ordinata ad sani-
tatis leges componenda. Lipſ. 1778.

dc) Kennzeichen und Beurtheilung der verſchiedenen
Arten des Trinkwaſſers ſ. Frank a. a. O.
S. 360o f.

d) Daſelb ſt S. aos. Badiſche Verordn. fur die
Phyſicate v. 1762. 1767. 1768. Gerſtlacher
Samml. J. 523.e) Frank a. a. O. S. 407.

f) Frank a. a. O. S. 520. Hieher gehort auch
die ſchon oben angef. Verordn. wegen des Flachs—
und Hanfbeitzens. S. 102.
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Die Brunnen ſtehen unter der beſondern

Auſſicht er Polieey, welche Brunnenvrrordnun—
gen und Jnſtructionen fur Brunuen- und Rohr—
meiſter ertheilt g), Brunnenaufſeher, Brunnen—
und Rohrmeiſter anſtellt h), die Anlegung, Un
terhaltung und Reiniqung der Brunnen beſorgt i),
die Koſten von den Einwohnern, welche ſich der—
ſelben bedienen, erhebt k), und darauf ſieht, daß
ſie auf keine Weiſe beſchadiget, verunreinigt oder
unbrauchbar gemacht werden I). Waſſerlei—
tungen muſſen unter der Aufſicht der Sanitäts—
policeh gefuhrt werden, damit ſowohl in Anſehung
der Sammlung des Waſſers, der Faſſung der
Quellen und der ganzen Einrichtung der Waſſer—
behalter, als auch in Ruckſicht auf die Laze und
Beſchaffenheit der Rohren m), kein der Geſund
heit nachtheiliger Fehler begangen werde.

Dle
g) Fiſcher Cameral- und Policeyrecht III. 8. J. 17.

Heumann ius pol g. 147. Roſſig Beytrage zur
Minderung der Schaden des Eisganges c. S. 53f
Brunnenordn. Herzog Chriſtian Ludewigs von
Braunſchweiq-Luneb- v. 1656 ern. 1686.
Corp. Conſt. Cell. Cap. 4. pag. 677 f. Vor—
ſchrift fur Brunnenherrn und Brunnen—
meiſter daſ. S 718. 719. 678. 679.

v) Fiſcher a. a. S. III. ꝗ. S. 2o.
i) Daſelbſt. Vergl. Corpus Conſt. Cell. Cap. 3.

pag 27. Cap. 4 pat. 166. Schmieder Chur
ſachſ. Policevverf. J. 663. Spalding Repertor.
iuris Mecklenburg. pag. 1ei. Preuſſ. Landr.
Th. 1. Tit. 8, S. 129.

K) I. d. 9. C. de aquaeduct. Fiſcher a. a. O.
h Fiſcher a. a. O. ſ. 19.
m) Frank a. a. O. S. 429. Fiſcher a. a. O.

g. 20. Rohren von Bley darf die Sanitatspo—
licey nicht dulden, Frank S. a24 f. Die

Brun—
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Die kunſtlich zubereiteten Getranke
ſind zwar ſehr mannigfaltig; doch iſt unſtreitig
unter allen das Bier dasjenige, welches am hau—

figſten gebraucht wird. Die Gewerbpolicey ſorgt
fur die gehorige Gute deſſelben, und atebt in die—
ſer Hauptabſicht die nothigen Vorſchriſten, und trifft
zweckmaßiige Anſtalten und Vorkehrunaen (Brau—
ordnungen, Blerproben 2c.). Sie mutz aber da—
bey nothwendig auch die Sanitatspolicey u Rathe
ziehen, da ſowohl durch Fehler der Zubereltung,

als durch Verfalſchung des B'ers der Geſundheit
der Corſumenten großer Nachtheil zugefugt wer
den kann n).

Das Bier muß mit reinem Waſſer, aus
wohlzubereitetem Malze von gutem, mitt ſchadli-
chen Samen (Schwindelhaber, Lolch, Mutter—
korn) nicht vermiſchtem Getreide und von gu J

tem Hopfen, wofur kein anderes, der Geſundheit
ſchadliches Surrogat o) genommen werden darf,

zubereitet werden, wobey ſich die Brauer aller
kunſtelnden Zumiſchungen, die faſt alle der Ge

ſund

Brunnenteuchel durfen nicht zu hoch und nicht nahe
an. Dungſtetten gelegt werden. Gerſtlacher
Samml. d. Badiſchen Geſetze J. 522.

n) Frank a. a. O. S. 4zz f.
Da die genannten Samen eine berauſchende Kraft
haben, ſo werden ſie bisweilen ſogar abſichtlich
mit dem Malze vermiſcht; beſonders der Same
des Lolchs.

o) Frank a. a. O. S. 451. IJn den Churbraun—
ſchweigiſchen Geſetzen iſt beſonders die Zumi—
ſchung des Poſtes, als der Geſundheit ſehr nachthei—
lia, bey hoher Strafe verboten. Willich II dog.
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ſundheit mehr oder weniger gefahrlich ſind, ent
halten muſſen p). Eben dieſes iſt der Fall bey
manchen Verbeſſerungsarten mißzlungener oder ver—

dorbener Biere q), worauf daher die Sanitats
policey gleichfalls aufmerkſam ſeyn muß.

Bey dem Weinn) iſt der erſte Gegenſtand
der Sanitatspolicey die nothige Reife der Trau
ben, worauf auch in den meiſten Weingegenden,
jedoch hauptfachlich aus oconomiſchen Grunden,
Ruckſicht genommen wird. Vorzauglich hat es
aber hier die Sanitatspolicey mit den mancherley
Mitteln zu thun, wodurch man den Wein halt
barer, ſtarker und angenehmer zu machen. ſucht.
Das Schwefeln des Weines iſt an und fur ſich
ein erlaubtes Mittel, demſelben mehr Haltbar
keit und eine beſſere Farbe zu geben. Es wird
blos durch Uebermaß und ſchadliche Zuſatze der
Geſundheit nachtheilig. Dieſes mufß die Policeh
zu verhuten ſuchen und deßwegen die nothigen
Vorſchriften ertheilen. Die Reichs-Policeyge
ſetze ſetzen ein gewiſſes Maß feſt und verbieten
zugleich, daß ein und derſelbe Wein mehr, als

ein

p) G. iſt z. E. im Mecklenburgiſchen ganz be—
ſtimmt verordnet, daß ein gutes, geſundes und
ſtarkes Bier, von Hopfen und Malz, mit
Ausſchließung aller ſonſtigen Jngre—
dienzien und Krautereyen, jederzeit ge—

brauet werden ſoll. Fpalding Kepertor. iur.
Mecklenburg. pag. 104.

q) Frank a. a. O. G. 457.
r) Daſelbſt S. abi f.

Zu einem fudrigen Faſſe ſoll nicht mehr, als ein
Loth Schwefel genommen werden.
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einmahl geſchwefelt werde. Uebrigens ſell der
Wein ohne allen Zuſatz gelaſſen und in reinen
Faſſern wohl aufbewahrt werden. Wer hierge—
gen handelt, dem ſoll der Wein verſchuttet und
noch dazu eine Geldſtrafe auferlegt werden s).

Die Verfalſchung der Weine, blos
um ſie uber ihren wahren Werth anzubringen,
gehort zu den Betrugereyen, gegen welche dle
Eigenthums-Sicherheitspolicey wirken muß t).
Geſchieht ſie aber, wie das meiſtens der Fall iſt,
auf eine der Geſundheit gefahrliche Weiſe; ſo
iſt dabey vorzuglich die Sanitatspolicey intereſ—
ſirt, welche die zweckmaßigſten Vorbeugungs—
m ittel dagegen anwenden mußz. Denn iſt durch
eine vorſatzliche oder verſchuldete Weinverfal
ſchung bereits Jemandem an ſeiner Geſundheit
Schaden zugefüget worden, ſo gehort die Unter—
ſuchung und Veſtrafung vor die Crimina'jaſttz,
welche dabey die Grundſatze beſolgt, die von
der Gliftmiſchung gelten u).

Dle

 Außer wenn er uber Land gefuhrt werden ſoll,
wo zu einem ſchon geſchwefelten Wein noch ein
halb Loth auf das Fuder genommen werden darf.
Vergl. jedoch Frantk a. a. O. S. 478.

3) Weinordn. v. 1498. ſ. 1. 2. 5. Gerſtlacher
Handbuch d. t. Reichsgeſetze XR. 1347. Von den
Kennzeichen des uberſchwefelten Wei—
nes ſ. Frank a. a. O. S. 480.

t) Th. 1. S. 339.
u) Quiſtorp Grundſatze des deutſchen peinl. Rechts/

Th. 1. g. 413. Immanuel IVeber de crimine
adulteraterum vinorum, von Weinverfalſchern
und ihren Strafen. Francof. et Lipſ. i751.

cv. Bergs Policeyr. 2. Th. J
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Die Weinverfalſchung kann auf ſo mancher
ley Weiſe geſchehen v), daß ſich dem eigennutzigen

und gewiſſenloſen Weinhandler nur allzuviele Mit—
tel darbieten, durch einen ſo hochſt gefahrlichen

Betrug reicher zu werden. Die Ganitatspolicey
muß daher vorzuglich auf die Schriften, in wel—
chen zur Behandlungsart der Weine Anleltung
geaehen wird, aufmerkſam ſeyn die darinn er
thiliten Vorſchriften ſtreng prufen, und, wenn ſie
ſchadlich befunden werden, durch offentliche Beleh
rung dagegen warnen und den Gebrauch ſolcher
Schriften unterſagen. Auch muß ſie durch zweck—

maßige Anweiſung das Publicum in den Stand
ſetzn, den Betrug und die Verfalſchung durch
moglichſt zuverlaſſige Proben ſelbſt zu entdecken w).

Ueber—

v) Frank a. a. O. S. 485-517 HebenſtreitAbh. uber die Verfalſchung der Weine. Leipz. Jn

telligenzblatter 1791. n. 27. 28. Scherfs Bey
trage III. Samml. 2. S. 112 f.

Ein merkwurdiges Beyſpiel, wie ſelbſt redliche
Leute durch Unwiſſenheit und blindes Zutrauen zu
geheimen Mitteln und ſogenannten Kunſtſtucken,
und ſelbſt durch gedruckte Anweiſungen, die die
Policey, leider! manchmahl uberſieht, veifuhrt
werden konnen, erzahlt Franka. a. O. S. 499f.
Hier zeigte ſichs bey genauer Unterſuchung, daß
die Vorſchrift, nach welcher eine Menge Leute
vergiftet worden waren, aus einem mehrmahls

wieder aufgelegten Buche genommen war,
worin angerathen wird, jungen Wein durch
Weineſſig, mit Silberglatte impragnirt, ſuß zu
machen.

vw) So machte die Policey in Berlin die verbeſ—
ſerte Hahnemanniſche Weinprobe offentlich be—
kannt. Pyl Repertor. III. 177. Eine ahnliche

Be—



Recht der Geſundheitspoliceh. 131

Ueberdießz muſſen von Zeit zu Zeit bey den Weln
handlern, Gaſt. und Schenkwiurthen, vorzuglich
in Anſehung der fremden Weine, genaue Unter—
ſuchungen angeſtellt x), und billig ſollten, wie
es auch die Reichsgeſt tze verordaen y), dazu be—
ſondere Aufſeher angeordnet und ſie ſowohl, als

die,

Bekanntmachung derMinden-Ravensbergi—
ſchen Kriegs- und Domainenkammer ſ. Scherfs
Beytrage IV. Samml. 1. S. 16 f. Vergl. An—
leitung furs Publicum, zur Prufung der Weine.

Detmold 1787.
x) Verſchiedene Methoden, den Wein zu probiren,

ſ. Frank a. a. O. S. 519 f.
Weinordnung von 1498. ſ. 4: “Es ſoll auch ein

„jeder Furſt, Graf, Herr, und Unſer und der
„Reichs-Stadte in ſeinen Gerichten und Gebie—
„ten, allenthalben, zu Handhabung und

 „„Haltung ſolcher vorbeſtimmten Ord—
„nung, einen oder mehr Amtleute, nach
„Gelegenheit ihrer Jedes Gebiete, ordnen, und
„von dem, oder denſelben Amtleuten, wenn ſie zu
uſolchem Amte aufgenommen werden, Ende zu Gott
„und den Heiligen nehmen, auch dazu Bendern,
„Eichern, Unterkaufern und andern, ihren
„Amtleuten und den Jhrigen, ſo in ihren Gerich-
„ten lund Gebieten ſitzen und unterworfen ſeyn,
„und mit Wein und Faſſern zu handeln haben, bey
n„ihren Pfitchten, damit ſie Jhnen verbunden ſehn,
„ernſtlich befehlen, und ſie dazu halten und vermo—
„gen, daß ſie auf ſolch Gemechte der Weine ihr
„fleiſſiges Aufſehen haben, und wo ſie die hierwit
„der erkunden, ihrer Herrſchaft anbringen, und
„die jetztgemeldten verordneten Amtleute ſolch ihr
„Amt treulich und aufrichtig vorweſen, und da—
„mit, wie oben geſchrieben ſteht, handeln“.
Gerſt lacher Handbuch d. deutſchen Reichsgeſ.
IX. 1348. Vergl. Frank a. a. O. S. 539 f.

J21
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die, welche mit der Behandlung des Weines ſich
beſchaftigen, darauf verpflichtet und dazu ange—
halten werden, jede Weinverfalſchung zu verhu
ten und, im Entdeckungsfalle, ſogleich der Obrig
keit anzuzeigen 2). Auſſer der vor die Criminal—

juſtiz gehörigen Beſtrafung, die nach den meiſten
Geſetzen ſehr ſcharf iſt a), hat man hanfig fur
gut gefunden, als beſonderes Abſchreckungsmittel,

das Anvsſchutten des Weines und das Verbrennen
der Faſſer zu verordnen, wogegen jeboch ſehr er
hebliche Erinnerungen gemacht worden ſind b).

Der Branntwein erferdert gleiche Auf—
merkſamkeit der Sanitatspolicey, die theils die

Ver
D Nach der Heſſen-Caſſelſchen Medicinalord—

nung (1767. Cap. 3. ſ. 3.) ſoll der Phyſicus
auf die Weine und andere Getranke genau
Acht haben, ſolche nach den bekannten Proben oft—
mahls unterſuchen, und, wenn dieſelben mit der Ge—
ſundheit ſchadlichen Mitteln verfalſcht ſeyn ſollten,

der Obrigkeit ſchleunige Anzeige thun. Eine
Chur ſachſiſche Verordnung v. 14. Febr. 1787
befiehlt den Obrigkeiten aller Orte, wo Weinhandel
oder Weinſchank getrieben wird, jährlich wenigſtens
einmahl, und zwar zu einer ungewiſſen Zeit, mit
Zuziehung eines Amts- oder Stadtphyſici, zu viſi-
tiren. Schmieder III. 1425.

a) Dieſe Strafgeſetze, die unter ſich großten
theils ubereinſtimmen, gehoren nicht hieher. Meh—
rere-fuhrt Frank a. a.O. S. 433 f. an. Vergl.
Aulgem. preuſſ. Landrecht, Th. 2. Tit. 20.
g. 722 f.

b) Frank a. a. O. S. zo7 f. Was bisher von
dem eigentlichen Weine geſagt iſt, gilt auch von
den Aepfel-Birnen—- und andern ahnli—
chen Weinen. Frank S. 543 f. u. 548.
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Verfalſchung deſſelben, theils die zufallige Ver—
giftung durch die zum Deſtilliren nothigen Werk—
zeuge c) zu verhuten ſich vemuhen muß d). Die
Churbraunſchweigiſchen Geſetze verbleten
insbeſondere die Verfalſchung des Branntweins

durch Pfeffer oder andere ſtarke Sachen, weil da
durch diejenigen, welche dergleichen Branntwein
genießen, um die Geſundheit und den Gebrauch
ihrer Vernunft roch mehr gebracht werden e).
Die verkunſtelten und geſchmierten Branntweine,

ſo lockend auch ihre Namen ſeyn mogen, ſollten

gar nicht, oder doch nur nach vorgangiger ſehr ge—
nauer Prufung, geduldet werden.

Mit den.warmen Geträankenh hat die
Policeygeſetzgebung in Beziehung auf die Geſund
heit der Burger ſich noch uicht beſchaftiget, und die

Sorge dafur mit Recht dem Arzte jedes Einzelnen
uberlaſſen; es ſey denn, daß man die Zeit der
Verfolgung, die hin und wieder der Caffee erlit—
ten hat, hieher rechnen wollt?, obaleich der ei—
gentliche Zweck und der wirtliche Erfolg einen

J 3 dop
«a) Plouquet Warnung an das Publieum vor ei—

nem in manchen Brannteweinen enthaltenen Gift,
ſammt. den Nitteln, es zu entdecken und auszu—
ſcheiden. Tubingen 1780; auch in Scherfs Ar—
chiv J. 279 f. Der arafl. Lippiſchen Regie—
runq Warnung vor einem in manchen Brannte—
weinen enthaltenen Gift, 1787. in Scherfs Ar—

chiv VI. 283 f.

d) Frank a. a. O. S. 5a9 f.
e) Edier v. 5. Der. 1736. J. 4. Willich Ausj.

J. 432.
i) Franka. a. O. G. 573 f.
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doppelten Grund darbieten, ſie hier mit Still—
ſchweigen zu ubergehen.

Die Gefafßße, welche zur Zubereitung und
Aufbewahrung der Speiſen und Getranke gebraucht
werden, haben einen hochſt wichtigen Einfluß auf
die Geſundheit derer, welche ſich ihrer bedienen 8).
Gefaße von Kupfer Zinn, und ſelbſt von Erde,
bringen ihr nicht ſelten aroßze Gefahr durch Grün
ſpan, Arſenit und Bleyv. Gefaße aus bloßem

Bley ſind ſo hochſt ſchadlich und gefahrlich, aber
zum Gluck auch ſo wenig haltbar, daß ſie ganz
aus den Haus haltungen vrrbannt werden wuſſen.

Die Santtatspolicey kann, ohne allzugroße
Ausdehnung ihrer Gewalt, den Staatsburgern
nicht vorſchreiben, was fur Gefaße ſie gebrau—
chen ſollen, da die Mannigfaltigkeit der Bedurf—
niſſe, die Verſchiedenheit der Verhaltniſſe und
ſelbſt des Vermogens, ein ſolches Regulativ hochſt
druckend machen wurde. Aber ſie kann diejeni
gen, welche ſich mit der Verfertigung der verſchie—
denen zur Zubereitung und Aufbewahrung der
Speiſen und Getranke nothigen Gefaßze abgeben,
mit Recht anhalten, daß ſie ſich dazu keiner der
Geſundheit nachtheiligen Materialien bedienen;
ſie kann die Fabrication guter, der Geſundheit
unſchadlicher Gefafze und Geſchirre befordern und

begunſtigen; ſie kann das Publicum mit den Ei—

gen
g) Frank a. a. O. G. 5339 f.
—Auch von den aus Kupfer und einigen Zuſatzen

bereiteten kunſtlichen Eren Meſſing, weiſfem
Kupfer u. ſ. w. Das Silber iſt gleichfalls nicht
ohne Gefahr zu gebrauchen.
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genſchaften, wodurch ein Gefatz der Geſundheit
gefahrlich wird, bekannt machen, ihm die Prufung
derſelben erleichtern, und die zweckmaßzigſten Vor—

ſichtigkeitsregeln bey dem Gebrauche der nicht vol—
lig unſchadlichen Geſchirre anzeigen und empfeh—
len ſie kann endlich auch bey denjenigen, welche
zum allgemeinen Gebrauche Lebensmittel zuberei—

ten, darauf ſehen, daß ſie ſich unſchadlicher Ge—
faße bedienen, oder doch, wenn dieß nicht durchaus
moglich ware, die nothige Vorſicht, Aufmerkſam
keit und Reinlichkelt beobachten.

Das Kupfer- und Meſſinageſchirr iſt durch
ſeine Auflosbarkeit in Grunſpan der Geſundheit
hochſt gefahrlich. Man ſucht dieſe Gefahr durch
das Ueberzinnen wo nicht zu vermeiden, doch zu
vermindern; denn mtt volliger Gewißheit kann
die Erzeugung des Grunpanes nicht wohl verhin
dert werden. Allein hier entſteht eine neue Ge—
fahr, da zu dem Ueberzinnen gewohnlich auch das

der Geſundheit ſo ſchadliche Bley gebraucht wird.
Kann nun der Gebrauch der Kupfer- und Meſ—

ſinggeſchirr, wie in einigen Staaten geſchehen
iſt n), nicht ganzlich verboten werden; ſo muß
die Policey wenigſtens darauf ſehen, daß das

J 4 Ueber
M. ſ. z. E. der konigl. churfurſtl. Regierung zun
Ratzeburg Warnung gegen den undvorſichtigen
Gebrauch der kupfernen und mefſingenen Gefaße,
inſonderheit beym Kaſemachen; v. 14. Marz 1786.

in Scherfs Beytragen III. Samml. 2. S. 1og ſ.
b) Frank a. a. O. S. 622. Kupfergeſchirre, innen

muit geſchlagenemEiſen uberzogen, oder Ciſengeſchirre,
die man ſehr gut zu uberzinnen, auch zu uberzin—

ken, verſteht, ſind allerdings vorzuziehen.
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Ueberzinnen mit großter Sorgfalt und Genauigkeit
auf eine fur die Geſundheit unſchadliche Weiſe ge—
ſchehen. Es iſt deßwegen durch verſchiebenen Po
licehgeſetze verordnet worden, daß zu der Verzin
gung der Kuchengeſchirre blos reines engliſches
Blockzinn und Salmiak gebraucht, und dem Ver—

zinnungsloth nicht das mindeſte von Bley beyge—
miſcht werden ſoll i). Zugleich ſind die Kennzei—
chen der ſchadlichen und untauglichen Verzinnung
mit dem Bleyzuſatze h) und einer tuchtigen Ver

zin
i) Herzogl. Braunſchw. Verordn. v. 9. Jun.

1766. Frank a. a. O. S. 624. Köoönigl.
preuſſ. Edict v. 14. Apr. 1768. Pyls Magazin
II. 518f. Schwediſch-Pommeriſches Patent“
v. 6. Marz 1786. Scherfs Archiv V. 6z f. (Jſt
mit dem k. preuſſ. Edicte ganz gleichlautend).
Churbraunſchweig. Verordn. v. 23. Sept.
1770. Willich III. zgo. Z31. Allgem. preuſſ.
Landrecht. Th. 2. Tit. 20. F. 728-730.: Nie—
mand ſoll ſich kupferner nicht uberzinnter Gefaße
zur Zubereitung der Speiſen bedienen. Wer der—
gleichen nicht uberzinntes Geſchirr verkauft, oder
zur Ueberzinnung Bley gebraucht, wird mit Con—
fiscation ſeines Vorraths und einer Geldbuße von
10 bis 20 Thalern beſtraft, im Wiederhohlungs-—
fall aber ſeines Meiſterrechts rrluſtig erklart.

E) 1. Der Glanz fallt in das Matte und 2. die Farbe
in das Blaulichte. Z. Wenn man eine gewiſſe
Portion, z. B. ein Quartier, guten Weineſſig und
eine gleiche Menge Waſſex in ein ſolches verzinn—
tes Gefaß ſchuttet und durch Flammenfeuer zum
Sieden bringt;: ſo verandert ſich der Geruch die—
ſes Gemiſches alſobald, und wird demjenigen ahn—
lich, welcher gemeiniglich entſteht, wenn man rei—
nes Bley durch ſiedenden Efſig auflöſen will.
4. Nachdem ermeldtes Sieden eine ſehr kurze Zeit
gedauert und man etwas Kochſalz hinzuſetzet,

wird
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zinnung mit bloßem reinen Zinn) offentlich be—
kannt gemacht und die Obrigkeiten angewieſen wor—
den, die Werkſtatten von Zeit zu Zeit unvermu—
thet zu viſitiren und mit den verzinnten Gefaßen
die vorgeſchriebenen Proben anſtellen zu laſſen.

Das zu Gefaßen und Geſchirren verarbeltete
Zinn, ſelbſt das, welches fur das beſte und reinſte
gehalten wird, enthalt verſchiedene der Geſundheit
nachthellige Zuſatze Kupfer, Meſſing, Spießz
glaskonig, Zink, Wißzmuth, Bley. Etwas Ar—
ſenik iſt quch in dem feinſten Zinn verborgen m).
Dieſe gefahrlichen Dinge konnen aber leicht einem
armen Hypochondriſten mehr bange machen, als

J5 no
wird das fluſſfige Gemiſche trube, wenn die Ver—
miſchung Bley enthalt, und damit bewieſen, daß
ſchon wirklich eine Aufloſung des Bleyes vorge—
gangen ſey.

N) 1. Der Glanz iſt lebhaft, und 2. von einer dem
feinen Silber beynahe ahnlichen Weiſe. Z. Wenn

man eine gewiſſe Portion, z. E. ein Quartier, quten
Weineſſig und eine gleiche Menge Waſſers in das
verzinnte Gefaß ſchuttet und es durch Flammen—
feuer zum Sieden bringt, nachdem es eine Weile
ge'otten, .einen befeilten Nagel hinein halt, und
darauf a die Farbe des Eiſens unverandert bleibt,
b. der Geſchmack nichts Kupferhaftes verrath, und
c. wenn das fluſſige Gemiſche wieder aus dem
Gefuaße gdgoſſen worden, die Verzinnung weder
vom ihrem Glanze, noch von ihrer Farbe, etwas
verlohren hat; 4. wenn die Verzinnung durch
keine außere Gewalt, 5. E. durch Abkratzen mit
einem Meſſer, von dem Kupſer abgeſondert wer—
den kann, ſondern ſelbige mit dem Kupfer derge—

ſtal. zuſammenhangt, als ob es nur ein Stuck
und einerley Metall ware.

m) Fnank a. a. O. S. boa f.
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nothig iſt Meiſtens iſt die Quantitat auſſerſt
klein und faſt unbedeutend; nur allein das Bley
ausgenommen, welches haufig in ſo großer Quan
titat zugeſetzt wird, daß es das Uebergewicht er
halt. Bey Schuſſeln, Tellern und Trinkgefaßen
mnß dieſem ſo ſchandlichen Gebrauch nothwendig
geſt uert werden. Auch iſt durch mehrere Poli
ceyverordnungen ein gewiſſes Verhaltniß des Bleyes

zum Zinn feſtaeſetzt n), wobey im Ganzen nur zu
wur ſchen ware, daß man auf die verſchiedenen
Arten der Zinngeſchirre, nach ihrem verſchiedenen
Gebrauche mehr Ruckſicht genommen hatte.

Die irbenen Geſchirre ſind wegen der da
bey gewohnlichen Bleyglaſur o) nicht ohne Ge
ſahr fur die Geſundheit, die durch Nachlaſſigkeit
und Unachtſamkeit bey dem Ureberziehen der Top

fer
Vergl. Frank a. a. O. S. 638. Ueberhaupt
kann ſehr leicht die Aengſtlichkeit zu weit und ins
Lacherliche getrieben werden. Bedauernswurdig
iſt der, der den Tod aus jedem Kupfer- oder
Zinngeſchirr, das er nicht erſt probirt hat, ſich
entgegen blicken ſieht.

w) Nach Churbraunſchweigiſchen Geſetzen
ſoll nur dreyerley Art Zinn verarbeitet werden:
1. Das aus England kommende Blockzinn ohne
Zuſatz von Bley; 2. zu 10 Pfund des engliſchen
Blockzinns 1 Pf. Bley.n; 3. zu 5 Pf. deſſelben
Zinns 1 Pf. Bley. Willich Ausz. IIl. z13.
Von der letzten Sorte ſollten billig weder Eß- noch
Trinkgeſchirre verfertigt werden. Vergl. Frank
a. a. O. S. Gz9

o) Die gewohnliche Topferglaſur beſteht aus einer
Miſchung von zo Pf. reinem gutem Sande, 70 Pf.
Bleyaſche, Zo Pf. Holzaſche und 12 Pf. Kuchen
ſalz. Krunitz Enchclopadie Th. 18. S. 774.



Recht der Geſundheitspolicey. 139
ferwaare milt dieſer G'aſur noch gar ſehr vergroſ—
ſert werden kann p). Dieſer Gegeuſtand der Sa—
nitatspolicey iſt neuerlich ſehr laut in Anregung
gebracht worden, und die konigliche Regie—
rung zu Hannover hat ſich dadurch veranlaßt
geſehen, dem Bergeommiſſair We ſtrum b in Ha
meln den Auftrag zu ertheilen, mit Zuziehung ein
ſichiiger und geſchickter Topfermeiſter, eine, wo
moglich, ohne Bleyglatte componirte, dennoch aber
im Groſfen anwendbare, das iſt, mit nicht zu vielen
Koſten, Weurlaufigkeit und kunſtlicher Verarbei—
tung fur die Topfer verbundene Glaſur aus findig

zu machen, oder wenigſtens zu verſuchen, auf was
Weiſe die Schadlichkeit der jetzt gewohnlichen Gla
ſur ſolchergeſtalt konne verringert werden, daß die
deßfalſigen bisherigen Beſorgniſſe entfernt wur
den. Der Bergeommiſſair Weſtrumb hat hier—

auf, nich ſehr vielen, theils ſelbſt, theils durch
grſchickte Topfermeiſter angeſtellten Verſuchen,
als das Reſultat ſeiner Unterſuchung einberichtet,
daß ohne Zuſatz der Bleyglatte eine ſolche Glaſur
fur das leichte Topfergeſchirr zur Zeit nicht zu er—
forſchen ſey, die alle Eigenſchaften einer guten
Glaſur: Wohlfeilheit, Allgemeinheit, leichte
Verglasbarkeit, Glanz, Glatte und Deckbarkeit,
ben Anwendung kleiner Quantitaten des Glaſur
gemenges ſo in ſich vereinige, wie man das alles
bey der Glattealaſur finde, daß aber bey der jetzt
gebrauchlichen Glatteglaſur die Beſoraniſſe ſchab—
licher Folgen fur die Geſundheit, die, nach be
reits vorhin von ihm angeſtellten vielen chemiſchen

Ver

p) Ebell die Bleyglaſur des irdenen Kuchengeſchirrs
c. Hannov. 1793. Frank a. a. O. S. banD.



140 Bruch III. Abſchu. 2. Hauptſt. 3.

Verſuchen ohnehin nicht bedeutend zu ſeyn ſcheinen,
vollig wurden entfernt werden, wenn dieſelbe aus
funf Theilen Glatte und drey Theilen getrocknetem
Verſetzleimen, oder, wenn ein ſehr leicht fluſſi—
ger Lelmen zum Verſaßz nicht zu haben ſtunde, aus
zwei bis drittehalb Theil Leimen und funf Theilen
Glatte componirt wurde, und konne ubrigens,
wo ein weißzer und feiner Sand zu haben ſey, dle
ſer an die Stelle des Leimens treten. Dieſe Gla
ſur wurde auch die vollige fabricantiliſche Vollkom
menheit der bisherigen behalten, wenn das Ge
menge ſehr fein gemahlen, beym Gebrauche fleiſſig
umaeruhrt, und etwas ſtarker, als bey der bisthze
rigen Glaſnr, aufaetraaen wurde. Vor der geſetz
lichen Einfuhrung dieſer neuen Glaſur hielt jedoch
die konigliche Reglerung fur gut, daßg von andern
geſchickten Topfermeiſter noch Verſuche damit an
geſtellt wurden, deßzwegen an alle Obrigkeiten im
Lande die nothige Verfugung erlaſſen wurde q).
und daher das Reſultat dieſer weitern Verſuche
noch zu erwarten iſt.

Bisweilen werden Pflanzen, beſonders Gur
ken und grune Bohnen, in Eſſig eingeweicht und
in unuberzinnten Kupfergeſchirren abgeſotten, um
ihnen eine ſchone, hochgrune Farbe zu geben. Die
GSanitatspolicey muß nicht nur das Publicum auf
die Gefahr, welche von dieſer Verfahrungsart fur
die Geſuudheit zu beſorgen iſt, aufmerkſam ma-
chen, ſondern auch diejenigen, welche ſich mit der
gleichen Zubereitungen zum Verkaufe abgeben,

von

q) Ausſchr. v. 22. Febr. 1796. Hannbver. An—
zeigen 1796. St. 20.
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von dieſem ſchadlichen Gebrauche durch Verbote
abhalten, wie dieſes im Jahr 1782 durch eine
oſterreichiſche Verorbnung in Anſehung der
Gurkenhandler und Wirthe geſchehen iſt 1).

Die BVeſchaffenheit und Einrichtungen der V.
Wohnungern iſt fur die Sanitatspolicey nicht
minder wichtig, als die der Geſundheit angemeſ—
ſene Gute der Lebensmitiel. Allein ihre Wirk—
ſamkeit iſt durch die einmahl beſtehenden Einrich
tungen allzuſ.hr eingeſchrankt. Alte Gebande,
die niedrig, dumpfig, rauchig kurz! mit al—
len Fehlern, die der Geſundheit ſchaden, verſehen
ſino, kann ſie nicht einreiſſen denn woher die
Koſten, die der beſſere Wiederaufbau erfordert?
Enge, finſtre Wohnungen, in die eine Menge
armer Bewohner zuſammengedrangt iſt, kann ſie
weder erweitern noch erhellen, wenn ſie nicht ſelbſt

die nothigen Fonds dazu hat. Und dleſe fehlen
gewohnlich. Es bleibt daher der Sanitatspoliceh

in dieſer Hinſicht meiſtens nichts weiter ubrig, als
eines Theils bey der Errichtung neuer Gebaude

durch zweckmaßige Vorſchriften, noch mehr aber
durch Unterricht und Belehrung fur die Geſundheit
der kunftigen Bewohuer zu ſorgen; andern Theils
die ſchadliche Beſchaffenheit der ſchon vorhandenen
Wohnungen zu unterſuchen, und zu deren Verbeſ—
ſerang ſowohl, als zur Vermeidung der fur die
Geſundheit zu beſorgenden Nachtheile, die nothige
Anleitung zu geben 6).

Die
r) Frank a. a. O. S. 648. bag.
1) So iſt z. E. den grafl. Lippiſchen Phyſieis

aufgetragen, auf die Beſchaffenheit der Nahrungs—

mit
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Die Sanitatspolicey muß zuvorderſt auf die
der Geſundheit unſchadliche Beſchaffenheit der Bau
materialien ihr Augenmerk richten, und insbeſon—
dere den Gebrauch ſolcher Steine, welche beſtandig
Feuchtigkeiten an ſich ziehen, zu verhuten, oder
wenigſtens zu vermindern und durch zweckmaßige
Vorkehrungen moglichſt unſchadlich zu machen ſu—
chen t). Die Wohngebaude muſſen, wo mog
lich, an trockenen, dem Zugang der Luft offenen
Platzen, nicht allzuniedrig, mit gehorigen, nicht
allzukleinen Fenſteroffnungen, mü geraumigen Ge
machern  und zweckmaßig eingerichteten Rauchfan

gen u) und gut angelegten Abtritten v) aufgefuhrt
werden. Durch grundliche Auweiſung der Bau
und Zimmermeiſter, zu welcher in dieſer Hinſicht
auch die Sanitatspolicey mitwirken muß, kann
der großtte Theil dieſer wotzlthatigen Abſichten
ohne große Schwierigkeit erreicht werden. Die
Bewohnung neu aufgefuhrter Gebaude muß nicht

eeher

mittel, der Luft, der Wohnungen ac. ihr Au—
genmerk zu richten, und wenn ihnen Falle oder
Umſtande vorkommen, wodurch irgend eine allge—
meine ſchadliche Beſchaffenheit der Nahrungsmit—
tel, der Luft, der Wohnplatze rc. die offentliche
Lebensſicherheit oder Geſundheit entweder uber—
haupt oder unter gewiſſen Vernachlaſſigungen in
Gefahr geſetzt oder gar geſtort wird, der Obrig—
keit des Orts oder nach Erfordern der Regierung
ihre Beobachtung, auch ungefordert, anzuzeigen
und zweckmaßige Vorſchlage zu thun. Lippiſche
Medicinalordn. Abſch. 2. Cap. 4. ſ. 2.

t) Frank a. a. O. G. 894 f.
u) Daſelbſt S. 9got f.
v) Daſelbſt S. 9i1. 9ög f.
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eher verſtattet werden, als bis ſie vollkommen
ausgetrocknet ſind w).

Fur die innere Reinlichkeit der Privatwoh
nungen wird zwar jeder vernunftige Hauswirth
von ſelbſt ſorgen. Aber wenn dietz nicht geichieht,
wenn die Unreinlichkeit zu weit geht, ſo muß die

Santtatspolicen nothwendig hinzutreten*). “Eine
kluge Policey, ſagt Frank x) ſehr richtig, mi
ſchet ſich nicht in das Jnnere der Haushaltungen.
Allein in Dingen, wovon die Gluckſeligkeit des
Ganzen abhanat, unterwirft ſich jeder vernunftige
Burger, ohne Einſchrankung auf einen noch ſo pri

villegirten Winkel, dem allgemeinen Sicherheits—
geſetze, und wer wird wohl behaupten
wollen, daß einer ſich vernunftiger
Weiſe vornehmen konne, nur ſeinen
Antheil an der Stadtatmoſphare zu
verunreinigen, ohne daß ſein Nach—
bar das Recht hatte, ſolch' einen Ver—
ſuch ſich zu verbitten“?Jn Ruckſicht auf die Reinlichkelt der Luft in

den Wohngebauden verdient auch die Einrichtung

der Oefen die Aufmerkſamkeit der Sanitatspo
licey. Dliejenigen, welche der Geſundheit wirklich

ſchadlich ſind, muſſen nach und nach abgeſchafft
und an deren Stelle beſſere empfohlen und zum

allge

vw) Frank a. a. O. S. 914. Eine allgemeine Poli-
ceyverordnung hieruber ware ſehr nothwendig, da der
Leichtſinn in dieſem Puncte unglaublich weit geht.

Zum Beweiſe konnen die meiſten Judengaſſen
dienen.

x) a. a. O. S. 957.
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allgemeinen Gebrauch gebracht werden y). Koh—
lentopfe, deren man ſich hin und wieder gegen
die Kalte bedient, durfen nicht blos wegen der
Feuersgefahr, ſondern auch um der Geſundheit
willen, wenigſtens nicht ohne die aroßte Worſicht,
gebraucht werden. Ueberhaupt muß die Sanitats
policey den unvorſichtigen Gebrauch der Kohlen in
verſchloſſenen Gemachern durch zweckmaßige Vor—
ſchriften, Warnungen und Belehrungen moglichſt
zu verhuten ſuchen 2).

vVI. Der Einflutz der Kleidungen auf die Ge—
ſundheit iſt unbeſtritten. Die Sauitatspolicey
kann aber dabey nur wenig thun hochſtens
durch Unterricht und Belehrung“) zu wirken

ſuchen
y) Frank a. a. O. S. gos.2) Allgem. preuſſ. Landrecht Th. 2. Tit. 20o. J. 731.

«Der unvorſichtige Gebrauch der Kohlen in ver—
ſchloſſenen Gemachern, wo der Dampf den darin
befindlichen Perſonen gefahrlich werden konnte,
iſt, wenn auch kein Schade geſchehen ware, mit
drey bis zehen Thaler Geld- oder willkuhrlicher
Gefangnißſtrafe zu ahnden»). Vergl. Hambur—
giſches Mandat wider den unvorſichtigen und
hbchſt ſchadlichen Gebrauch des nicht genugſam
ausgedampften Kohlenfeuers, v. 23. Nov. 1785.
in Scherfs Archiv IV. Abth. 2. G. g2 f.
Lehre und Warnung wirkt freylich nur langſam;
aber ſicher. Eine Kleiderordnung nach Grund—
fatzen der Sanitatspolicey wurde nicht viel beſſer
ſeyn, als gewiſſe Verbote, die irgend eine an ſich
unſchuldige Kindertracht des Privatmannes (denn
bey offentiichen Beamten treten ganz eigene Juck—

ſichten ein) in die Acht erklaren. Konnte die Sa
nitatspoliceh die Mode auf ihre Seite ziehen,
wie ihr das ſchon manchmahl man denke nur
an die Schnurbruſte und Reifrocke gelungen iſt;
ſo hatte ſie gewonnenes Spiel.
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ſuchen, und allein dann, wenn der Swade fur die
Geſundheit offenbar und alle Warnuna vergeblich
iſt, gebieten oder verbieten a). Haufig thut ſie
jedoch in dieſem Puncte weniger noch, als ſie
wohl thun konnte. “Die nachtheiliuen Wirkun—
gen der Kleider verdienen gewiß die Ruckſicht der
Policey, welche ſich bisher immer mit blotzer
Maßiaung des verderblichen Aufwandes in der
Kleidertracht abgegeben hat, ohne does Wichtigfte
bey dem ganzen Gegenſtande, nehmlich den Ein—
fluß der verſchiedenen Kleidungsarten auf die Ge
ſundheit der Buraer, ihrer Aufmerkſamkeit zu
wurdigen. Wenn eine unſinnige Mode un
ſere Jugend zu Kruppeln bildet, unſere Sowan
geren haufenweiſe mißaebahren und unſre Tochter
zu lungenſuchtigen Geſckopfen macht, da beobach
ten die Geſetze ein tiefes Stillſchweigen b)“.

Darauf iſt jedoch die Sanitatspoliceh mei
ſtentheils ſehr aufmerkſam, daß durch Kleidungs
ſtucke keine anſteckende Krankheiten verbreitet wer—
den mogenc). Nach preuſſiſchen Geſetzen muſ
ſen Betten, Kleider und andre Sachen, welche
Perſonen, die an peſtartigen Krankheiten geſtor—
ben ſind, an ihrem Leibe oder ſonſt zu ihrem ge
wohnlichen Gebrauche gehabt haben, fofort ver

brannt

a) Vergl. oben S. 66.
b) Frank a. a. O. G. 732. Allerdings ein harter

Vorwurf! Aber, ſo vortrefflich auch die Critik der
Kleidertrachten iſt, die uns Frank gegeben hat:
ſo laſtig wurde doch eine Sanitatspolicey werden,
die darnach ihre Maßregeln nehmen wolltt.

c) Frank a. a. O. G. 777 f.
v. Berge Policeyt. Th. K
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brannt werden. Jſt aber der Kranke an einer
anſteckenden Krankheit geſtorben; ſo iſt der
Gebrauch oder Verkauf ſolcher Kleider und Sachen
nur alsdann erlaubt, wenn ein approbirter Arzt
auf ſeine Pflicht bezeugt, daß denſelben durch An
wenduna der erforderlichen Mittel die Gefahr der
Aunſteckung benommen worden ſey

Auch die Reinigung der Waſche verdient
die Aufmerkſamkeit der Sanitatspolicey, damit
von eigennutzigen Leuten keine der Geſundheit
ſchadliche Mittel dazu gebraucht werden. Durch
eine churſach ſiſche Verordnung iſt ſogar das
fur ſchadlich erachtete Waſchetrocknen auf den Kirch
hofen zu kunftiger Abwendung bosartiger Krank—
heiten verboten worden e).

Die unermudete Furſorge der Sonitatspoli
cey, die Gefahren der Geſundheit zu vermindern
und abzuwenden, kann jedoch nur alsdann von ei

nem glucklichen Erfolge begleitet ſeyn, wenn je—

des Einzelneneigene Aufmerkſamkeit,
Sorgfalt, Vorſicht und Matzigkeit ſie
in ihren Bemuhungen unterſtußt. Jhr iſt daher
auch des Einzelnen Benehmen in dieſer Hinſicht
die Lebensart der Staatsburger von auſſer
ſter Wichtigkeit, beſonders in ſofern dabey allge

meine

Jn dieſer Hinſicht wird mit vollem Recht die
Schwindſurcht der Aufmerkſamkeit der Sanitats-
policey empfohlen; ſ. Wichmann im Hannover.
Mag. 1780. St. 51. Scherfs Archiv J. 121.

d) Allgem. preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſr 726.,

727.e) Schmieder III. 1193.
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meine Gewohnheiten und Reigungen zum
Grund liegen.

Sie Sanitatspolicey kann und darf freylich
die Diat des Einzelnen nicht nach Maß und Ge—
wicht beſtimmen: ihm nicht, gleich jener beruhm—
ten Keuſchheitswache, eine Maßigkeitswache zur
Seite ſtellen. Aber ſie darf auch die uberhand—
nehmenden Uebel der Unmaßigkeit, Schwelgereh
und Ausſchweifung nicht mit gleichauctigem Auge
betrachten. Es iſt vielmehr ihre Pflubt, denſel—

ben, ſovlel in ihren Kraften ſteht, entgegen zu
arbeiten.

Die meiſten Policeygeſetze gegen die Unmaßig
keit im Genuſſe der Nahrunasmlttel haben
mehr die Verhutung einer verſchwendriſchen,
als einer die Geſundheit zerruttenden und
entnervendena Lebensart zum unmittelbaren
Zweck g). Manchmahl iſt indeſſen auch ausdruck
lich um der Geſundheit willen dieſer oder jener Mitz—

brauch verboten, und zu deſſen Ausrottung Vor
kehrung getroffen worden. So erließ der Herzog
Ernſt Auguſt zu Braunſchwetg und Lu—
neburg gegen das ubermatzige Trinken des
Branntweins eine ſehr ſtrenge Verordnung,
weil zu vernehmen gekommen, daß der Brannt
wein von dem gemeinen Manne ſchier nicht mehr
zur Arzneyh und zur Coneretion, woiu er ooch ei

gentlich erfunden und verordnet, ſondern als ein

tagſ) Vergl. Frank a. a. O. G. ézz f.

Se unten Hauptſt. 4.

Kr
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tagliches Getrank, mithin als ein Jnſtrument
und Mittel zur Vollerey. gebraucht werde .3
diejenigen aber, ſo ſich einer ſolchen unordentlichen
Lebeusart ergeben, dadurch endlich um ihre Ge

ſundheit, Witz und Verſtand und zeitliche
Wohlfahrt. kommen n)“. Das Tobackrau—
chen hat ſogar die Aufmerkſamkeit der Kreispo
licey erregt, und iſt ſchon im vorigen Jahrhundert
um der Geſundheit willen verboten wor—
den i). Der Erfolag, obgleich hin und wieder ahn
liche Landespoliceygeſetze ergiengen Kk), iſt bekannt.

Maßziger Genuß anſtandiger Vergnugungen
ſtarkt Geiſt und Korper; Uebermaaß in Menge,
Zeit und Art ſchwacht beide. Aber auch hier darf
die Polteeh die Burger nicht wie Kinder behan
deln und ewig am Gangelbande fuhren wollen.
Aufmerkſamkelt auf offentliche Ergotzlichkeiten und
Sorge fur ihre zweckmaßigere und beſſere Ein
richtung iſt die Hauptſache Sonderbar iſt die

Klage

h) Edirt v. 28. Nov. 1691, ernenert und vermehrt
5. Dec. 1736. Corp. Gonſt. Cal. Cap. 4. P. 1042 f.
Cell.c. 4. P. i911. Willich Ausz. J. 430. Vergl.
Heſſen-Caſſelſche Verordn. v. 26. Febr.
1754. J. A. Hofmanns unmaßgeblicher Ent—
wurf von dem Umfange rc. des Policeyweſens
g. 4o.

i) Schwabiſcher Kreisabſchied v. 2. April 1652:
«Es ſoll auch durchgehends aller Toback.und inſonderheit das Tobacktrinken, als ein
ſowohl der Geſundheit halben, als wegen der
Feuersgefahr und ſonſten in viel Weg hochſchudli—
ches Weſen ganzlichen abgeſchaft werden».

E) z. B. im Heſſiſchen; Hofmann a. a. O. h. zz.

H Frank a. a. O. S. 786 f.
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Klage, die man ſo oft hort, daß Schwelgereh
und Luſtbarkeiten aller Art die Geſundheit jeder
neuen Generation immer mehr untergraben, ſo,
daß man faſt geneigt iſt, eine mediciniſche Polleey
zu wunſchen, wie ſie einſt Sancho Panſa wahrend
ſeiner kurzen Regierungszeit aushalten mußtte,
da doch die Sanitatspoliceh ſo manches, was ſie

ohne Anderer Unbequemlichkeit, nur mit einigen
Koſten, thun konnte, nicht thut. Was konnte und
ſollte nicht, um nur Ein Beyſpiel anzukuhren, fur
die der Geſundheit gematzere Einrichtung der
Schauſpielhauſer geſchehen?

Unter allen Genuſſen, die die Natur dem
Menſchen darbietet, droht jedoch keiner der Ge—
ſundheit großzere Gefahr, als die unordentliche und
unmaßige Befriedigung des Geſchlechtstriebes, die
nicht bloß einzelne Jndividuen, ſondern ganze Ge
nerationen entnervt, vergiftet, mordet. Die Tu
gend der Keuſchheit kann nicht durch Strafgebote
erzwungen, das Laſter der Unkeuſchheit nicht durch
Strafverbote unterdruckt werden. Erziehung,
Unterricht und ſittliche Bildung muſſen den Men—
ſchen abhalten, ſich ſelbſt unter die Thiere herab
zuwurdigen. Aber die Regierung muß den Trieb
zur Wolluſt in den Schranken der burgerlichen
Ordnung zuruckhalten.

Der burgerlichen Ordnung wegen iſt aus ſehr
guten Grunden der uneheliche Beyſchlaf uberhaupt
verboten. Jhn ſtraft das Geſetz, und, mehr noch,
die offentliche Mehnung Es iſt nicht rathſam,

K 3 eine
 Ss verſteht ſich von ſelbſt, daß der bloße unehe—

liche Beyfchlaf weder die Jnfamie noch auch eine

ſo



150 Buch IJII. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.
eine dieſer Strafen ganz aufzuheben, obgleich zur
Milderung derſelben iriftige Urſachen vorhan
den ſind m). Aber, ſagen manche Aerzte, die

Be
fogenannte Jlevis notas maeulsa zur rechtlichen
Folge hat. Deſſen ungeachtet vermindert er in der
offentlichen Meynung die allgemeine Achtung,
und diefß iſt vielleicht eines der ſtarkſten Vorbeu—
gungsmittel, w.lches in dem moraliſchen Gefuhle
des Volks ſeinen Grund hat, und eben deßwegen
weder vertilgt werden kann noch darf.

3) Sehr viel trug zur Verminderung der offentli—
chen Achtung die ſonſt allgemein gewohnliche, in
ganz audern Abſichten eingefuhrte Kirchenbuße
bey. Sie iſt in mehreren Staaten, und zwar
auch in dieſer Hinſicht mit vollem Recht, aufgeho—
ben. Quiſtorp peinle Recht J. 723. Note 9).
Vergl. Frank med. Pol. J 552.

m) Vergl. Th. 1. Sa Z14. Anderer Meynung iſt
Juſti in d. Policeywiſſenſchaft Th. 2. ſ. 204.
205. v. Heß Staatsſchriften S. zop. Die
Schande, welche die geſetzwidrige Befriedigung
des Geſchlechtstriebes als unzertrennliche Gefar—
thin begleitet, kann kein Geſetz vertilgen, und
ein Verſuch dieſer Art ware in jeder Hinſicht unpo—
litiſch. Von den Wirkungen eines ſolchen Geſetz:
gebungsexperiments erzahlt Hume in ſeinen Ver—
ſuchen uber die Geſch. d. Menſch. (Th. 1. B. 1.)
folgendes: Jm Jahr 1707 hatte eine anſteckende
Krankheit einen großen Theil der Einwohner von
Jfßiland weggeraft. Der Köönig von Dannemark
fſtel auf einen Anſchlag, das Land wieder zu
bevblkern, welcher auch ſehr gut von ſtatten gieng.
Man machteein Geſetz,welches den jun—
gen Frauenzimmern auf dieſer Jnſel
erlaubte, ohne Verletzung ihrer Ehre,
wohl ſechs Hurkinder zu haben Die
jungen Weibsperſonen waren ſo eifrig, ihr Va—
terland wieder zu bevolkern, daß man es nach
wenig Jahren fur gut befand, das Geſetz wieder
abzuſchaffen.

J
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Befriedigung des Geſchlechtstriebes iſt fur den
Korper eben ſo nothwendig, als die Befriedigung
des Hungers und des Durſtes; und, ſetzt eine
faſt allgemeine Stimme hinzu, dieſer Trieb iſt ſo
machtig, ſo unwiderſtehlich, daß kein Geſetz und

keine Strafe ihn zu unterdrucken vermag. Ver
fuhrung der Unſchuld und der Treüe, heinili—
che Sunden, unnaturliche Laſter, Winkelhurerey, die

das Gift der ſchandlichſten Krankheit unaufhaltſam
verbreitet, ſind die traurigen Folgen ſeines un—
uberwindlichen Dranges, wenn nicht die Staats
policey ſelbſt in ihrer nachſichtigen, aber aufmerk—

ſamen Leitung unterwirft. Eine mit tauſend
Schwierigkeiten umringte Forderüng! Was ſoll
und muß der Regent hier thun? Uneirſchut
terlich den Weg des Rechts, der Tugend und der
Ordnung fortgehen. Das iſt ſeine Pflicht.

Der Hauptgrund, mit welchem man offent
liche Anſtalten zur Befriedigung des Geſchlechts

triebes zu vertheidigen ſucht, gehort in das Ge—
biet der Sanitatspolicey. Sie ſeyen, ſagt man,
das einzige Mittel, der Luſtſeuche, die durch die
Winkelhurerey ſo hochſt gefahrlich werde, mit ei
nigem Erfolge vorzubeugen. Hier muſſe folglich
das kleinere Uebel dem großzeren nothwendig vor

gezogen werden n).

Ka4 Dieſe
n) Frank medicin. Policey JI. 15 f. Vergl. J J.

Cella uber die Einrichtung offentlicher Bordelle
in großen Stadten und auf Univerſitaten; in ſ.
freymuthigen Auffatzen. Ansbach 1784. Soden
Geiſt d. peinl. Geſetze II. 257.
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Diele und alle ubrigen Grunde einſtweilen

zugegeben!  hier muß vor allen Dliugen die
F aage beantwortet werden: Jſt die Staalts po
licey befugt, offentliche Bordelle zu
dulden und zu privilegiren? Jſt dieß ihr
rechtlich unerlaubt, ſo kann kein politiſcher
Grund ihr die Befugniß geben, das Recht zu
kranken um des Vortheils willen.

Die gemeine Hurerey, die aus Gewinnſucht
oder thieriſcher Geilheit Jedem ohne Unterſchied
Befriediaung ſeiner unreinen Luſte darbietet, iſt
unfireitig eine ſchandliche Storung der burgerlichen
Ordnung, und Hurenwirthſchoft ein Beſorderungs
m el derſelben, deſſe.n Gemeinſchadlichkeit Nlemand
verkennt. Die unaeheuren Rachtheile, die daraus

fur die Sutſichkeit, Hauslichkelit und Geſundheit
entſp. ingen muffn auch dem fluchtigen Beobach

ter in itzrer furchterlichen Grotze in die Augen fal
len. Die Reichs Pollceyaeſehe machen es jeder
Obrigkeit zur Pflicht, der Hurerey in ihrem Ge
biete zu ſteuern und ſie zu beſtrafen o). Es fehlt
auch nicht an mehr oder weniger ſtrengen Geſetzen
dagegen p), und die Erziehungs- nnd Sittenpoli-—
cey vereinigen ſich zur Anwendung der zweckmaßig
ſten Vorbeugungsmittel q). Allein der Erfolg
ihrer Bemuhungen war und blieb immer nur hochſt
unvollkommen, beſonders in großeen Stadten, wo

ſo

o) Reichs-Policeyordn. v. 1548. und 1577. Tit. 25.

26. Gerſtlacher Handb. d.t. Reichsgeſ. XR. 1181.

p) de Hokenihal de politia pag. 25.

q) Vergl. Preuſſ. Landrecht Th. 2. Tit. 20.
J. 992. 998.
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ſo manches zuſammentrifft, was den Hang zu
Aus ſchweifungen befordert und begunſtigt. Lie—
derliche Weibesperſonen, die mit ihrem Korper ein
Gewerbe treiben, fanden ſich immer; Hauſer,
die der thieriſchen Wolluſt eine Zuflucht darboten,
eroffnete die Gewinnſucht den Wolluſtlingen aller
Stande und Claſſen. Und von den Zimmern je-
ner verachtlichen Dirnen, von den Wohnungen der
Hurenwirthe gieng mit dem Sittenverderbniß und
der Vermogenszerruttung immer mehr und mehr
jene furchterliche Seuche aus, die durch ihr freſſen
des Gilt, das von Generation zu Generation ſich
fortpflanzt, der allgemeinen Geſundheit gefahrlicher
iſt, als das ganze Heer aller ubrigen Kraukheiten
zuſammen. Die ſtrengſte Aufſicht, Nachforſchung,
Strafe ſelbſt jene ſo beruhmte Keuſchheits
commiſſion konnte dem Uebel nicht ſteuern.
Menſchenfreundliche Beſorgniß gab nun den Rath,
lieber offentliche Gelegenheiten zur Ausſchweifung
zu dulden und der genaueſten Aufſicht der Policey
zu unterwerfen, um die Anſteckung, wo nicht zu
verhindern, doch wenigſtens zu ſchwachen. Es
muß nothwendig ein harter Entſchluß ſeyn, der
fur die Wahl dieſes gefahrlichen Mittels beſtimmt,
und das Beyſpiel auch nur Einer Regierung, das
bey einem ſo hochſt bedenklichen Falle die ſtarkſte
Vermuthung begrundet, dieß Mittel ſeyh ein
ſchlechterdings nothwendiges Rettungsmittel, muß

in einer Sache, wo ſo vieles auf Erfahrung an

K5— kommt,

J Vergl. Briefe eines reiſenden Franzoſen J. 213.
Nicolai Reiſebeſchreibung V. 260o f.
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kommt, ein entſcheibendes Urtheil nothwendig
auſſerft erſchweren r).

Dlie offentlichen Hurenhauſer ſind ohne Zwei
fel Anſtalten der offentlichen Proſtitution,
wo das ſchamloſe Laſter ſich frey und uugeſtraft
zeigen darf, und dieſe Oeffentlichkeit wird durch
die (nicht einmahl immer ausfuhrbare) Verbannung
in abgelegene Strafzen keineswegs gehoben. Soll
nun der Staat eine auf Sittlichkeit gegrundete
Geſellſchaft, ein Mittel zur Beforderung des
hochſten Zweckes der Menſchheit, ſeyn; ſo iſt die
Frage leicht zu entſcheiden; ob es der Beſtim
muna des Staates angemeſſen ſey, Anſtalten
der offentlichen Proſtitution zu dulden, und da
durch, daß er ſie ſeiner Furſorge und Aufſicht
wurdigt, zu ſchutzen? Was die Wurde des
Staats fordert, liegt ohnehin vor Augen.

 Der Geſchlechtstrieb iſt dem Menſchen, als
vernunftiaen Weſen, gegeben zur Erhaltung
des Menſchengeſchlechts „zur Erhebung des Meun
ſchen uber die Thiere, zur Veredelung ſeiner ſinn
lichen Natur, zur Erhohung der Meunſchenwurde.
Der Staat ſoll ſchutzen, damit der Menſch deſto
ungeſtorter zu ſeinem großen Ziele fortſchreiten
konne: und er ſoll mit gleichgultigem Auge die

tief
r) Die preuſſiſche Geſetzgebung duldet liederliche

Weibsperſonen, welche mit ihrem Korper ein Ge—
werbe treiben wollen, aber nur unter der Bedin—
gung, daß ſie ſich in die unter der Aufſicht des
Staats geduldeten Hurenhauſer begeben. Dieſe
ſind aber nur in großen, volkreichen Stadten zu—
gelaſſen, und ſehr beſtimmten Regeln unterworfen.
Pr?uſſ. Landr. Th. 21. Tit. 20. ſ. 999 f.
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tlefſte Erniedrigung der Menſchenwurde anſehen,
die grobe Beleidiqung der Menſchhelt, die jenen
Trieb zum bloßen Werkzeuge ſinnlicher Luſt macht,

wenigfſtens zulaſſen? die Brutalitat, durch die
Sicdherheit, die er ihr zu verſchaffen ſucht, we—
nigſtens mittelbar begunſtigen?

Der Staat, der die Rettung der Verun—
gluckten lobt und lohnt, der die Abhaltung vom
Selbſtmorde zur Zwangspflicht macht: ſoll er
ſelbſt befugt ſeyn, die Erniedrigung oes Men—

ſchen, der ſich zum bloflen Befrledigungsmittel der
Wolluſt dargiebt, unter die Thiere, ungehindert
zuzulaſſen? ja, mittelbarer Weiſe ſie ſelbſt als
Vorbeulgungsmittel, gleich andern Dingen, zu ge
brauchen

Und was ſollen die Eltern ſagen, deren
GSohne das offentliche Bordell ſchon um ſeiner
Kundbarkeit willen ſo leicht anlockt vvt), wervr ſie

ſitt

 Freylich mit ihrem Willen. Aber der Selhſtmor—
der ſetzt ſich auch mit ſeinem Willen das Meſſer
an die Kehle. Mujß ich ihn nicht dennoch zu—
ruckhalten

Sehr richtig ſagt ein aufmerkſamer Beobachter
in einer großen Stadt (Pezzl Skizzen von Wien
Heft 4. S. 336): “So lange die Freudenmadchen
zerſtreüt leben, und von der Policey nur tolerirt
werden, iſt fur die offentliche Sittlichkeit immer
noch ein Schritt mehr gewonnen. Der neue, un
erfahrne Jungling ſcheut ſich ſtets noch etwas mehr,
ſolche Geſchopfe zu beſuchen, weil der abſchre—
ckende Gedanke nicht ganz von ihm weicht, er
konnte vfelleicht uberfallen werden, Verdruß ha—

ben
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ſittlich verderbt, korperlich entnervt, fur edlere
Liebe verloren, zur kunſtlichen Verfuhrung un—
ſchuldiger Weiber und Maochen vorbereitet, ihre
frohen Hoffnungen betrugen; ihre angſtlichen
Sorgen mit taglichem Kummer lohnen?

Und der Hauptzweck wird nicht einmahl er
reicht. Keine Aufſicht kann die Mittheilung und
Verbreitnng des veneriſchen Giftes hindern; nur
einigermaßen veriindern. Die Vortheile dieſer
Verminderung aber werden durch die groößere Zahl,

die die Bequemlichkeit und ſcheinbare Sicherheit
der offentlichen Hurenhäuſer an ſich zieht, gewiß
wieder aufgehoben. Die ubrigen Grunde, die
man zur Vertheidigung offentlicher Bordelle an
fuhrt „bedurfen keiner Widerlegung. Wer wird
glauben, daß ſie der Verfuhrung glucklich vorbeu
gen ſie, die die Eheloſigkeit hefordern, und
ſchon dadurch das Laſter der Unkeuſchheit unter
beiden Geſchlechtern weiter ausbreiten? Der Staat
aber, der nur durch Hurenhauſer den Nothnuchti
gungen vorbeugen kann, mag jene immerhin be
halten dieſe werden doch nicht ausbleiben.

Staatsbordelle konnen alſo fur zu
taſſig und rechtlich nicht gehalten wer—
den s). Aber was ſoll dann geſchehen, um

dem

ben oder beſchimpft werden. Wird aber durch
offentlich errichtete Hauſer die Sache autoriſirt,
ſo fallt dieſer Grund ganz hinweg.

1) Eine leſens- und beherzigungswerthe Schrift uber
dieſen wichtigen Gegenſtand iſt folgende: Ueber
Staats -Sund Privatbordelle, Kuppe—
ley und Concubinat; nebſt einem An—

hang
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unleugbaren Uebel vorzubeugen? “Den Geſetz 3

geber, der der Wolluſt entgegen arbeiten will,
umringen Schwierigkeiten von allen Seiten.
Keuſchheitscommiſſionen ſtrafen nur die Aeuſſe—
rung des Laſters, nicht das Laſter ſelbſt. Frey—
lich iſt das bey aller Strafe der Fall. Straf—
geſetze konnen uberhaupt die menſchliche Tha—
tigkeit meiſtens nur negativ oder doch nur in
einem ſehr unbetrachtlichen Grade poſitiv mo—
dificiren. Die Strafen gegen andere Verbre—
chen erzwingen doch auſſere Ordnung, wenn auch

die Ungerechtigkeit in den Herzen der Verbre—
cher wuthet. Das Laſter der Wolluſt hingegen
gleicht einem bosartigen Geſchwur, das deſto
ſchrecklicher im Jnnern fritßzt, je ſtrenger die
Strafen ſind, die ſeinen Ausbruchen drohen.
Welches Geſetz vermag wohl die geheimen Greuel
zu controliren, die der unbändige, fruh erwa—
cheüde Hang zur Geſchlechtsluſt erzeugt! Aber
auf der andern Seite wenn ſich das ſcham—
loſe Laſter offentlich und ungeſtraft zeigen darf:
welchen unermeßlichen Einfluß auf Sittenverderb
erblicken wir hier t)“! Die Policey ſchließze alſo
ihre Augen bey den Ausſchweifungen der Wol

luſt nicht zu! Sie beſtrafe die, die ſich einer
geſetzwidrigen Befriedigung des Geſchlechtstriebes
ſchuldig machen; beſonders die feilen Dirnen, die

die Hurerey als Gewerbe treiben. Dieſe ſuche
ſie auf; laſſe ihren Geſundheits zuſtand unterſuchen

und

hang uber die Organiſirung der Bor—
detle in alten und neuen Zeiten, von
Jul. Aug. Freudenberg. 1796.

t) S. die eben angef. Schrift S. 10.
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und fur ihre Hellung ſorgen. Von den furchter
lichen Wirkungen der Luſtſeuche, ihren Kennzeichen

und der Nothwendigkeit, ſchleunige Hulfe dagegen
zu ſuchen, verbreite ſie zweckmaßige Belehrungen!
Das alles wird freylich nicht gonz helfen; aber
wie viel mehr helfen offentliche Bordelle

So ausgebreitet auch die Sorgfalt der Sa
nitatspolicey fur die Erhaltung der Geſundheit im
allgemeinen iſt; ſo kann und darf ſie doch da—
bey nicht ſtehen bleiben. Auch beſondere Falle, wo
die Geſundheit der Burger in Gefahr gerath, wo
Vorbeugung und Abwendung durch offentliche An
ſtalten und Vorkehrungen nothwendig iſt, erfor—

dern ihre Aufierkſamkeit. Ein hochſt wichtiger
Gegenſtand derſelben, der vor allen andern ge—
nannt zu werden verdient, iſt die Sorge fur
Schwangere und Gebaärende nu).

Schon

Nicht ohne Grund, nur in einem Tone, der die
Sache zu leichr zu nehmen ſcheint, ſagt Pezzl (a.
a. O. S. 530.): »Laßt uns aufrichtig ſprechen!
Wie einſeitig ſind ſolche Anſtalten! Glaubt man
denn etwas ſo gar Großes gethan zu haben, wenn
man ein paar tauſend Pflaſtertretern in der Haupt
ſtadt jahrlich eine Queckſilberkur erſpart, indeſſen
unſere ungeheuern ſtehenden Armeen dieſes Gift
weit und breit uber das ganze platte Land verthei—
len? Laßt immerhin die Stutzer der Reſidenz ein
bischen zucken und zappeln'; aber fur die ganze'
Nationalmaſſe, fur das Landvolk ſorget, um es
geſund zu erhalten»!

u) Frank mediein. Policeh B. 1. Abtheil. z. van
Erbaltung und Pflege ſchwangerer Mutter, ihrer
Leibeskrucht und der Kindbetterinnen in jedem
Gemeinweſen.
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Schon die Bevolkerunagspolicey iſt
bemuht, Unglucksfalle nller Art von ſchwanatren
Perſonen abzuwenden v). Die Sanitatspoli—
cey beſchaftiget ſich noch genauer mit der Erhal—
tung ihrer Geſundheit, und belehrt ſie insbeſondere
uber die in ihrem Zuſtande zu befolgenden Vor—
ſichtigkeitsregeln in Anſehung der Dlat, der Krei—
dung, der allenfalls nothigen Heilmittel u. ſ. w. w).

Das großte und ausgebreitetſte Verdienſt,
welches ſich die Sanitatspolicey um ſchwa gere
Mutter erwerben kann, beſteht jedoch darinn,
wenn ſie die zweckmaßigſten Vorkehrungen und
Anſtalten trifft, wodurch die glucküche Entbin

dung derſelben erleichtert und geſichert wird.

Da zu einer ſicheren Geburt fremde Bey
 hulfe ünentbehrlich iſt; ſo muß die Sanirärs—
Ppolicey dafur ſorgen, daß es nicht an ſolchen

Perſonen fehle, die dieſelbe mit Kenntniß und
Leichtigkeit zu leiſten im Stande ſind. Jede Ge
meinde muß daher mit wohlunterrichteten He b
ain men, und jeder mittelmaßige Bezirk mit einem

geſchickten und erfahrenen Geburtshelfer ver—
ſehen werden.

Jn mehreren teutſchen Staaten iſt fur den

Unterricht der zur Geburtshulfe beſtimniten Per

ſonen

v) Oben S. z5. z6. Vergl. Frank a. a. O. S. 492 f.

w) Frankara. O. S. 526. 5330. 5337. 542. Nach—
theile anſtrengender Arbeiten; des zu vielen
Gitzens; der Schnurbruſte; des vielen Wein- und
Coffetrinkens. Vorſicht beym Aderlaſſen und Ge—
brauey der Brech- und Laxiermittel c.
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ſonen theils durch Errichtung beſonderer Entbin—
dungshauſer, theils durch eigene Hebam—

menſchulen auf eine vorzugliche Weiſe Sorge
getragen; in andern iſt die Unterweiſung der Heb—
ammen den jedesmahligen Phyſicis zur Pflicht
gemacht, und auf jeden Fall die Verfugung ge—
troffen, daß keine andere, als wohlunterrichtete
und gehorig geprufte Perſonen zur Ausubung der
Geburtshulfe zugetafſen werden. Jn einigen
Landern z. E. im Badiſchen y), im Lippi—
ſchen 2) 2c., ſind eigene Lehrer fur die ſammtlichen
daſelbſt anzuſtellenden Hebammen beſtellt.

Jn denchurbraunſchweig-luneburgi—
ſchen Landen iſt ein Entbindungsho pital zu Got
tingen a) undzuHannover“), und ein Hebam
meninſtitut zu Celle b) zum Unterricht in der Ge
burtshulfe beſtimmt. Auſſerdem ſind die Land—

dhyſicix) Nachrichten davon ſ. Krunitz Enchelopadie

XXII. 547. de Hohenthal de Politis p. Bo. 86.
y) Jnſtruction des in den badiſchen Unterlanden

angeſtellten Hebammenmeiſters v. 9. Apr.
1759. Gerſtlacher Samml. J. gor f.2) Jnſtruction und Patent fur den Hebammenlehrer

in der Grafſchaft Lippe-Detmold v. 25.
Marz 1794. Scherf Beytrage V. Samnil. 2.
S. 137 fa) Putter Verſuch, einer Gelehrtengeſchichte von
Gottingen J. 236. II. 259 f. Oſianders Nach
richten von dem ehemaligen und gegenwartigen Zu—

ſtande des Entbindungs-Hoſpitals zu Gottingen;
in ſeinen Denkwurdigkeiten fur die Heilkunde und
Geburtshulfe Band J. S. XL. f.
Scherf Archiv II. a7.b) Hann. Anz. 1784. St. 68. Scherf Archiv III.
i86. Beckmann Samml. auserleſener Landesge—
ſetze IV. Z56.
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phyſici verpflichtet, den in ihren Bezirken zu be
ſtellenden Hebammen Unterricht zu ertheilen, ſie
bey aller Gelegenheit, auch bey vorfallenden Sectio
nen zu unterrichten, ihnen, wie ſie ſich in vor—
kommenden Fallen zu verhalten haben, Anwei—
ſung zu geben, und uberhaupt eine beſtandige Auf—

ſicht uber ſie zu fuhren.
Die Sanitatspoliceh verſieht auch die zur

Geburtshulfe beſtimmten Perſonen mit den bey
ihrer Amtsfuhrung zu beobachtenden Jnſtructionen
und Vorſchriften, die theils den Medicinalordnun—
gen c) eingeruckt, theils, was zweckmaßiger zu
ſeyn ſcheint, beſonders abgefafit werden Jn
ſtructionen furGeburtshelfer, Accou—
ch ir- und Hebammenordnungen dq). Jnder

Regel
o) Z. B. Wirtemberg. Medieinalordn. Tit. 4.

Sachſen-Gothaiſche Meducinalordn. Furſtl.
Hildes heim. Medicinalordn. Kap.5. Lip—
piſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Kap. 18. 19.
20. 21.

d) Ein Verzeichniß einiger Hebammenordnungen ſ.
Daniel Biblioth. der Staatsarzneykunde S. 74.
75. Neuere Hebammenordnungen: Hebam—
menordn. fur das Herzogth. Holſteinrc. 1765.
Nahere Verordn. wegen einiger das Hebammenwe—
ſen in Holſtein uc. angehenden Puncte 1769.
Beckmanns Samml. auserleſener Landesgeſ. J.
24 f. Heſſen-Caſſelſche Acrouchir- und
Hebammenordn. 1767. Samml. VI. 486 f!
Verordn. des Raths zu Frankfurt a. M., nach
welcher die Stadt-NAccoucheurs, die Hebammen
und die Beylauferinnen ſich in ihren Verrichtun.
gen zu achten haben 1769. Scherf Beghträge II.
Samml. 2. S. 17f. Furſtl. Pſenburg.
Hebammenordn. 1782. Scherf Archiv II. 3 f.

v. Bergs Politeyt. Th. 2. Furſtl,
4
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Regel ſteht die Abfaſſung ſolcher Ordnungen der
hohen Policey zu; doch fehlt es auch nicht an
Beyſpielen von der Ausubung dieſes Rechts durch

die Localpolicey e).

Die Anſtellung der Geburtshelfer ge—
ſchieht meiſtens von der Landesherrſchaft, manch
mahl jedoch auch von den Ortsobrigkeiten. Dieſe
beſtellen in der Regel die Hebammen, woran
manchmahl die Geiſtlichen des Ortes Theil neh—
men. Dieß iſt jedoch nicht als Regel anzuſehen,
obgleich einige altere Rechtsgelehrten die Hebaui
men fur eine Art geiſtlicher Perſonen anſehen; viel—

mehr iſt die Beſtellung der Hebammen eine bloßze
Policeyſache, deren Beſorgung der weltlichen Obrig

keit allein zuſteht. Mit Recht vernimmt man
ubrigens das Zeugnißz des Geiſtlichen uber die Mo
ralitat einer zur Hebamme vorgeſchlagenen Per—
ſon; daraus folgi aber kein Mitwirkungsrecht bey
der Wahl, wenn daſſelbe nicht durch Geſetz oder
Herkommen beſonders begrundet iſt Oefters

wer
Furſtl. Badiſche Hebammenordn. 1795. Scherf
Beytrage VIl. Samml. 2. S. 1 f. Herjogl.
Sachſen-Gothaiſche Hebammenordnung.
Scherf Beytr. V. Samml. 1. S. 109. Furſtl.
Thurn- und Taxisſche Hebammenordnung.
Scherf Beytr. VII. Samml. 1. S. 36 f.

e) S. z. B. Erneuerte und vermehrte Hebammen—
ordn. der Stadt Zittau 1792. Scherf Beytr.
Vi. Samml. J. S. Aa f.

H Jn den meiſten Landern iſt dieß nicht der Fall,

z. E. in Churſachſen (C. C. A. T. 1. p-958)
Heſſen-Cafſel und Heſſen-Darmſtadt,
im Herzogth. Braunſchweig u. ſ. w. Siehe

Zan—
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werden auch einige Frauen aus der Gemeinde mit
zugezogen, die bey dieſer ſie ſo nahe angehenden Sa—
che billig eine Stimme haben muſſen. Wenigſtens
darf ihnen keine Perſon aufgedrungen werden, zu

welcher ſie das ſo weſentlich nothwendige Zu rauen
nicht haben konnen, und es iſt wohl kein Zweifel,
daß ſie gegen einen Verſuch dieſer Art oberſtrich
terliche Hulfe nachzuſuchen befugt ſind ſ).

Die in den ehurbraunſchweigiſchen
Landen geltende Kirchenordnung evthalt wegen der
Beſtellung der Hebammen folgende Vorſchrift:
Demnach an den Hebammen grofß und viel gele—

gen, und oftmals in Stadten und Dorfern,
auch durch der Hebammen und Frauen Unverſtand
viel Misbrauchs geſpuhret wird, ſo wollen wir,

daß

v.Zangen Erdrterung der Frage: Wird in Policev—
ſachen cuf einen vorzuglichen Gerichtsſtand geſe—

hen? . S. 35. Note Struben Kechtl.
Bed. Th. 2. Bed. 78.

f) Eine ſonde:bare Klage dieſer Art kam im Jahr
1795 beym Reichstammergericht vor, wo die
Burgerſchaft zu Weſterburg uber die Kanzley
daſelbſt ſich beſchwerte, daß ſie ihr eine ubelbe—
ruchtigte und auch ſonſt untaugliche Perſon als
Hebamme aufdringen wolle. Das Kammerge—
richt erkannte am 28 Sept. 1795 in contuma-
cian non informantis ein mandatum de abro-
gando decretum de 21. Mart. 1795. muliercu-
lam proſtitutats pucdititiae et omnino inidoneam
ad munus obſtetricis publicae non evehendo,
et ab exactione ſalarii indebiti et inconſoeti ei-
dem pendendi abſtinendo, damnaque cum ex-
peulis reſarciendo S. C. M. teutſches Staats«
Magazin J. a469.

12
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dafi von allen Ampten jedes Orts, ſamt dem
Paſtor und den Olderleuten, mit Rath
verſtandiger Frauen allenthalben Hebam—
men verordnet werden ſollen, ſo gottesfurchtig,
fleißig, tren, duchtig, und bey jedermann ein
gut Geruchte haben *y.

Uebrigens iſt der Landesherr vermoge der all
gemeinen Sanitatspolleey allerdinas berechtiget,

wegen der Wahl, Prufung und Beeidigung *n)
einer zur Geburtshulfe beſtimmten Perſon die
nothigen Vorſchriften zu ertheilen, und darauf zu
ſehen, daß keine unwiſſende und nicht gehorig un
terrichtete Hebamme angeſtellt werde g).

Jn den churbraunſchweigiſchen Lan—
den ſoll im allgemeinen von den Obrigkeiten in den
großern Stadten darauf gehalten werden, daß
daſelbſt keine Hebamme angeſetzt werde, die ihre
Kunſt nicht vollkommen ausgelernt, und zu Got
tinaen den dazu nothigen Unterricht erhalten hat.
Die Hebammen in den kleinen Flecken und auf dem
platten Lande ſollen aber von den Landphyſicis ge

horig

Churbraunſchw. Landesordnungen, Cap. 1. S. 140.

Die Formel eines Hebammeneides ſ. de Hohen-
thal de politia pag. 87. Note k. Scherff Bey
trage )I Samml. 2. S. 12. Daſ. II. Samml. 2.
S. 32. Scherf Archiv l. 85.

8) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 81. Nach den churbraunſchweigiſchen
Geſetzen ſoll bey den Kirchenviſitatiomnen auch
darnach gefragt werden, ob die vorhandenen Heb—
ammen zu ihrem Amte geſchickt und gehorig beei—

diget ſehen. Willich Ausz. II. 842.
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horig unterrichtet ſeyn n). Jm Furſtenthum
Luneburg ſell weder in den Stadten noch auf
dem platten Lande eine Hebamme angenommen und
beſtellt oder gebraucht werden, dlie nicht in einer
oder der andern Accouchiranſtalt der Churlande
hinreichenden Unterricht genoſſen und von deren
Vorſtehern ſchriftliche Zeugniſſe ihres Wohlverhal—
tens, ihrer Kenntniſſe und Geſtuicklichkeit erhal—

ten hat und vorzeigen kann. Uebrigens bleibt es
bey der in der Kirchenordnung enthaltenen Ver—
ordnung, daß von allen Aemtern jedes Orts,
ſammt den Paſtoren und Kirchengeſchwornen, mit
Rath verſtandiger Frauen die Hebammen verord
net werden ſollen, ſo daßz den Dorfſchaften ihr bis

heriges Recht, eine Perſon zur kunftigen Heb—
amime zu praſentiren, ſo lang dabey kein Mißz
brauch vorgehet, gelaſſen vird. Nur muſſen die
Beamten und Gerichtsobrigkeiten dabey die ſtrengſte
Aufſicht fuhren, damit keine untauglichen Perſo—
nen gewahlt werden i). Jn der Grafſchaft Hoha
muſſen die Hebammen fur die Stadt Nienburg
und fur die großeren Flecken Hoya, Stolzenau
und Suhlingen in Gottingen, die ubrigen aber
von einem aus den Landphyſicis oder Landchirur—
gis dazu beſonders ernannten Lehrer unterrichtet
ſeyn. Jedoch bleiben die ubrigen Landphyſici ver—
pflichtet, den in ihrem Diſtricte ſich findenden Heb—
ammen bey vorkommenden beſondern Fallen dien
ſamen Unterricht zu geben, und ſie zu ihrer Pflicht

„L3 und
J

h) Verordn. v. 22. Gept. 1778. Hann. Anz. 1778.
St. 88.

i) Verordn. v. 6. Aug. 1784. Hann. Anz. 1784.
St. 68.
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und Obliegenheit anzuhalten kx). Auch hier iſt den
Dorfichaften ihr blsheriges Recht, eine Perſon
zur runftigen Hebamme zu praſentiren, gelaſſen,
dabey aber zur Vermeidung aller Mißbrauche eine
beſtimmte Vorſchrift, wie es ausgeubt werden
ſoll, ertheilet worden

Die Pflichten der Geburtshelfer und Geburts—
helferinnen ſind in den Accouchir- und Hebammen
ordnungen genau beſtimmt, und beſtehen in An—
ſehung der er ſtern im allgemeinen darin, daß ſie
mit den zur Geburtshulfe nöthigen Werkzeugen
gehorig verſehen, zur Hulfe, es ſey bey Tag oder
Nacht, jederzeit und ohne Ruckſicht auf Stand
oder Vermogen, bereit, auf die Hebamme und
ihr pflichtmaßiges Betragen anfmerkſam, bey der

Hulfsleiſtung vorſichtig, nach derſelben fur die ge

horige Behandlung der Mutter und des Kindes
beſorat, in allen Fallen unermudet, beſonders in
gefahrlichen Fallen auf die Rettung der Mutter
oder des Kindes nach den Regeln der Kunſt ſorg
faltig bebacht ſeyn, auch die ohnehin jedem Arzt
obliegende Verſchwiegenheit getreu brobachten ſol—
len. Die Hebammen ſollen Armen und Reichen
mit gleicher Bereitwilligkeit und ohne Zogerung
beyſtehen, ihre Berufsarbeit mit gehorlger Ver—
ſchwiegenheit verrichten, nach dem huen ertheilten

Unterricht, und nicht nach Gutdunken handeln,
nicht

L) Verordn. v. 22. Sept. 1778. S. 1. 2. 3. 7.
N Daſelbſt ſ. 4. 5. 6.
J Will man hierauf ſtreng halten, ſo muß freylich

die gewohnlich ſelbſt nicht reiche Frau ſo beſoldet
werden, daß ſie es auch thun kann.
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nicht mehr ubernehmen, als ihre Krafte erlauben,
bey der Vermuthung einer ſchweren Geburt bey

Zeiten fur den nothigen Beyſtand Sorge tragen,
die Niederkunft nicht ubereilen, der Darreichung
von Arzneymitteln ohne Beyrath eines Arztes ſich
enthalten u. ſ. w.

Die Sanitatspolicey muß ubrigens ihr Au—
genmierk auch darauf richten, dafi die zum Veſten

der Schwangeren getroff.nen Anſtalten gehorig
und zu rechter Zeit benutzt, und ununterrichtete

Perſonen, die beſonders oft auf dem Lande ihre
wohlgemeinten Dienſte anbieten, zur Geburtshul'e
nicht gebraucht, vielmehr die Hebammen zeirlich
herbey gerufen werden *ij.

Wenn eine ſchwangere Mutter vor der Ent—
blndung ſtirbt; ſo muſſen die zweckmaßiaſten Mit—
tel zur Rettung des Kindes angewendet werden an).

Schon das gemeine Recht verordnet fur dieſen
Fall, daß die Verſtorbene geoffnet, und das Kind
herausgenommen werde. u). Erfahrene Aerzte
haben lange daruber Klagen gefuhrt, daß dieſes ſo

heilſame Geſetz in neueren Zeiten beynahe uberall
auſſer

Gewohnlich werden den Hebammen auch beſtimmte

Vorſchriften wegen der Nothtaufe ertheilt. S.
z. E. Willich Ausz. II. 841.
Frank a. a. O. S. G24 f.

m) Frank med. Pol. J. z69 f.
n) J. 2. D. de mort. inferendo: Negat lex'regia,

mulierem, quae praegnans mortua ſit, humari,
antequam partus ei excidatur': qui contra ſecer it,
ſpem animantis cum gavida peremiſſe videtur,
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auſſer Uebung gekommen ſey o). Jndeſſen haben
doch ſchon einige altere Landes-Policeygeſetze dar
auf ſorgfaltig Ruckſicht genommen p), und meh
rere ſind nach und nach dieſem Beuſpiel gefolgt q).

Die Vorſchriften, die dieſe ſo hochſt nothwendige
Vorſichtsmaßregel befehlen, ſind jedoch nicht hin

reichend; ſondern die Sanitatspolicey mug zualeich
durch ſorafaltige Aukſicht die Befolgung derſelben
befordern, und die Hinderniſſe, die aus thoriatem
Vorurtheil und Eigenſinn bisweilen dagegen ge—

macht werden r), mit Nachdruck und Strenge
aus dem Wege raumen. Wer die auf dleſe Weiſe
zu verſuchende Rettung eines Kindes aufhalt oder
gar verhindert, muß mit ſcharfer Strafe belegt
werden. Oefters konnen jedoch auch hier die Pre
diger durch zweckmaßige Belehrungen und Ermah

nungen der Policeyobrigkeit den Gebrauch von
Zwangsmitteln erſparen s).

Fur
o) Frank a. a. O. G. 5z31.
p) S. z. E. Verordn. des Magiſtrats zu Ulm v.

1740. Frank a. a. O. G. 587. Note) Wir—
tem berg. Medicinalordn. v. 1755. Tit. 4. ſ. 9.
Oeſterreich. Verordn. v. 1757. Frank a.
a. O. S. 535. Note

q) Sachſen-Gothaiſche Hebammenordnung.
Scherf Beytr. V. Samml. 1. S. 117 Hil—
desheim. Med. Ordn. Kap. 5. ſJ. 17. Vergl.
Scherf Archiv J. 77. Lippiſche Med. Ordn.
Abſchn. 2. Kap. 19. F.9. Frankfurt. Hebam—
menardn. Cap. 11. Verordn. des Raths der Reichsſt.
Frankfurt, die Eroffnung des Lrichnams der
Schwangern betr. 1786. mit Anmerküngen in
Scherfs Archiv V. 245 f.1) Beyſpiele ſ. Frank a. a. O. G. 590. Note

3) “Die Prediger werden es fich von ſelbſt zur Pflicht
halten, die Anwendung dieſes fur die Menſchheit

un
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Fur die Kindbetterinnen hat der Diatetiker
manche Forderunaen, deren Befriedigung er, we—
nigſtens zum Theit „von der Gantitatspolicey er

warten kannnt). Dieſe muß die Kindbetterinnen
vor allen Dingen gegen die nicht ſelten gefahrliche
Vorſorge der Hebammen, Gevatterinnen, Nach
barinnen und Freundinnen in Schutz nehmen.
Sie mufl nicht zugeben, daß ein anderer, als der
Arzt, Arzneyen anrathe; ſie muß die ſogenann—
ten Hausmittel ſo ganz verdachtig, als ſie es wirk—
lich verdienen, zu machen, fund uberhaupt der ſo
gewohnlichen Quackſalberey am Wochenbette auf
jede Weiſe zu ſteuern ſuchen u). Auch muß ſie
dafur Sorge tragen, daß eine jede Kindbetterinn
gegen Schrecken, Furcht und Verdruß ſo viel
moglich bewahrt werde, und in dieſer Hinſicht
hauptſachlich auch den Hebammen die nothige Vor
ſchrift ertheilen v). Die fruhen Kindtauf—

*8 ſchmauſe
unumtanglich nothigen Rettungsmittels nach allen
Kraften zu unterſtutzenn. Hildesheim. Medici—
nalordn. Kap. 5. ſ. 17.

t) Frank a. a. O. G. 6G42 f.
u) Jn emehreren Hebammenordnungen iſt den Heb—

ammen befohlen, auch wahrend des Wochenbettes
alles Anrathens und Verſchreibens von Curen und
Arzneyen ſich zu enthalten, was jedoch in Ruckſicht
«vuf Orte, die vom Arzte entfernt ſind, billig mit
einigem Unterſchied zu verſtehen iſt. Einen zweck—
maßigen Vorſchlag hieruber ſ. Scherfs Archiv J.
79. Note

v) S. z. E. Badiſche Hebammenordn. ſJ. 15.:
eDie Hebamme ſoll die an dem Kinde etwa wahr—
genommenen Fehler zur Vermeidung des
Schreckens nicht ſogleich der Mutter, ſondern einen
Anverwandten entdeckenv.
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ſchmauſe ſollten billig eben ſo gut abgeſtellt werden,
wie es an manchen Orten mit den verſchwende—
riſchen geſchehen w). Die Speiſen, die Gevatte
rinnen und Nachbarinnen der Wochnerin zu ſchik
ken pflegen, ſollten wenigſtens ein den dlatetiſchen
Grundſatzen gemaßges Reaulativ erhalten x). Die
Kindbettbeſuche muß die Sanitatspolicey zu ver
mindern y), ſo wie das zu fruhe Ausgehen der
Wochnerinnen 2) zu verhindern ſuchen.

Auch fur die neugebornen Kinder und die
Geſfahren, die ihnen gleich bey ihrem Einlritte in

die Welt drohen, fordert der menſchenfreundliche
Arzt die Aufmerkſamkeit der Sanitatspolicegy a).

Er

w) Frank a. a. O. S. 647.
x) Ein abſolutes Verbot wurde in vielen Fallen un—

billig und hart ſeyn, auch eben deßwegen nicht
befolgt werden. Frank (a. a.O. S. 649) glaubt,
im Badiſchen ſeyen dieſe ſogenannten Kindbetter—
ſuppen abgeſtellt; es ſind aber in dem von ihm
angefuhrten Geſetze die Kindtaufſchmauſe gemeint.
Die Nurnbergiſche Hochzeit-Kindtauf- und
Leichenordn. v. 1619 und die erneuerte Kindtauf—
ordn. v. 1652 verbietet die Geſchenke von Koppen,
Hunern, Wein c., die wahrend des Kindbettes
gemacht zu werden pflegen. J

y) Frank a. O. S. 654 f. Durch ein Nurn—
bargiſches Geſetz v. 1625. und durch die Naſſau—
Katzenellenbogiſche Policeyordn. v. 161s ſind dergl.
Beſuche ſehr eingeſchrankt, damit die Kindbetterin
bey Ruhe moge gelaſſen werden.

2) Frank a. a. O. S. 671 f.
a) Frank med. Policey B. 2. Abth. 2. Von ver—

ſchiedenen Gegenſtanden, welche, bis gegen das ſie—

bente Jahr des menſchlichen Alters, auf das Le—
ben,
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Er verlanat, daß ſie die Rettunag der Kin—
der, welche dem Scheine nach todt zur Welt kom—
men, ſichere und befordere; fur die zweckmatzige
Behandlung der neugebornen Kinder Sorge tra—
ge b), und beſonders manchen unter den Hebam
men in dieſer Hinſicht eingeriſſenen Mißbrauchen
und ubeln Gewohnheiten ſteure; Kinder, die man
fur Mißgeburten halt, oder die wirklich als ſolche

zu betrachten ſind, gegen willkuhrliche Behand—
lung ſchutze; die mancherley Gefahren, welche UÜn
achtſamkeit, Nachlaſſigkeit und Unwiſſenheit der
Eltern und Warterinnen dem Leben und der Ge—
ſundheit der Kinder droht“), abzuwenden ſuche“*);

haupt
ben, auf die phyſiſche Erziehung und auf die gute
Leibesbeſchaffenheit der Kinder, einen der Polucey—
aufſicht wurdigen Einfluß haben. Manche
Forderungen, die an die medieiniſche Policey ge—
macht werden, muß dieſe freylich, wenn ſie nicht
beynahe fur jeden Schritt eine beſondere Verord—
nung geben will, der Sorgfalt der Aerzte und der

eigenen Aufmerkſamkeit der Hausvater und Haus-—
mutter uberlaſſen. Es werden daher hier nur die
Puncte bemerkt, wo die Sauitatspolicey wirklich
etwas thun kann, und wo es weniaſtens nicht ganz
an Beyſpielen ihrer Thatigkeit fehlt.

b) Z. E Sorgfaltige Unterbindung der Nabelſchnur;
Baden und Reinigen der Kinder rc. Dieß alles
gehort mit zu den Gegenſtunden der Hebammen—
ordnungen. Eine beſondere maraggrafl. badiſche
Vorſchrift wegen des Unterbindens der Nabelſchnur

v. 18. Jul. 1778. ſ. Frank a. a. O. S. 187 f.
u. Jnhalt der badiſchen Geſetzgebung S. 400.
Z. E. Erdrucken der Kinder im Bette; uber—

Jmaßiges Einwickeln und Wiegen, und dergl.
Vergl. de IIokentkal de politia pag. 89. Frantk

a. a. O. G. 2ob f.
22) Auch ſollte die Sanitatspoliceh mehr, als ge—

wohnlich geſchleht, auf die Gefahr der Er kal—

tung
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hauptſachlich aber darauf ſehe, daß ihnen die
von der Natur ſelbſt fur ſie beſtimmte Nahrung
nicht muthwillig entzogen, oder doch, wenn ſie
ihnen von der Muwrter nicht gereicht werden kann,
durch die Ungeſundheit ihrer Stellvertreterinnen
nicht zu Gift werde c).

Jn den meiſten der angefuhrten Falle muß
die Sanitatspolicey durch zweckmaßigen Unterricht,
durch beſtimmte und vollſtandige Belehrungen,
durch genaue Aufſicht der Geburtshelfer und Aexrzte
die gerugten Mißbrauche und boſen Gewohnheiten,
die haufig durch die Vorurtheile der Wochnerinnen
und ihrer Angehorigen begunſtigt werden, abzu—
ſtellen ſuchen. Geobe Nachlaſſigkeit und pflicht—
widringes Benehmen muß ſie mit unerbittlicher
Strenge ahnden.

Kinder, welche todt geboren zu ſeyn ſcheinen,
durfen nie ohne zweckmaßige Rettungsverſuche,
und, wenn es moalich iſt, nicht ohne Zuziehung ei—
nes approbirten Arztes ihrem Schickſal uberlaſſen

Wwer

rung beyder Taufe (Frankia. a. O. S. 215
f.), aufmerkſlam ſeyn. Jm Furſtenthum Beh
reuth iſt neuerlich (14 Febr. 1798) verordnet
worden, daß man die neugebornen Kinder im Win—
ter nicht zu fruh in der Kirche taufen, ſondern dieſe
Handlung entweder im Hauſe vornehmen laſſen,
oder damit etwa vierzehn Tage nach. der Geburt
noch warten ſoll. Henke Archiv f. d. n. Kirchen—
geſchichte B. 6G. St. 2. S. 373. Eine ahnliche
Churſachſiſche Verordn. v. 1. Jul. 1799.
ſ. Journal fur Prediger B. Z7. S, aza f.

s) Frank a. a. O. Abſchn. 2. u. Z. 2
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werden d). Wenn Leibesfruchte, die gar keine
menſchliche Geſtalt zu haben ſcheinen, lebendig zur
Welt kommen: ſo durfen dennoch weder die Eltern
noch die Hebammen ſie eigenmachtig fortſchaffen,
ſondern der Vorfall muß der Obrigkeit angezeigt
werden e).

Bequemlichkeit, und, unter den weniger ge—
bildeten Volksclaſſen, ein lacherliches Vorurthefl“)
haben es beynahe zur allgemeinen Sitte gemacht,
daß die Sauglinge von den Muttern oder Sau
geammen in das Bett genommen und da in die
allerdings nicht geringe Gefahr des Erdruckens
oder Erſtickens geſetzt werden k). Das canoni
ſche Recht warnt deßwegen die Eltern, und belegt

itzre

d) Dieß muß hauptſachlich durch zweckmäßige An—
weiſung der Hebammen geſchehen; ſ. z. E. Badi—
ſche Hebammenordnung ſ. 16. 17. Lippiſche
Hebammenordn. Abſchn. 2. Cap. 19. ſ. 8. Cap.
21. F. 13. Hil des he im. Hebammenordn. Cap. 5.
g. 17. Preufſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 713.
Sollte die Hebamme hierinn nachlaſſig ſeyn und
der Prediger oder Kuſter davon Nachricht erhal—
ten, ſo iſt er verpflichtet, der Obrigkeit davon An
zeige zu machen. Daſ. F. 714.

e) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 716. 717
Badiſche Verordn. hieruber ſ. Gerſtlacher

Samml.  J. 517 518. Hebammenordn. ſ. 11.
Lippiſche Hebammenordn. Abſchn. 2. Kap. 21.

SH. 14. Fiſcher Cameral- und Policeyrecht J. 53.
So lang das Kind nicht getauft ſey, ſtehe es un—
ter der Gewalt des Teufels und ſeiner Genoſſen,
der Hexen u. ſ. w., die ihm jedoch nichts anhaben
konnen, wenn es bey der Mutter im Bette ſey.

H Frank a. a. O. GS. 205.
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ihre Unvorſichtigkeit mit einer kirchlichen Strafe 8).
Neuere Landes-Policeygeſttze ſuchen alle Gefahr
durch ein Strafverbot zu entfernen h).

Das Selbſtſtillen iſt Pflicht jeder geſunden
Mutter; aber nur wenige Geſetze nehmen das
hulfloſe Kind gegen die Verkehriheit der pflicht
vergeſſenen Mutter in Schutz. Auch die Zeit der
Entwohnung bedarf einer geſetzlichen Vorſchrift,
da die Gemachlichkeit der Mutter ſie ofters zu fruh
eintreten lafßt i). Fur den, doch nicht ſeltenen,
Fall, daß das Selbſtſtillen nicht moglich iſt, muß

die

8) c. 3. X. de his, qui filios occiderunt.
h) Churpfalz. Verbot v. 1765. ſ. Frank a. a. O.

S. 208. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 738.
739.: „Mutter und Ammen ſollen Kinderunter
zwey Jahren bey Nachtzeit nicht in ihre Betten
nehmen und bei ſich oder andern ſchlafen laſſen.
Die ſolches thun, haben, nach Bewandniß der Um—
ſtände und der dabei obwaltenden Gefahr, Ge—
fangnißſtrafe oder korperliche Zuchtigung ver—
wirktr.. SEs ſind jedoch gegen ein ſolches un—
bedingtes Verbot ſehr erhebliche Erinnerungen ge—
macht worden, ſ. Scher fs Beytrage IV. Samml. 2.
S. 13 f. Die bisher bekannten Sicherun gsma—
ſchinen, der florentiniſche Arcuccio, der Hambur-
giſche Kinderwachter ec. ſind weder bequem genug,
noch uberall anwendbar befunden worden.

i) Das preuſſiſche Landrecht verordnet (Th. 2.
Tit. 2. ſ. 67. 68. 69.): “Eine geſunde Mutter
iſt ihr Kind ſelbſt zu ſaugen verpflichtet. Wie
lang ſie aber dem Kinde die Bruſt reichen ſoll,
hangt von der Beſtimmung des Vaters ab. Doch
muß dieſer, wenn die Geſundheit der Mutter oder

des Kindes unter ſeiner Beſtimmung leiten wurde,
dem Gutachten der Sachverſtandigen ſich unter—
werfenn.
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die GSanitatspolicey fur geſunde und taugliche
Saugammen Sorge tragen Kk).

Die Geſundheit der fruhern Jugendx.
verdient um ſo mehr die volle Aufmerkſamkeit der
Sanltatepolicey, je mannigfalt:ger die Gefahren
ſind, welche derſelben drohen, je wichtiger ihre
Erhaltung fur das ganze kunſtige Leben iſt, und
je großer auf ſie der Einfluß nicht nur vieler all—

gemeinen Gewohnheiten, ſondern ſogar mancher
offentlichen Anſtalten iſt, und je wirkſamer man
cher ihe drohenden Gefahr durch gemeinſchaftliche
Vorkehrungen vorgebeugt werden kann.

Mit Recht fordert die Sanitatspolicey, daß
kleinere Kinder nicht ohne alle Aufſicht allein ge—
laſſen werden, weil ſchon dadurch allein eine furch
terliche Menge korperlicher Gebrechen und gefahr—

licher Verletzungen und Krankheiten veranlaßzt
wird; und wenn gleich die Armuth der Eltern nicht

ſelten ein großes Hinderniß iſt, ſo laſſen ſich doch
Mittel auffinden, wodurch ein ſo weſentlicher Man

gel wenigſtens zum Theil gehoben werden kann h.

Auf die Warterinnen der Kinder muß die
Sanitatspolicey gleichfalls ihr Augenmerk richten,
und insbeſondere dafur ſorgen, daß keine zu junge

und zu ſchwache Perſonen dazu genommen m),
daß muthwillige Vernachlaſſigungen der ihnen an
vertrauten Kinder nachdrucklich geahndet und vor
zuglich diejenigen, welche die den Kindern zuge—

ſtoße
k) Frank a. a. O. S. 373f.
Hh' Frank a. a. O. S. 225 f
m) Daſelbſt S. 239.
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ſtoßenen Unglucksfalle boshaft verſchweigen, mit
ſcharfer Strafe belegt werden m).

Ein ſehr gewohnliches Hulfsmittel mancher
Erzieher, die Kinder durch Schrecken zum Gehor—
ſam zu bringen, kann freylich die Sanitatspolicey
nur durch langſam wirkende Belehrung verhindern;
ſie kann und muß aber das, was offentlich geſchieht,
verbieten. Die Gewohnheit, die noch hin und
wieder beſonders auf dem Lande herrſcht, die Kin—
der zu gewiſſen Zeiten durch abentheuerliche Ver—
mummungen in Furcht und Schrecken zu ſetzen,
iſt bekannt. Sie widerſpricht ſowohl dem Zweck
der Sanitats- als auch dem der Sittenpolicey,
und iſt daher in den meiſten Landern, wie billig,
bey ſcharfer Strafe verboten o).

Jn Auſehung der Kinderkrankheiten herrſchen
unter den weniger gebildeten Volksclaſſen die ge
fahrlichſten Vorurtheile, deren unglucklichen Wir
kungen theils die allgemeinen Vorkehrungen gegen
Quackſalbereyen, Wundercuren u. ſ. w. entgegen
geſetzt werden muſſen, theils durch zweckmaßige

Belehrungen in Calendern und andern Schriften,
welche in die Hande des Volkes kommen, vorge
beugt werden muß

Auch
n) Daſelbſt S. 24ao. Sehr zweckmaßig ſcheint der

Vorſchlag zu ſeyn, Dienſtboten, die eine ſonſt
nicht ſo leicht bemerkbare Beſchadigung eines Kin—
des ſogleich anzeigen, nicht mit Harte zu behan—
deln, ſelbſt wenn ihr Verſehen daran Schuld
ware.

o) Daſ. S. 242 f. Jnhalt d. Badiſchen Geſ.
S. 217.Am meiſten waurden hier die Religionslehrer thun

koönnen, wenn ſie von Zeit zu Zeit Gegenſtande dieſer

Art fur ihre Vortrage wahlten.
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Auch muß die Sanitatspolicey die Nachtheile
zu heben ſuchen, welche mit den offentlichen Un
terrichtsanſtalten fur die Geſundheit der Jugend
verbunden ſeyn konnen. Sie muß die Strenge
der Unterrichtspolicey, die oft in zu fruher Jugend
die Kinder in die Schule bannt und bey der Feſt—
ſetzung der Lehrſtunden nicht ſelten die diatetiſchen

Regeln vergitit p), mildern. Sie iſt verdunden,
fur die der Geſundheit der Jugend gemaße Ein—
richtung der Schulgebaude zu ſorgen q), indem es
widerrechtlich iſt, das Beſuchen dir Schulen zu er

zwingen, ſo lange es nicht gefahrlos fur die Ge—
ſundheit iſft; und an wie vielen Orten iſt dießz der
Fall? Die Grauſamkeit und Harte mancher Schul—

ſtrafen darf der Aufmerkſamkeit der Sanitatspoli
cey um ſo weniger entgehen, je haufiger die damit
verbundene Gefahr durch uble Laune oder Rohheit
der Lehrer noch erhohet wird r). Die philanthro—
piſche Erziehungsweiſe hat zwar hierinn manches
gemildert; allein in viele Schulſiuben hat ſie doch

den Weg noch nicht gefunden, und fur dleſe ſind
zweckmaßzige Vorſchriften ſehr nothig. Eine chur—
pfalziſche Verordnung befiehlt den Schulleh—
rern bey Caſſationsſtrafe: die Schulkinder weder

mit Stocken noch mit Fauſten, ſondern allein init
Worten, und, wo es nothig ware, mit Ruthen
zu beſtrafen Eine ahnliche Vorſchrift iſt auch
den badiſchen Schullehrern ertheilt und ihnen zu—

gleich
p) Frank a. a. O. S. z32 f.
q) Daſ. S. 566. f.
1) Daſ. S. zdo f.

Daſ. S. 585. 586.

v. Bergs Policehr. 2. Th. M
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gleich aufgegeben, die der Geſundheit nachtheiligen
Beſtrafungsarten, wie z. E. das Knieen auf ſpitzi
gem Holze, uberhaupt zu vermeiden th.

Ein Hauptgegenſtand der Sorgfalt der Sa
nitate polleey fur die Geſundheit der fruhern Ju
gend iſt tie Verminderung der mit den Kinder—
kra khelten und vorzulich mit den Kin der
blattern verbundenen Gefahren.

Dieſe morderiſche Krankheit wird zwar jetzt
durch eine Geſellſchaft wohlmeinender Maänner mit
Feuereifer verfolgt u); und ſollte man auch bey
ganz kalter Prufung einen vollig glucklichen Er
folg nicht zu hoffen wagen: ſo verdienen doch ihre
Bemuhungen Achtung und Unterſtutzung. Allein
ſo lang die Pockennoth noch nicht von uns genom

men iſt (und wie lang wird es damit noch wah
ren?); ſo muß die Saritatspoliceh die mancher
ley Fehler und Vernachlaſſigungen, welche bey
der Behandlung der Blatterkranken, beſonders
auf dem Lande, nur allzu gewohnlich ſind, zu ver
huten ſuchen. Und in dieſer Hinſicht ſind zweck
maßig abgefaßte Belehrungen, wie ſie in verſchie
denen Landern offentlich bekannt gemacht worden
ſind v), gewiß von großem Nutzen, wenn es nur

nlcht
t) Gerſtlacher Samml. J. 276.

S. z. E. Publicandum der Herzogl. Sachſen—
Weimariſchen Polireydirection, den Keichhuſten
betreffend, v. 12. Febr. 1787 in Scherfs Archiv
VI. 132.

u) S. Junker Archiv fur Aerzte c. wider die
Pockennoth. Leipz. 1796 f.

v) z. E. Vorſchlage des churſachſiſchen Sani—
tatscollegi, 1772 durch den Druck bekannt gemacht.

Schmie-



Recht der Geſundheitspoliceh. 179

nicht ganz an der nothigen Aufſicht wegen ihrer
Befolgung fehlt, und dadurch die Meynurg, daß
nun der Arzt wohl entbehrt werden konne, auf
keine, auch nicht auf die entfernteſte Weiſe begun—

ſtigt wird.

Als ein Hauptmittel zur Verminderung der
mit der Blatternkrankheit verbundenen Gefahren
wird die Einimpfung der Blattern betrachtet. Jſt
aber dieſe uberhaupt erlaubt, und darf ſie die Sa—
nitatspoliceh begunſtigen? oder iſt nicht vielmehr
die Sicherheitspolicey verpflichtet, die hulfloſen
Kinder gegen die willkuhrliche Verfugung der El
tern in Schutz zu nehmen? Dieeſe ganz neuerlich
in einem offentlichen Blatte zur Sprache gebrachte
Frage ſcheint alsdann keinen großen Schwierig
keiten unterworfen zu ſeyn, wenn man die Allge
meinheit der naturlichen Blattern und die weit
geringere Gefahrlichkeit der kunftlichen als erwieſen
annehmen darfz; und daruber iſt wohl jetzt kein Zwei
fel mehr. Sind nun diejenigen, welche die Blat—
ternkrankheit mit hochſter Wahrſcheinlichkeit zu be—

ſorgen haben, verbunden, die geringere Gefahr
zu wahlen; ſo ſind in Anſehung derer unter ih—
neu, welche ſich nicht ſelbſt rathen konnen, die
Eltern und alle, die die Stelle derſelben vertreten,
wohl befugt, fur ſie das Beſte zu wahlen. Unter

M 2 dieſer
Schmieder II. 863 f. Marggrafl. Baden—
ſche Vorſchrift, die an den Blattern liegenden
Kranken zu behandeln. Gerſtlacher Samml. J.
529. Fur denſelben Zweck werden auch die
Struveeſchen Noth- und Hulfstafeln zur
Verminderung des Pockenelends empfohlen.
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dieſer Vorausſetzung darf denn auch die Sani—
tatspolicey die Blatterneinimpfung begun ſti—
gen w); ob ſie ſie gleich, ſo lang ſie nicht als
vollkommenes Sicherheitsmittel fur Alle aner
kannt iſt, nicht befehlen darf x).

Eine ganz verſchiedene Frage iſt hingegen
die: darf die Pockeneinimpfung durch die Sani—
tatspolieen auch auſſer einer Blatternepidemie er
laubt werden? Die Meinungen daruber ſind ſehr
getheilt; und manche Aerzte, eingenommen fur die

Juoculation, wollten die hier eintretende wichtige
Rechtsfrage mit Verachtung wegwerfen, und die
Entſcheitung nach mediciniſcher Convenienz ſich
allein zueianen y). Man wollte ein Verbot der
Jnocularion auſſer einer Epidemie als einen Ein
griff in die naturlichen, angebornen Rechte der
Vurger betrachten 2). Jndeſſen ſich die Aerzte

dar
w) E. F. Weinland: die Vortheile, welche der

Staat durch die Einfuhrung des Blatterbelzens
erlangt, aus Staatsgrunden betrachtet. Zelle
1770.x) Was im Badiſchen zur Beforderung der
Jnoculation geſchehen iſt (um ſie den Untertha—
nen annehmlich und mit Ueberwindung aller dageqen
ſtreitenden Vorurtheile nach und nach im Lande
allgemein zu machen) ſ. Gerſtlacher J. 527.
Konigl. preufſiſches Edict zur Beforderung der
Podenimpfung v. 22. Dec. 1789. Scher fs Bey
trage III. Samml. 1. S. ba f.

y) Vorſchlage zu einem Giſetze uber die Pockenein—
impfung, mir ziemlich ubler Laune gegen die ju—
riſtiſchen Polireycollegien, von dem beruhmten
C. L. Hoffmann ſ. in Scherfs Beytragen VI.
Samml. 2. S. 137 f—

2) Die Hauptgrunde ſind zuſammengeſtellt von
Scherf in ſ. Archiv II. 217 f.
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daruber einig, daß die kunſtlichen Blattern an—
ſteckend ſeyen; daß durch ſie eine Epidemie
verbreitet werden konne: daß deßwegen
bey der Jnoculatlon dagegen die ſtrengſte Bor—
ſicht gebraucht werden muſſe, und daß dennoch

vollige Sicherheit nicht mit Zuverlaſ—
ſigkeit verſprochen werden konne. Nach die-
ſen von den Kunſtverſtandigen gegebenen Satzen
muß nun der Rechtsgelehrte entſcheiden, und dar—

nach heißt nun die Frage ſo: Darf jemand in
einen Ort die Blatternepidemie nach Belieben brin—
gen? Die verneinende Antwort bedarf wohl krines
Beweiſes; und auch ohne beſonderes Geſeß hat
unſtreitig jeder Einwohner ein wohlgegrundetes
Widerſpruchsrecht. Ein ausdruckliches Verbot
kann alſo um ſo weniger Bedenken finden a).

Die Geſundheit der Staatsburger iſt endlich xI.
auch mancherley Gefahren ausgeſetzt, die entwe—
der in der boshaften Abſicht, oder doch in der
Nachlaſſigkeit und Unvorſichtigkeit Anderer, oder
aber in bloßem Zufalle, und nicht ſelten auch in ei—

genem Leichtſinne, ihren Grund haben. Gegen

M 3 fremde
2) Auch mehrere Aerzte ſind dieſer Meinung: He—

benſtreit, Girtanner, Hufelandrc. u. jetzt
auch Scherf, der wahrheitsliebend und freymuthig
ſeine beſſere Ueberzeugung bekannt gemacht hat in
ſ. Beytragen IV. Samml. 2. S. I11 f. Jm
Munſter ſchen ſoil ohne Erlaubniß des geheimen

Raths, nach vorher von dem Collegio medico ein—
gezogenem Gutachten, uberall keine Jnoculation
vorgenommen werden. Dieſe Einichrunkung ſcheint
doch zu weit zu gehen. Verhandlungen des Coll.

med. zu Munſter uber die Zeit zur Einimpfung
der Pocken ſ. Scherfs Beytrage VI. Samml. 2.

S. 112 f.
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fremde Bosheit, Nachlaſſiakeit und Unvorſichtig
reit muß die perſonliche Sicherheitspolicey, ſo viel
moglich, ſchutzen b). Den Gefahren letzterer Art
ſucht die Sanitatspolicey vorzubeugen c).

Bey Volkszuſammenkunften, offentlichen
Feyerlichkeiten u. ſ. w. muſſen ſolche Vorkehrungen
getroffen werden, daß weder durch das Gedrange,
noch durch die Geruſte, welche bey ſolchen Gele—
genheiten aufgefuhrt werden, Schade geſchieht.
Die Verſchiedenen offentlichen und Privatgebaude

muſſen in gutem Stande erhalten und nicht uber
maßig belaſtiget; Bildſaulen;, Statuen, Schil—
der und Laternen an den Hauſern muſſen von Zeit
zu Zeit unterſucht werden, ob ſie ordentlich befe
ſtiget ſind. Kellerthuren muſſen gehorig ver—
wahrt ſeyn. Dem Herabſturzen der Fenſterladen,
der Dachziegel, des aufthauenden Schnees muß
vorgebeugt werden. Manchem Ungluck, zum
Theil ſelbſt der Unſicherheit, kann in den Stadten
durch nachtliche Beleuchtung B vorgebeugt
werden. Thore, Brucken 2c. muſſen mit großer
Sorgfalt unterhalten werden. Stein- Sand- und
Lehmgruben muſſen durch die Aufſicht und Fur
ſorge der Policen ſo eingerichtet werden, daß die
Arbeiter gegen Peſchabigungen moglichſt geſichert

ſind. Alle gefahrliche Tiefen muſſen ſorgfaltig
verwahrt werden, und mit doppelter Sorgfalt in
dem Falle, wenn mit Hinabſturzen noch beſondere
Gefahren verbunden ſind, z. E. Abgrunde an

Fluſb) Th. 1. G. 296 f.
c) S. Frank med. Policey, Band 4.

Straßenbeleuchtung ſ. Gothaiſcher Hofcalender 1800.

Ueber Gaſſenerleuchtung in den Stadten, S. 7o.
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Fluſſen. Bey betrachtlichen Anhohen muſſen die
Fuhrleute an die nothige Vorſicht erinnert wer—
den d). Oeffentliche Fuhrwerke muſſen in Rück—
ſicht auf ihre Feſtigkeit bisweilen unterſucht wer—

den u. d. m. e).
Bey Gefahren, die von naturlichen Ereigniſ—

ſen, z. E. Gewittern und Erdbeben zu beſorgen
ſind h); bey Feuer- und Waſſersgefahren
muß ins beſondere auch fur die Verhutung korper—
licher Verſetzungen Sorge getragen werden 8).
Das Baden in Fluſſen muß unter Aufſicht
und Anleitung der Sanitatepolicey geſchehen h).

M 4 Am
d) Jn einigen Landern geſchieht dieß durch offent

liche Anſchlage an den Heerſtraßen, und zwar
nicht blos wegen der Art des Sperrens in Ruck—
ſicht auf die Erhaltung der Wege, ſondern da—
mit dieſes ſelbſt nicht leichtſinniger Weiſe auſſer
Acht gelaſſen werde.

e) ſ. Frank a. a. O. S. 63 f. Vergl. Th. 1.
S. Z2rt f.

f) Frank a. a. O. S. 151.
z) Frank a. a. O. G. 79 f. Da von den Maßre:

geln der Policey gegen Unglucksfalle durch Feuer
und Waſſer im allgemeinen gehandelt werden
muß (f. unten Hauptſt. 8); ſo werden alsdann
auch dieſe Puncte mit beruhrt werden. Von
Policeyanſtalten gegen Eisglätte ſ. Rofſig
Beitrage zur Minderung der Schaden des Eis-
ganges S. 49. dergl. Anſtalten bey großem Schnee
ſ. Deſſelben Waſſerpolicey S. 52.

kh) Verordnungen wegen des Badens in der Elbe
und WeiſeritzzuDresden ſ. Schmiederl. Z19.
III. 1258. 1259. Eine ſehr zweckmaßige Lei pzi—
ger Verordnung weg.en des Badens, mit intereſ-
ſanten Anmerkungen von Scherf in deſſen Bey—

tragen J. Samml. 1. G. 59 f. Jn Han—
nover
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Am zweckmaßzigſten iſt es, wenn dieſe fur beque
me und ſichere Badeplatze Sorge tragt.

Spilele, die der Geſundheit offenbar gefahr—
lich ſind, oder wodurch Andere, die in der Nahe
ſich befinden oder die vorbeygehen, leicht verletzt
werden konnen, murß die GSapnitatspolicey nicht
dulden i). Mangche an ſich nutzliche gymnaſtiſche
Uebungen der Jugend muß ſie weniaſtens durch
Aufſicht und Belehrung leiten und gegen ſchadliche
Uebertreibung bewahren k). Gauckeleyen der
Luftſpringer und Seiltanzer werden am beſten gar
nicht erlaubt I).

Den Verletzungen durch ſchadliche Thiere muß
durch zweckmaßige Anſtalten und Verordnungen
vorgebeugt werden mi). Hier ſind vorzuglich die
Vorbeugungsmittel gegen tolle, wuthige

Hunde

nover werden alle Fruhjahre die beym Baden zu
beobachtenden Vorſichtigkeitsregeln offentlich be—
kannt gemacht. Vergl. uberhaupt Roſſig Waſ—
ſerpolicey S. 56.

i) Frank a. a. O. S. 129 f.
k) Frank med. Pol. II. 6z4 f.

Frank a. a. O. IV. 135 f. K. Friederich II. v.
Preuſſen verbot alle Spiele und Vorſtellungen,
wobey die Geſundheit und das Leben der Mieen—
ſchen auf die Spitze geſetzt wird, mit dem Anhaua:
Wollen ſich dergleichen Leute den Hals brechen,
ſo können Wir ſolches in fremden Landen zwar
nicht verhindern; in Unſern eigenen Provinzen
hingegen verſtattet Unſre Menſchenliebe und Un—
ſere landesvaterliche Borſorge fur das Leben und
fur das Wohl Unſerer Unterthanen nicht, dazu
Gelegenheit zu gebenv.

m) Frantk a. a. O. S. 244 f.
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Hunde zu bemerken i). Verminderung des
Hundehaltens iſt naturlicher Weiſe das wirkſoniſte
Mittel, die Gefahr ſelbſt zu vermindern o). Das
freye Umherlaufen der Hunde, beſonders zu der
Zeit, wo die Hundswuth gewohnlich ausvricht,
muß bey Strafe und Verluſt des Hundes, den der
herumgehende Waſenmeiſter zu erſchlagen befugt
iſt, verboten werden p). Kranke Hunde muſſen
mit großter Vorſicht behandelt, und bey einigem
Verdacht der Tollheit, wenn durch ſie noch nle
mand verletzt iſt, ſogleich getodtet werden. Jſt Je

mand verletzt, ſo iſt theils zur Beruhigung, thells
zur ſicheren Behandlung deſſelben, eine vollig ge—
naue Unterſuchung der Krankhelt des Hundes zu
veranſtalten. Ein der Wuth verdachtiger oder
wirklich wuthiger Hund, der ſich irgendwo losge
riſſen hat, muß ſchleunig verfolgt und die ganze
Nachbarſchaft muß zugleich davon benachrlchtiget
werden. Der getodtete Hund muß mit Vorficht
verſcharrt; alles, worauf er gelegen, oder was er
beruhrt hat, muß verbrannt werden. Jn dieſen
Puncten ſtimmen die zahlreichen Policeyaeſetze uber
die Hundswuth mehr oder weniger uberein q).

Ms Ben) Daſ. S. 283 f Eine Reihe von Schriften ſ.
Daniel Bibliothek der Staatsarzneikunde S. 197-

207.o) Verordnungen hieruber ſ. Th. 1. S. Z22. Note f.
Vergl. Frank a. a. O. S. Z36 f.

p) Emine Menge, Geſetze daruber ſ. Frank a. a. O.

S. 343.q) Churſachſ. Verordn. v. 1782. Wirtemberg.

v. 1782. Furſtl. Speyeriſche v. 1279. K. K.Verordn. fur die Grafſchafthohenbe t g v. 1782.

Reichsſtadt Frankfurtiſchev. 1780. untereinan-
der
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Befriedigende Vorbeuaungsmittel gegen dieſe ſo
gefahrliche Krankheit ſind noch nicht aufgefunden r).
Das in ſehr vielen Policeygeſetzen vorgeſchriebene
Schneiden des Tollwurms wird beynahe allgemein
fur unbedeutend und unwirkſam erklart s).

Dle
der verglichen in Scherfs Archiv J. 151. f. II.
253f. Pfalz-Sulzbachiche Verordn. v. 1784.
Daſelbſt V. go f. Reichsſtadt Augsburgiſch v.
1786. Daſ. S. 95 f Meedicinalunterricht des
Fürſt. Lippiſchen Coll. med.v. 1790. Scherfs
Beytr. III. Samml. S. uf Lippiſche Ver—ordn. v. 1792. Daſ. IV. Samnml. 1. S. 1f.
Chur ſach ſ. Mand. wegen des Hundehaltens, und
des churfurſtl. Sachſiſchen Sanitatscollegii An—
weiſung fur angehende Aerzte und Wüundarzte,
wie ſie ſich bey Perſonen, welche von wuthenden
Hunden und andern dergleichen Thieren gebiſſen
worden, in Anſehung der innerlichen und auſſer—
lichen Behandlung zu verhalten haben, v. 1796.
Daſelbſt VII. Samml. 1. S. 1 f. Aeltere
churſachſ. Verordn. ſ. Schmieder II. 821.
833. 838. 840 f. III. 140oi f.
Vergl. uber die Policeyverfugungen wegen der
tollen Hunde, Journal v. u. f. Teutſchl. a786.
St. 11. Scherfs Archiv VI. 76 f. vorzuglich
aber: Joh. Fried. Sand Vorſchlage zur Verbeſ-
ſerung der allgem. Policeygeſeßbe, wodurch die
Wuth der Hunde, wo nicht ganz ausgerottet, doch
wenigſtens auſſerft ſelten gemacht werden kann.
Erl. 1797. Der Hauptvorſchlag geht dahin:
1. daß Niemand ohne obrigkeitl, Erlaubniß einen
Hund halte, 2. daß Jeder ſorgfaltig auf ſeinen
Hund achte, und wenn er doch wuthend wird, und
Menſchen oder Vieh verletzt, mit Geld oder Ge—
fangniß beſtraft werde.

2) S. Frank a. a. O. S. zz1. und die dort angef.
Schriften. Vergl. Thatſachen, den Nutzen des
Tollwurmſchneidens bei Hunden betreffend; in
Scherfs Archiv VI. a7 f. Sie ſind pro und
sontra.
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Die churbraunſchweigiſchen Geſetze
verordnen,. daß allen Hunden durch die dazu
beſtellten Leute der Tollwurm genommen, und,
ob dieſes geſchehen ſeh, jahrlich einmahl nachge—
ſehen werden ſoll. Wird ein Hund toll, bey wel—
chem dieſe Vorſicht nicht beobachtet iſt: ſo iſt der
Eigenthumer deſſelben nicht nur mit einer anſehnli—
chen Geld oder Leibesſtrafe zu belegen, ſondern
auch zum Erſatze des durch den Hund verurſach
ten Schadens anzuhalten t).

t) Verordn. v. 7. Aug. 1733. und v. 6. Aug. 1766.
Willich Ausz. III. 275 f.

Dritte
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ß Dritte Abtheilung.
J

Recht der Medicinalpolicey.J

une!
una J. Sorge fur die Benutzung der Medicinalanſtalten.J IJI. Vorkehrungen gegen Quackſalber, Arcana und Wundereu—

ar

9 leblosſcheinender Perſonen. VI. Schlusbemerkung.utit ren. III. Vorkehrungen bey epidemiſchen und andern anſtecken.
den Krankheiten. IV. V. Anſtalten iur Rettung verungluckter

ÔÚ“Ù4Aæ—

1 Die Medieinalpol icey hat es mit den be
ſ reits vorhandenen Krankheiten zu thun, deren

J ſie zu verhindern ſucht.
J Heilung fie zu befordern und deren Ausbreitung

Jhre erſte Sorge muß dahin gehen, daß
die zum allgemeinen Beſten getroffenen Anſtalten

fur die Erhaltung und Wiederherſtellung der Ge
ſundheit zweckmaßig benutzt werden; und daß nicht
bey Quackfalbern und verdachtigen geheimen Mit
teln Hulfe geſucht werde.

Der Medbilcinalpolicey bleibt jedoch in der
Regel nichts ubrig, als ihren bereitwilligen Bey—
ſtand anzubleten;z da es eines Theits nicht er
laubt, andern Theils nicht moglich iſt, ſie dem
Kranken wider ſeinen Willen aufzudringen.
Muthwillige Vernachlaſſigung der Geſundheit iſt
zwar die Medicinalpolicey zu dulden nicht ſchuldig;

168 aber daraus folgt nicht, daßz ſie die Wahl der
J Mittel vorzuſchreiben und die Benußzung der von

ihr
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ihr getroffenen Anſtalten zu erzwingen berechti—

get iſt.

Nur in drey Fallen kann Zwang rechtmaßig
Statt finden: 1. wenn ein hulfloſer Kranker fur
ſich ſelbſt zu ſorgen auſſer Stand iſt; 2. wenn die
Sicherſtellung der ubrigen Mitburger gegen Au—
ſteckung unmittelbare Vorkehrungen der Sanitats
policey northwendig macht, und z. wenn der Hei—
lung oder Abwendung eines ausgebreiteten, wenn
gleich nicht anſteckenden Uebels blos Eigen
ſinn, Gleichgultigkeit oder Bequemlichkeit derer
entgegenſteht, die damit behaftet oder doch dem—

ſelben am leichteſten ausgeſetzt ſind u).

Der gebildetere Theil des Volks bedarf ſel
ten eines Antriebs der Medicinalpolicey, um in
kranklichen Umſtanden ſchleunig und eifrig medici
niſche Hulfe zu ſuchen; vielleicht geſchieht hier eher
zu viel, als zu wenig. Und dennoch hat auch hier
die Medicinalpolicey mit manchem Hinderniß zu
kampfen. Das hauptſachlichſte iſt wohl eine

hochſt

 z. E. Kropfe, Bruche, Ausſchlage c., die gewif—
ſen Gegenden mehr als andern eigen ſind, und
deßwegen die beſondere Aufmerkſamkeit der Medi—
cinalpoliceh verdienen, hauptſachlich um dergl.
Uebein vor zubeugen. Die Befolqung der dahin
abzweckenden Vorſchriften, die auch auf Unterlaſ—
ſung mancher ſolcher Uebel begunſtigenden Gewohn—
heiten gerichtet ſeyn muſſen, ſcheint um ſo mehr
rechtmaßiger Gegenſtand eines Gebotes zu ſeyn,
da bey dem großeren Theile des Publicums, wor—
auf hier hauptſachlich gewirkt werden mußte, bloße
Rathſchlauge ohne Wirkung ſeyn wurden.

u) ſ. oben S. 64 f.
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hochſt unvollkommene Aufklarung uber Gegenſtande

der Heilkunſt; eine ſonderbare Miſchung von Zu
trauen zu der wahren Heilkunſt und zu Wunder
curen, Univerſalmitteln und Arcanis aller Art
Was iſt hier. zu thun? Die Wahrheit laut und
oft ſagen, und nicht ermuden; da aber, wo die
Geſetze entſcheiden, nach ihrer Vorſchrift verfah
ren, ohne Anſehen der Perſon.

Hilft bey dem gebildetern Publicum der Un
terricht nicht, der von Jugend auf nicht fehlt: wie
viel kann man von ihm fur die minder gebildeten
Volksklaſſen erwarten? Ganz ohne Wirkung wird
er jedoch nie ſeyn, und die Verbreitung popularer
Schriften die Ausſtreuung vernunftiger

Grund
Es bedarf wohl keiner Erinnerung an Caglio—
ſtro und Conſorten, an den beruchtigten Ge—
ſundheitstrank fur Schwangere, an den
Bohmiſchen Liquor u. ſ. w.; alterer Scan—

dale nicht zu gedenken. Leute von Erziehung und
Bildung berechtigen doch zu der billigen Erwartung,
daß ſie ihre Geſundheit und ihr Leben an kein Ar—
canum ſetzen, das ſchon, weil es geheim iſt, ver-
dachtig ſeyn muß. Rath es ihnen ihr bekann—
ter, geprufter Arzt; ſo durfen ſie vorausſetzen,
daß er weiß, was daran iſt. Weiß er das nicht;
ſo handelt er gewiſſenlos, wenn er es empfiehlt.
Auf fremden Credit hin, muß niemand Arzney ge—
ben oder nehmen, deren Beſtandtheile nicht be—
kannt ſind.

z. E. Fauſt»s Geſundheitscatechismus. Die
Regierung zu Ratzeburg hat im Jahr 1798 eine
Anzahl Exemplare dieſes nutzllichen Buches unter
alle Gemeinden austheilen laſſen, und die Prediger
und Schullehrer aufgefordert, zur Verbreitung
der darinn enthaltenen Lehren, beſonders durch

zweck
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Grundſatze in den wenigen Buchern und Blat—
tern, die das Volk zu leſen pflegt, verbunden
mit den Bemuhungen einſichtsvoller und redlicher
Kirchen- und Schullehrer, werden gewifi hier und
da heilfame Folgen haben v). Jal! das wirk—
ſamſte und glucklichſte Mittel, beſſere und richti—
gere Begriffe und eine zweckmaßigere Handlungs—
weiſe in Ruckſicht auf Geſundheit, deren Erhal—
tung und Wiederherſtellung unter dem Volke zu
verbreiten, wurde unſtreitig das ſeyn, wenn die
Prediger ſilbſt einige Kenntnißz der Arzneywiſſen—
ſchaft ſich erwurben, und weniaſtens in leichteren
Fallen oder fur den erſten Augenblick guten Rath

zu ertheilen im Stande waren. Jm Jahr 1779
verordnete der Landgraf von Heſſen-Darm
ſtadt, daß alle Studioſi Theologiae, welche
in ſeinen Landen Beforderung verlangen, in dem
letzten Jahre ihres academiſchen Aufenthalts ein
Collegium uber Tiſſots bekanntes mediciniſches
Handbuch fur das Laudvolk horen und daruber bey

dem kunftigen Examen ein Zeugniß beybringen,
ohne dieſes aber auf Beforderung zu einer Land
pfarrey ſich keine Hoffnung machen ſollten. Dieſes
Collegium ſoll in Gietzen unentgeldlich geleſen, und
nach den Localumſtanden, Bedurfniſſen, Vorur
theilen und Hulfsmitteln der HeſſenDarmſtadti
ſchen Lande modificirt werden w).

Die
zweckmaßigen Unterricht der Jugend, nach Kraf—
ten beyzutragen. Annalender Braunſchw.
Luneb. Churlande, Jahrgang 9. S. a88 f.

v) Vergl. M. Staatswiſſenſchaftl. Verſuche Th. 2.
Abh. 6. Ueber einige Hinderniſſe der
Medicinalpolicey, insbeſondere auf
dem Lande.

w) Ephemeriden der Menſchheit 1777. St. 4. S. 91.
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Die gefahrlichſten Feinde der Medicinalpolicey

ſind Afterarzte, Quackſalber, Markt—
ſchreyer, Arcana aller Art, ſie ſeyen nun
Univerſalmittel oder nur fur einzelne Krankheiten,
ſo wie die mancherley Heilmittel, die ihren Cre—

dit der Unwiſſenheit und dem Aberglau—
ben verdanken.

Afterarzte ſind eigentlich alle, welche ſich
ohne grundliche Kenntniß der Heilkunſt herausneh
men, mediciniſche Praxis zu treiben. Jm recht
lichen Sinne kann man aber nur diejenigen dafur
anſehen, welche nach den Geſetzen des Staates
zur Ausubung der Heilkunſt nicht berechtiget ſind x)
und dennoch ſich damit abgeben.

Die Chirurgie insbeſondere hat ein Heer
von Trabanten, die mit einzelnen Operatlonen ihr

Gewerbe treiben, worauf ſie ſich ofters ganz gut
verſtehen, die aber nicht ſelten nebenher auth in
andere Theile der Chirurgie und ſelbſt der Medicin
zu pfnſchen wagen. Gie erfordern daher in ieder
Hinſicht eine ſtrenge Aufſicht der Medieinalpolicey.
Fremde Operateurs, die, ſen es auch in noch
ſo vornehmer Geſtalt, im Lande umherziehen,
Zahn- und Augenarzte, Bruch- und
Steinſchne ider muſſen nie ohne ausdruckliche
Erlaubniß der Obrigkeit, die nur nach vorgaugi
ger genauer Prufuna ertheilt werden darf, zur Aus
ubung ihres Gewerbes zugelaſſen werden y).

Quack—
x) ſ. oben G. g3z f.
y) Allgem. preuſſiſches Landrecht Th. 2. Tit. 20.

.7o6. Badiſche Verordn. v. 1752. 1777 Gerſt—
lacher Samml. III. 198. Jnhalt der badiſchen

Ge—

v



Recht der Geſundheitspoliceh. 193

Quackſalber, die ihren beſtimmten Wohn—
ſitz haben, und ſolche, die von einem Orte oder

Lande zum andern wandern —Marktſchreyer
ſind, ſie mogen auch das Schild eines redlichen
Glaubens noch ſo auffallend aushangen, ſchand—
liche Betruger, deren Duldung jede Regierung ent
ehrt. Die allermeiſten teutſchen Regierungen ſind
zum Gluck zu ſehr von der Gemeinſchadlichkeit die—
ſer elenden Boſewichter uberzeugt, als daß ſie nicht
alles mogliche zu ihrer Unterdruckung thun ſollten.
Einige verbieten blos das gewinnſuchtige Gewerbe

derſelben und empfehlen der Pollceyobrigkeit die
nothige Aufmerkſamkeit auf die Leute, die es ge
wohnlich treiben Hebammen, Hufſchmiede,
Hirten, Schafer, Scharfrichter 2); andere verble—
ten auch bey ſchwerer Strafe, ſie zu gebrauchen a),

was
Geſetzgebung S. z97. Heſſen-Cafſelſche Me—
dicinalordn. v. 1767. Cap. 6. J. 13. Samml. VI.
480. Lipp iſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Cap. G.
F.7. Hilde s heim. Medicinalordn. Cap. 4. J. 18.

2) Preuſſ. Landr. a. a. O. C. 7o6-709. Chur—
braun ſchw. Verordn. v. 11. Nov. 1718. Wil—
lich II. 682. Vergl. Supplem. S. 275. Chur—
ſach ſ. Verordn. Schmieder J. z31. zzz. Heſ—
fen-Caſſel. Med. Ordn. v. 1767. Cap. 4. ſ. 6.
Samml. VI. a77.

2) S. z. E. Badiſche Verordn. v. 14. Jun. 1725,
daß die Unterthanen nirgends anders, als bey
ordentlichen inlandiſchen Medicis und Chi-
rurgis Rath und Hulſe ſuchen ſollen. Gerſt—
lacher Samml. J. 373. Verordn. v. zo. Sept.
1737. Daß den Medicaſtris alles Practieiren
niederzulegen, den Unterthanen auch zu
verbieten, dieſelbe nicht zu confuli—
ren. Gerſtlacher S. 374.

p. VBergs Policeyr. Th. 2. N
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was doch leicht mehr ſchaden, als nutzen konnte b).
Die Unterrichtspolicey wird gleichfalls, und gewiß
nicht ohne Nutzen, zu Hulfe genommen, indem den

Ortsobrigkelten und den Predigern zur Pflicht ge
macht wird, das fur Afterarzte und Quackſalber
unter dem Volke herrſchende Vorurtheil durch
Vorſtellungen und Belehrungen ernſtlich anzugrei—
fen c). Ein vorzugliches Mittel wurde ohne Zwei
fel die Anſtellung ſolcher Aerzte auf dem Lande ſeyn,

welche von Zeit zu Zeit ihren angewieſenen Bezirk
bereiſeten und die Kranken, auch unaufgefordert,
und zwar in dieſem Falle, wenigſtens, was den
erſten Beſuch betrifft, allezeit, ſonft aber nach Um
ſtanden unentgeldlich beſuchten dj).

Der Arzneyhandel muß auch um der Quack
ſalberey willen nur denen, welche beſondere Er—
laubniß dazu haben, verſtattet werden. Die her—
umziehenden Wurzeln- und Alitatenkroa—
uner, die ſogenannten Thuringer und Ti—
roler und andere Arzneytrager ſind gar
nicht zu dulden e).

Ge

b) M. Staatswiſſenſchaftl. Verſuche II. a98fc) Badiſche Verordn. v. 1o. Oct. 1767. Gerſt—
lacher S. Z75. Verordn. v. 16. May 1772. Ju—
halt der badiſchen Geſetzgeb. S. 404. 405.

d) M. Staatswiſſenſch. Verſuche IIJ. 299.
e) M. ſ. z. E. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20.

C. 7o6. Badiſche Verordn. v. 767 Gerſtla—cher Samml. J.as4. Heſſen-Caſſelſche Me—
duinelorda. v. 1778. F. 291. Samml. VI. S. 950o.
Hildes heim. Mediecinalordn. Cap. 4. ſ. 18.
Scherf Archiv 1. 0o727. Hitdesheim. Verbot
v. 1705. Journ. v. u. f. Teutſchland 1785. B. 1.

S.
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Geheime Heilmittel, Univerſalmittel ſowohl,
als beſondere, obgleich letztere das Zelchen der
Unvernuuft nicht ſo ganz ſichtbar an der Stirue
tragen, wie die erſtern, konnten wohl ohne Scha—
den ganz virboten werden; auf alle Falle aber
muſſen ſie nicht anders, als nach genauer und
ſorgfaltiger Prufung der Kunſtverſtandigen ver—
ſtattet, und ihr willkuhrlicher Gebrauch den Un—

kundigen nur dann zugelaſſen werden, wenn er
von Kennern fur ganz unſchadlich erklart worden

iſt. Auſſerdem mogen ſie auf Vorſch ift eines
Arztes aus den Apotheken verabfolgt werden h).
Die Verkundigung und Anpreiſung geheimer Heil—
mittel und mannigfaltiger Univerſalarzneyen in of
ſentlichen Blattern ſollte billig nirgends geduldet
werden 8).

N 2 Das
S. 180. Lippiſche Medicinalordn. Abſchn. 2.
Cap. 12. J. 4. Herzogl. Braunſchw. Verbot
v. 1786. Journ. v. u. f. Teutſchland 1786. B. 1.
G. 366.

f) Beyſpiele ſolcher Verfugungen liekert die neueſte
Geſchichte des bekannten bohmiſchen Liquors
in großer Anzahl. Aehnliche altere Verordnun—
gen, z. E. wegen des Aiulhaudiſchen Puluers, ſ.
Willich Ausz J. 56. wegen der Schroer ſi—
ſchen oder Altonaer Wundereſſenz
Schmieder IlI. 863.

g) Sie iſt im Heſſen-Hanauiſchen verboten.
Verordn. v. 18. Febr. 1785. Scherfs Archiv IV.
Samml. J. S. 153. Wenn Obrialetten an Oer?
tern, wo Zeitungen gedruckt werden, auſ derglei—
chen Unfug nicht ſelbſt auſmertſam ſind; ſo muß
ten aufmernkſamere Obrigkeiten folche Zeitungen ſo
lang verbieten, bis ſie von allen Empſehlungen,
die oft nicht beſſer ſind, als Gifemiſchereh, rnein
gehalten werden.
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Das Vertrauen zu ſympathetiſchen und an
dern wunderbaren, auch wohl religioſen Heilmit
telu, z. E. Walpurgisol, Muttergotteskapplein,
Hubertusſchluſſel, Aaronswurzel, Segenſprechen
u. d. m. h) kann nur durch wahre Aufklarung
vollig vertilgt werden. Jndeſſen muß die Policey
Leute, die dergleichen ubernaturliche Kunſte trei
ben, entweder als Narren, oder als Bettuger,
mit unermudeter Aufmerkſamkeit verfolgen, und
ſie nach ihrer Narrheit oder nach ihrer Bosheit,
wie ſie's verdienen, behandeln.

Die ſogenannten Haus mittel ſind oft
eben ſo gefahrlich, als die Wundermittel, weil ſie
das Zutrauen zu ordentlichen Arzneyen ſchwachen
und das Hulfeſuchen beym Arzt verſpaten. Ver
drangen wird man ſie nie ganz konnen, nicht ein
mahl durfen. Die Volksarzneykunde muß
alſo hier ins Mittel treten; aber eine ſehr wohl
uberlegte: deunn iſt ſie das nicht; ſo iſt ſie ein
ſpitziges Meſſer in der Hand des Kindes.

Krankheiten, die ſich ſehr ausbreiten, beſon
ders wenn ſie anſteckend ſind, erfordern die vor—
zugliche Aufmerkſamkeit der Medicinalpolicey und

ſchnelle, wirkſame Maßregeln. Sie muß daher
nicht nur im Lande daruber ſorgfaltige Erkundigung
einziehen, und Aunſtalten treffen, daß ſie in jedem
Falle ſchleunig benachrichtiget wird, ſondern ſie
muß auch auf den offentlichen Geſundheits zuſtand

in

h) Vergl. Franks intereſſanten und unterhaltenden
Abſchnitt vonzauberehen und Teufeleyen;
in d. med. Pol. IV. 520 f.
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in der Nachbarſchaft aufmerkſam ſeyn, um dem
Einſchleichen einer anſteckenden Krankheit bey Zei
ten vorbeugen zu konnen. Jn dieſer Hinſicht
muſſen die Grenzbeamten die nothigen Anweiſun
gen erhalten. Jn Ruckſicht auf das Jnnere des
Landes ſelbſt aber wird den Ortsobrigkeiten und
den Predigern die nothige Ach:ſamkeit und augen
blickliche Berichtserftattung empfohlen und auf
gegeben.

Jn den churbraunſchweigiſchen Staa—
ten ſind die Prediger verpflichtet, ſobald ſich
in der ihnen anvertrauten Gemeinde mehrere
Krankheiten und Todesfalle auſſern als gewohn
lich, davon ſogleich die Obrigkeit zu benachrich
tigen, und dieſe iſt verbunden, ſich ungeſaumt nach
dem Zuſtand der Krankheit zu erkundigen, einen
Arzt herbey zu rufen, die nothigen Arzneymittel
herbeyzuſchaffen und ſonſt fur die Verpflegung der
Kranken zu ſorgen, zugleich auch von allem der
koniglichen geheimen Kanzley ſchleunigen Bericht
zu erſtatten ij.

Die zweckmaßigſten Vorkehrungen, die Aus
breitung der Krankheit zu verhindern, muſſen un
verweilt getroffen werden. Die Haupiſache iſt
wohl Heilung der Kranken und Abhaltung des
anſteckenden Giftes von den Geſunden. Fur beyde

N 3 Zwecke
i) Ediet v. 6. Merz 1723. Willich Auszug II. Z31.

ern. den 26. Merz 1796. Hannover. Anzeigen
1796. St. 28. Aehnliche Vorſchriften in Badi—
ſchen ſ. Gerſtlacher Samml. J. 3z70. Jn—
halt der badiſchen Geſetzgebung S. 398 f. Jm
Heſſen-Caſſelſchen ſ. Samml. VI. 474.
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Zwecke werden gemeinverſtandllche Belehrunaen k)
ſoaltig ullaemein verbreitet, damit dieſe olle Vor
ſicht brauchen, jene bey den erſten Anfallen wenig—
ſtens vorläufig eines guten Rathes nicht entbehren,
und ſo um ſo leichter gefahrliche Hausmittel und
die Rathſchlage von Quackſalbern und alien Wei
bern vermeiden.

Hier kann ubrigens die Hulfe des Arztes
und der Gebrauch der Arzneyen wiit vollem Recht
aufoedrut.gen weroen; denn der Eigenſinn Einzel—
ner tarf die Sicherheit AUer nicht aufs Spiel ſetzen.
Nur wuf das gemeine Weſen alsdann auch hin—
zutreten, wenn es an den notizigen Mitteln zur
Beſtreitung der Koſten fehlt.

Die

x) Beyſpiele: Schmieder churſächſiſche Poli—
cevverf. IIl gon-914. Willich Auszug III. 1o6.
Supplem. 275. Verſchiedene Vorſchriften dieſer
Art findet man auch in Scherfs Archiv und Bey—
tragen zum Archiv. Sie ſind ihrer Natur nach
local und temporar; konnen alſo hier blos beruhrt
werden. Sehr zweckmußig ſcheint aber die marg—
graſiich badiſche Verordnung zu ſeyn, daß mit
dem bey entſtehenden Epid.mien gleichbaiden zu
erſtattenden Bericht, neben Anzeige deſſen, was
pracſervative und curative zu brauchen iſt, auch
ein Project eines dem Wochenblatt einzuverleibenden
Avertiſſements, was ſowohl praeſervative, als
bey der Krankheit ſelbſt, von dem Landmann zu
beobachten ſey, mit angeſchloſſen werden ſoll, worinn
jedoch nicht das, was der Arzt zu thun hat, ſon—
dern nur, wie ſich der Landmann vor der Anſteckung
huten, auch bey ſpurendem Anfall verhalten muſſe;
ſo kurz und deurlich, als moglich, einzufuhren
iſt. Verordn. v. 9. Jan. 1782. Jnhalt der badi—
ſchen Geſetzgeb. S. Z99. 400.
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Die ehurbraunſchweigiſchen Geſetze
erklaren ausdrucklich, daß die Obrigkeiten bey ſol—

chen Umſtanden nicht nothig haben, die Kranken
und ihre Angehorigen erſt zu fragen, ob ſie einen
Arzt und Arznehen verlangen, ſondern daß ſie ſo—

fort dazu thun und alles nach der bereits an—
gefuhrten Vorſchrift veranſtalten, jedoch dabey
haus haltig verfahren ſollen. Jſt ein Kranker, oder
die Dorffchaft, zu welcher er gehort, nicht im
Stande, die angewandten unentbehrlichen Koſten
aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, ſo muß von
dem ganzen Amte oder Gericht, und, wenn auch
dieſes den Koſten allein nicht gewachſen iſt, von
andern benachbarten Aemtern und Gerichten, im
Nothfall aber von dem ganzen Lande, beyge—
tragen werden

Die Geſunden, die nicht zur Wartung und
Heilung der Kranken nothwendig ſind, muffen von

dieſen. ſo vijel moglich entfernt werden. Es iſt
eine ſehr wohlthatige Verordnung, welche beſon
ders in dem Falle, wenn Mann und Frau zualeich
krank darnieder liegen, die unerzogenen Kinder der
Sorgfalt des Geiſtlichen und der Ortsobr!gkeit
empfiehlt m). Auch muß die Policey darauf
aufmerkſam ſeyn, daß durch Ausſtellung der Tod—
ten und durch Unachtſamkeit bey den Begrabniſſen
uberhaupt die Anſteckung nicht befordert werde?).

Na4 Um
h) Ediet v. G. Merz 1723. Willich a. a. O.

m) Badiſche Verordn. v. 16. May 1772. Jn—
halt c. S. 399. F. Z.
S. Krünitz Enchclopadie LXXIII. 4s6 f.
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Um die Verbreitung einer anſteckenden Krank

heit aus einem Orte in den andern, es ſey in dem
ſelben Lande oder von der Nachbarſchaft her, zu
verhindern, muſſen die nothigen Sperranſtalten

getroffen und Grenzbeſetzungen verfugt werden. Jn
Gegenden, wo ſich die Peſt auſſert, muß naturlicher
Weiſe die Medieinalpolicey ihre Aufmerkſamkeit
und Strenge verdoppeln n), und da, wo Menſchen
oder Waaren aus Landern, wo die Peſt einheimiſch
iſt, unmittelbar hinkommen, ſind die bekannten
Quarantaneanſtalten o) von auſſerſter Wichtigkeit.

Eine anſteckende Krankheit, die man mit
Recht als die gefahrlichſte betrachtet, weil ſie im
Finſtern ſchleicht, ofters lange Zeit unbemerkt

um
Eine offentliche Beſchwerde, die uber die gegen
die Stadt Kiel, bey der dort herrſchenden Epi—
demie, angelegte Sperre gefuhrt wurde, (Natio—
nal-Zeitung 1798. St. 41. 1799. St. 7.) iſt fur
die Praxis ſehr belehrend. Es wird in ſolchen
Fallen immer auf die Große der Gefahr und die
Nothwendigkeit ſchleuniger Vorkehrungen ankom—

men, um die Maßregeln der Nachbaren nach
Recht und Billigkeit zu beſtimmen. Dennoch wer—
den ſie ſelten dem Vorwurf der Uebereilung und
Unfreundlichkeit entgehen konnen.

n) Weitlaufige Verordnungen hieruber ſ. Corp.
Conſt. Cal. Cap. 4. p. 6s3f. Corp. Conſt. Cell.
Cap. 4. p. 1455. Bremen, und Verdenſche
Policepordn. S. 831 f. 921 f. Schmieder
churſachſ. Policeyverf. J. z49-370.

o) Gedanken uber Quarantaine-Anſtalten
uberhaupt, und insbeſondere uber die Hambur—
giſchen. Scherfs Begytrage IV. Samml. 1.
S. 73 f. Die neueren Vorkehrungen gegen die in
Cadix ausgebrochene anſteckende Krankheit ſind be—
kannt. S. Blatter fur Policey und Cultur 1801.
St. 1. S. 84 f.



Recht der Geſundheitspoliceh. 201

um ſich frißt, langſam, aber deſto ſicherer mor—
det die Luſtſeuche, iſt fur die Medicinalpo—
licey unſtreitig die ſchwerſte Aufgabe. Ein Geſetz,
das ihr auflegt, die Verbreitung der veneriſchen
Krankhelt durch ſchickliche Anſtalten zu verhuten
zu ſuchen p), iſt wohl ganz aut. Allein wie lange
ſchon hat man ſich damit vergebliche Muhe gege—
ben? Staatsbordelle helfen nicht g); Generalin
quiſitionen konnen und durfen nicht angeſtellt wer—

den; Hoſpitaler, worinn dieſe Kranken aeheilt
werden, nehmen nicht alle auf, die die haßliche
Krankheit haben, heilen nicht alle, die ſie aufneh—
men, und konnen noch weniger alle, die ſie heilen,
vor einem Ruckfall bewahren. Ein allgemeiner
Ausrottungskrieg gegen dieſen Feind des menſch—
lichen Geſchlechts ſcheint alſo noch zur Zeit keinen
glucklichen Erfolg zu verſprechen, ſo lang nicht
wirkſamere Waffen erfunden ſind. Die Medici—
nalpolicey wird ſich indeſſen mit Palliativmitteln
begnugen muſſen. Uebrigens iſt ſie ohne Zweifel
berechtiget, Augeſteckte, die ſie kennt, auch wider

ihren Willen zur Cur anzuhalten r).

N5 HochſtNeuerlich hat man auch auf die Anſteckung durch
Hebammen aufmerkſam gemacht. Reichsan—
zeiger 1799. n. 121. Der Verf. kennt ſelbſt ein
Beyſpiel dieſer Art aus einer kleinen Stadt, wo
man qar nichts dergleichen beſorgte. Die Hebam—
me und einige Weiber wurden unter obrigkeitlicher
Aufſicht mit vieler Sorgfalt behandelt, und damahls
dem Uebel geſteuert. Was jetzt der Krieg mit ſich
gebracht haben mag, iſt nicht ſchwer zu errathen.

p) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 1orb6G.
qu. ſ. oben S. 156.
r) Die Heſſen-Caſſelſche Medicinalordn. v.

1767. Cap. 3. ſ. 7. befiehlt den Phyſicis, bekannte
vene—
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Hochſt wichtig und wohlthatig iſt insbeſon—
dere die Hulfe der Medicinalpolicey fur die Un—
glucklichen, denen ein ſcheinbarer Tod alle Hulfe
und Rettung uberfluſſig zu machen ſcheint, die ih—

nen ohnehin meiſtentheils eine Menge elender Vor
urtheile mit kalter Grauſamkeit zu verſagen geneigt

iſt. Die meiſten tentſchen Policeygeſetze befehlen
die Rettung eines Menſchen aus Todesaefahr,
wenn ſie ohne eigene erhebliche Gefahr geſchehen
kann, durch Strafgebote.

Diejenigen, welche durch einen plotzlichen
Zufall ertrunken, erdroſſelt, erhangt, durch ſchad—
liche Dunſte erſtickt, vom Blitze getroffen, oder
bey großer Kalte ſtarr gefroren ſind tonnen of
ters, wenn ſie ſchleunige Hulfe erhalten, noch ge
rettet werden. Jeder, der einen ſolchen Schein—
todten antrifft, iſt verbunden, ohne Verzug, und
ohne eine gerichtliche Aufhebung oder Fehyerlichkeit
zu erwarten, ſogleich Hulfe zu leiſten oder, wenn
er dazu allein nicht im Stande iſt, unverweilt An
dere herbeyzurufen“). Ertrunkene muſſen ſogleich
aus dem Waſſer gezogen; Erdroſſelte oder Er—

hangte

veneriſche liederliche (nur?) Per—
ſonen, wenn ſie nicht ſelbſt fur ihre Heilung ſor—
gen, der Obrigkeit anzuzeigen und auf ihre Her—

ſtellung zu dringen.
Ein allzugroßer, Zulauf mußte nachdrucklich ver—

hindert werden. Leider rennt alles zu einem ſo
traurigen Schauſpiele herbey. Vor kurzem wurde
hier die Rettunqg eines Ertrunkenen durch die
Ptenge, die in das Zimmer, wohin er gebracht war,
ſich hineindrangte und endlich nur muhſam zurud-
getrieben werden konnte, wenigſtens zum Theil
mit vereilelt.
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hangte losgeſchnitten und abaeloſet; Erſtickte
Erfrorne oder vom Blitze Getroffene aufgeho—
ben in); alle in jedem Falle mit Vorſicht in das
nachſte Haus oder Gemach gebracht, und ohne
Aufenthalt die vorgeſchriebenen und auf eine popu—
lare und fur Jedermann leicht verſtandliche Weiſe
angegebenen Rettungsmittel s) in Anwendung ge—

bracht

 An die freve Luft gebracht. Preufſ. Landr. Th. 2.

Tit. o. ſ. 788.Auch deral ichen Scheintodte in jeglichem Falle
von preſſenden Kleitdungsſtuclen befreyt werden.

Preuſſ. Landr. a. a. O.
1) Unterricht, duich welche Mittel plotzlich verun—

gluckte, todt ſchennende Pertonen in den me ſten
Fallen gerettet werden konnen; der churbraun—
ſchweigſchen Verordn. v. 24. Oet. 1780. beyge—
fugt. Willich II1 74 f. Scherf Archiv J. ros f.
Vergl. Maragrafl. Badiſche Verordn. v. 1767.
1770. Gerſtlacher Samml. J. z39 f. Chur—
fächſiſche Verordn. v. 1770. Schmieder J.
zao f. Heſſen-Caſſelſche v. 1772. Samml.
VI. 658 f. Herzogl. Braunſchweig. Verordn.
v. 1780. in Scherfs Archiv II 11f. Chur—
mainz. Verordnung. v. 1783. Daſ. III. 9 f.
H. Mecklenburqg. Verordn. v. 1783. Schlo—
zers Staatsanz. Heft 14. und Scherfs Archiv
III. 240. Grafl. Neippergiſche Verordn. v.
1785. Beckmanns Sammi. V. 140 f. Sach—
ſenn-Coburg. v. 1788. Staats- Zeit. III.
1636 f. Konigl. Preuſſiſche v. 1788. Scherfs
Beytr. J. Samml. 2. S. 142. und v. 1790.
Scherf Beytr. III. Samml. 1. S. 162f. Ham——
burgiſche v. 1793. Scherfs Beytr. V. Samml.
2. S. 1f. Gunthers Geſchichte und jetzige Ein—
richtung der Hamburgiſchen Reitungsanſtalten fur
im Waſſer verungluckte Mteenſchen. Hamburg 1794.
Leipziger Verordn. v. 1796. Scherfa Beytr.
VIl. Samml. 1. S. 144 f. Reichsſtadt Bremi—
ſche v. 1797. Daſ. Samml. 2. S. 126 ſ. Ein

Haupt
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bracht werden t). Zu gleicher Zeit muß die An
zeige bey der nachſten Obrigkeit geſchehen“), und
dieſe, ohne Unterſchied des Gerichtsſtandes, die
weiteren nothigen Vorkehrungen treffen, das, was
allenfalls verſaumt worden iſt, ſchleunig anord
nen, und insbeſondere, wenn es noch nicht geſche—
hen ware, fur die Herbeyſchaffung der Aerzte
Sorge tragen v).

Es verſteht ſich ubrigens von ſelbſt, daß
Niemand dadurch, daß er an einen Verungluckten
Hand anlegt, an ſeiner Ehre leiden kann, daß
ihm vielmehr ſeine menſchenfreundliche Bereitwil

lig

Hauptpunect iſt, daß dieſe wohlmeinenden Beleh—
rungen recht allgemein bekannt und gewiſſermaßen
Jedermann gelaufig werden. Kirchen und Schu—
len ſind die Oerter, wo ſie am beſten verbreitet
werden konnen. Volksſchriften muſſen auch dazu

beytragen. Die Struviſche Noth- und
Hulfstafel fur den Burger und Landmann,

von den Rettungesmitteln in den großten Lebensge—
fahren, iſt ſehr zu empfehlen.

t) Churbraunſchweigiſche Verordn. v. 24. Oct.
1780. C. 2. Willich III. 7o. Beckmann
Samml. 1. 125 f.

 Auch muß naturlicher Weiſe ſo bald als moglich
ein Arzt oder Wundarzt herbeygeholt werden.
Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 790.

u) Churbraun ſchw. Verord. v. 24. Oct. 1780.
g. zZ.4. Willich III. 71. Nach dem preuſſi—
ſchen Landrechte (a. a. O. ſ. 792) ſollen Gerichts-
obrigkeiten und Aerzte, welche die vorgeſchriebene
Hulfe vernachlaſſigen, zur Unterſuchung gezogen
werden, und auſſer den Koſten der Unterfuchung
auch diejenigen tragen, welche ſonſt aus der offent—
lichen' Kaſſe beſtritten werden muſſen.
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ligkeit zur vorzuglichen Ehre gereicht v). Auch
erhalt er von der Landesherrſchaft, zum Zeichen
ihres Wohlgefallens, eine zum voraus beſtimmte
Belohnung v). Die angewandten Koſten werden
von der Obrigkeit erſtattet, wenn der Verun
gluckte ſelbſt oder deſſen Verwandte ſie nicht be—
ſtreiten konnen w).

Die

Die That wird daher mit Recht offentlich be—
kanat gemacht und belobt. Hingegen muß auch
die Liebloſigkeit, welche die vielleicht mogliche Ret—
tung verſaumt, zur Beſchamung und Warnung
gleichfalls offentlich bekannt gemacht werden.
Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 783. 784. 786.

v) Nach der angefuhrten churbraunſchweigi—
ſchen Verordn. h. 5. erhalt der Retter, wenn der
Verungluckte wieder zum Leben gebracht wird, ein
Gratial von 12 Reichsthalern; auſſerdem aber die
Helfte. Willich III. 72. Dieſer Theil der Ver—
ordnung v. 1780 iſt unterm 13. Jul. 1792. dahin
erlautert worden, daß die Abſicht der verſproche-

nen Pramie lediglich dahin gehe, das Vorurtheil
auszurotten, als ob der Angriff eines todſcheinen:
den Korpers der Ehre nachtheilig ſey, nicht aber,
jeden, welcher, der allgemeinen Menſchen« und
Chriſtenpflicht gemas, ſeinem Nebenmenſchen in
Lebensgefahr ſchuldige Hulfe geleiſtet habe, noch
beſonders mit Geld zu belohnen. Dieſem iſt je—
doch angehangt: daß demjenigen, welcher ſich
nach obrigkeitlichem Zeugniß und deßfalls erſtatte—

tten Berichte bey der Rettung eines in Lebensge—
fahr befindlichen Menſchen durch beſondern Muth

unnd Entſchloſſenheit, und etwa durch Hintanſetzung
der Gefahr ſeines eigenen Lebens ausgezeichnet
habe, nach Befinden der jedesmaligen Umſtande,

eine beſondere Belohnung werde zuerkannt wer—
den. Hannov. Anzeigen 1792. N. bo.

v) Daſelbſt ſ.b. Willich III. 72. Vergl. Preuſſ.
Landrecht a. a. O. g. 785.
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Diejenigen, welche die geſetzlich befohlene
Hulfsleiſtung unterlaſſen oder ſonſt etwas vernach—
laſſiigen; die Hausbewohner, welche einem Ver—
ungluckten die Aufnahme und die zur Rettung no
thigen, in ihrem Vermogen befindlichen Mittel,
wofur ſie bill.ge Vergutung zu erwarten haben,
ohne hochſt erhebliche Urſache verſagen; diejeni—
gen, die dem Ritter ehrenruhrige Vorwurfe ma
chen, ſollen an Geld oder am Leibe beſtraft; diee
Zunfte und Gilden aber, welche einem ſolchen
Wohlthater eines Verungluckten den mindeſten
Vorwurf deßwegen machen wurden, ſollen aller
ihrer Privilegien, Rechte und Freyheiten verluſtig
erklart, und uberdieß die Aufwiegler und Auftif
ter mit nachdrucklicher Geld- oder Gefananit-,
auch dem Befinden nach mit Feſtungsbau-Strafe
belegt werden x).

Einſichtsvolle Aerzte behaupten, daß mehr
Menſchen lebendig begraben werden, als ſich ſelbſt
ums Leben bringen nicht Verunaluckte, die

man hulflos umkommen ließ, ſondern ſolche, die,
mit mediciniſchem Beyſtande verſehen, an einer
Krankheit geſtorben zu ſehn ſchienen y). Wenn
nun gleich andere Aer zte die Gefahr, lebendig be—

graben zu werden, nicht fur ſo groß halien, als
meiſtentheils geulaubt wird: ſo konnen ſie ſie doch
unmoglich vollig ablauanen, und jeder Menſch
hat das unbeſtrittene Recht, zu fordern, daß er
vor volliger Gewißheit ſeines Todes nicht benra

ben

x) Churbraunſchw. Verordn. ſJ.7. Willich lIII. 73.
y) Vergl. Frank med. Policeh, Band 4. Abth. 2.

Abichn. 5. Von der Gejſahr, lebendig begraben zu
werden.
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ben werde. Da nun die Medicinalpolicey das
zu ſpate Begraben der Todten nicht duldet und
nicht dulden darf, ſo iſt ſie auf der andern Seite
auch verpflichtet, dafur Sorge zu tragen, daß
Niemand lebendig begraben werde SEben ſo
wenig kann wohl bezweifelt werden, daß Jeder—
mann befugt iſt, durch zweckmaßige Verfugungen
ſich ſelbſt gegen die Gefahr, lebendig be.graben zu
werden, ſo viel moglich ſicher zu ſtellen 2).

Die gewohnlichſte Vorkehrung, welche dlie
Pollcey zur Verhutung des Lebendigbegrabens

trifft, iſt die Beſtimmung eilner gewiſſen Zeit, vor
deren Verfluß die Beerdigung nicht geſchehen
darf 241 86, 48 Stunden nach erfolgtem
Tode a), der denn freylich auch nur ſcheinbar ſeyn,
und alſo einen Lebendigen dem Grabe uberliefern

kann, wenn dieſer nicht fruher wieder Zeichen des
Lebens von ſich giebt.

Man hat daher fur zweckmaßiger gehalten,
nebſt dieſer allgemeinen Zeitbeſtimmung einen
deutlichen Unterricht von den Kennzeichen des

Todes

Auch Reliqionsmeinungen durfen von der Erful—
lung dieſer Pflicht nicht abhalten. Denn der
Staat darf auch keinen indirecten Mord erlauben.
Will man ſagen: volenti non ſit injuria, ſo iſt
die Pflicht der Policey gegen Selbſtmord hinlang—
liche Antwort.

2) Ein Beyſpiel dieſer Art ſ. Scherfs Beytr. VII.
Samml. 2. S. 78 f.

a) Frank a. a. O. S. 711. Verhandlungen des
Munſterſchen Colleg. med. uber dieſen Gegenſtand,
veranlaßt durch eine Vorſtellung der Landſtande,
ſ. Scherfs Beytr. VI. Sammil. 2. S. bo f.
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Todes zu verbreiten, eine ſorgfaltige Todtenbeſchau
zu veranſtalten, in zweifelhaften Fallen ſorgfaltige
Verſuche anzubefehlen, und erſt hiernach, nicht
aber bloß nach dem geſetzlich beſtimmten Zeitver—

fluß, die Beerdigung zu verſtatten b). Viele
Sachkundige haben auch dieſe Vorkehrungen nicht

fur hinreichend gehalten, und auf die Errichtung
von Leichenhauſern gedrungen, als wodurch
allein vollige Sicherhelt verſchafft werden konne c).

Zum

b) Vergl. HeſſenCaſfſelfche Verordn., wie es
mit Beſichtigung der todten Korper zur Erforſchung,
ob ſie wirklich todt oder noch einige Kennzeichen
des Lebens an ihnen zu ſpuren ſind, zu halten ſey.
1787. Scherfs Beytr. J. Samml. 1. S. 1 f.
Churſachſ. Mandat, die Behandlung der Leichen,
und die, damit nicht todſcheinende Menſchen zu
fruh begraben werden, auch ſonſt dabey zu beob—
achtende Vorſicht betreffend. 792. Daſelbſt IV.
Samml. J1. 53. Hiernach Jnſtruction der Lei—
chenfrauen in Letpzig. Daſ. V. Samml. 1.
S. 120. Eine ahnliche Vorſchrift fur die Leichen-
frauen in Heilbronn. Scherfs Archiv IV.
Abth. 1. G. 133. Konigl. Preuſſ. Verordn.
im Furſtenthum Ansbach v. 1793. Scherfs
Beytr. V. Samml. 2. S. 81. Unterricht uber
die gewiſſen und ungewiſſen Kennzeichen des To—
des, im Herzogth. Weimar, als Verordnung
bekannt gemacht 1794 Daſ. VII. Samml. 1.
S. sn f. Von der Tobenbeſchau in Wien und
d. Oeſterreichiſchen Staaten uberhaupt
ſ. Frank a. a. O. S. 36. Udens und PylsMag. II. 336. Pyls neues Mag. J. Zz12.
Scherfs Beytr. VII. Samml. 2. S. go f.

c) Ueber dieſe ganze Materie und insbeſondere uber
die Verſuche mit Leichenhauſern, die eine ſehr ge—
naue Aufſicht erfordern durften, wenn ſie ihrem
Zweck entfprechen ſollen, ſ. Krunitz Enchelopa—
die LXXIII. 121. 180. 276. 315. Zz51. 367. 734.
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Zum Schluſſe noch eine kurze Bemerkung! vi.
Die vorſtehende Skizze zeigt, wie viel in Teutſch
land im Fache der Geſundheitspolicey durch ge—
ſetzgebende und anordnende Gewalt bereits
geſchehen iſt. Allein uber die vollztehende
Gewalt werden von vlelen einſichtsvollen Aerzten
nicht unerhebliche und leider auch nicht ungegrun—
dete Beſchwerden gefuhrt.

Die Juriften und Cameraliſten, ſagen ſie,
verſchaffen ſich nicht die nothigen Kenntniſſe von
den vielfachen Gegenſtanden der Medicinalpoliceh,
und nehmen daher einen um ſo weniger lebhaften
Antheil daran, je unvollſtandiger ihre Einſicht
von der Wichtigkeit derſelben ſey; anſtatt der gu—

ten Sache thatig unter die Arme zu greifen und
die Medicinalgefretze mit Achtſamkeit und Nach—
druck zu vollſtrecken, wollen ſie gewohnlich mit
gedruckten Generairecepten, mit leerem Papler
und mit Dinte und Feder helfen. Die Aerzte
werden, wie zunftige Handwerksleute, nur zur Er

ſtattung ihrer kunſtmaßigen Gutachten aufgefor—
dert, die dann ad acta gelegt und in den Archi

ven von den Motten verzehrt werden, wahrend
ihre Verfaſſer nichts zu thun hatten, als anzuſe—
hen, wie alle ihre Vorſchlage nicht befolat werden,
und anzuhoren, wie alle Hulfsquellen verſtopft
ſeyen, ſo bald fur die Medicinalpolicey etwas ge
than werden ſoll u. ſ. w. dh.

Manu

d) Dieß ſind ungefahr die Kiagen, die neuerlich bey
Gelegenheit der Viehſeuche und auch ſonſt ſchon
ofters bey anderer Veranlaſſung gefuhrt worden
ſind. Der wurdige Hofrath Fauſt hat ſie recht

v. Bergs Policeyr. 2. Th. O vor
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Mancher Roechtsgelehrte nimmt freylich an

nichts ſo ganz lebhaft Theli, wo nicht ſein V. R.
W. hinten hin paßt. Jndeſſen wird doch auch
nicht je ten von den Obrigkeiten verlangt, ſie ſol
len mit Gewalt zufahren, wo ſie, als Sach—
kundige, wiſſen konnen, daß Gewalt nicht taugt,
und bisweilen mag ein braver Mann, der auf ſei—
nem Steckenpferde mediciniſche Policeh
raſch vorwarts trabt, von ciner Kammer Geld
uber Geld verlangen, die doch wohl am beſten
wiſſen muß, ob es nicht an Mitteln zu noch no
thigeren Dingen fehlt; zugegeben ubrigens, daß
mancher Aufwand, der Veranlaffung zur Zerrut
tung der Geſundhelt giebt, unſtreitig beſſer fur die
Geſundheitspolicey verwendet ſeyn wurde.

Der Vorwurf, womit man wohl einen oder
den andern Arzt, der zu laut uber die kaltblutige
Nachlaſſigkeit der Juriſten werden wollte, abzufer
tigen ſuchte, „es ſey Herrſchbegierde, die ihn ſo
warm mache', mag auch nicht immer ganz ohne
Grund ſeyn. Sie iſt es ja grade, die im Streite
der Facultaten der juriſtiſchen die heftigſten Feinde
macht. Jndeſſen, hier mußten' die Aerzte allerdings

einigen Anthell am Regieren erhalten. Da, wo
es auf Beſtimmung des Rechtes unter Partheyen
oder auf die Anwendung einer geletzlichen Strafe
ankommt, und die zu beurtheilenden Thatſachen
dem Richter durch das Gutachten der Aerzte vol
lig deutlich gemacht werden muſſen, da ſind dieſe
freylich nichts mehr und nichts weniger als Kunſt

ver

vor dem großen Publieum wieder rege gemacht.

Reichsanzeiger 1799. N. 134.
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verſtandige, die blos ihre Meynung uber den ih—
nen vorgelegten Fall nach den Regeln ihrer Kunſt
zu ſagen haben, die aber die Anwendung der Ge—
ſetze auf dieſen Fall weiter nichts angeht. Hin—
geaen, wenn es auf die Ausfuhrung ſolcher An—
ſtalten und Vorkehrungen ankommt, die das all—
gemeine Geſundheitswohl betreffen, und wobey nur
die Frage zu beantworten iſt, ob der Zuſtand der
offentlichen Geſundheit dieſe oder jene Vorkehrung
erfordere, da muß das Urtheil der Aerzte allein
entſcheidend ſeyn, und die Obrigkeit hat weiter
nichts zu thun, als auf ihr Verlangen und unter
ihrer Aufſicht vollſtrecken zu laſſen, was der Zweck
der Geſundheitspolieey erfordert.



ck
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Viertes Hauptſtück.
Recht der Policey der hauslichen Ordnung.

Erſte Abtheilung.
Recht der Ehe-Erziehungs- und Vormundſchafts

policey.

J. Policey der hauslichen Ordnung uberhaupt. II. Ehoe
friebe. III. Erziehungspoliceh. JV. Vormundſchaftopolicen.

hne Ordnung im Jnnern der Familie kann
der Ordnung im Staate nicht beſtehen. So un
laugbar dieſer Erfahrungsſatz iſt, ſo unſtreitig
folgt daraus die Befugniß. des Regenten, auch
auf die hausliche Ordnung ſeine Aufmerkſamkeit
zu richten und die Storungen derſelben ſo viel
moglich zu verhuten zu ſuchen.

Die Policey der hauslichen Ordnung
beſchaftiget ſich mit allem, was von der hausli

chen Geſellſchaft aus auf die GStaatsgeſellſchaft
Einflußz haben kann, ohne deßwegen in das Jn
nere der Familie ſpionenartig einzudringen, oder
uberall mit Gewalt durchzugreifen. Sie kann
auch hier großtentheils im Stillen und unbe
merkt unendlich viel Gutes wirken, ohne durch
Jnquiſitionen und ewiges Hofmeiſtern, wozu frey

lich
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lich manche Policeybehorden nur allzugeneigt ſind,

laſtig zu werden.

Hauptfachlich muß aber die Policey der hans
lichen Ordnung aller unberufenen Einmiſchung in
Familienangelegenheiten ſich enthalten. Sie muß
nie vergeſſen, daß auch ſie jebden Hausvater als
Herrn in ſeinem eigenen Hauſe zu ehren verbun—
den iſt; daß es mit zu den Obliegenheiten der
Policeygewalt gehort, Jeden bey ſeinem Haus—
rechte nachdrucklich zu ſchutzen.

Der Landesvater muß ſeine Kinder wenigſtens
als erwachſene Kinder behandeln, die ihren eige—
nen Heerd haben, und die jeder vernunftige Vater
ihren Weg fur ſich gehen laſſen wird, wenn er
nur nicht offenbar zum Verderben fuhrt. “Nur
wiſſen zu wollen, was in Privathauſern vorgehet,
iſt in der That ſchon unter der Wurde eines Re—
genten, und ſetzt ihn in Gefahr, ſich bald mit
Ohrenblaſern und Verleumdern umgeben zu ſehen,
eben dadurch aber die Liebe und das Vertrauen der

Unterthanen zu verlieren. Geht das nun voll
ends ſo weit, daß der Landesherr bis in jede Hey
rath oder andere Privatangelegenheit ſeiner Un—
terthanen Einfluß haben will: ſo entſteht daraus
eine ſolche Einſchrankung der naturlichen Freyheit,
welche viele andere Vortheile wieder verdunkelt
und uberwiegt, und bald Jedermann ſcheu machen
wird, in einem ſolchen Lande zu wohnen a)“.

O 3 Das
2) Putter Beghtrage J. z43.
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Das hausliche Leben des Staatsburgers hat

auf das offentliche Wohl einen weit großßeren Ein

fluß, als man gewohnlich glaubt. Die Zufrie—
denheit, die er in der ehelichen Geſellſchaft findet,
verbindet ihn enger mit dem Staate, der ihm den
ruhigen Genuß derſelben ſichert; ſo wie im Ge
gentheil hausliche Unzufriedenheit den Charakter
verderbt, von einer ruhigen Lebensweiſe abfuhrt,
und ſelbſt die Anhanglichkeit an das Vaterland
vermindert.

Die Policey hat daher allerdings Urſache,
die Hinderniſſe der hauslichen Zufriedenheit hin
weg zu raumen, ſo weit es ihr nur immer moglich
iſt. Aber dieſer heilſame Zweck giebt ihr kein
Recht, in das Jnnere der Hauſer ſpionenmaßig
ſich einzuſchleichen, in jede kleine Zwiſtigkeit ſich
einzumiſchen und ſchulmeiſterartig das verbundene

Paar durch Furcht vor der Zuchtigung in der
Ordnung zu erhalten.

Die Polieey der hauslichen Ordnung kann
am beſten mit Hulfe der Unterrichts- unb der Git
tenpoliceh den Geſchmack am hauslichen Leben be

fordern; zugleich muß ſie aber auch den verfuhre—
riſchen Reitzen zu auſſerhauslichen Vergnugungen,
beſonders ſolchen, welche den Ehemann von ſeiner
Familie trennen, entgegen arbelten. Hausliche
Zwiſtigkeiten, welche einmahl vor den Richter ge
bracht ſind, werden nicht leicht mehr vollig geho
ben. Aber in jedem Falle muß der Richter von
Amts wegen ſie beyzulegen ſuchen b).

Den

b) Verordn. hieruber ſ. J. E. Willich J. 638.
Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 1. ſ. 714.
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Den Predigern liegt gewohnlich die Verbind
lichkeit ob, den Frieden unter ſtreitenden Eheleu—
ten wieder herzuſtellen, und ſie konnen allerdinags,
wenn ſie mit der gekorigen Klughelt verfahren,
der Poltlcey die wirkſamſte Hulfe leiſten. Haben
ſie ſich das Zutrauen ihrer Gemeindealleder er—
worben; werden ihre Ermahnungen und Rath—
ſchlage nicht als Amtshandlungen, ſoudern als
Ergießungen eines ſreundſchaftlich beſorgten Her—
zens aufgenommen; wird ihrem guten Rathe we—
niger aus furchtſamem Reſpect vor der gelſtlichen
Autoritat, als aus zutrauensvoller Ueberzeugung

gefolgt: ſo kann man von ihren Bemuhungen,
auch bey dem minder gebildeten Volksthelle der
ehelichen Verbindung die ihr gebuhrende Wurde
zu verſchaffen und eheliche Zufriedenheit zu erhal—
ten und zu befordern, den alucklichſten Erfolg er—
warten. Auch die Pollceyobrigkeit muß mehr
durch Belehrung und Ermahnung, als durch
Strafe zu wirken ſuchen und vorzualich ihr Au—
genmert dakauf richten, daß durch Denunciationen

der Eheleute gegen einander der Ehefriede nicht
auf ewig geſtort werde

O 4 Dle
Jneeinem kleinen Bezirke Teutſchlands ſorgt die Pri-
vatpoliceh auf eine ſonderbare Weiſe fur die Er—
haltung des Ehefriedens. Der furchterliche Tata
im Wirtembergiſchen, an der Furſtenberg—
Stuhlingiſchen Grenze, „ſt bekannt, ſ. Ephemeri—
den der Menſchheit 1784. St. 7 S. 109. 110.
Journal v. u. f. Deutſchl. 1784. B. 2. S. 415.
Jm Fuldiſchen wird Ehemannern, die ſich von
ihren Weibern ſchlagen laſſen, das Dach abgedeckt.
Journ. v. u. f. Deutſchl. 1784. B. 1. S. 136.
Daſſelbe war auch ehemahls in Mainziſchen
gewohnlich. Daſelbſt 1787. B. 1. SG. 194.
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Die hausliche Erziehung legt den erſten und
feſteſten Grund zu allen geſelligen und burgerlichen
Tugenden. Die Eltern ſind daher zu der ſorgfal
tigſten Erziehung ihrer Kinder verpflichtet und

dem Staate deßweaen verantwortlich c). Sie
muſſen ſie zu brauchbaren Gliedern des Staates
durch Auleitung zur Arbeitſamkeit, durch Unter—
richt in nutzlchen Gewerben, Kunſten und Wiſ—
ſenſchaften bilden g). Die Wahl der kunftigen
Lebensart der Sohne ſteht zwar dem Vater zu,
jedoch ſo, daß er auf die Neiaung, Fahigkeiten
und korperlichen Umſtande derſelben Ruckſicht zu
nehmen verbunden iſt. Gegen willkuhrliche Ver—
fugungen darf ihnen der obrigkeltliche Schutz nicht
entſtehen e). Vorzuglich muſſen die Eltern dafur

ſorgen, daß die Kinder nicht muſſig und larmend
auf den Straßen ſich herumtreiben, ſondern viel—
mehr theils auf eine nutzliche Weiſe beſchaftiget,
theils auch bey ihren erlaubten Zeitvertreiben nicht
ohne die nothige Aufſicht gelaſſen werden ſ).

Dlie

c) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 2. 75. Badi—
ſche Synodal-Verordn.,v. 25. May 1756. Fi—
ſcher Cameral- und Policeyrecht J. 118. G. H.
Ayrer de honae educationis cura, veluti prae-
cipuo ſirmiſſimoque omnis legislationis funda-
mento. Gött. 1775. Heumann ius polit. cap. X.
Joh. And. Hofmanns Entwurf von dem Um—
fange ec. des Policeyweſens ſ. 4. 76s.

d) Fiſcher a. a. O. S. 139.
e) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 1o9 f.
ſ) Heumann ius pol. ſJ. 79. Fiſfcher a. a. O.

S. 1aa.
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Die Eltern ſind berechtiget, fur den Zweck
der ihnen obliegenden Erziehung alle unſchadlichen
Zwanagsmittel anzuwenden, alſo auch nothigen—
falls die Kinder zu zuchtigen und durch Gelbſt—
hulfe den ihnen ſchuldigen Gehorſam und Reſpect
zu erhalten. Die Obrigkeit iſt verpflichtet, ſie
hierbey von Amts wegen zu unterſtutzen e); und
nach einigen Policeygeſetzen ſollen ſogar dle Ma.h

baren gehalten ſeyn, den Ungehorſam und die Wi—
derſpenſtigkeit der Kinder agegen ihre Eltern der
Obrigkeit anzuzeigen Wenn hingegen die El—
tern ihr Zuchtigungsrecht mißbrauchen und ihre
Kinder grauſam mißhandeln, ſo iſt die Obrigkeit
gleichfalls verbunden, ſich derſelben von Amts we
gen anzunehmen, und, wenn es die Umſtande er
fordern, ihre Erziehung andern zuverlaſſigen Per—
ſonen auf Koſten der Eltern anzuvertrauen i).

Die Staatspollcey iſt ohne Zweifel zur Auf—
ſicht uber die hausliche Erziehung berechtiget.
Aber, ſagt Moſer h), die Hauskinterzucht iſt
ja freylich, je nachdem dieſelbige gut oder ubel

O 5 be—
z) Churbraunſchw. Verorön. v. 20. Nov.

1735. Willich III. 2zog.
h) Corp. Conſt. March. T. a. S, 1. pag. zig.

Heumann ius pol. G. 77.
i) Preufſf. Landr. a. a. O. ſ. 9o. q1. Fiſcher

a. a.O. S. 143. Herm. JI. angenbeck de caſtiga-
tione moderata ad Stat. IIamb. P. IV. Art. 48.

L) Von der Landeshoheit in Policeyſachen S. 48.
IIokenthalt (Lib. de pol. pas. 43) geht noch wei—
ter und unſtreiig zu weit, indem er ſagt: priva-
ts educatio, quam patentes et tutores ſusci—
piunt, a Joro politiae omniæso eaimitur.
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beſchaffen iſt, der Grund vieles Gutens oder Bo
ſens im gemeinen Weſen. Allein ſie gehort wohl
mit unſtreitig unter diejenigen Dinge, quibus
respublica impar eſt; dahero man auch wenige
dahin einſchlagende Geſetze antreffen wird. Kann
indeſſen ein Regent etwas dabey thun, hat er ſo—
wohl ein Recht, als eine Schuldigkeit darzu“.

Allerdinags kann die Aufmerkſamkeit der Er
ziehunaspolicey hier wenigſtens etwas thun, wenn
ſie ihr Auaenmerk darauf richtet, datz die Eltern
die hausliche Erziehung und Kinderzucht nicht ver—
nach aſſigen, wenn ſie daruber durch die nachften
Obrigkeiten, beſonders aber durch die Prediger,
von Jeit zu Zeit Erkundigung einzieht i), diejeni—
gen, die durch gute Kinderzucht ſich auszeichnen,
lobt und belohnt, die Nachlaſſigen ermahnet, warnt
und beſtraft m); wenn ſie dem Straßzenlaufen und
Larmen nachdrucklich ſteuert; wenn ſie zur nutz—
lichen Beſchaftigung der Jugend Anleitung giebt;
wenn ſie endlich zum Vortheil derer, die die Er
ziehung ihrer Kinder allein nicht beſorgen konnen,
fur die Bildung geſchickter Erzieher Sorge tragt
und wohlgeordnete Erziehungsinſtitute beſchutzt und
begunſtigt, zugleich aber auch, wozu ſie hochſt ver
pflichtet iſt, uber dieſelbe, eine genaue Aufſicht

fuhrt,

H Jm Badiſchen ſollen die Prediger nicht nur in
ihren offentlichen Vortragen die Elteen an ihre
Erzichungspflichten fleiſſig erinnern, ſondern auch
bey Hausbeſuchen nachſehen, ob ihre Erinnerun—

gein wirkſam ſeyen. Gerſtlacher Sammi. J.
81. 82.

w) ſ. die eben angef. Badiſche Verordn. Gerſt—
lacher S. 84.
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fuhrt, und Anſtalten, die, ohne ihrem großen und
wohlthatigen Zwecke zu entſprechen, auf bloßer
Finanzſpeculationen beruhen oder darein ausarten,

ſchlechterdings nicht duldet

Auch iſt es Pflicht der Erziehungspoliceg,
dahin zu ſehen, daß Kinder durch ſchlechte Bey—

ſpiele ihrer Eltern und Erzleher nicht verfuhrt und
verderbt, vlelmehr nothigenfalls von denielben
hinweg genommen und beſſern Erziehern uberge—
ben werden n).

Oef—

Wer in den Preuſſiſchen Staaten eine Pri—
vaterziehungs- oder ſogenannte Penſionsanſtalt er—
richten will, muß bey derjenigen Behorde, welcher
die Aufſicht uber das Schul- und Erztehungswefen
des Orts aufgetragen iſt, ſeine Tuchtigkeit zu die—
ſem Geſchafte nachweiſen, und ſeinen Plan, ſowohl

in Anſehung der Erziehung, als des Unterrichts,
zur Genehmiqung vorlegen. Auch ſind ſolche Er—
ziehungsanſtalten der Aufſicht dieſer Beborde unter—
worfen, welche von der Art, wie die Kinder ge—
halten und verpflegt, wie die phyſiſche und mora—

liſche Erziehung derſelben beſorgt und wie ihnen
der erforderliche Unterricht gegeben werde, Kennt—
niß einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. Schad—
liche Unordnungen und Mißhbruuche, welche ſieda—

bey bemerkt, muß ſie der dem Schul-: und Erjie—
hungsweſen in der Provinz voigeſetzten Behorde
zur nahern Prufung und Abſtellung anzeigen.
Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. h. 3. 4. 5.

n) S. z. E. Preufſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 92 f.
Nach badiſchen Geſetzen ſollen Eltern, Geſinde
und erwachſene junge Leute, die den Kindern ein
Aergerniß geben, auſſer der Beſtrafung vom welt—
lichen. Richter, deßwegen noch beſonders von der
Kirchencenſur abgeſtraft oder doch dem Oberamt
und Speciglat angezeigt werden. Gerſtlacher

Samml.
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iv. Oefters tritt der Fall ein, daß Kinder und
Minderjahrlge ihre Eltern verlieren, oder daß dieſe
ſelbſt unfähla ſind, fur die Erziehung derſelben
und fur die Verwaltung ihres Vermogens Sorge

zu tragen; und manchmahl konnen ſelbſt Volljahrige
durch zufallige Umſtande, fur ihre Perſon und ihre
Angelegenheiten zu ſorgen, auſſer Stand aeſttzt
ſeyn. Der NRachtheil, welcher nicht nur fur die
Perſonen, die aus einem oder dem anderen
Grunde fur ſich ſelbſt nicht ſorgen konnen, ſondern
auch fur das gemeine Weſen daraus entſtehen
wurde, wenn ſie ganz hulflos oder der Sorgfalt
fremder Perſonen, ohne beſondere Aufſicht des
Staates, uberlaſſen wurden, fallt von ſelbſt in
die Augen. Der GStaat iſt daher befugt, theils
Vormunder zu beſtellen, theils diejenigen, welche

durch Vormundſchaft, Teſtament oder Vertrag
zur Fuhrung einer Vormundſchaft verpflichtet und.
berechtiget ſind, zu beſtatigen, und uber ihre Ver
waltung die Aufſicht zu fuhren. Hierauf beruht
das Obervormundſchaftsrecht, oder, was
daſſelbe iſt, die BVormundſchaftspolicey;
denn dieſer Nahme gebuhrt eigentlich jenem Rechte,
da es offenbar in dem Zwecke der Pollceyg ſeinen

Grund hat o).
Jn

Samml. J. 82. Jnhalt der badiſchen Geſeßge:
bung. S. Za1. Durch eine badiſche Verordn.
iſt ſogar befohlen, daß Kinder ihre Elternn.
nicht duzen ſollen, weil hieraus Nichtbeob—
achtung des kindlichen Reſpects entſpringe, weßwe—

gen die Vorgeſetzten darauf Acht tragen ſollen.
Jnhalt d. bad. Geſetzg. S. 342.

o) Fiſcher Cameral- und Policeprecht J. 163.
Hommel (Rhaps. Obſ. zo2. n. i9.) behauptet zwar
das Gegentheil, aber ohne hinreichenden Grund.
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Jn Anſehung der unmittelbaren Reichsglie—
der ſtehet die Vormundſchaftspolicey dem Kaiſer
zu, der ſie theils durch die hochſten Reichsgerichte p),

theils vermoge eines beſtandigen Auftrages, durch
die reichsritterſchaftlichen Directorien, jedoch unter
der ſtrengſten Aufſicht des Reichs-Hofrathes q)
ausuben laßt. Gelbſt ſur mittelbare ſorgt die
kaiſerliche und Reichs-Vormundſchaftspolicey in
dem Falle, wenn die Gerichtbarkeit uber ſie zwi
ſchen zwey oder mehreren Obrigkeiten ſtreitig und
deßwegen zu beſorgen iſt, daß die Vormund—
ſchaftobeſtellung entweder ganzlich vernachlaſſiget
oder doch unwirkſam werden mochte r).

Die teutſchen Reichsſtande haben vermoge
der Landeshoheit das Recht der Vormundſchafts
policey uber die mittelbaren Reichsglieder. Die
Reichs-Polieeyaeſetze verpflichten ſie, fur die Be
ſtellung und Beſtatigung der Vormunder Sorge
zu tragen, und darauf zu ſehen, daß ſie den ihnen
vorgeſchriebenen Pflichten getreu nachkommen s).

Jn ſehr vlelen teutſchen Staaten iſt durch be
ſondere Geſetze das Vormundſchaftsweſen ange

ord

P) M. Grundriß d. reichsgerichtl. Verfaſſung und
Praxis h. 99.

q) Kerner reichsritterſchaftl. Staatsrecht II, Z73f.

x) Deput. Abſch. v. 1600. ſ. 26. Gerſtlacher
Handbuch der t. Reichsgeſetze R. 1813 f.

2) Reichspoliceyordn. v. 1548. Tit. 31. 9. 1. 2. Z.
v. 1577 Tit. 32. h. J. 2. 3Z. Gerſtlacher
a. a. O. G. 1733 f
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ordnet t), und die allgemeine Aufſicht uber daſſelbe
eigenen Collegien, Tutelar- oder Pupillenrathen
oder Collegien, Oberpflegſchaften, Obervormund
ſchaftsamtern u. ſ. w. ubertragen u). Jn den
churbraunſchweigiſchen Staaten werden im
Weſentlichen die angefuhrten Reichsgeſetze und die
fremden recipirten Rechte in Vormundſchafts ſachen

befolgt, auch dieſe durch die ordentlichen Gerichts—

hofe beſorgt v).

Die unmittelbare Ausubung der Vormund-
ſchaftspolicey ſteht in der Regel den Ortsobrigkei—

teu, alſo in den Stadten den Magiſtraten, auf
dem Lande den Aeutern und Gerichten, zu w).
Die Lehensverbindung und die Guts- und Leib—
herrſchaft giebt zwar auch obervormundſchaftliche

Rechte x), ohne jedoch die landesherrliche Ober
aufſicht ganzlich auszuſchließen.

t) Ein Verzeichniß ſ. Fiſcher Cameral- und Poli—
ceyrecht J. 139 f.

u) Daſ. S. 172.v) v. Selchow Braunſchw. Luneburgiſches Pri-
vatrecht ſ. 299 f.

w) Fiſcher am angef. Orte S. 173.
x) Daſelbſt S. 174. 175. Da die Lehre von

den Vormundſchaften ſo ſehr bearbeitet iſt, und
beynahe uberall vortömmt: ſo mag dieſer Grund—
riß der Vormundſchaftspolicey, die doch einmahl
gegrundeten Anſpruch auf eine Stelle im Policeh-
rechte hat, hinreichend ſehn.

 òò òô
2

Zweyte
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Zweyte Abtheilung.

Recht der Hauswirthſchafts-Policey.

J. Zweck und Rechtsgrund der Hauswirthſchaftspolieeh.
II. Hinwegraumung der Hinderniſſe der Jnduſtrie. III. Ver—
hutung gemeinſchadlicher Verſchwendung uberhauut; IV. ins-
beſondere: durch Kleiderpracht, Hausgerathe c.; V. durch Eſſen
und Trinken; VI. durch Uebermasß bey feyerlichen Gelegenhei—
ten; VIl. bey anderen Gelegenheiten und beh Volksfeſten;
VIII. durchs Spiel. IX. Lotto.

S
—oorgloſe Unthatigkeit und leichtſinnige Ver 1.
ſchwendung, ubertriebener Luxus und unermude—
tes Streben nach ſinnlichem Genuſſe untergraben
die korperlichen und Geiſteskrafte der Staats—
burger, entziehen der Staatsverbindung alle Ener
gie, beladen ſie mit unnutzen und zweckloſen La
ſten, und fuhren ſie allmahlig einer unvermeidli—
chen Zerruttung zu. Die haus liche Oecono—
mie der Staatsburger iſt daher ein wichtiger Ge
genſtand der Aufmerkſamkeit der Staatsverwal
tung, welche unſtreitig berechtiget iſt, die dabey
zu beſorgenden gemeinſchadlichen Uebel durch zweck
maßige Vorkehrungen abzuwenden.

So ſehr nun auch die Staatspolicey die Frey
heitsrechte der Burger ehren und ſchutzen muß;
ſo ſehr ſie ſich vor deſpotiſcher Einmiſchung in ihre
hauslichen Angelegenheiten huten; ſo ſorgfaltig
ſie ſich einer uberlaſtigen Vormundſchaft enthalten
muß: ſo wenig kann ihr doch die Befugniß abge—
ſprochen werden, dahin zu ſehen, daß durch zweck

widri
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widrige Erwerbmittel und unſichere Nabrungs-—
zweige, welche die Staatsburger ergreifen konnten,

oder gar durch arobe Vernachlaſſigung der haus
lichen Oeconomie und durch Verſchwendung aller
Art, das gemeine Weſen keinen Nachtheil leide.

Freylich konnte der leichtſinnige Verſchwen
der und der nachlaſſige Hauswirth mit ſchein—
bar gerechtem Unwillen ſagen: was geht es die
Policey an, wenn ich mein Vermogen fruher
oder ſpater aufzehre wenn ich es nicht ſo ſorg—
ſam, wie andere, zuſammenhalte, wenn ich
weniger erwerbe, als dieſer oder jener? Kann ſie
mich zwinaen, wohlhabend, reich und nach ihrer
Meinung alucklich zu ſeyn? Darf ſie meine indi—
viduelle Ueberzeugung von Zufriedenheit und Le

bensgluck nach ihrer Anſicht beſtimmen und ord
nen? Darf ſie mich, der ich langſt zu meinen
Jahren gekommen bin, wie einen unmundigen
Knaben behandeln?

Das alles darf und will ſie nicht. Aber ſie
iſt dem Weibe und den Kindern Schutz ſchuldig,
die von dem Ehemanne und Vater Unterhalt for—
dern konnen; ſie iſt der Gemeinde Abwendung ei—

Pflicht, fur

Armuth verſunkenen Verſchwender Sorge zu tra—
gen, ihr ſchon iun ber Ferne zeigt; ſie iſt es den

J

ubrigen Mitburgern ſchuidig, ein Beyipiel, das
um ſo gefahrlicher iſt, je weniger Muſſigaanger
und Verſchwender ohne Geſellſchaft leben konuen,

nicht zu dulden. Mit Recht fordert das gemeine
Weſen von ihr die Erhaltung eines brauchbaren

Burgers nicht gerade durch Zwangsmittel
allein,
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allein, ſondern auch durch Aufmunterung, V.leh—
rung und Warnung Denn auch hier darf
man das Eigenthumliche der Policey nicht aus
dem Auge verlieren, daß ſie weit mehr unmit—
telbar als mittelbar zu wirken ſucht; weit lieber
die Hinderniſſe des Guten hinwegraumt, als dieſes
ſelbſt durch poſitive Mittel erzwingt. Und auch in
die ſer Ruckſicht fallen manche Einwendungen gegen
die Rechtmaßigkeit der Hauswirihſchafts-Policey

von ſelbſt hinweg.

Indeſſen ſteht insbeſondere den meiſten Auf—
wandsgeſetzen vorzuglich die Bedenklichkeit entge—
gen, daßz ſie durch ihre Allgemeinheit bey der ſo
großen Verſchiedenheit des Vermogens der Staats—
burger denn nur darnach kann Uebermaßz des
Aufwandes rechtlich beurtheilt werden, nicht nach
GStandesverſchiedenheit nicht vollig der Gerech
tigkeit gemaßz zu ſeyn ſcheinen. Eigentliche Ver—
ſchwendung freylich, in ſo ſern ſie auf den Staats—
zweck Einfluß haben, alſo ein Gegenſtand der
Policey ſeyn kann, hangt lediglich von dem Ver—
haltniſſe der Einnahme zur Ausgabe ab; nicht
aber blos unnutzer Aufwand, der theils nach ſei—
nem Zwecke, theils nach ſeinem Einfluß auf An—
dere durch Beyſpiel und Verfuhrung, theils nach
ſeiner Wirkung auf die Staatsoconomie, beurtheilt,
fur gemeinſchadlich geachtet, und daher durch all—

ge

Vergl. Heyne uber die Vortheile, die dem ge—
meinen Weſen durch die hausliche Sparſamkeit,
beſonders in der Vermehrung der Einwohner er—

wachſen; Hann. Mag. 1766. S. Jos f. 7221 f.
737 f. 753 f.

v. Beigs Policehr. Th. a. 9

J
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gemeine Verordnungen eingeſchrankt werden kann.
Vielleicht iſt es auch nicht unbillig, daß der reichere
Burger einer Einſchrankung ſich unterwerfe, die
fur ſeine weniger wohlhabenden Mitburger noth
wendig iſt, und die auch um deßwillen nicht naher
beſtimmt werden kann, weil ſonſt beynahe in jedem
einzelnen Falle eine hochſt laſtige Vermogensangabe
oder Unter ſuchung erforderlich ware.

Die Hauptſorge der Staatspolicey mußz alle

zeit dahin gehen, die Hinderniſſe, welche der Jn
duſtrie des Volkes entgegen ſtehen, welche die
manniafaltigen Erwerbmittel und die Ergiebigkeit
der verſchiedenen Nahrungszweige vermindern, ſie
mogen nun in auſſeren zufalligen Umſtanden oder

in den Geſinnungen und Neigungen des Volkes
ihren Grund haben, aus dem Wege zu rau
men y).

Wenn nun die Poliecy auf der einen Seite
die Erwerbmittel auf jede ſchickliche Weiſe zu ver
mehren ſucht und ſie den Unterthanen zur zweck—
maßigen Benutzung darbietet: ſo iſt ſie auf der
andern Seite wohl berechtiget, die unverhaltnißz—
matzige Concurrenz bey einzelnen Nahrungszwei
gen durch einſchrankende Verordnungen zu verhin
dern 2). Auch iſt ſie verpflichtet, der Wahl
zweckwidriger Erwerbmittel und unſicherer Nah
rungszweige moglichſt zu ſteuern. Sie muß daher

auf

y) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 149. Vergl. A. Wagemann uber die Bil—
dung des Volks zur Jnduſtrie. Gottingen 1791.

2) Moſer a. a. O. S. gI.
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auf leichtſinnige Speeulanten und Schuldeninacher
ein aufmerkſames Auge haben, und ſie beyzeiten
warnen. Ja, wernn ſie ſich aberglaubiſcher oder
anderer unvernunftigen Erwerbmittel bedienen
wollen, ſo kann ſie ſie davon durch rechtmaßigen
Zwang abhalten. Schatzgraber, Geiſterbanner,
Goldmacher u. ſ. w. verdienen in dieſer Hinſicht
entweder als Betruger oder als Betrogene die
vorzugliche Aufmerkſamkeit der Hauswirthſchafts—

Policey a).

Auſſer den Hauptnahrungszweigen, welche
die Policev der hauslichen Oeconomie auf alle Weiſe
begunſtiget, ſucht ſie auch zu nutzlichen Nebenver—
dienſten Gelegenheit zu verſchaffen und aufzumun
tern. Freylich kann und darf ſie ſich dabey keiner
Zwangomittel bedienen; aber durch die Ueberſicht
des Ganzen kann ſie leichter mancherley bisher uber—
ſehene Erwerbmittel auffinden, das Publicum
darauf aufmerkſam machen, die damit verbunde
nen Vortheile zeigen, die beſte Benutzungsart an
geben, theils unmittelbar, theils mittelbar durch
die Ortsvorgeſetzten und ſelbſt durch angeſtellte
Verſuche ſie empfehlen b). Das ubrige, und aller-

dings das Meiſte muſſen Erziehung und gute
Beyſpiele thun.

P 2 Kommt
a) Vergl. Th. 1. S. 400.

hd) Vergl. die intereſſante Abhandl. uber neben—
verdienſtliche Arbeiten, im teutſchen Muſeum
1777/ J. Z10. Mehr davon in dem Rechte der
land- und ſtadtwirthſchaftlichen Policeh.
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Kommt zu der Vernachlafſigung nutzlicher
Erwerbmittel noch leichtſinnige Verſchwendung
hinzu, ſo hat die Hauswirthſchafts-Policey die
dringendſten Urſachen, ihre Aufmerkſamkeit zu
verdoppeln. Wer durch unbeſonnene und unnutze
Ausgaben oder durch muihwillige Vernachlaſfi
gung ſein Vermogen betrachtlich vermindert, oder
ſich in Schulden ſtecki, der iſt als ein gemein—
ſchadlicher Verſchwender()zubetrachten c),
und ohne auf die Unterſuchung der Vorthelle oder
Nachtheile des Luxus einzugehen, kann man wohl
mit vollem Rechte behaupten, datz Verſchwendun
gen dieſer Art durch die Policey geſteuert werden
darf und muß. d).

Das Hauptmittel, welches man von je her
der gemeinſchadlichen Verſchwendung entgegenſetzte,
waren Aufwandsgeſetzez ſo wohl imallgemel—
nen, als insbeſondere in Ruckficht auf Kleidung,
Hausgerathe, Eſſen und Trinken, feſtliche Gele
genheiten, geſellſchaftliche Zeltvertrelbe u. ſ.w.
ein Mittel, das gewohnlich mehr Gerauſch machte,
als wirklichen Nutzen brachte. Seit mehr als
drey hundert Jahren eifern die Reichs-Poli—
ceygeſetze gegen die Koſtlichkeit in Kleidungeu,
von Grafen und Herren und ihren Hausfrauen und

Kindern an bis herab auf unehrliche Weiber,
Nachrichter und Juden; gegen ubermaßige Koſten
mit Gaſtungen und Schenkungen zu Hochzeiten,
Kindtaufen, Kindbetten, Faſtnacht, Begrabniſ

ſen

oc) Vergl. Preuff. Landr. Th. 1. Tit. 1. ſ. zo.
d) de Hokenithal de politia pag. ia72. Heumann

ius pol. pag. 232. a36. 2359.



Recht der hauslichen Policeh. 229

ſen und Kirchweihen; uberhaupt gegen Banque—
tiren und andre Ueppiakeiten'e) und wie we
nig hat ihr Eifer gefruchtet!

Landſtande forderten in altern und neuern
Zeiten ihre Regenten auf, der uberhand nehmen—
den Verſchwendung Ziel und Maß zu ſetzen. So

ſtellten noch in J. 1770 die Braunſchweig—
Wolfenbuttelſchen Landſtande dem Herzoge
vor, wie es eine hohe Nothwendigkeit ſeyn wolle,
daß dem eingeriſſenen Lurus und unmaßigin Auſ—
wande ein billiger Einhalt geſchehe, wozu ſie dien

ſame Vorſchlage zu thun ſich erbieten ſ). Aeltere
und neuere Landes— Policehgeſetze kundigten der
Verſchwendung und Ueppigkeit den Krieg an 8),
der mit ungleichem Erfolge bis auf dieſe Stunde
fortgefuhrt wird.

Ein anderes und gewiß wirkſameres Mittel
iſt Einſchrankung des Credits nach Verhalt
nifj der Perſonen und der Gegenſtande. Wer
Minderjahrigen,  oder Großjahrigen, die unter
Vormundoſchaft oder vaterlicher Gewalt ſtehen, ein

P 3 Dar
e) Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsgeſetze XR.

1334.

f) Moſer a. al O. S. roz.
g) Runde Benuytrag zur Geſchichte der Aufwandsge—

ſetze. Heſſ. Beytr. J. 280 f. Hofmann Ent—
wurf v. d. Umfange rc. des Policeyweſens S. 6G3.
Maindziſche Verordn. gegen den uberſlurfiaen
Aufwand ſ. Schlöözer Staatsanz. Heft 1a.

G.156 f. Heſſen-Darmſtadt. Aufwandsgetetzeſ. Schlettweins Archiv. li. 109 l 14.
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Darleihen oder ſonſt unerlaubten Credit giebt,
wer noch dazu wiſſentlich zur Schwelgerey, Uep—
pigkeit, oder Verſchwendung leiht oder borgt;
wer Perſonen von bekannter unordentlichen Lebens

art zu einer vorhabenden liederlichen Verſchwen—
dung Geld oder Sachen wiſſentlich und vorſatz-
lich aus eigennutzigen Abſichten giebt; wer auf
gleiche Weiſe eine verheurathete Frau ohne Vor
wiſſen ihres Mannes in ihren heimlichen Verſchwen
dungen unterſtutzt der verdient mit Recht ne
ben dem Verluſte der Forderung noch nachdruck—
liche Strafe n). Auch kaunn uberhaupt verordnet
werden, den Unterthanen in Ruckſicht auf Gegen
ſtande des Luxus, beſonders aber fur Zehrung in
den Wirthshanſern, keinen großeren Eredit zu ge
ben, als durch das Geſetz beſtimmt iſt. Nach
churbraunſchweigiſchen Geſetzen ſoll den,
Wirthen, die Branntweinstrinkern Credit geben,
durch die Gerichte zu mehr, als einem Thaler ihrer
Forderung, nicht verholfen werden i).

QB*Das kraftigſte und durchgreifendſte Gegen
mittel, wenigſtens in Beziehung auf den großeren
Theil der Staatsburger, iſt jedoch genaue Auf
ſicht der Obrigkeit auf die hausliche Oeconomie
ihrer Untergebenen, und ſchleunige Vorkehrung ſol—

cher

b) S. z. E. Preufſ. Landr. Th. 2. Tit 20.
J. 1310 f. Es fallt von ſelbſt in die Augen,
daß dergleichen Verordnungen lediglich auf Poli—
ceygrunden beruhen.

i) Willich J. az1. Vergl. Gerſtlacher Samml.
d. badiſchen Geſetze III. 158. f. Gorp. Conſt.
Cell. Cap. 4. p. öozs.
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cher Anſtalten, wodurch der Zerruttung derſelben
Einhalt gethan wird Die Vorſchriften, welche
in dieſer Hinſicht in den badiſche nLanden befolgt
werden, erſchopfen alles, was eine aufmerkſame
Landespolicey hierbey thun kann und darf. Die
Ortsvoraeſetzten ſollen auf ihre Untergebenen ein
fleiſſiges Aufſehen haben, und wenn unter ihnen
ſich welche befinden, die ihre Guter ganz oder zum

Theil ungebaut liegen oder ihre Gebaude ohne Re
paration verfallen laſſen, oder liegende Guter ohue

Wiederanwendung des Geldes und ohne wahr—
ſcheinliche Urſache verauſſern, oder ohne Noth
oder gehabte Unglucksfalle mehrere Schulden ma
chen, oder dem Muſſiggang, Spiel oder Wirths
hausſitzen ergeben ſind: ſo ſollen ſie den Oberam
tern und Aemtern jahrlich davon pflihtmaßig An
zeige machen, dieſe die Sache genau unterſuchen,
die Angezeigten vorfordern, ernſtlich zurechtwelſen

und mit der Entſetzung von der Vermogensver-
waltung bedrohen, und, wenn dieſes nicht wirkt,
ſie mit Gefangnißeo oder offentllcher Arbeitsſtrafe

P 4 be
2) Die unmittelbare Reichsritterſchaft hat

hieruber ſehr zweckmaßige Geſetze. Die Ausſchuſſe
und Rathe ſolien auf die verſchwenderiſchen Mit—
glieder ein aufmerkſames Aug haben, ſie zuerſt
freundſchaftlich unter Zuziehung ihrer Verwandten
von ihrem ſchlechten Lebenswandel abzulaſſen,
warnen, wenn ſie aber nichts deſtoweniger von ih—
rem vorigen Wandel nicht abſtunden, diejenigen
Mittel und Vege einſchlagen, durch welche dem
ganzlichen Verderben derſelben vorgebeugt werden
konne ihnen curatores honorum verordnen und
bis zu ihrer Beſſerung nur die nothwentiagen Ali—
mente verabfolgen laſfen. Kerner reichsritter-
ſchafil. Staatsr. II. 331. 382.
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belegen, ihnen einen Pfleger, ohne deſſen Einwil—
ligung ſie weder liegende Grunde verauſſern noch
Schulden machen durfen, beſtellen, ſodann, nach
Verfluß eines Jahrs die Ortsvorgeſetzten und
den angeordneten Pfleger vernehmen, ob binnen
dieſer Zeit dauerhafte Beſſerung gezeigt worden
ſer, in welchem Falle die bisherige Einſchrankung
der Vermogensverwaltung wieder aufgehoben wird,

dahingegen, wenn keine Beſſerung erfolgt iſt, die
Anzeige bey der Regierung geſchehen und von die—

ſer die Prodigalitatserklarung verſugt werden muß,
zu welchem Ende jahrlich an Pfingſten von jedem
Amte mittelſt vorſchriftmaßig abgefaßter Tabellen
Bericht erſtattet werden muß k).

So ſehr dieſe Einrichtung allgemein zu ſeyn
verdiente, ſo wenig iſt ſit es dennoch. Gemeinig
lich, wenn ein ſchlechter Haushalter ſich nicht recht

auffallend auszceichnet, erwartet man ruhig den
Concurs, ſtraft auch dann die muthwillige, und
ſelbſt die betrugeriſche Verſchwendung nur ſelten,
wie ſie's verdient, und kaum anders, als wenn
ſie ſich mit Handen greifen laßt, und noch ſeltener
bedient man ſich der gemeinrechtlichen Policehmaß
regel, einem Verſchwender die Verwaltung ſeines
Vermogens zu entzlehen und ihn fur das zu erkla

ren,

x) Gerſtlacher Samml. III. 144 f. Jnhalt der
badiſchen Geſetzgeb. S. 182. 574f. Badiſche Hof—
rathsinſtr. v. 1794. J. 124. 125. Vergl.
Baurtjche Verordn. wegen der liederlichen Haus—
wirthe ec. v. 21. Jan. 1763. Samml. bairiſcher
Generalien v. 1771. S. 448. Moſer von d.
Landeshoheit in Policehſachen S. 110.
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ren, was er iſt. Die Prodigalitatserklarung d
27zu rechter Zeit angebracht und ohne Nachſicht

durchgeſetzt, mußte nothwendig von weſentlichem
Nutzen ſeyn.

Verſchwendung durch Kleider pracht, durch 1v.
Bedienten, Equipagen u. d. m. iſt ein
vorzuglicher Gegenſtand der meiſten, beſonders
alteren, Aufwandsgeſetze H. Maanan wollte da—
durch die Unterthanen vom uberfluſſigen Aufwand
abhalten, den Paſſivhandel des Landes vermin—
dern, und zugleich einen auſſerllchen Unrerſchied un

ter den verſchiedenen Standen erhalten m). Jn
neuern Zeiten hat man in den meifſten teutſchen
Staaten m) den Fortſchritten des Luxus und der
Moden freyen Lauf gelaſſen.

P 5 Ueber
Daß dieſe, ſo ſehr ſie auch Policeymaßregel iſt,
doch nicht anders, als nach vorheriger genauer
Unterſuchung und durch rechtliches Erkenntniß er—
folgen darf, verſteht ſich von ſelbſt. Uebrigens
erfolgt ſie, wie ſo manche Policeyvorkehrung—
meiſtentheils zu ſpat.

h) S. Heumann ius pol. pag. 255. Da der practi
ſche Gebrauch dieſer Geſetze nicht aroß iſt, ſo kann
eine detaillirte und erweiterte Anzeige derſelben

wohl ubergangen werden. v
m) Moſer v. d. Landeshoheit in Peoliceyſachen

S. 166.n) Jn Baiern erſchien noch in der Mitte diefes
Jahrhunderts (1749; Welt- und Staatsſpiegel v.
1749. S. 1257 und in Hildesheim in der letz-
ten Halfte deſſelben, 1779. Schlozers Brief—
wechſel XLVII. 321.) eme neue Kleiderordnung.
Es ware qut, von der Wirrſamkeit derſelben na

chere Nachr.cht zu haben.
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Uebertriebene Pracht und Koſtbarkeit im

Hausgerathe o), Uebermaß der Hausdienerſczaft,
Pracht und Menge der Equipagen p), und was
ſonſt zu einer großen und glanzenden Haus haltung
gehort, kann freylich mit Recht in gewiſſe Gren—
zen eingeſchrankt werden q); allein Verſchwendun
gen dieſer Art erhalten ſich meiſtens in dem Cirkel
der Reicheren und bringen im Ganzen dem gemei—
nen Weſen weniger Schaden, als eine zu ſtrenge
Polſcey vielleicht thun wurde. Jn den neueren
teutſchen Aufwandsgeſetzen findet man daher hier
uber nur ſolche Verordnungen, die nicht ſowohl auf
Verhutung gemeinſchadlicher Verſchwendung, als
vielmehr auf Standesverſchiedenheit ſich beziehen.

Luxus im Eſſen und Trinken, theils durch
die Menge der Lebensmittel, die unnothiger Weiſe
veriehrt werden, theits durch den Gebrauch uber—
fluſſiger und ſeltener Speiſen und Getranke, kann
ſehr leicht zur Zerruttung des Hausweſens fuhren.
Die Reichs-Policeygeſetze machen es den
teutſchen Landesherrn zur Pflicht, die Verſchwen
dung in Mahlzeiten und im Banquetiren einzu
ſchranken r). Es fehlt auch nicht an Landesgeſetzen,

welche

o) Die R. P. O. verbietet z. E. das Vergolden an
Kupfer, Eiſen, Holz und Geſtein; jedoch ohne
den Churfurſten und Furſten und dem, was zur
Ehre Gottes geſchieht, Maß zu geben. R. P. O.
v. 1577. Tit. 14. 9. 6.

p) Die R.P. O. v. 1530. Tit. 17. ſ. 1. v. 1548.
u. 1577. Tit. 14. F. 1. verbieten die uberfluſſigen
Unkoſten in Pferdegezeugen.

q) Moſer a. a. O. S. JoJ.
r) R. P. O. v. 1530. Tit. 23. v. 1548. Tit. 15.

I. 2. Z. v. 1577. Tit. 15. J. 124.
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welche alles Uebermaß in dieſem Puncte ſtreng
verbieten s5).

Viele ſuchten insbeſondere dem unmaßigen
Genuß geiſtiger Getranke Grenzen zu ſetzen t).
Trunkenbolde ſollen nach den meiſten Policenge—
ſetzen von Amts wegen vorgefordert, ermahnt,
und, wenn ſie ſich nicht beſſern, beſtraft werden u).

Die churbraunſchweigiſchen Geſetze ver—
ordnen, daß die unmaßigen Branntweinstrinker
von ihrer Obrigkeit mit dreytagigem Gefangniſſe zu
Waſſer und Brodt beſtraft, und bey nicht verſpu
render Beſſerung dem Befinden nach peinlich be—
handelt und mit Karren-Zucht- oder Spinnhaus—
Strafe, die Wirthe aber, welche Trinkgelage
dulden, mit einer anſehnlichen Geldſtrafe belegt
werden ſollen v). Nach einer Heſſen-Caſſel—
ſchen Verordnung ſollen die Branntweinszecher
zu keinerley Ehrenſtellen in den Stadten und Dor
fern gelaſſen, mit Geld- und Gefangnißzſtrafe

belegt, und, wenn dieſe nicht fruchtet, als untuch—
tige

2) Moſer a. a. O. S. 1o8. Vergl. Schmieder
churſachſ. Policeyverf. J. 28.

t) Moſer a. a.O. S. 1oz. Vergl. der Reichs-Po—
liceygefetze gegen das ubermaßige Trinken. Gerſt—
lacher Handb. IX. 1178 f. Jn einigen Lan—
dern muß ein ſogenannter Saufgulden bezahlt
werden, der, wenn man es, wie ofters geſchieht,
dabeh bewenden laßt, wie ein Diſpenſationsgeld aus—
ſieht, auch nicht ſelten dafur angeſehen wird.

u) S. z. E. Jnhalt d. babdiſchen Geſetzgebung

S. 573.
v) Verordn. v. 28. Nov. 1691. 5. Dec. 1736.

Willich J. 430. 431.
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tige und dem Staate zuletzt zur Laſt fallende Glie—
der aus dem Lande hinweg gewieſen werden w).

Jn Landern, die nicht eigenen Weinwachs
haben, ſucht die Policey wenialiens den großeren
Theil des Volks von dem haufigen und gewohn
lichen Genuſſe des Weines abzuhalten. Jn dieſer
Hinſicht iſt in den churbraunſchweigiſchen
Landen der Weinſchank auf dem platten Lande
ganzlich verboten, und den Krugern bey Strafe
der Confiscation und 2o0 Rthlr. unterſagt, Wein
einzunehmen, weßzwegen die Beamten von Zeit
zu Zeit eine unvermuthete Viſitation anſtellen
laſſen ſollen x).

Um das Zehren in den Wirthshauſern we—
nlgſtens moglichſt abzukurzen, iſt beynahe uberall
eine gewiſſe Zeit beſtimmt, wo die einheimiſchen
Gaſte ihre Sitz ungen beſchließen und ſich nach Haufe

begeben muſſen. Man ſollte kaum glauben, daß
gegen eine ſo zweckmaßige und ſelbſt fur die offent—
liche Ruhe und Sicherheit nothige Verordnung,
als Einuriff in die naturliche Freyheit der Unter
thanen, Beſchwerde gefuhrt werden konnte. Den
noch kam einſt ein Beyſpiel dieſer Art bey dem
kaiſerlichen und Reichskammergerichte vor, wo die
graflich-Eriechingiſchen Unterthanen daruber klag
ten, aber, wie naturlich, abgewieſen wurden y).

Ein
vyr) Hofmann Entwurf rc. S. 86.“

x) Verordn. v. 7. Dec. 1764. Willich UIJ. 451.
452.

y) “Der Policeyordnung, heißt es in dem Came—
ral-Urtheil v. 5. Apr. 1763, daß des Winters

Abends
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Ein auslandiſches Getranke, das ſich nach
und nach in Teutſchland eingeſchlichen hat, und
endlich zu einem gewohnlichen Nahrungsmittel ge—

worden iſt, der Caffee, iſt langſt aus politiſchen
und medlciniſchen Grunden, als ein gemeinſchad—
liches Uebel betrachtet worden 2). Mehrere Re—
gierungen a) haben den haufigen und allgemeinen
Gebrauch deſſelben durch Geſetze einzuſcheänken
geſucht, “weil dadurch die Unterthanen, neben
der Schwachung ihrer Geſundheit, in merklichen
Verfall ihrer Nahrung gerathen“. Jn den chur—
braunſchweigiſchen Gtaaten iſt der Handel
mii Caffee und ſelbſt das Ausſchenken des gekochten
Caffees auf dem plaiten Lande ganzlich verboten;

in

Abends um 9 Uhr, des Sommers aber um 10o Uhr
die Retraite. Glocke gelautet werde, worauf ſich
Jedermann aus den Wirthshauſern ſtill hinweg
zu verfugen hat, ſollen ſich ſammtliche Untertha—
nen gehorſam unterwerfeny. Cramer Weztzar.
Nebenſtunden Th. 100. S. 129.

2) Eine gedrangte Darſtellung der Grunde gegen den

Caffee ſ. in Hrn. v. Dohms vortrefflicher Abh.
uber die Kaffeegeſetzgebung, im teutſchen

Muſeum 1777. II. 123.
a) Moſer a. a. O. S. 1o9. Heſſen-Caſſel—

ſches Caffeeverbot v. 1766. Samml. VI. 313.
677. G98. 761. 827. 997. Preuſſ. Verordnungen
v. 1778. Bergius Samml. 111. ö8. v. 1781.
1784. 1787 Schloözers Briefwechſel XLLVI.210. Goth. Handelszeit. 1784. S. 218. Schlett—

weins N. Archiv IV. a99. Heſſen-Darmſt.
Verordn. v. 1766. 1775. 1777. Bergius Samml.
IV. 74.78f. Hildesheimiſches Caffeeverbot v.
1768. y. Cramer Wetzl. Neb nſt. Th. 103.

.S. 41t. Bergius Samml. IV. 75 f. v. 1731.
Schlozers Briefwechſel XLVI. 213 f.
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in Stadten und Flecken aber ſoll kein gebrannter
und gemahlener Caffee, und von rohem, unge—
brannten nicht unter einem Pfunde verkauft wer
den b). Die Rechtmaßigkeit ſolcher Verordnun
gen iſt wohl keinem Zweifel unterworfen c). Als
im Jahr 1768im Hildes heimiſchen eine Ver—
ordnung gegen den Mißbrauch des Caffeetrinkens
ergieng, und mit Nachdruck vollzogen wurde, ap
pellirte Burgermeiſter und Rath zu Peina dage
gen an das Reichs-Kammergericht; erhielt aber
auf Bericht und Gegenbericht ein abſchlagiges De
eret q). Jndeſſen, ſo ſtreng auch die Verbote ge—
gen den Caffee waren, ſo mancherley Mittel, ihn
zu verdrangen, man verband, er hat bey—
nahe uberall geſiegt. Noch gilt in vollem Maße,
was Dohm vor 22 Jahren ſagte: “Allen medi—
ciniſchen und politiſchen Bewelſen und Declamatio

nen gegen den Caffee in Journalen, Wochenſchrif
ten u. ſ. w., allen Verboten, Strafen, Aufla—
gen, allen Heeren voll Zoll- und Acciſebedienten
zum Trotz wird noch immer eine erſtaunende Menge
Caffee, jahrlich in Teutſchland vertrunken.
Umſonſt haben ſich Geſetzgeber, Philoſophen und
Aerzte verbunden, umſonſt das mediciniſche und
politiſche Anathema ausgeſprochen: noch immer
hat ſich das braune Zaubrgetrank glucklich erhal
ten; der Geſchmack hat uber die Vernunft, die
Mode uber die Geſetze geſiegt e)“.

Der

b) Verordn. v. 24. Oct. 1780. Willich II. 1o f.
ern. 1783. 1784. 1788. Wil lich Suppl. S. 183.

c) Veral. v. Cramer Wetzl. Nebenſt. Th. 58.
S. 183.

d) Daſ. Th. 1oz. S. 403 f
te) Teutſches Muſeum 1777. II. 124.
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Der Aufwand aller Art zeigt ſich am meiſten VI.
bey feyerlichen Gelegenheiten, weßwegen auch die
Aufwandsgeſetze hauptſachlich dieſe zum Gegen—
ſtande haben Die alten Teutſchen pflegten je—
des traurige oder freudige Ereigniß mit einem
Schmauſe zu kronen; ihre Enkel folaten dieſem
Beyſpiele bis zur Uebertrelbung und trieben neben—

her noch mancherley unnutzen Luxus in Geſchen—
ken, Kleidern u. ſ. w. Verlobniſſe, Hochzeiten,
Kindtaufen, Todesfalle, Begrabniſſe und Trauer

waren und ſind haufig noch an vielen Orten
eben ſo viele Aufforderungen zur Verſchwendung.

Bey manchen anderen Feyerlichkeiten Kirch
weihen, Schutzenhofen, Scheibenſchießen, Faſt
nacht, Zunftverſammlungen u. d. m. wurde
nach und nacch der Aufwand immer mehr ubertrle-
ben. Schon langſt eifern die Reichspoliceygzeſetze
dagegen 8), und altere h) und neuere i) Landes—

ge
ſ) Moſer a. a. O. S. 1o8. IVildvogel de legi-

bus conviviorum, von Gaſtereyordnungen.
Schmauſereyen bey academiſchen Pro—

motionen und Disputationen konnen mit
Recht auch hieher gerechnet werden. IJn Gottun—
gen ſind ſie durch eine Verordn. v. 20. Aug. 1751
abgeſtelt. Bergius Samml. III. 447. Hann.
Anz. 1751. St. 72.

x) Gerſtlacher Handb. IX. 1335 f.
E) Heumann ius pol. h. 188. 190.
i) Allgemeine ſ. z. E. Ordnuna, wie es im Furſten—
thum Altenburg bey Verlobniſſen, Hochzeiten,

Kindtaufen, Begrabniſſen und Trauern gehalten
werden ſoll, 1785. Staatoswiſſenſchaftl. Zeitung

1790. St. 37. S. 1o96. 1106. Oettingiſche
Hochzeit- Kindtaufen- und Leichenordn. 1785.
Journal v. u. f. Teutſchl. 1785. J. 5330. Eine
der neueſten Verordnungen wegen der Mißbrauche

bey
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geſetze ſtimmen mit ihnen uberein. Hauptſach—
lich hat man in neueren Zeiten dem ubermaßigen

Luxus bey Begrabniſſen und Trauern den
Krieg angekundigt k). Jn manchen Gegenden hat
man denſelben durch freywillige Privatubereinkunft
hochſt vernunftiger Weiſe abgeſtellt 1).

Jn
bey Hochzeiten iſt die Osnabruckiſche v.
1780. ſ. Beckmanns Samml. IV. 141. wegen
der Kindtaufen und Gevatterſchaften die
Herzogl. Sachſen Hildburghauſiſche v.
1783. Staatswiſſenſch. Zeitung a. a. O. S. 1o93Z.

k) Heſſen-Darmſtädt. Trauerordn. v. 25. Jan.
1769. Bergius Samml. IV. 242. K. Preuf—
ſiſche fur Oſtfriesland v. 10. Aug. 1772.
Daſ. J. z23. Heſſen-Caſſelſche v. 13. Aua.
1777. Samml. VI. 897. 917. Reichsſtadt Heil—
bronniſche v. 17. Sept. 1782. Beckmanns
Saumml. III. zz1. Ephemeriden der Menſchheit
1784. VII. 85. Fuldaiſche v. 8. Apr. 1783.
Beckmanns Samml. V. 22. Wirzburgiſche
v. 6. Aug. 1783. Daſ. VIII. ꝗ2. v. 12. Dec.
1785. Daſ. S. 87. Vergl. Schlozers Staats—
anz. XXXVI. 46o. Hohenlohe-Jngelfin—
giſche Leichen-u. Trauerordn. 1784. Journal v.
u. f. Teutſchl. 1785. J. 5325. Heſſen-Caſſel—
ſches Verbot der Trauerkleider v. 2. May 1786.
Beckmanns Samml. VIII. 86. Schlözers
Stoatsanzeigen RRXVIII. 211. Branden—
burg-Anſpachiſche Verordn. v. 19. Jan. 1789.
Staatswiſſenſchaftl. Zeitung 1789. St. g3.
S. 420 f. Trauerordn. der Reichsritterſchaft am
obern Rheinſtrom v. 1766. ſ. Mader Reichsrit—
terſch. Mag. IX. 614. Kerner Reichsritterſch.
Staatsrecht. II. 443.

H S. z. E. Verbindung gegen die Trauerkleider zu
Celle in den Annalen der Braunſchweig-Lunebur-
guchen Churlande Jahrg. J. St. z. S. 168; zu
Burgtorf daſ. St. 4. S. 155; zu Gottin—
gen, daſ. Jahrg. 2. St. 2. S. 178.
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Jn denchürbraunſchweigiſchenStaa—
ten ſoll bey den Begrabniſſen und dem Be—
träuern. der verſtorbenen Anverwandten aller
unnutze Aufwand, insbeſondere das Draviren der
Kutſchen und Pferde, der Zimmer und Meubeln
mit Trauerzeugen, und das Kleiden der Dienſtboten
in Trauer m), wie auch das koſtbare Tractiren n),
unterlaſſen werden. Auch ſind die Gaſtereyen bey
Kindtaufen verboten o). Nicht weniger ſoll al-
ler unnutze Aufwand bey Verlobniſſen und Hoch—
zeiten ganzlich vermieden werden p). Jngsbeſon—
dere iſt der Misbrauch des Brannteweins bey Hoch—
zeiten, Kindtaufen und andern Zuſammenkunften
bey nachdrucklicher Ahndung unterſagt q).

Fur das Serzogthum Lauen burg iſt eine
neuere Verordnung gegen den unmaßigen Auf—
wand bey Verlobniſſen, Hochzeiten, Kindtaufen
und Begrabniſſen ergangen r). Bey Verlob—
niſſenin den Stadten ſollen von burgerli—
chen Perſonen nicht uber zehen Gaſte, mit Einſchluß

der nächſten Verwandten, eingeladen, und nicht
uber vier Gerichte gegeben werden, auch die Gaſte

des Sommers nicht uber elf, des Winters nicht
uber

mn) C. C. Cal. Cap. 4. p. Jo28s. Willith IIT. 278.
C. C. Cell. c. 4. p. 1901. Vergl. der Herzogth. Bre—
menu. VerdenPoliceyordn.ic. 1732. S. 19.

m) C. C. Celi. o.a. p. B9.
o) C. C. Cell. c. 40 pu 87. 88. 49. Bremiſche

Policeh c.-Ordn. S. 187.
p) C. C. Cell. c. 4. P. 71. IS2. Brem. Policeh ie.-

Ordn. S. 976. J

q) Villich J. 432.
1) 1774. 4. Febr. Beckmann Samml. III. 143 f.

Mv. Vergs Policehr. Ah. 2. 532
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uber zehen Uhr des Abends beyſammen bleiben.
Braut und Brautigamsgeſchenke ſollen zuſammen
die Summe von vierzig bis ſechszig Thalermnie
uberſteigen, und zum Verlobuungstag keine neuen
Kleider beſonders angeſchafft werden. Auf dem
Lande ſteht es zwar jedem vom Bauernſtande frey,
ſich an den Orten, wo es hergebracht iſt, vor dem
Prediger im Pfarrhauſe zu verloben; es iſt aber
nicht erlaubt, die Verlobniſſe bey einem angeſtelle
ten Gaſtmahl und mit Ausholung des Predigers
zu halten. Eltern oder Vormunder der Verlob—
ten und die nachſten Vermandten nebſt zwey Man
nern als Zeugen durfen jedoch zur Berichtigung der
Eheberedung zuſammen kommen; aber nur des
Nachmittags und in allem, mit Einſchluß der
Verlobten, nicht mehr, als zehn Perſonen, und
nur bey einer Viertel-Tonne Bier hochſtens, und
zwey Eſſen.

Bey Hochzeiten in den Stadten iſt die
Anzahl der Gaſte und der Gerichte nach dreh Elaſ
ſen beſtimmt. Die erſte Claſſe (Magiſtratsper—
ſonen, Advotaten und Procuratoren, Geiſtliche
und Schulbediente, Kauf- und Handelsleute, auch
andere angeſehene Einwohner, die ohne Gewerbe
von ihren Mitteln leben) darf nicht mehr als
dreyßig Gaſte und acht Gerichte, die zweyte Claſſe
(Grauer, Hocker, Kramer, Handwerker und
Profeſſioniſten) nicht mehr als zwanzig Gaſte
und ſechs Gerichte, die dritte Claſſe (Taglohner
und Einlieger, Handwerksgeſellen, Schiffsknechte
und ubrige Handarbeiter) nicht mehr als funfze—
hen Gaſte und vier Gerichte haben. Jſt das
Hochzeitmahl Mittags gehalten worden, ſo dur—

fen
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fen des Abends nur kalte, vom Mittag ubrig ge—
bliebene Speiſen gegeben werden. Uebrigens
werden Hochzeiten bey Wein und Kuchen, ohne
Mahlzeiten, empfohlen. Keine Hochzeit ſoll lan
ger als einen Tag, und die Mahtlzeit nicht uber
drey Stunden wahren, und die Hochzeitgeſellſchaft
nicht langer als bis zwey Uhr nach Mitternacht
beyſammen bleiben. Hochzeitmuſtik iſt erlaubt;
der Ausgeber der Hochzeit ſoll ſie aber ohne einigen
Beytrag der Gaſte bezahlen. Das Verſchleppen
der Eßwaren und des Getrankes, ſo wie der Zu—

dlauf der Kinder und des Geſindes, iſt verboten.
Am Kirchgangstage durfen nicht mehr als zehen
Perſonen, mit Einſchluß der zungen Eheleute,
mit vier Gerichten des Mittags, und des Abends
mit kalter Speiſe, auch ohne Muſik, bewirthet wer—
den. BeyhHochzeiten auf dem Lande iſt
das Geſoffe vor und nach dem Kirchengehen ganz—
lich verboten. Zwey Tage ſind zur Hochzeit ver—
ſtattet, und bey ganzen und halben Stellen drey—
pßig Gaſte, bey andern die Halfte. Auch ſind die
Hochzeitsgerichte nach dieſem Verhaltniß beſtimmt.

Aller Zulauf der Kinder, Knechte und Magde iſt
auch hier verboten. Muſik iſt erlaubt. Die

Gaſte ſollen ſpateſtens Morgens drey Uhr aus
einander gehen. Beym Kirchgang ſoll es wir in
den Stadten aehalten werden. Wenn eine Herr—
ſchaft ihrem Geſinde freye Hochzeit geben will, ſo
muß ſie ſich dabey nach ihrem Stande richten.
Hochzeitsgeſchenke in den Stadten ſollen den Werth
von zwey Thalern, auf dem Lande den Werth von
einem Thaler nicht uberſteigen, die Geſchenke der
Eltern und Geſchwiſter jedoch ausgenommen, die
deren eigenem Ermeſſen uberlaſſen bleiben. Ge—

Q 2 ſchenke
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ſchenke an Dienſtboten ſind, ſo wie die Sammlung
fur den Koch, ganz verboten.

BeyKindtaufen ſollen nicht uber drey Ge—
vattern ſeyn. Kindelbier und Taufmahlzeiten ſind
abgeſtellt. Gevattergeſchenke, außer von den
nächſten Verwandten, oder wenn die Eltern der
Pathen arm ſind, ſollen nicht gegeben werden.
Benm Kirchgang ſollen hochſtens zehen Perſonen
mit drey bis vier Gerichten bewirthet werden.

Jn Ruckſicht auf L eichenbegan gnifſe
bleibt es im Ganzen bey der Trauerordnung von
1730. Bey Einlegung der Leiche ſollen keine Zu—
ſammenkunfte und. Mahlzeiten gehalten werden.

Bey dem Sarge und der Einkleidung ſoll alle Ver—
ſchwendung vermieden werden. Leichenkronen,
Trauermahle ſind verboten; auch iſt bey Leichen
des zweyten und dritten Standes das Parentiren
nicht erlaubt. Bey Leichenbegangniſſen auf dem
kande ſoll jeder Begleiter nicht mehr, als einen
Sechsling oder Schilling weiß Brod. und hochſtens
eine Kanne Bier erhalten.

Es giebt ubrigens noch eine Menge anderer

Gelegenheiten, wo durch ubermaßige Schmauſe—
reyen ſowohl die Sitten verderbt, als auch die
oconomiſchen Umſtande zerruttet werden konnen.
Ueberall kann die Policey nicht ſteuern, ja ſie darf
es nicht einmal. Sie muß hauptſachlich auf die
mogliche oder wahrſcheinliche Verleitung zu einem
ubertriebenen Aufwand unter dem großeren Theile
der Staatsburger Ruckſicht nehmen, inſonderheit
auf die Falle, wo es gleichſam zu einem Ehrenpuncte

gemacht wird, hinter keinem Mitburger gleichen
Standes zuruck zu bleiben. Und dahin gehoren

die
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die bisher beruhrten Schmauſereyen bey Verlob—
niſſen, Hochzeiten, Kindtaufen und Begrabniſſen.

Gaſtmahle, deren Zweck blos geſelliges Ver—
qgnugen unter Verwandten, Freunden und Be—
kannten iſt, konnen zwar durch oftere Wiederho—
lung und ubertriebenen Luxus leicht in Verſchwen—
dung ausarten. Die Policen kann aber nichts da—
gegen thun. Sehr richtig ſagt hieruber Ber—
gius “Es mag Jemand alle Sonn- und Feſt—
„tage und wenn es ihm einfallt, ein Traetament
„geben, er mag alle Geburtstage in ſeier Fa—
„milie celebriren und alle Tage in Freude und
„Herrlichkeit leben; die Policey muß es geſchehen
„laſſen, denn ſie kann Niemand bey den Haaren
„von Verſchwendung ſeines Vermogens zuruck—
„ziehen'“.

Dagegen giebt es noch mancherley offentliche
Veranlaſſungen zu dieſer Art Verſchwendung,
auf welche die Policey allerdings ein aufmerkſames
Auge haben muß. Hieher gehoren inſonderheit
die Schmauſereyen bey Zunftzuſam—
menkunften und Jnnungen, welche faſt
in allen Handwerksordnungen verboten ſind, und
wenigſtens ſehr eingeſchrankt zu werden verdienen,

wenn man vielleicht ihre Abſchaffung aus andern
erheblichen Grunden nicht fur zweckmaßig halten
ſollte. Daſſelbe gilt von den an mehreren Orten
gewohnlichen Mahlzeiten, welche neugewahlte Ma—
giſtratsglieder, Zunftvorſteher 2c. geben muſſen.

Bey Kaufs- und Verkaufsvertragen wird an
den meiſten Orten ein ſogenannter Weinkauf
bedungen und dadurch zu unnußen Trinkgelagen

O z Ver—
 Policey- und Cameral-Magazin IV. 22.



Veranlaſſung aegeben. Hin und wieder iſt es
ſogar herkommlich, offentliche Verſteigerungen
in Wirtht hauſern inter pocula zu halten ein
Mißbrauch, der durch die Menge der Anweſenden

gewolenlich zu Ausſchweifungen reitzt und daher
von der Policey nicht zu dulden iſt. Wenn ubri—

gens der Weinkauf in Geld entrichtet wird, ſo iſt
an und fur ſich nichts dabey zu erinnern. Wird
er aber in natura gegeben, ſo iſt eine genauere
Beſtimmung durch die Policey nothwendig. Jm
Heſſen-Caſſelſchen darf nur beym Kaufen
und Verkaufen uber z00 Gulden ein Viertel,
wenn aber der Werth mehr betragt, nur zwey
Viertel Wein getrunken werden

Die Kirchweihen oder Kirchmeſſen
ſind Volksfeſte, die ſchwerlich ganz zu mißbilligen

ſind, da bey uns fur Volkafreude ſo ganz und
gar nicht geſorgt iſt. Aber es laßt ſich nicht laugnen,
daß ſie durch Mißbrauch ſehr gemeinſchadlich wer—

den konnen. Viele Tage werden im Wohlleben und
Muſſigaang zugebracht. Die Erſparniſſe eines gan
zen Jahrs werden vergeudet. Kinder und Dienſt—
boten nehmen zu hauslichen Veruntreuungen ihre
Zuflucht, um ihren Aufwand beſtreiten zu kon—
nen. Manche Unſchuld fallt im Taumel des un
maßigen Genuſſes roher Vergnugungen. Wie

bvochſt intereſſant und wohlthatig konnten dagegen
dieſe Feſte bey einer ſittlichern Bildung des Volks

ſeyn! So lang aber dieſe ein frommer Wunſch
bleibt, hat die Policey kein anderes Mittel, als
moglichſte Einſchrankung und ſtrenge Aufſicht.
Wenn die Bewohner der Stadte und Dorfer von
Kirchweihe zu Kirchweihe ziehen, ſo vervielfal—

tigt
Verordn. v. 8. Oct. 1625.
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tigt ſich der Nachtheil auf eine beunruhigende
Weiſe. Zweckmaßig hat man in einigen Landern

alle Kirchweihen auf einen Tag verlegt. Jn
andern ſind ſie ganz abgeſtellt, was denn doch
eine zu ſtrenge Maßregel ſeyn durfte, wenn ſie
gleich fur die Policey allerdings die bequemſte iſt.

Schutzenhofe, offentliche Schei—
benſchie ßen ſind mit den Kirchweihen von ei—
nerley Art, nur daß ſie in den Privathauſern
nicht denſelben Aufwandeveranlaſſen, wie dieſe.
Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten
wurde das offentliche Scheibenſchueßen ganz—
lich verboten, weil es nur zu Geſoff und andern
liederlichen Handeln Anlaß gebe s); iſt aber nach
her, damit die Unterthanen, im Gebrauch des Ge—
wehres ſich zu uben und zugleich eine erlaubte Er—
gotzlichkeit zu genießen, Gelegenheit haben mogen,
unter der Bedingung, daß dabey alle Exceſſe und

Unordnungen vermieden werden, weswegen die
Amtsbedienten ſich dabey jedesmal zu rechter Zeit
einfinden ſollen, wieder verſtattet worden t).

Geſellige Vergnugungen wird jede kluge Re- vmn.
gierung gerne ſehen, denn durch ſie wird die Zu—
friedenheit des Volks befordert und erhohet. Aber
Vergnugungen, die die Sitten verderben, die, an—
ſtatt die Neigung und die Krafte zur Arbeit zu ſtar
ken, ſie vielmehr ſchwachen, die Unordnung, Un—

einigkeit und Zerruttung in die Haushaltungen
bringen, die zum Betrug, zum Muſſiggang, zur

O 4 Schwel—s) Verordn. vo7. Jul. 1710. C. C. Cal. cap. 4.

P. 1016. 1017. C. C. Cell. cap. 4. P. aggi.
1883.i) Verordn. v. zo. Sept. 1741. v. 18. Aug. 1746.
v. 2. Jul. 1751. Willich III. 151.
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Schwelgerey verleiten, die die verderbliche Sucht,
ohne Muhe und Arbeit zu gewinnen und ſich zu
ernahren, begunſtigen Vergnugungen dieſer
Art ſind die gemeinſchadlichſten Uebel, gegen welche
die Policey alle ihre Krafte aufbieten muß.

Hazardſpiele ſind die gewohnlichſten und
verderblichſten dieſer Vergnugungen, die, zuerſt
zum Zeitvertreib erfunden, endlich zum gewohn—
lichen Hulfemittel einer ſchandlichen Habſucht ge—

worden ſind. Gegen Spieler von Gewerbe und
gegen falſche Spieler muß die Sicherheitspoliceny
ſchutzen u).

Geſellſchaftliche Spiele, die zur Erholung
von anſtrengenden Arbeiten, zur Scharfung des
Verſtandes oder zur Leibesbewegung dienen, ſind
auf keine Weiſe zu mißbilligen, obgleich nicht zu

laugnen iſt, daß auch ſie durch Migbrauch ge—
meinſchadlich werden konnen. Wenn die Spiel—

ſucht allzuſehr um ſich greitt, wenn ſie die zur
Beforgung der Berufsgeſchafte erforderliche Zeit

an ſich reißt, wenn ſie geſellige Spiele zu einer
ubermaßigen Hohe hinauttreibt: ſo iſt allerdings
der mannigfaltige Nachtheil', der daraus entſtehen
muß, unverkennbar. Aber dennoch wird die Po—

licey dieſem Uebel nicht ſteuern konnen, wenn ſie
nicht zur großen Beſchwerde der Staatsburger
eine ungebuhrliche Gewalt uber ihr hausliches Le—

Hben und die Verwendung ihrer Zeit ſich heraus
uehmen will. Bey Staatsdienern kann vielleicht
die ſtrengere Aufſicht ihrer unmittelbaren Obern
alsdann von Wirkung ſeyn, wenn ſie in ihrer
Amtsfuhrung Nachlafſigkeiten bemerken, die einer

un
u) S. Th. 1. G. 399.
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unordentlichen Neiqung zum Spiel zugeſchrieben
werden konnen. Allein hier bieten die naheren
Dienſtverhaltniſſe ſtarkere Grunde dar, als die
Grundſatze der allgemeinen Policen. Dieſe wird
ſich nie berechtigt halten konnen, um des moglichen,
ja ſelbſt um des bey einzelnen Staatsburgern werk—
lich bemerkten Mißbrauchs willen Alten ein
an ſich erlaubtes Vergnugen zu entziehen.

IJn dieſe Claſſe gehoren jedoch die Hazard
ſpiele keineswegs, was auch ihre Vertheidiger da—
gegen ſagen mogen. Sir ſollen den Umlauf des
Geldes befordern und reiche Fremde herbey ziehen.
Aber kein Beforderungsmittel des Geldumlaufs
kann von dauerndem und weſentlichem Nutzen
ſern, das nicht auf Gewerbfleiß, Ordnung und
Redlichkeit beruhet. Und der Fremde, den die
Hoffnung des Gewinnes herbey lockt, kann durch
Erfullung ſeiner Hoffnung in den Stand geſetzt
werden, betrachtliche Geldſummen mit ſich hin—
wegzunehmen, auf der andern Seite aber auch
durch den Verluſt ſeines Vermogens in die Lage
gerathen, dem Stoate, der ihn ungeſtort plun
dern laßt, auf mancherieh Weiſe zur Laſt zu fal—
len. Die Vortheile, welche die Duldung der

7 Hazardſpiele zu verſprechen ſcheint, beſtehen alſo
blos in der Einbildung. Die daraus entſpringen—
den Unordnungen und traurigen Folgen aber, der
Ruin mancher Familien, das Sittenverderbniß,
die Zeitverſchwendung, die Habſucht, die Abnei—
gung: gegen nutzlichen Fleiß ec. liegen ſo ſichtbar
vor Augen, daß es Pflicht der Policey iſt, ſie
ſchlechterdings zu verbieten, und es ware zu wun—
ſchen, daß auch die beynahe allgemeine Meynung,

O 5 auf
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auf Meſſen und in Badern ſeyen die Hazardſpiele
unentbehrlich, uberall ganzlich mißbilligt wurde.

Die gemeinen Rechte enthalten mannigfaltige
Policeyverfugungen gegen den verderblichen Miß
brauch des Spielens. Sie betrachten die Glucks—
ſpiele als Vergehungen gegen die burgerliche Ord—

nung und verbieten ſie bey ſcharfer Ahndung v).
Der Spieler kann ſeinen Gewinn der Glaubi—
ger, der wiſſentlich zum Spiele geliehen hat, kann
ſeine Forderung nicht einklagen. Vielmehr kann
der Svielverluſt binnen funfzig Jahren noch zu—
ruckgefordert werden. Das Haus, welches Spie
lern eingeraumt wird, iſt dem Fiſcus verfallen.

Sollten dieſe Geſetze, beſonders in Ruckſicht
auf bloße Hazardſpiele, nicht noch jetzt mit vollem
Rechte in Anwendung gebracht werden konnen?
hochſtens nur die letztberuhrte Confiscationsſtrafe
allenfalls ausgenommen, die bey der ganz veran—
derten Criminalgeſetzgebung doch wohl einer aus—
drucklichen Beſtatigung bedarf. Die ubrigen Ver—

ordnungen hingegen ſtehen mit den Eigenthumlich
keiten der teutſchen Civilgeſetzgebung, und der Po
liceyverfaſſung insbeſondere, ſo wenig im Wider—
ſpruch, daß ſie vielmehr in jeder Hinſicht voll—
kommen paſſend ſind. Nur, da die Arten der alt—
romiſchen und der teutſchen Spiele ſo ſehr ver—

ſchieden ſind, mußten billig die Spiele, wobey
J Lei

v) I. z. C. de aleat. Nov. 123. cap. 1o0. Vergl.
Th. 1. S. 61.Vergl. Reuter und Fußknechts Beſtallung v.
1570. Art. 211.: „ESs ſoll auch keiner.weiter dann er baar Geld hat, ſpielen. Wo aber
einer dem andern viel oder wenig auf Borg abge—
winne, ſolle ihm der andere nichts darumb zu
zahlen ſchuldig ſeyn».
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Leibesbewegung oder Uebung der Urtheilskraft
Hauptſache iſt, und die nicht durch unverhaltniß—
maßige, aufs Spiel geſetzte Summen zu Hazard—
ſpielen werden, billig ausgenommen ſeyn
Eine entgegengeſetzte allgemeine Obſervanz in
Teutſchland kann nicht erwieſen werden, und wenn
gleich der Spieler, der verliert, keine beſſere Sache
hat, als der, welcher gewinnt ſo iſt doch
hier der Policeygrund uberwiegend, dem alſo der
ſonſt richtige privatrechtliche Grund “vbi et dantis
et accipientis turpitudo verſatur, repeti non
potelſr auch in Anſehung des Ruckforderungsrech—
tes eines Spielverluſtes, billig weichen muß. Die
romiſchen Policehverordnungen gegen die Glucks—
ſpiele haben ohnehin die Vermuthung des allge—
meinen Gebrauches fur ſich, und muſſen daher ſo
lang angewendet werden, bis gezeigt werden kann,
daß das Gegentheil durch neueres geſchriebenes
oder ungeſchriebenes Geſetz eingefuhrt iſt w).

Jn
Die romiſchen Geſetze machen ſelbſt einen ſolchen

Unterſchied J. 3. C. de alent. Nur ſoll nach dem
Verhaltniß des Vermogens der Spieler nicht zu
hoch geſpielt werden. So mußte z. E. das Bil—
lard nicht ſchlechterdings zu den verworfenen
Glucksſpielen gerechnet, ein maßiger Gewinn
nicht als uneinklagbar betrachtet werden. Ande—
rer Meinung iſt Struben, Rechtl. Bed. Th. 5.
Bed. 9. S. 15. Doch ſcheint in dem dort beruhr-
ten Fall die Billardſchuld ziemlich betrachtlich ge-
weſen zu ſeyn.

Auf dieſe beiden Grunde berufen ſich hauptſach—
lich die teutſchen Gegner der romiſchen Spielge—
ſetze. Sie konnen jedoch ſchwerlich fur hinreichend
geachtet werden.

vw) Voet ad Tit. D. de aleat. n. G. Huber ad d.
tit. n. 6. Wernher. T. 2. P. q. Obſ. 214. Ber-

zer
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Indeſſen ſind meiſtentheils durch die Landes—
policeygeſetze vollſtandige und beſtimmte Verfu—
gungen in Anſehung der erlaubten und unerlaub—
ten Spiele getroffen worden, wovon jedoch man—
che mit den romiſchen Geſetzen in den Hauptpune—
ten ubereinſtimnmen. Nur ſind die verſchiedenen
Arten der Spiele naher angegeben, und ihre Zu—
laſfigkeit iſt haufig nicht blos nach ihrer eigen—
thumlichen Beſchaffenheit, ſondern auch nach den
Standes- und Vermogensverhaltniſſen der Spie—

ler feſtgeſetzt worden. J
Zuvorderſt wird zwiſchen Hazardſpielen—

ſolchen, die von Gluck und Zufall hauptſachlich
abhangen, und wovon gewohnlich die gangbarſten
angegeben werden x), und andern geſellſchaft
lichen Spielen, in welchen der Ausgang ganz oder
doch großtentheils von dem Verſtande und der Ge—
ſchicklichkeit des Spielers abhangt CCommerz—
ſpielen), genau unterſchieden y). Nur jene,
ſo wie alle Wetten beym Spiele, ſind verboten 2).

Doch
ger Oec. iur. Lib. 3. tit. 10o. th. 7. n. 4. Ley-
ier Med. ad Pand. Vol. e. ſpec. 126. in. 3.
Struben Rechtl. Bed. Th. 4. Bed. 131. Ei—

ſenhart Rechtshandel Th. g. n. 8. Putomann
Elem. iur. crim. 547. Quiſtorp peinl. Recht
Th. 1. ſ. a36.

x) Baſſette, Lansquenet. Faraon, Cinq et Neuf,
Quinsze, Paſſe à dix, Quindici, Trente et Qua-
rante, Biribi, (Rouge et noir), Lotto, Criſcha
ken, Wurfeln.y) S. z. E. Churſachſiſches Mandat v. 2o. Dec.
1766. Art. zZ. Schmieder J. 202. G. 10.

2) Churbraunſchw. Verordn. v. 21. Sept. 1770.
Willich II. 54. Churſaächſiſches Mandat.

Art.t. Schmieder J. 2or. Spalcding Repertor.
iur.
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Doch ſollen auch geſellſchaftliche Spiele nicht zu
hoch ſeyn a). Dagegen wird in einigen Geſetzen
ſehr billig auch bey Hazardſpielen auf die Beſchaf—
fenheit der ſpielenden Perſonen, des Einſatzes
und der ubrigen Umſtande Ruckſicht genommen,
um darnach zu beurtheilen, ob ſie aus Gewinn—
ſucht geſpielt werden, und folglich fur unerlaubt
zu halten ſeyen oder nicht b).

Auf die Verletzung der Spielverbote iſt ge—
wohnlich eine hohe Geldſtrafe geſetzt c), die mei—
ſtens fur die, welche Bauk halten fur die bloßen
Mitſpieler, und fur die, welche ihre Zimmer dazu
hergeben, von verſchiedener Große iſt a)J, und
in Anſehung der beiden erſtern ſich manchmahl
nach der Beſchaffenheit des Spieles, der Hohe
des Einſatzes und der Große des aeſuchten uner—
laubten Gewinnes ſich richtet e). Auſferdem
wird auch offentlichen Beamten, welche ſich dem

Ha
iur. Mechlenburg. pag. 364. Faſt alle Policey-
geſetze ſtinmen hierinn uberein. Vergl. Runde
teutſches Privatrecht ſ. 211.

a) S. z. E. Churſachſiſches Mandat Art. 3.
Schmieder J. 20o2. Daurch ein Herzogl.
Braunſchweig. Ediet v. 29. Apr. 1724 wurden

uille Spiele, die uber 2 Thlr. Verluſt nach ſich
ziehen, verboten.

h) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 1298.
O) Nach ehurbraunſchweigiſchen Geſetzen 1oo

Species-Ducaten ad pios uſus. Willich II. 54.
qqh Nach churbraunſchweigiſchen Geſetzen wird

der, welcher Hazardſpiele in ſeinem Hauſe duldet,
beſonders um 100 Rthlr. geſtraft. Wil licha. a. O.

eo9) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 1300. 1301.
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Hazardſpiele ergeben, die Dienſtentſetzung ange—
droht f). Einige Landesgeſetze haben auch die
gemeinrechtlichen Verordnungen gegen die Glucks—
ſpiele ausdrucklich beſtatiget und erneuert 8).
Denjzenigen, welche Hazardſpieler anzeigen, wird
eine anſehnliche Belohnung verſprochen Jn
den badiſchen Landen iſt den gemeinen Un—
terthanen d. h. jedem, der nicht zu den furſt—
lichen Bedienten und den in den Stadten befind—
lichen vorzuglichen Profeſſionsverwandten und
Einwohnern gehort, alles Karten- und
Wurfelſpielen ohne Unterſchied verboten i).

Die Zahlenlotterien (Lotto, Lotto di
Genova) ſind unter allen hazardſpielen die gefahr—
lichſten, verderblichſten und gemeinſchadlichſten.
Der Vortheil, den die Lottocaſſe von den Einſätzen
der Spieler hat, iſt ſo ungeheuer groß k), daß ein

ſol—

H Preuſſ. Landr. Th.2. Tit. 20. J. 1307. Meck-
lenburg. Verordn. v. 3. Dec. 1762. Spalding
Repertor. pog. 365.

g) S. z. E. Churſachſ. Mandat, Art. 4 f.
Schmieder J. 2oz f.

h) Nachder churbraunſchweigiſchen Verordn.
erhult der Denunciant den dritten Theil er ein—

kommenden Strafgelder. Willich Il. 55.
i) Gerſtlacher Samml. d. badiſchen Geſetze III.

iGo:-166. Jnhalt der badiſchen Geſeßgeh. S. z24f.
Die Caſſe gewinnt auf ſimple und beſtimmte Aus—

zuge 16 Procente, auf Amben 37, auf Ternen 54,
auf Quaternen 88. Gegen einen Tre ffer der erſten
Art ſind 17 Nieten, der zweyten Art 399, der
dritten 11747, der vierten z11037. Putter uber
die Rechtmaßigkeit der. Lotterien, inſonderheit der

Zah
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ſolches Spiel in wahren Betrug ausartet, und
das um ſo mehr, je ſorgfaltiger man das richtige
Verhaltniß verheimlicht, nur die gezogenen Ge—
winne mit Pomp offentlich bekannt macht, die
zahlloſe Menge der Rieten aber verſchweigt, und
ſo das unwiſſende Volk zum Einſetzen reitzt. Die—
ſer Reitz iſt um ſo gefahrlicher, je mehr durch die
Moglichkeit auſſerſt geringer Einſatze das Spiel
erleichtert wird. Auch wird er dadurch verſtarkt,
daß das Spiel oft wiederhohlt und heimlich getrie—
ben werden kann. Die verfuhreriſchen Reitze des
Lottoſpiels haben in vielen teutſchen Staaten die
Moralitat, den Wehlſtand und die Zufriedenheit
des Volkes auf eine furchterliche Weiſe untergra—
ben und die edelſten Krafte deſſelben zerſtort D),
wovou ſich auch nach der Aufhebung des Lotto noch
lange Zeit.die unglucklichen Wirkungen erhielten.
Die Zahlenlotterien ſind folglich hochſt gemein—
ſchadlich, und konnen mit offentlicher Treue und

Glau—

Zahlenlotterien oder des ſogenannten Lotto. ſ. XIV.
XV. in d. Erorterungen J. 484 f.

„H Dieſe traurige Erfahrung muſſen alle Regierun—
gen einruaumen, welche das Lotto einige Zeit dul—

deten. »Es habe, ſagt der H. v. Wirtemberg
bey deſſen Aufhebung, einen ſehr nachtheiligen
Einfluß in mancherley Betracht auf das Publicum
und die Wohlfurth der Unterthanen gehabt; es
ſey dadurch eine allgemeine Zerruttung angerichtet
worden; auſſer der ganzlichen Abſchaffung ſey
kein anders Mittel, um dieſem zu faſt unerſetzli—
chen ſchlimmen Ausbruchen bereits angeſtiegenen
in die hochſte Landespoliceyverfaſſung ſo tief ein—
greifenden Unweſen Einhalt zu thun». Die Stande
des frankiſchen Kreiſes erkennen in einem offentl.
Patente die peſtartige Schadlichkeit des grundver—
derblichen Lottoſpiels.
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Glauben nicht beſtehen. Sie privilegiren ware
offenbarer Mißbrauch der landesherrlichen Ge—
walt m), welchem die Reichs-Policeygeſetzgebung
durch ein allgemeines Verbot vorzubeugen wohl
befugt ware n).

Die Kreispoliceyh hat ſich, ſo viel we—
nigſtens von Einem Reichskreiſe bekannt iſt, der
Sache ernſtlich angenommen. Eine Verordnung
des frankifchen Kreiſes verbietet alle Zahlen—
und Wettlotterien, ſelbſt  die minder ſchadlichen
Claſſenlotterien o), nur leider nicht ganz. mit
einem vollſtandig glucklichen Erfolge. Von ein—
zelnen Landes-Policeyverordnungen gegen die
Zahlenlotterien konnen hier ruhmliche Beyſpiele
angefuhrt werden, von Churſachſen p)—
Wirtemberg q), Churtrier r), Sach—
ſenmeinungen 5), Reuß-Plauennnh),
Heſſen-Caſſel.u), hamburg v), Winds—

heim

uu) Putter a. ar O. J. XVI. XXXIVC G. äge f.
Nunde teutſches Privatrecht C. 212.n) Putter a. a. O. XLA-XAII. S. goũ f.

o) Patent v. 18. Dec. 1787. Journ. v. u. f. Deutſchl.
1787. II. az9 f.p) 1720. Schmieder. J. 498. II. 1294.q) 1779. Schlozers Briefwechſel LXV. 18 f.

1) 1784. Journal' v. u. f. Teutſchl. 1784. II. 179.
Die Landſtande mußten aber eine Entſchadigung
dafur bewilligen.

2) 1784. Journal v. u. f. Teutſchl. 1785. J. 253.
Erneuert 1800, 10. Jun. Reichsanzeiger 1800.
N. 38.

t) 1785. Teutſcher Zuſchauer III. z32.
u) 1785. Journ. v. u. f. Teutſchl. 1785. II. z51.

v) 1785. Beckmann Samml. V. 95
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heim w), Hildesheim »x), Nordhauſeny»),
Wirzburgz), Brandenburg-Ansbacha),
Braunſchweigb), Salzburge), Schwar—
zenberga), Sachſen-Gotha und Alten—
burg und Anhalt- Zerbſt e). Jn den
churbraunſchweigiſchen Staaten ſind die
Zahlenlotterien dadurch von ſelbſt verboten, daß
Sammlungen zu fremden Lotterien in der Regel
nicht Statt haben, im Lande ſelbſt aber eine Zah—
lenlotterie nicht zugelaſſen wird f).

Von den Zahlenlotterien oder dem Lotto di
Genova ſind die andern Lotterien, wo das Ver—
haltniß zwiſchen Gewinn und Verluſt bey weitem
nicht ſo ungleich, als bey jenen iſt, und auch auf
keine Weiſe verheimlicht wird, ſehr verſchieden.

Dennoch iſt ihre Unſchadlichkeit nichts weniger,
als unbeſtritten 8). Auch ſind ſie in verſchiedenen
Lrandern, ſo gut wie die Zahlenlotterien, ver—
boten.

Da
w) 1785. Journ. v. u. f. Teutſchl. 1785. II. 170.
x) 1786. Daſ. 1786. J. 188.
y) 17856. Daſ. 1786. J. z51.
2) 1786. Beckmann Samml. VIII. 113.
2) 1787. Journ. v. u. f. T. 1787. II. 142.
b) 1787. Daſ. II. a38.
o) 1787. Daſ. J. Go.

d) 1787. Daſ. J. 62.
e) Putter a. a. O. XXXIX. G. 5on.

H S. Willich J. 854 f.
z) Vergl. Chriſt. Frid. Ro fcher von dem verderb-

lichen Einflußß des Lotterieweſens auf den Staat.
Leipz. 1795.

v. Bergs Policeyt. 2. Th. R
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Da jedoch ihr politiſcher Werth nur beſtrit—
ten, ihr politiſcher Un werth nicht ſo, wie bey den
Zahlenlotterien, offenbar erwieſen iſt: ſo hangt
es von dem Ermeſſen jedes Landesherrn ab, ob
er in ſeinem Lande dergleichen Lotterien zulaſſen
will oder nicht. Dabey verſteht es ſich jedoch von
ſelbſt, daß den Unterthanen keine Looſe aufge
drungen werden durfen, wenn gleich der Ertrag
der Lotterie zu noch ſo wohlthatigen Zwecken be—
ſtimmt ware. Ohne. landesherrliche. Erlaubniß
darf ohnehin keine Lotterie errichtet werden; ehe
dieſe jedoch ertheilet wird, muß der Plan der

Lotterie ſorgfaltig gepruft, und, wenn ſie Verſtaf-
tet wird, fur die genaue Befolgung deſſelben durch
landesherrliche Aufſicht geſorgt werden n). Auch

kann das Einlegen in fremde Lotterien und das
Collectiren fur ſie, mit oder ohne Ausnahme, ver—

J J

Privatlotterien fur einzelne Gegenſtande,
Ausſpielgeſchafte k) aller Art werden billig der
Policeyaufſicht unterworfen und ohne obrigkeit
liche Erlaubniß nicht verſtattet Jn den chur—

braun—

h) Putter a. a. O. ſ. II-VI. S. a76. Moſer
v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 485.

i) Jn den churbraunfchweigiſchen Staaten
iſt das Sammeln fur auswartige, nicht nahment—
lich ausgenommene Lotterien, bey t1oo Rthlr.
Strafe verboten. Willich I. 855.

x) Grolmann Verſuch einer Entwickelung der recht—
lichen Natur des Ausſpielgeſchaftes. Gießen 1797.

Hh S. z. E. Churſachſiſches Generale v. 18. Febr.
1784. Schmieder lII. 1217.
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braunſchweigiſchen Staaten ſind Privatlot—
terien und Ausſpielungen bey Verluſt der Einſatze
und der auszuſpielenden Sachen, welche zur Hatfte
dem Denuncianten und zur andern Halfte der Ar—
mencaſſe zugetheilt werden, unterfagt, woneben
noch derjenige, welcher in ſeinem Hauſe eine ſolche
Ausſpielung geſchehen laſſet, mit einer Geldſtrafe
von zehen Thalern belegt wird m).

m) Willich III. z84. Hann. Anz. 1795. St. g5.

53*. DritttJiL
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260 Biuch III. Abſchn. 25.Hauptſt. 4.

J Dritte Abtheilung.
Recht der Geſindepolicey.

a tnt t
1. Recht der Geſindepoliceh uiberhaupt. JJ. Geſindedrdnun

gen. III. Aufſicht uber das Geſindeweſen. JV. Vorkchrungen
gegen den Mangel an gutem Geſinde. V. Gelſlindemackler.
VI. Miethzeit. VII. Miethgeld. Lohm r dc. Pttichten des
Gefindes. JX. Verfahren gegen: ſchlechte Geſindes. Zauchti—
gungsrecht. X. Phfichten der Herrſchaft.

r

1. Die rehhtlichen Verhaltniſſe der Herrſchaften und

des Geſindes beruhen ihrer Natur nach auf dem
Miethvertrage, und hiernach ſcheinen ſie lediglich
ein Gegenſtand der Civil-Juſtizgewalt zu ſeyn m).
Beide Theile mogen unter einander nach Gutbefin
den uber ihre gegenſeitigen Rechte und Pflichten
ubereinkommen, oder, wenn ſie das nicht wollen,
die Verordnungen des gemeinen Rechts ſich ge—
fallen laſſen. Warum ſoll die Policey bey dieſem
Zweige des hauslichen Geſellſchaftsrechts beſon
dere Verfugungen zu treffen ſich herausnehmen?
Allenfalls, konnte man ſagen, iſt es Sache der
Cwil- Geſetzgebung, die Lucken, die in den vor
handenen Geſetzen bemerkt werden, auszufullen,
und die rechtlichen Grundſatze zu beſtimmen, die
in dem Falle angewendet werden ſollen, wenn
die Partheyen nichts beſonders unter ſich verab—
redet haben.

Al

n) Vergl. Th. J. S. 131 f.
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Allein dieſe Sorgfalt der Cwil-Geſetzgehung
iſt hier nicht hinreichend. Die eigenthunliche Be—
ſchaffenheit des Geſindeweſens erfordert zur Ver—
hutung vieler gemeinſchadlichen Uebel genaue Be—
ſtimmungen deſſen, was, auſſer den rechtlichen
Wirkungen des Miethvertrages, von Herrſchaft
und Geſinde geſchehen muß oder geſchehen
darf.

Der Beyſtand des Geſindes iſt ein aligemei—
nes Bedurfniß fur beynahe jede Haushaltung.
Mangel an Geſinde iſt nicht nur fur alle, die deſ—
ſen bedurfen, hochſt beſchwerlich, ſondern auch
dem Nahrungsſtande hinderlich. Faule, lieder—
liche, trotzige, zankiſche, ungehorſame, ungetreue
Dienſtboten gehören unſtreitig zu den großten Pla-
gen, die das hausliche Leben treffen konnen, und
haben gewiß auf den hauslichen Wohlſtand den
nachtheiligſten Einftuß. Uebertriebene Steigerung
des Geſindelohns kann endlich in eine Art betru—
geriſchen Wuchers auekarten, gegen den der Ein—
zelne, der einmahl ſchlechterdings Geſinde haben
muß, ſich nicht ſchutzen kann. Bloße, ſtrenge Er—
fullung der Verbindlichkeiten, die der Miethver—
trag. auflegt, kann ſehr oft. hochſt unbillig gegen
die Herrſchaft oder gegen das Geſinde ſeyn. Auch
iſt zur Erhaltung der hauslichen Ordnung das ver
tragsmaßige Verhaltniß offenbar nicht hinreichend.
Dem Dienſtherrn kann eine Art hausvaterlicher
Gewalt kaum abgeſprochen werden. Aber gegen
die Mißbrauche derſelben muß das Geſinde Schutz
erhalten.

R 3 Alle
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Alle dieſe und ſo manche andere, in der
Folge noch zu beruhrende Gegenſtande bezie—
hen ſich doch offenbar nur darauf, daß durch die
Mangel und Gebrechen des Geſindeweſens die
hausliche Ordnung nicht geſtort, der Wohlſtand
der Burger nicht untergraben, der hausliche Fleiß
nicht gehindert, und ſomit die reichhaltigſte Quelle
des offentlichen Wohlſtandes nicht verſtopfet, folg—

lich eine Reihe gemeinſchadlicher Uebel glucklich
verhutet werde. Und dafur Sorge zu tragen, iſt
Pflicht der Geſindepolicep.

Es

Die Hauptpuncte ſind ſehr treffend geſchildert in
dem Eingange der Osnabruckiſchen Geſin—
deordnung vom Z3. Marz 1766. “Man habe, heißt
es, aus verſchiedenen vorgekommenen Klagen und
Berichten mißfalligſt vernommen, daß Herren und
Frauen oder Wirthe und Wirthinnen, welche eini—
ges Geſinde halten, ſich vielfaltig die Dienſtboten
einander durch allerhand Verſprechungen abſpen—

.ſtig machen, dieſerhalb ſich an keine ſichere Mieth—
zeit, vielweniger an ein gewiſſes Miethgeld oder
Zahrlohn binden, das Geſinde ſowohl dadurch,
als durch Verſtattung mehrerer Freyheit, mie auch
mit Eſſen und Trinken, Thee und Caffee verwoh—
nen, und ſolchergeſtalt oftmals einem geringern
Nachbar, allezeit aber gewiß ſich ſelbſt und dem
gemeinen Weſen ſchaden; im Gegentheil aber auch
die Dienſtboten ein ubermaßiges Lohn und Dienſt—
geld fordern, oftmahls von, mehreren Herren ein
Dienſtgeld annehmen, ſich hernach den beſten wah—
len und ohne Noth von einem zum andern laufen,
oder doch ſich auſſer der gewohnlichen Zeit vermie—
then, und dadurch zu allerhand Unordnungen Ge—
legenheit geben?. Beckmann Samml. auserle
ſener Landesgeſetze IV. 121.
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Es iſt alſo kein Eingriff in die Rechte der
Civil-Juſtizgewalt, wenn das Geſindeweſen der
Obſorge der Policeh uberlaſſen wird, wobey es
ſich ohnehin von ſelbſt verſtehet, daß bloß privat—
rechtliche Verhaltniſſe zwiſchen Herrſchaften und
Geſinde, ſo wie die Policeyverhaltniſſe, welche
ſich zu juſtizmaßigen Policeyſachen o) qualifieiren,
dem Wirkunagskreiſe der Juſtizgewalt nicht entzo—
gen werden konnen p).

Durch die Policeygewalt werden in Anſehung
des Geſindeweſens theils Anſtalten zur Aufſicht,
zur Erleichterung des Miethens und Vermiethens,
zur Erhaltung. der Ordnung u. ſ. w. getroffen,
theils Verordnungen erlaſſen, welche die Verhu—
tung oder Abſtellung der Mangel und Gebrechen
im Geſindeweſen zum Zwecke haben. Sind die
verſchiedenen darauf ſich beziehenden Vorſchriften
in Ein Geſetz zuſammengefaßt: ſo wird daſſelbe
Dienſtboten- oder Geſindeordnung)
genannt. Die Geſindeordnungen ſind aber ent—

R4 weder
0) GS. Th. J. S. 133 f.
p) Ueber das Geſindeweſen uberhaupt ſ. Krunitz

Geſindeweſen nach Grundſatzen der Oeconomie und
Policey. Berlin 1779; und deſſelben Encyclopa—
die XVII. 565. Joh. Lor. Dorn ausfuhrl. Abh.
des Geſinderechts. Erlangen 1794. Heumann ius
pol. ſJ. 185.
Von der Beſchaffenheit quter Geſindeordnungen,
deren Promulgation und Vollſtreckung ſ. Dorn
Geſinderecht F. Z6-38. S. 79 f. Vergl. Clap—
roth Entwurf einer Geſindeordnung, in ſeinem
Entwurfe eines Geſetzbuches S. biuf.
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weder allgemeine, oder beſondere fur eine einzelne

Provinz oder Stadt, indem naturlicher Weiſe die
Localverhaltniſſe, beſonders in großeren Stadten,
manche beſondere Verfugungen nothwendig ma—

chen. Sie werden nicht nur offentlich angeſchla—
gen, ſondern es wird manchmal auch den Dienſt—
herren die (bey ofterem Geſindewechſel ziemlich
beſchwerliche) Verbindlichkeit auferlegt, ſie auf
ſeie Koſten jedem Dienſtboten zuzuſtellen q).

Die Reichs- Polieepgeſetze machen es jeder
Obrigkeit zur Pflicht, in ihrem Gebiete eine zweck—
maßige Geſindeordnung abzufaſſen, und ſelbſt die
benachbarten Kreiſe ſollen daruber mit einander
rathſchlagen und zu einer gemeinſchaftlichen Ord

nung ſich vergleichen r). Allerdings wurde dieß
fur das Ganze ſehr heilſam und der landesherrli-
chen Policeygewalt unnachtheilig ſeyn. Allein auch
dieſer Wunſch der Reichspolicey war, wie ſo man
cher andere, vergeblich.

Jn mehreren teutſchen Landern haben die
Landſtande, beſonders in alteren Zeiten, die Ab—
faſſung der Geſindeordnungen aufs eifrigſte betrie—
ben, auch wohl derſelben ſich ſelbſt unterzogen und
ſie ſodann der landesherrlichen Beſtatigung unter

wor

q) S. z. E. Braunſchweigiſche G. O. ſ. 22.
r) R. P. OD. v. 1530. Tit. 21. ſJ. 2; v. 1348.

Tit. 24. F. 2; v. 1577 Tit. 25. J. 2. Reichsſchluß wegen der Handwerksmißbrauche von 1731.

Art. 15. Gerſtlacher Handbuch der teutſchen
Reichsgeſeße IR. 1332. 13zs
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worfen s). Jm Allgemeinen kann ihre Befugniß,
den Landesherrn um ein ſo nukliches Geſetz zu bit
ten, nicht bezweifelt werden; ihre Theilnahme
an deſſen Abfaſſung hangt jedoch von der beſondern
Landesverfaſſung ab t).

Es fehlt ſchwerlich irgend einem teutſchen
Lande an Verordnungen uber das Geſindeweſen.
Sie ſind theils einzeln, theils verbunden mit den
Policeyordnungen, erſchienen, und ſelten rein po—
liceymaßig, ſondern haufig mit bloß privatrechtli—
chen Beſtimmungen vermiſcht. Auch fehlt es nicht

an allgemeinen Geſindeordnungen, wovon Mo—
ſerun), Fiſcherv), Heumann w), Kru—
nitz x) und Dorn y) weitlaufige, aber freylich
nicht vollſtandige Verzeichniſſe gegeben haben. Zu
den ausfuhrlichſten und brauchbarſten Geſinde—
ordnungen gehoren die Preuſſiſchen 2), die
Chur ſachſiſche a), die Heſſen-Caſſel—
ſche b), und die Herzoglich Braunſchweigi—

R5z— ſche
2) Beyſpiele ſ. Moſer von der Landeshoheit in Po—
licehſachen S. 6. Den Mecklenburg. Land—

tag f. d. J. 1798. S. 24. 27.
t) Th. 1,/ G. 191 f.
u) a. a. O. G. gö. 97.
v) Cameral- und Policeyrecht J. 852 f.

w) Ius polit. p. 228. 229.
x) Encyclopadie XVII. 695.
y) Geſinderecht ſ. 8-12. G. 28 f.
2) Krunitz a. a. O. S. 696. Vergl. Preuſſ.

Landr. Th. 2. Tit. 5.
a) Schmieder J. 51.
b) Samml. d. Heſſen-Caſſel. Ordn. IV. 410. V.

37. VI. 14
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ſcheſc). Fur diehurbraunſchweig-Lune—
burgiſchen Lande iſt im Jahr 1732 eine vor—
treffliche Verordnung wegen des Betragens der
Dienſtboten gegen ihre Herrſchaft und des her—
renloſen Geſindes ergangen d).

Sobald die Ordnung im Geſindeweſen als
eine offentliche Angelegenheit betrachtet wird und
betrachtet werden muß, darf die Erhaltung der—
ſelben dem gewohnlichen Gange der Privatſtreitig—
keiten nicht uberlaſſen, ſondern ſie muß durch eine

genaue und beſtandige Aufſicht und Lei—
tung beſorgt werden.

Jm Allgemeinen liegt dieſe denjenigen Colle—
gien ob, welche die Landespoliceh verwalten, und
im Einzelnen den ihnen untergeordneten Policet—
behorden, Magiſtraten und Amts- oder Gerichts—
obrigkeiten, die dann wieder die ihnen zugegebe—

nen Unterbedienten dabey gebrauchen. Dieſe
muſſen insbeſondere auf die im Geſindeweſen vor—

fallenden Unordnungen ſorgfaltig Acht haben, und
ſie zur ſchleunigen, von Amts wegen zu verfu—
genden Abſtellung der Behorde anzeigen. Die
Denuncianten erhalten zu ibrer Aufmunterung
gewiſſe Denunciationsgebuhren

Jn

c) Leipz. Samml. 1760. S. Zab f.

d) Willich J. z81.
2) G. z. E. Chur braunſchweig. Verordn. v. 28.

Marz 1732. C. zo. Willich J. 595. Vergl.
Dorn a. a. O. J. 214. S. 530. 531.
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Jn einigen großeren Stadten Teutſchlands
ſind eigene Geſindeamter beſtellt, welche nicht
nur die Aufſicht uber das Geſindeweſen fuhren,
ſondern auch die in Geſindeſachen vorkommenden
Streitigkeiten entſcheiden. Bey ihnen muſſen in
der Regel alle Geſindeſachen angebracht werden,
und ihre Policey- und Civilgerichtbarkeit in dieſen
Sachen erſtreckt ſich uber alle Dienſtboten, ſie
mogen dienen, bey wem ſie wollen e).

Alle Geſindeſachen muſſen ſumma—
riſch behandelt werden und ſind gewohnlich
frey von Gerichtsgebuhrensg). Durch
die ehurbraunſchweigiſchen Geſetze iſt
ausdrucklich verordnet, daß ſie ohne alle Weitlau—
figkeit und Abforderung oder Erlegung einiger
Gerichtsſporteln aufs kurzeſte abgethan werden
ſollen b). Unter der Sportelnfreyheit iſt auch die
Frepheit von Fiscigebuhren mit begriffen. Wenn
aber in Dienſtbotenſachen die Acten verſchickt
werden, ſo muß die Erſtattung der auswartigen
Urtheilsgebuhren nach den gewohnlichen Grund—
ſatzen geſchehen. Nicht weniger muß bei Coneur

ſen, wo ruckſtandiger Lohn oder Koſtgeld gefor—
dert

e) Die ſehr zweckmaßige Einrichtung im Preuſſi.

ſchen ſ. Krunitz Encyclopadie XVII. agqg f.
Fiſcher Cameral- und Policeyrecht J. 875. Vergl.
Dorn a. a. O. ſ. 211. 212. S. 523 f.

H Claproth Summar. Proc. J. 2. 4. Dorn a. a.
O. ſ. 213. S. 526 f.

z) Claproth a. a. O. ſ. 4. Note g. Dorn
J. 214. G. 530o f.

h) Verordn. v. 28. Marz 1732. J. 11. Willich J.
588. 589.
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dert wird, der Contradictor ſeinerſeits die ord—
nunagsmaßigen Gebuhren erlegen. Auch iſt die—
jenige Partey, welche in einer Geſindeſtreitigkeit
zur Erſtattung der auſſergerichtlichen Koſten ver—
urtheilt worden iſt, in Anſehung der dieſer Ko—
ſten halber weiter ergehenden gerichtlichen Verfu—
gungen nicht ſportelfreh i). Aus dieſer beſonde—
ren Beſtunmung erhellet, daß die Sportelkrey—
heit nur alsdann Statt hat, wenn bey einer Ge—.
findeſache das Jntereſſe der Geſindepolicey mit in
Betrachtung kommt, daß ſie hingegen hinweg—
fallt, ſo bald das Privatintereſſe der Parteyen al—
ein in Frage iſt.

Die Geſindepolicey muß vor allen Dingen
dem Mangel an gutem Geſinde vorzubeu—
gen und abzuhelfen ſuchen. Da der Geſindeman—
gel zur ubermaßigen Steigerung des Geſindelohns
hauptſachlich beytragt, und dadurch das Publieum
in Gefahr geſetzt wird, durch uberſpannte, unbil—
lige Forderungen betrogen zu werden: ſo muß
ſchon die Eigenthums- Sicherheitspolicey dafur
Sorge tragen, daß es ſo wenig gls moglich an
Leuten fehle, die zum Dienen geſchickt und willig

ſind. Mehrere in dieſer Hinſicht getroffene Ver—
fugungen ſind daher bereits angefuhrt worden k),
deren erwunſchte votlſtandige Wirkſamkeit jedoch
nicht mit Unrecht bezweifelt wird N.

Iſt

y) Erlauternde Verordn. v. 27. Nov. 1780. PWil—
lich II. 6oz. Goa.

Kk) Th. 1. G. 34a6 f.
N Vergl. Dorn a. a. O. ſ. 22-28. S. z0 f. Hier

findet man auch mancherley Vorſchlage zur Ab—
wendung der Geſindenoth.
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Jſt.es ſchwer, den Geſindemangel uberhaupt
zu verhuten, ſo iſt es unſtreitig noch weit ſchwe—

rer, dem Manael an gutent Geſiude vorzubeu—
gen und abzuhelfen. Die Erziehunags-Unter—
richts- und Sittenpolicey muſſen das meiſte thun,
und in dieſer Hinſicht ſind zahlreiche Vorſchlage
zu einer allerdings hochſt wunſchenswerthen WVer—
beſſerung des Geſindes gemacht m), wenige aber
ausgefuhrt worden.

Wenn genaue und wahrhafte Zeugniſſe von
dem Verhalten der Dienſtboten ausgeſtellt werden,
und darauf bey der Annahme derſelben ernſtllch
Ruckſicht genommen wirdz; wenn aüf Verfuhrer
des Geſindes ein aufmerkfames Auge gehalten und
gegen ſie mit nachdrucklicher Ahndung verfahren
wird; wenn dagegen gutes, treues Geſindẽe offent—
lich belohnt wird: ſo konnen davon ſchon manthe
heilſame Wirkungen erwartet werden.

Die Reichs-Politeyordnungen, ſo wie die mei—
ſten Landes-Policeygeſetze, wollen, daß kein Dienſt
bote ohne em wahrhaftiges Zeugniß wegen
ſeines Verhaltens (Dienſtbotenabſchied,
Dien ſtſchein, Geſindeerlaſſungsſchein)
weder entlaſſen noch angenommen werde, damit

eines

mi) Dorn arna. O. S. 74. Note u. und deſſen ei—
gene Gedanken uber die Beſſerung des Geſindes
S. 71 f. Vergl. Patriotiſcher Aufruf und herz—
liche Bitte um baldige Einrichtung einer zweckmäßi—
gern Geſindepolicey. Helmſt. 1798.

n) R. P. O. v. 1530. Tit. 21. J. 13 v. 1548. Tit. 24.
C. 1; v. 1577. Tit. 25. J. 1. Gerſtlacher
Handb. d.t. Reichsgeſetze X. 1332.
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eines Theils die Herrſchaft geſichert ſey, gutes und
redliches Geſinde in Dienſt zu bekommen, andern
Theils aber das Geſinde deſto eher bewogen werde,
ſich bey ſeiner Herrſchaft wohl aufzufuhren o).
Nach den churbraunſchweigiſchen Geſetzen
muſſen die Dienſtboten bey ihrer Entlaſſung ein

Zeugniß ihres Wohlverhaltens und daß ſie. zu
xechter Zeit ihrer damahligen Herrſchaft aufgeſagt
haben, ſich ertheilen laſſen, welches ihnen ohne hin—
reichenden Grund nicht verweigert werden darf
Dieſes muſſen ſie da, wo ſie. einen neuen Dienſt
ſuchen, vorzeigen, und njemand darf ſie ohne ein

ſolches Zeugniß in Dienſt nehmen. Wer ein fal—
ſches Zeugniß ausſtellt, wird mit einer willkuhrli—

then, anſehnlichen Geldſtrafe “n) belegt pp.

Die Verfuhrung des Geſindes zu Aus—
ſchweifungen, Untreue, Widerſetzlichkeit und Un—

ge
a): Krunitz a. a. O. S. 570f. Dorn a. a. O.

J. 65-70. S. 158 f.q) Jſt der, welcher das Zeugniß ausſtellen ſoll, bes

Schreibens unerfahren, oder ein Bauer: ſo inuß
er bloß auf mundliche Nachfrage auch mundliche,
wahr- und gewiſſenhaften Antwort ertheilen.“
Vergl. Dorn a. a. O. S. 160.

»5) Wird die Herrſchaft, die auf das Zeugniß hin
einen Dienſtboten angenommen hat, durch eine ver—
ſchwiegene ſchlimme Eigenſchaft c. deſſelben in

Schaden geſetzt: ſo muß ſie nach einigen Verord—
nungen durch den Ausſteller des unrichtigen Zeug—
niſſes entſchädiget werden. Preufſ. Landr.
Th. 2. Tit. 5. J. 174. Sachſenn-Coburg.
G. O. 23. Heſfen-Caſſel. G. O. L. 4.
u. a.m. Dorn a. a. O. S. 162. Note 5.

p) Verordn. v. 28. Marz 1732. F. 4. 5. 6. Wil—
lich J. 385. 686.
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gehorſam verdient die ſorgfaltigſte Aufmerkſam—
keit der Geſindepoliteh. Die churbraun—
ſchweigiſchen Geſetze bedrohen Jeden mit Geld—
oder Leibesſtrafe, der einen Dienſtboten verführt,
ihn, wenn er ſeiner Herrſchaft entlauft, wiſſent—
lich aufnimmt, oder ihm ſonſt Vorſchub thut, und
noch ſtrenger ſollen Dienſtboten beſtraft werden,
die unter einander zu pflichtwidrigen Handlungen
ſich verleiten q).

In einigen, aber leider bey weitem nicht in
allen teutſchen Landern iſt auch fur die Beloh—
nung ausgezeichneter Dienſttreue ge—
ſorgt. Theils erbalten Dienſtboten, die eine
lange Zeit bey einer Herrſchaft allein treu gedient
haben, eine beſtimmte Geldſumme; theils wird
ihnen das Burgerrecht unentgeldlich ertheilt, theils

auf den Fall, wenn ſie nicht mehr dienen konnten,
vorzugliche Unterſtutzung zugeſichert r).. Jn den
meiſten Stadten der churbraunſchweigi—
ſchen Lande iſt es hergebracht, daß ſolchen ver—
dienten Dienſtboten, wenn ſie das Burgerrecht
verlangen, die Burgergelder ganz oder zum Theijl
nachgelaſſen werden, welches durch ausdruckliche
ländesherrliche Genehmigung beſtatiget iſt

Zur Erleichterung des Miethens und Ver-V.
miethens der Dienſtboten werden, vorzuglich in

groö—

q) Daf. J. 13. 14. Willich J. z90. Vergl. Dorn
a. a. O. J. 1o6. 107. S. 274 f.

n) Dorn a. a. O. .ſ. 198. S. 493.
8) Verordn. v. 28. Marz 1732. J. 23. Willlich

I. 592.
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großeren Stadten, gewiſſe Perſonen mannlichen
oder weiblichen Geſchlechts beſtellt, welche dabey als

Unterhandler gebraucht werden konnen, Ge—
ſindemackler oder Macklerinnen, in eini—
gen Gegenden auch Geſindevermiether,
Knechtevater und Magdemutter, Zu—
bringerinnen, Tandlerinnen genanntt).

Sie werden in der Regel von der Policeyobrigkeit
veſtellt, mit einer Jnſtruetion verſehen und auf
deren getreue Beobachtung beeidiget. Auch wird
ihnen fur ihre Bemuhung eine von Dienſthoten
und Herrſchaften zu leiſtende billigmaßige Beloh—
nung bewilligt. Auſſer ihnen darf ſich alsdann
Riemand mit Geſindemackeln abgeben.

Jhre aus der Natur ihres Geſchaftes fließen
den Verbindlichkeiten beſtehen darinn, daß ſie
Dienſtboten und Herrſchaften, die ſich bey ihnen
melden, ihre Dienſte bereitwillig gegen die vor—
ſchriftsmaßige, willkuhrlich nicht zu ſteigernde Gr
vbuhr leiſten, nach den Perſonen, die durch ihre
Vermittelung in Dienſte kommen wollen, und
insbeſondere, ob ſie nach den geſetzlichen Vor—
ſchriften ſich zu vermiethen berechtiget ſind, ſich
ſorgfaltig erkundigen, und den Herrſchaften, wel—
chen ſie Dienſtboten vorſchlagen, die Eigenſchaften

derſelben getreulich und nach ihrem beſten Wiſſen
anzeigen, widrigenfalls ſie fur den durch wiſſent-

liche Empfehlung untauglicher oder untreuer
Dienſtboten veranlaßten Schaden haften muſſen,
ubrigens aber Geſinde, welches ſchon in Dienſten

ſteht,

t) Dorn a. a. O. 61. 62. S. 136. Fiſcher
Cameral:- und Policeyrecht J. 858.
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ſteht, unter keinerley Vorwand zur Annehmung
anderer Dienſte anreitzen durfen u).

Dieſe Anſtalt hebt jedoch die Befugniß der
Herrſchaften, ſich ſelbſt nach brauchbarem Geſinde

zu erkundigen, und der Dienſtboten, ſich ohne
Beyſtand eines Gefindemacklers zu vermiethen,
nicht auf; ſondern ſoll nur zu mehrerer Bequem—
lichkeit und Sicherheit beider Theile dienen 9).

Nach der Natur des Miethvertrages hangt Vr.
es lediglich von den vertragſchließenden Theilen
ab, zu welcher Zeit und auf wie lange
ſie ihn eingehen wollen. Da aber dadurch vie—
lerley Unordnungen und Verwirrungen veran—
laßt werden konnen: ſo iſt die Geſindepolicey
berechtiget, durch beſtimmte Vorſchriften denſel—
ben ſoviel moglich vorzubeugen.

Jn dieſer Abſicht werden gewiſſe Mieth—
und Loskundigungszeiten v)feſtgeſetzt, wie
z.B. in den ehurbraunſchweigſchen Lan—
den in Anſehung des ſtadt iſchen Geſindes die
vier Quartale: Oſtern, Johannis, Michaelis und
Weyhnachten. Auf dem Lande inuß ein Vierteljahr

und

u) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. 14 f.
Krunitz a. a. O. S. 576 f.
Jn Churſachſen iſt die Verfugung getroffen,
daß man bey jeder Ortsobrigkeit von dienſtſuchen—
dem Geſinde unentgeldliche Nachricht erhalten kann.
Dagegen iſt alles Geſindemackeln bey Gefang—
nißſtrafe verboten. Geſindeordn. v. 1769.
Tit. 1. ſ. 4. 5. 6G. Schmieder J. 54. 55.

v) Dorn a. a. O. ſ. 71. 72. S. 172.
v. Bergs Politeyr. Th. 2.
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und vierzehen Tage, in den Stadten vierzehen
Tage vor dem Ablaufe der Dienſtzeit von einem
oder dem andern Theil aufgekundigt werden.
Geſchieht dieß nicht, ſo dauert die Dienſtzeit noch
ſo lange, als nach den verſchiedenen Verhaltniſſen
der Dienſtboten ihre kurzeſte Dauer geſetzlich
beſtimmt iſt. Die kurzeſte Dauer der Dienſt—
zeit, welche verabredet werden darf, iſt aber nach
churbraunſchweigiſchem Rechte bey einer
Dienſtmagd in der Stadt wenigſtens ein halbes
Jahr, bey einem Bedienten und Knechte in der
Stadt, ſo wie ben Ackerknechten und Dienſtmag—
den auf dem platten Lande, ein ganzes Jahr w).

Die Falle ſind nicht ſelten, daß Dienſtboten,
die ſich vermiethet haben, zur beſtimmten Ein—
trittszeit ausbleiben und den Vertrag zu erfullen
ſich weigern. Geſchieht dieß ohne erhebliche Ur—

ſachen'*), ſo verſtarkt gewohnlicher Weiſe die
Geſindepolicey die gemeinrechtlichen Hulfsmittel,
welche dem Dienſtherrn zu Gebote ſtehen, durch
Strafverordnungen, umrdem nur zu allgemeinen
Leichtſinne des Geſindes in dieſem Puncte deſto
nachdrucklicher vorzubeugen. Die Strafe wird

noch

w) Perordn. v. 28. Merz 1732. ſ. Z. Villichl.
584. Jn Anſehung der Ackerknechte und Dienſt—
maade auf dem platten Lande iſt es bey dem
an jedem Orte ublichen Termine gelaſſen worden.

Dieſe ſind nach churbraunſchweigiſchem
Recht: Krankheit, wirkliche, conſtitutionsmaßige
Eheverlobung, oder ſonſt bevorſtehendes Gluck, wobey
lein Verzuq ohne Nachtheil Statt hat. Jn jedem
Fall muß aber das Hinderniß ungeſaumt angejeigt
werden. Angef. Benordn. g. J. Willich J. 587.

Vergl. Dorn a. a. O. ſ. 177 f. S. 447.
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noch erhohet, wenn ſich ein Dienſtbote gar bos—
hafter Weiſe zweyhen Herren verjprich? x).

Vor dem Ablauſe der geſetzlich beſtimmten
oder vertragsmaßig verabredeten Dienſtzeit darf
dhne erhebliche Urſachen weder Dienſtbote nech
Dienſtherrſchaft aufkundigen Geſchiel,t es
dennoch, ſo findet zwar auch dagegen eine Klage
aus dem Miethvertrage Statt. Allein auch hier
ſorgt die Geſindepolicey fur wirkſamere Hurmit—
tel. Glaubt ein Dienſtbote gegrunbete Ueſachen
zu haben, vor der Zeit aus dem Die. ſie zu aehen,
und will ſeine Herrſchaft ſie nicht anerkennen, ſo
muß er ſie der Prufung und Enticheidung der
Obrigkeit unterwerfen. Thut er das nicht, ſo iſt
er, wenn er gleich in der Hauptſache Riccht hat,
dennoch ſtraffällia. Verlaßt er aber gar ohne ge—
grundete Urſache ſeinen Dienſt zur Unzeit, ſo
verdient er noch ſcharſere Strafe. Daneben muß
er, wie ſich von ſelbſt verſteht, zur ganzlichen
Erfullung des eingegangenen Vertrages nach Vor—
ſchrift der Geſetze angehalten werden 2).

Jn den churbraunſchweigiſchen Lan—
den iſt für den erſten Fall Gefangnißſtrafe, fur
den zweyten geſcharfte Gefängnißſtrafe bey
Waſſer und Brod, und wenn ein in Livree ſtehen-
der Dienſtbote mit dieſer entlauft, Verluſt des

S 2 ruck—
x) Die churbrauunſchwéigiſchen Geſfetze ver—

ordnen in dieſen Fallen Gefangniß bey Waſſer und
Brod. Angef. Verordn. ſ. —8. 9. WillichJ.
587. 588. Vergl. uberhaupt Dorn a. a. O. ſ. 74.

S. 1823 h. 6o. G. 133.
y) Dorna. a. O. J. 175 f. S. 441i 9. 162. 163.

S. ato f.
2) Dorn a. a. O. J. 104. S. 263 f.
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ruckſtandigen Lohnes, Ausſtellung am Strafpfahl
und, bey erſchwerenden Umſtanden, Karrenſchieben

auf willkuhrliche Zeit vorgeſchrieben a). Nothiget
eine Herrſchaft einen Dienſtboten, vor Ablauf der
Dienſtzeit ohne erhebliche Urſachen den Dienſt zu

verlaſſen: ſo iſt ſie ihm nicht nur volle Entſcha—
digung ſchuldig, ſondern ſie wird auch nach Befin—
den der Umſtande mit einer Policeyſtrafe belegt b).
Nach ehurbraunſchweig iſchem Recht wird
die Abſchaffung vor der Zeit mit Bezahlung des
vollen Lohnes gebußt c). Ob aber dieſes die ein—
zige Entſchadigung ſeyn ſoll, die der unverſchul—
det zur Unzeit entlaſſene Dienſtbote erhalt, und
ob der Ausdruck Lohn lediglich die meiſtens ge—
ringe Geldſumme, oder uberhaupt alles, was dem
Dienſtboten vertragsmaßig zukommt, bedeute, iſt
zweifelhaft. Nach der Natur des zwiſchen Herr—
ſchaft und Geſinde beſtehenden Vertrags darf man
aber wohl mit Recht die letztere, den Dienſtboten
gunſtigere Erklarung annehmen.

Nur allzuoft tritt der Fall ein, daß Mitbur—
ger und Nachbarn einander das Geſinde abſpan—
ſtig zu machen ſuchen; eine Niedertrachtigkeit, die
zu dem Verfalle des Geſindeweſens ſehr viel bey—
tragt. Das gemeine Recht giebt gegen dieſes
ſchandliche Verfahren eine Schadloshaltungskla—
ge d); die Reichs-Policeygeſetze erklaren es fur
unerlaubt e); ſehr viele Landespoliceygeſetze bele—

gen

2) Angef. Verordn. F. 1t. Willich J. 588. 889.
b) Dorn a. a. O. S. a1ö.c) Angef. Verordn. ſ. 22. VWillich J. 592.

d) Dorn a. a. O. ſ. 108. G. 281.
e) R. P. O. v. 1577. Tit. 25. S. 1.
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gen es mit einer wohlverdienten Policeyſtrafe k).
Die churbraunſchweigiſchen Geſetze ſetzen
darauf eine Geldſtrafe von ein, zwey, ſechs bis
zehen, auch nach Befinden mehreren Thalern,
wovon Niemand, wes Standes oder Wurde er
ſey, ausgenommen oder losgezahlt werden ſoll 8).
Ja, auch diejenigen, welche wiſſentlich einen
Dienſtboten miethen, der ſchon bey andern ver—
ſagt iſt, werden mit einer ihrem Vermogen ange—
meſſenen Geldſtrafe belegt h).

Zur Vollkommenheit des Miethvertrages iſt vu.
die gegenſeitige Einwilligung der Parteyen hinrei—

chend. Eine allgemeine Gewohnheit in Teutſch—
kand hat aber ein Zeichen der erfolgten gegenſei—
tigen Einwilligung eingefuhrt, welches die Stelle
eines ſchriftlichen Miethvertrages vyertritt das
Miethgeld, welches in den verſchiedenen Ge—
genden Teutſchlands ſehr mancherley Nahmen
fuhrt i). Die Geſindepolicey hat dabey nur dafur
zu ſorgen, daß das Miethgeld da, wo es die Dienſt
boten neben dem Lohne zu behalten pflegen, nicht
ungebuhrlich geſteigert werde, wie das beſonders
im Falle eines Geſindemangels ſo leicht moglich iſt.
Leichtſinnige und ſchlechte Hauswirthe machen mei
ſtens mit Erhohungen den Anfang, denen dann
der vernunftigere Theil, er mag wollen oder nicht,
folagen muß. Eine Taxe und ein Strafverbot,
welches Herrſchaften, die mehr geben, und Dienſt—

S 3 boten,
H) Dorn a. a. O. ſ. 109.'S. 282.
g) Angef. Verordn. F. 12. Willich J. z90.
h) Daſelbſt g. 9. 1o. Willich J. 88.
i) Dorn a. a. O. g. 63. S. 144.



278 Bauch lIIJ. Abſchn. 2. Hauptſt. 4.

boten, die mehr nehmen, als erlaubt iſt, auf
gleiche Weiſe trifft, iſt in ſolchen Fallen das
einzige Hulfsmittel. Nach der churbraun—
ſchweigiſchen Verordnung ſoll bey willuhrli—
cher Strafe uber vier und zwanzig Mariengroſchen
Miethgeld weder gefordert noch gegeben werden k).

Schwieriger iſt die Feſtſetzung einer beſtimm—
ten Taxe fur den Lohn des Geſindes. Jndeſſen
iſt es doch immer Pflicht ſelbſt der Eigenthums—
Sucherheitspolicey, ubermaßige Steigerungen deſ—
ſelben zu verhüten, und durch dieſe iſt, wo man eine
beſtimmte Loh.itaxe nicht fur zweckmaßig gehalten
hat, wenigſtens ein allgemeiner Maßſtab angege—
ben, welcher bey der Forderung und Bewilligung
des Geſindelohns nicht uberſchritten werden darf h).

Uebrigens verdient auch die Geſindekoſt m)
und Kleidung, ſo wie die an den meiſten Orten

herr—

Angef. Vererdn. F. 24. Willich J. zoz. Mehrere
Policeyverordnungen dieſer Art. ſ. Dorn a. a. O.
S. 146. Note n. Meanche diefer Verordnungen
unterſcheiden zwiſchen landwirthſchaftlichen und
ſtadtiſchen Dienſtboten, und beſtimmen nur in An—
ſehung der erſtern eine Taxe, uberlaſſen aber bey
den letztern alles dem guten Willen der Herrſchaft,
ſ. z. E. Churſachſiſche Geſindeordn. v. 1769.
Tit. 1. C. 12. JVoch ſolk im lotztern Fall das
Geſinde mit dem, was es bekommt, zufrieden ſeyn,
und ſich am allerwenigſten ſpbttiſch daruber auffern.
Eine Taxe ware doch beſſer.

H Th. 1. S. 348. zag. Vergl. Dorn a. a. O.
ſ. 132: 141. S. 345 f.

m) S. die angef. ehurbraunſchw. Verordn. J. 15.:
Wenn die Dienſtboten. nicht zufrieden ſeyn und

deß—
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herrſchende Gewohnheit, den Dienſtboten bey ge—
wiſſen Gelegenheiten am neuen Jahre, an den
Markttagen, bey Hochzeiten, bey Kindtaufen u.
d. m. Geſchenke zu geben, die Aufmerkſantkeit
der Policey, indem dadurch ſehr leicht mittelbarer
Weiſe eine gemeinſchadliche Uebertreibung des Ge—
ſindelohns bewirkt werden kann n). Auf der an—

dern Seite muß aber auch darauf geſehen werden,
daß das Geſinde nicht nur ſeinen Lohn richtig er—
halte, ſondern auch an der ihm gebuhrenden Koſt
und Kleidung nicht verkurzt werde o).

Der Miethvertreg verpflichtet das Geſinde vVin.
im allgemeinen, die verſprochenen Dienſte mit ge—
wiſſenhafter Treue, d. h. ſo gut uud ſo ſchleunig
es ihm moglich iſt, zu leiſten p). Allein die

S 4 Dienſt—
defiwegen unter einander ſich verbinden wurden;
ſs ſollen ſie und beſonders die Urheber und Anſtif—
ter ernſtlich beſtraft werden. Willich J. 590.

n) S. z. E. Berlin. Bresl. Neiſſ. Clev. G. O.
Tit.6. F.5. Braunſchw. G. O. ſ.5. Chur—
ſachſ. G. O. v. 1735. 1769. Tit. 2. Schmieder
J. Go f. Vergl. Dorn a. a. O. ſ. 149. 150. 151.
S. 383 f.

o) S. z. E. die angef. Churbraunſch w. Verordn.
J. 22.: “Die Herrſchaften ſollen ihren Dienſtbo—
ten genugſame, an jedem Orte ubliche und gar
gekochte Speilen reichen; auch verſprochenen Lohn
und Kleidung richtig aliſtets geben. Willich J.
592. Vergl. Dorn a. a. O. G. 132 145.
C. 371 f. ſJ. 1242 130. S. 323 ſ. Krunitz a.
a. O. S. 65o f.

p) S. die angef. ehurbraunſchw. Verordn. ſ. 21.
Willich J. 591. Dorn a. a. O. 64ſ. S. 200.
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Dienſtboten ſind Hausgenoſſen ihrer Herrſchaft;
ſie ſind Glieder der hauslichen Geſellſchaft; ſte—
hen mit ihrer Herrſchaft in einer engeren Ver—
bindung, als bloße Lohnarbeiter, und fur dieſes
Verhaltniß ſind die Verbindlichkeiten, die aus
dem Miethvertrage fließen, bey weitem nicht hin—

reichend. Auch hier muß die Geſindepolicey zu
Hulfe kommen.

Das Geſinde iſt ſeiner Dienſtherrſchaft Ge—
horſam und Ehrerbietung ſchuldig. Ruhe und
Ordnung des Hausweſens ware ohne das gehorige
Anſehen der Vorſteher deſſelben ganz unmoglich.
Daher ſtimmen auch alle Policeygeſetze, die das
Geſindeweſen betreffen, in der nachdrucklichſten
Unterſtutzung dieſer fur den hauslichen Wohlſtand
ſo weſentlichen Autoritat vollig uberein q).

Den Dienſtboten muß, der Natur ihrer Ar—
beiten nach, vieles uberlaſſen und anvertrauet, ih—

nen, als Hausgenoſſen, muß es in ſehr vielen
Fallen leicht werden, ihre Dienſtherrſchaft, ofters
unbemerkt, in Schaden zu ſetzen oder von ihr ei—
nen Nachtheil abzuwenden. Daher wird ihnen
nivch zur beſondern Pflicht gemacht, nicht nur die
ihnen anvertrauten Sachen wohl in Acht zu neh—

men, ſondern auch allen Schaden der Herrſchaft,
beſonders beym Einkaufe oder Verkaufe fur die—
ſelbe, nuch Vermogen abzuwenden r).

J Ge—

q) Churbraunſchw. Verordn. v. 1732. G. 1.
Dorn a. a. V. ſ. 76. 27 78. G. 188 f.
Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. J. Jo f.

r) Churbraunſchw. Verordn. v. 1732. J. 18 20
Willich J.zoi. Dorn a. a. O. ſ. 87 f. S.2rzf.

Die
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Gewohnlich werden auch mancherley boſe

Gewohnheiten des Geſindes Neigung zur
Trunkenheit, zu Zankereyen und Schlagereyen,
zu Complotten gegen die Herrſchaft, Verwahr—
loſungen durch Feuer und Licht u. ſ. w. mit er—
hoheten Strafen bedroht 5).

Gegen ungehorſames, nachlaſſiges, unor—
dentliches Geſinde muß fur ſchleunige und durch—
greifende Mittel geſorgt ſeyn; denn die Erfah—
rung lehrt, daß ewiges Verklagen oder Weg—
ſchicken des Geſindes gleich wenig Rutzen bringt.
Das Verhaltniß zwiſchen Dienſtherrſchaft und
Geſinde erfordert ein freylich nicht unbeſchranktes
Zuchtigungsrecht der erſtern, welches auch ſchon
in der Natur der hauslichen Geſellſchaft gegrundet
zu ſeyn ſcheinet t).

S 5 Es

X.

Die blos aus dem Miethvertrage fließenden Ver—
bindlichkeiten und die durch die Geſindepolicey erwei:

terten und verſtarkten Pflichten des Geſindes muſ—
ſen ubrigens wohl unterſchieden werden. Nur die
letztern kommen hier in Betrachtung.

2) Angef. Churbraunſch w. Verordn. ſ. 15. 16.
17. VWillich J. 590. 591.

t) Lauterback Coll. theor. pract. Pand. Lih. 1.
tit. 5. J. 19. Mevius ad ius Lukec. P. 3. Tit. g.
art. ꝗ. n. 13. 15. 16. Ludovici de iure et iuris-
pr. domeſtica cap. 4. O. q. Struben Rechtl.
Bed. Band Z. Bed. 39. S. 153. Berger Oecon.
iur. Lib. t. tit. z. th. 2. Leyſer Vol. g. Spec.
546. med. 13. 14. Hommel Rhaplſ. Vol. 6.
Obl.738. Hopfner Commentar uber die Jnſtitu—
tionen F. 7o. Dorn a. a. O. ſ. 114 117.
S. 290 f.
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Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß ein
ſolches Zuchtigungsrecht weiter nicht, als auf ge—
ringere haueliche Vergehungen und Unordnungen,
keinesweges aber auf großere Vergehungen oder

gar auf Verbrechen ſich erſtrecken kann u). Je—
doch kommt auch hier auf die beſondern Verhaltniſſe

und Rechte der Dienſtherrſchaften vieles an, wie.
denn in manchen Staaten die Gutsbeſitzer ein ziem—

lich aus zedehntes Zuchtigungsrecht in Anſehung
ihrer Dienſtboten hergebracht haben v).

Jn mehreren Landesgeſetzen iſt den Dienſt—
herrſchaften ein maßiges Zuchtigungsrecht aus—
drucklich verſtattet w), in andern wenigſtens nicht
abgeſprochen x). Doch fehlt es nicht auch an ſol—
chen, welche demſelben uberall nicht Statt geben y).

Alle—

u) Dorn a. a. O. ſ. 1to. 111. S. 287.
y) Bechmann de iure fam. hod. h. 51. So iſt in

den churbraunſchweigiſchen Landen aus—
drucklich verordnet, daß denen von Adel und
andern Freyen, welche die Befuaniß haben, ihr
in ihrem Lohn und Brod ſtehendes Geſind ſelbſt zu
beſtrafen, ſolches unbenommen bleiben ſoll. Angef.
Verordn. F. 1. Willlich J. 584. Dieß beruht
aber auf ganz andern Verhaltniſſen, als das allge—
meine hausvaterliche Zuchtigungsrecht.

w) Berlin. G. O. Tit. 5. ſ. 124. Vergl.
Preuſſ. Landr. Th 2. Tit.. C. 227 f. Ober—lauſuitz. G. O. Tit. 5. J. 2. Braunſchw.
G. O. ſ. 21. u. a. m. Churſachſ. G. O. Tit. 4.
Schmieder J. 71.x) Dorn a. a. O. g. 112. Not.t. Dieß wird
auch von den churbraunſchweigiechen Geſetzen ange—
nommen. Struben Rechtl Bed. Th 3. S. 155.

y) Dorn a. a. O. S. 293. Note u. Nur iſt das,
was dort von der churſachſiſchen G. O. ge—
ſagt wird, nicht richtig.
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Allezeit muß aber das Zuchtiqungsrecht mit
Maßigung ausgeubt werden. Der erſte Grad
iſt Beſtrafung mit Worten. Wohlerzogene
Leute werden dieſe ohnehin der Sache gemaß ein—
richten und ſich nicht zu Schimvfworten herablaſ—
ſen. Geſchahe dieſes jedoch aus ubereilter Hitze,
ſo ſind allemahl ſolche Schimpfworte, die den
ehrlichen Nahmen des Geſindes angreifen, uner—
laubt, und dieſes kann deßwegen Genugthuung
fordern 2). Korperliche Zuchtigungen durfen
nie bis zur Verletzung gehen, widrigenfalls
nicht nur das Geſinde Genugthuung erhält, ſon—
dern auch die Herrſchaft mit einer willkuhrlichen
Strafe belegt wird a). Wegen anhaltender ubler
Auffuhrung kann das Geſinde vor der Zeit ohne
Aufkundigung und ohne Abſchied weggejagt
werden b).

Uebri—

2) Stryk de iure domelt. o. 4. h. 2. Dieſer rech
net zu den erlaubten Scheltworten: Ganns, Rind—
vieh, Einfaltspinſel c. Vergl. Churfachſ.
Geſindeordn. Tit. 4. ſ. 4.; “Jn Anſehung derer
gebrauchten Schimpfworte, hat der Dienſtbote
zwar in dem Fall, wenn er ſich wegen eines im
beygemeſſenen infamirenden, jedoch nicht zu erwei—
ſenden Verbrechens, kunftiger Vorwurfe zu beſor—
gen hätte und dadurch an ſeinem Fortkommen ge—
hindert werden durfte, Genugthuung zu ſuchen,
ſich aber anſtatt der Abbitte und Ehrenerklarung,
mit einem bloßen, auch allenfalls auſſergerichtlichen
Bekenntniß uber ſeine Unſchuld, zu ſeiner Legiti—

matien zu befriedigen». Schmieder J. 72. 73.
Veral. Preuſſ. Laudr. Th. 2. Tit. 5. J. 78. 97.

a) Dorn a. a. O. ſ. 118. S. Zzos f.
b) Daſelbt J. 186. S. 461 f.
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Uebrigens iſt die Policeyobrigkeit verpflichtet,
den Dienſtherrſchaften gegen das ungehorſame, wi—
derſpenſtige, grobe Geſinde mit Nachdruck beyzu—
ſtehen c), und es iſt ſehr zweckmaßig, wenn zu
dieſem Ende eine ausgezeichnete, zum Beyſpiele
und zurWarnung dienende Policeyſtrafe eingefuhrt
wird. In dieſer Hinſicht iſt in den ehurbraun—
ſchweigiſchen Landen verordnet, daß in allen
Gerichten zur Beſtrafung des muthwilligen, fre—
velhaften Geſindes ein Strafpfahl fur voſe
Dienſtboten errichtet werden ſoll d).

x. So wenig in Ruckſicht auf die Pflichten der
Dienſtboten die rechtlichen Wirkungen des Mieth—
vertrages fur hinreichend geachtet werden kon—
nen, eben ſo wenig darf auch die Dienſtherrſchaft
ſich blos auf die aus dieſem Vertrage entſpringen—
den Verbindlichkeiten beſchranken. Die Dienſtbo—
ten muſſen, als Glieder der hauslichen Geſellſchaft,
mit mehr Aufmerkſamkeit und Sorgfalt behandelt
werden, als dieß in Amehung bloßer Lohnarbeiter
der Fall ware. Dazu iſt die Dienſtherrſchaft nicht
allein um des Geſindes, ſondern auch ſelbſt um
des gemeinen Beſten willen verpflichtet. Die Bil—

dung

c) S. z. E. die angef. churbraun ſchw. Verordn:
J. 1. Willich J. 581. g82.

d) Daſ. F. 11. Willich J. z89. Ausſchr. v. 13.
Nov. 1732. Villich J. 595.
Die, Pflicht, Lohn, Koſt, Kleidung u. ſ. w. zu
rechter Zeit und in gehoriger Gute zu aeben, keine
ubermaßige Arbeit zu fordern, den im Dienſt ohne
Verſchulden erlittenen Schaden zu erſetzen u. ſ. w.
fließt aus dem Vertrage und bedaif hier keiner
beſondern Erorterung.
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dung kunftiger Hausvater und Hausmutter, ihre
Arbeitſamkeit, Geſchicklichkeit, Ordnungsliebe,
hangt ſo oft von der glucklichen Benutzung ihrer
Dienſtjahre und freylich auch von dem Zufal, der
ſie in dieſen oder jenen Dienſt fuhrte, großten—
theils ab. Die Geſindepolicey iſt daher in jeder
Hinſicht berechtiget, dasjenige durch Vorſchriften
zu erſetzen, was in dem vertragsmäßigen Ver—
haltniſſe zwiſchen Herrſchaft und Geſinde vernußt
wird, und was ohne Nachtheil des Ganzen nicht
auſſer Acht gelaſſen werden darf.

Die Dienſtherrſchaft iſt ſchuldig, auf ihr Ge—
ſinde auch auſſer dem Dienſte genaue Aufſicht
zu halten, Unſittlichkeit, Unordnungen e), Aus—
ſchweifutigen, ſchlechte Geſellſchaft nicht zu dul—
den, vielmehr daſſelbe zu einem ordentlichen Le—
benswandel, insbeſondere zu Abwartung des of—
fentlichen Gottesdienſtes anzuhalten f).

Das Geſinde macht gewiſſermaßen einen Theil
der Familie aus, und ſo muß auch ihm die wohl—
thatige Aufmerkſamkeit und Sorgfalt des Haus—

Ss5 vaters
e) So iſt z. B. in dem Herzogth. Bremen und

Verden den Dienſtherrn ausdrucklich zur Pflicht
gemacht, keine liederliche Zuſammenkunfte und Ver—

ſammlungen des Geſindes zur Schlemmerey zu
dulden, noch dazu durch Auszahlung einiger Gel—
der in Abſchlag des Lohns oder ſonſt Vorſchub zu
thun. Verordn. v. 3Z. Aug. 1733. Fernerweiter
Auhang zu der 1732 aufgelegten Policey c. Ordn.
GS. 289. 290.

t) S. z. E. Preufſf. Landr. Th. 2. Tit. z. ſJ. 84.
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vaters und der Hausmutter zuſtatten kommen.
Gewohnlich ſind es ſehr junge Perſonen, welche,
fruhzeitig aus der elterlichen Zucht entlaſſen, ſich
in Dienſte begeben. Jhre Erziehung und Bildung
iſt noch unvollendet; ihr Eintritt in fremde Dien-
ſte kann und darf nur Uebergang von einer Haus—
zucht zu der andern ſeyn. Eltern, Vormunder
und ſelbſt der Staat konnen von der Dienſtherr—
ſchaft mit Recht erwarten, daß ſie durch Lehre
und Beyſpiel fur die zweckmaßige Bildung ihrer
Dienſtboten zu nutzlichen Gliedern der Staatsge—
ſellſchaft Sorge trage 8).

Auch die nach gemeinem Rechte zweifelhafte
Verbindlichkeit der Dienſtherrſchaft, fur ihr kran
kes Geſinde zu ſorgen h), iſt in mehreren Lan—
dern durch die Geſindepolicey zweckmaßig be—
ſtimmt, und der hulfloſe Dienſtbote gegen die
Hartherzigkeit maticher Dienſtherren in Schutz ge—
nommen worden i).

Ueberhaupt muſſen die Dienſtherrſchaften die
mit der Nothwendigkeit, fremden Dienſten ſich
zu widmen, verbundenen Unannehmlichkeiten
nicht durch Uebermuth und Unterdruckung noch

ver—

z) Dorn a. a. O. h. 123. S. z18. ſ. 164- 165.
S. 416 f.

b) Dorn a. a. O. ſ. 155. S. 397 f.
ij Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. ſ. 86 f.

Dorn a. a. O. S. 399.
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vermehren, ſondern, wie die Geſindeordnungen
einmuthig ſie erinnern, gegen ihre Dienſtboten
ſolchergeſtalt fich bezeigen, wie es chriſtlich, recht
und gleich iſt, und ſie es vor Gott und ihrer
Obrigkeit zu verantworten ſich getrauen K).

L) S. z. E. die angef. churbraun ſchw. Verordn.
v. 1732. F. 22. Willich J. 592.

Funftes
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Funftes Haupttſtuck.

Recht der Religionspolicey.

J. Religionspoliceh uberhaupt, und Verſchiedenheit von der
Kirchenpoliceh. II. Policeyrechte in Anſehung religioſer Meynun
gen der Staatsburger, III. in Anſehung der Religiontgeſell-
ſchaften. IV. Recht der Religionspoliceh bey der innern Regie—
rung der Religionsgeſellſchaften. Grenzen der kirchlichen Negie:
rung. Plaeitum regium. firchenviſitationen. Kirchliches
Strafrecht. V. Religionspoliceh in Anſehung des Gottesdienſtes,
ber Kirchenbeamten und geiſtlichen Gemeinheiten. VI. Oberauf-—
ſicht der Religionspolicey uber die Kirchenguter.

D—ie Religionspolicey h hat den Zweck,
die Nachtheile und Gefahren, die aus Religions

meynungen und Religionsgeſellſchaften, ſo wie
aus Unglauben und Jrreligioſitat, fur den Staat
entſtehen konnen, zu verhuten und abzuwenden.
Die Religion an ſich iſt zwar kein Gegenſtand der
hochſten Gewalt im Staate; der Religionsglaube
iſt uber alle Menſchliche macht erhaben, und die
Gewiſſensfreyheit iſt ein angebornes, unverauſ—
ſerliches Recht des Meunſchen, welches die Staats-—

gewalt ohne Verletzung des allgemeinen Zweckes
der Sicherheit nicht angreifen kann. Allein da
der Einfluß der Religion auf das burgerliche Le—

ben
h Vergl. Hokenthal de politia. p. 28. ſeq. Heumann

ius. pol. cap. 16. p. 1353. leq. Fiſchers Came—
ral- und Policeyrecht J. z17 f. Kretſchmanns
Lehrbuch des teutſchen Staatsrechts. S. 14t f.
Dieſer behandelt das teutſche Kirchenſtaatsrecht
blos als einen Theil der Policeygewalt.

e
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ben gewiß und allezeit hochſt wichtig iſt; ſo kann
auch in Ruckſicht auf die Religion der Staatsbur—
ger die Pflicht und die Befugniß des Staates, da—
hin zu ſehen, daß das gemeine Weſen keinen
Schaden leide, nicht bezweifelt werden.

Hierauf grundet ſich der bey weitem großte
Theil des Majeſtatsrechtes uber Reli—
gion, welches alſo in Ruckſicht auf ſeinen Haupt—
zweck: gemeinſchadliche Uebel in Anſehung der
Religion zu verhuten, zu den Rechten der Staats—
Policeygewalt gehort. “Der Staat“, ſaat ein
beruhmter Theolog, iſt berechtigt und verpflich-—
„tet, auf den Fall, daß wirklich aus der Reli—
„gion ſeiner Burger Nachtheil und Gefahr ſur ge—
„meine Sicherheit und Wohlfarth entſteht, der
„Quelle dieſes Uebels nachzugehen und entweder
„ſie zu verſtopfen oder doch ihren verderblichen
„Ausfluſſen Schranken zu ſetzen. Wie das ge—
„ſchehen muſſe, iſt eine ſehr erhebliche und in den
„meiſten Fallen ſehr ſchwere Aufgabe der Staats—
„klugheit. Aber noch von großerem Gewicht iſt
„die Frage, wie der Staat die Aufſicht uber das
„Religionsweſen zu verwalten habe, um daſſelbe
„zugleich fur ſeinen Hauptzweck wohlthatig, zur
„Stutze der geſelljſchaftlichen Ordnung, zur Fort

„hulfe des gemeinen Wohlſtandes zu machen.
„Hieraus entſteht ein doppeltes Recht des Staats
„in Abſicht der Religion ein neaatives,
„Schaden zu verhuten, der aus Reli—
„gionentſtehen mag; ein poſitives, al—
„len Vortheil ſich zuzueignen, der aus
„ihr ſich ziehen laßt m)“. Das erſtere

ge—
in) Henke in Häberiins Repertorinm des teutſchen

Staats- und Lehnsrechts IV. 744.
c

v. Bergs Policeyr. Th. 2. S
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gehort offenbar in den Umfang der Policey, und
muß daher hier naher entwickelt werden

Mit der Religionspolicey wird ſehroft die Kirchenpolicey verwechſelt. Dieſe
beſchaftiget ſich lediglich mit den Beſtimmungen
zur Beforderung der gemeinſchaftlichen Religions—
ubung und zur Erhaltung der innern Ordnung
der Religionsgeſellſchaften; gehort zu den Be—
ſtandtheilen der Kirchengewalt, und mithin als
ein bloßes Geſellſchaftsrecht der Kirche nicht hie—
her. Es muß aber vorzuglich in Teutſchland um
ſo mehr auf dieſen Unterſchied geachtet werden,
da bey den geiſtlichen Reichsſtanden, ſo wie bey
den Proteſtantiſchen uberhaupt die Verwechſelung
beider Rechte auſſerſt leicht iſt.

Die religioſen Meynungen einzelner Staats-
burger konnen nur dann Gegenſtand der Reli—
gionspolicey ſeyn, wenn ſie entweder bereits nach—
theilige Wirkungen auf das burgerliche Leben auſ
ſern, oder wenn dieſe mit hochſter Wahrſchein-
lichkeit wenigſtens zu beſorgen ſind u). Jn dieſem

Falle
Jedoch mit moglichſter Kurze, da das Recht der
Religionspolicey, in ſtaatsrechtlicher Hinſicht, in
den Lehrbuchern des teutſchen Staatsrechts und
des teutſchen Kirchenrechts, freylich unter einem
andern Nahmen, aber doch hochſt vollſtandig, be
handelt iſt.

n) S. z. E. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 1t. J. 1.
2. Z. “Die Begriffe der Einwohner des Staatsvon Gott und goöttlichen Dingen, der Glaube und

der innere Gottesdienſt konnen kein Gegenſtand von

Zwangs
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Falle kann die Religionspolicey die Verbreitung
gemeinſchadlicher Grundſatze verbieten und beſtra—
fen, auch nothigen Falls jeden, der dadurch die
offentliche Ruhe ſtoren wollte, entfernen. Das
auſſerſte Sicherheitsmittel iſt aber nicht der
Scheiterhaufe, ſondern ein Auswanderungs—
befehl o).

Die Reichsgeſetze ſcheinen jede andere Reli—
gion, als die romiſchkatholiſche oder die der Augs—

burgiſchen Confeſſionsverwandten fur gemeinſchad—
lich zu erkluren p), und man hat es gar als eine
Obliegenheit der kaiſerlichen oberſten Policeyauf—
ſicht anſehen wollen, dafur zu ſorgen, daß kein
Andersdenkender *t), der ſeine Meynungen offent—

T 2 lich

Zwangsgeſetzen ſeyhn. Jedem Einwohner im
Staate muß eine vollkommene Glaubens- und

Gepwiſſensfreyheit geſtattet werden. Niemand iſt
ſchuldig, uber ſeine Privatmeynungen in Reliqions—
ſachen Vorſchriften vom Staate anzunehmen».
Vergi. Daſelbſt Tit. 20. ſ. 220 f. wo gegen
abergläubige Handlungen, Verbreitung aber—
gläubiger Mteynungen, und insbeſondere ſolcher
Lehrſatze, welche die Ehrfurcht gegen die Cottheit,

den Gehorſam gegen die Geſetze, oder die Treue
gegen. den Stagat offenbar angreifen, oder das
Volk zu Laſtern geradezu verleiten, die nothigen
Verfugungen getroffen ſind—

0) Wieſe Grundſatze des gemeinen in Teutſchland
ublichen Kirchenrechts ſ. 24. und in beſonderer
Hinſicht auf Teutſchland J. 335. und 459.

p) I. P. O. art. 7. 9. 2. “praeter religiones ſupra
nominatas nulla alia in S. Imperio R. toleretur
vel recipiatur“.
Nur die Juden ausgenommen, die man, wie
Majer ſagt, als einträagliche Sclaven

nicht
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Vch bekennt, auf dem Reichsboden geduldet wer—
de q). Allein die reichsgeſetzliche Beſtimmung
entzieht nur jeder andern Religion die Hoffnung,
von dem geſammten Reiche offentlich auf—
genommen oder auch nur geduldet zu werden, kei—

nesweges aber derkandespoliceygewalt die
Befugniß, einzelne Anhanger einer andern Reli—
gion oder auch ganze Religionsgeſellſchaften, nach
angeſtellter Prufung der von ihnen angenomme—
nen Grundſatze, aufzunehmen oder zu dulden,
und die Reichspolicey iſt nicht befugt, ſich in dieſe
blos die innere Landesregierung betreffende Ange—

legenheit zu miſchen.

Jn Ruckſicht auf die Religionsmeynungen
der Staatsburger iſt wohl ſoviel gewiß, daß Ir—
religioſitat, Unglaube und Verachtung der Reli—
gion ſo wie Aberglaube und Schwarmerey

ohne

nicht gern aufgab und alſo ſtillſchweigend duldete.
Majier geiſtl. Staatsrecht II. 722.

q) Darauf beruhete das bekannte Reſcript, welches
der kaiſerl. Reichshofrath im J. 1778 an den Gra—
fen (jetzt Ffrſten) von Leimingen-Dachsburg
gegen den O. Bahrd von Amts wegen erließ,
worinn dieſem, wenn er nicht binnen zwey Mo—
nathen die von ihm geauſſerten, den allgemein an—
genommenen Lehrbegriffen der drey im Reich be—
ſtehenden Religionen in mancherley Betracht zuwi—
der laufenden Satze widerrufe, angedroht
wird, daß er auf lebenslang aus den Grenzen des
Reichs urnnnachſichtlich verwieſen werden ſoll. Mo—
ſer Zuſatze zu ſ. Staatsrecht J. 514.
Jn der badiſchen Hofrathsinſtruction v. 28.

Jul. 1794. ſ. 10. 11. iſt in dieſer Hinſicht der
Auftrag enthalten, dahin zu ſehen, daß jeder Burger

der
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ohne gemeinſchadliche Folgen nicht bleiben konnen.

Dagegen ſind alſo vorzuglich die Bemuhungen
der Religionspolicey gerichtet. Strafgeſetze, ſo
erlaubt ſie auch an ſich ſeyn mogen, werden je—
doch immer zweckmaßigen Anſtalten zur Beleh—
rung nachſtehen muſſen und nur als das letzte
Nothmittel gebraucht werden konnen. Ob die
Religionspolicen einzelne Staatsburger zur auſſe—
ren Religiensubung zwingen, alſo auch zur Be—
ſuchung des Gottesdienſtes anhalten durfe, iſt
ſehr beſtritten“), obgleich die Praxis der meiſten
Staaten dafur iſt. Man wird jedoch dabey haupt—
ſachlich auf die Grunde, weßwegen der offentliche
Gottesdienſt verſaumet wird, Ruckſicht nehmen
muſſen s).

Die Religionspolicey iſt berechtiget und ver—

pflichtet, darauf zu ſehen, daß religoſe Verbin—
dungen vorzuglich dazu benutzt werden, den Mit—
gliedern derſelben Ehrfurcht gegen die Gottheit,

J3 Ge—
derjenigen Religion gemaß lebe, zu welcher er ſich
bekennt, damit nicht durch eine ganzliche Unauf—
merkſamkeit der Staatsobrigkeit eine die Grund—
veſte der Staaten untergrabende Jrreligion einreiſſe,
weßwegen die Regierung in 'vorkommenden Fallen
mit den Conſiſtorien oder den katholiſchen Ordina—
riaten communiciren ſoll. Uebrigens enthalten
die meiſten teutſchen Landes: Policeyordnungen weit-
laufige Ermahnungen zur Gottesfurcht, auch wohl
Strafgebote. Daß Religioſitat kein Gegenſtand
des Zwanges ſeyn kann, verſteht ſich von ſelbſt.

NDagegen iſt z. E. J. H. Bökmer in iure pa-
roch. S. 4. c. 1. h. 5. Dafur ſind die meiſten
alteren Rechtsgelehrten.

Vergl. Cramer Wetzl. Nebenſt. V. z1 f.
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Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den
Staat und ſittlich-gute Geſinnungen gegen ihre
Mitburger einzufloßen, zu dieſem Ende Religions—
grundſatze, welche von Staatsburgern angenom—
men und befolgt werden, zu prufen, und deren
mundliche und ſchriftliche Verbreitung entweder
zu verſtatten oder zu unterſagen r).

Der Religionsſchwarmereh, die meiſtentheils
die Kopfe verwirrt, ihre Anhanger fur das burger—
liche Leben unbrauchbar macht, und nicht ſelten die
offentliche Ruhe ſtort, iſt, nach den meiſten teut—
ſchen Policeygeſetzen, zuvorderſt mit Unterricht

und Belehrung, dann aber mit Strafverfugun—
gen, und endlich mit Entfernung aus dem Lande,

zu begegnen s5). Ss iſt aber hierbey große Vor—
ſicht, Schonung und Milde nothig, und haupt—
ſachlich nur darauf zu ſehen, ob ein wahrer Nach
theil fur den Staat, der mit der herrſchenden
Kirche ja nicht zu verwechſeln iſt, von der Dul—
dung ſolcher Leute zu beſorgen iſt. Jſt dieß nicht,
ſo mochte weder Strafe noch Zwang zur Aus—
wanderung ſich vor dem Ridctterſtuhle der Gerech—
tigkeit rechtfertigen laſſen. Das Urtheil der Po—
litik kann in einem ſolchen Foalle ohnehin nicht
zweifelhaft ſeyn.

Auch

r) Preufſ. Lanbr. Th. 2. Tit. 11. J. 13. 14. 15.
Vergl. J. J. Mojer de officio principis circa re-
ligionem et ſalutem ſuhditorum aeteèrnam.
Fraacf. 1736.

1) S. z. E. die churbraunſchweigiſchen Ver—
ordnungen gegen Pietiſten, Schwarmer, Enthuſia—
ſten, Fanatiker, Separatiſten u. ſ. w. Willigh
l don ſ.



Recht der Religionspoliceh. 295

Auch ſcheint die Religionspoliceyh zu weit zu
gehen, wenn ſie Hausviſitationen zur Unterſu—
chung des Chriſtenthums, als Zwangsanſtalt,
anordnett), obgleich nicht gelaugnet werden kann,
daß ſie im Weſentlichen großen Nutzen ſtiften
konnen, wenn ſie in der Form freundſchaftlicher
Beſuche der Religionslehrer angeſtellt werden.

Religionsgeſellſchaften erfordern doppelte Aufe in
merkſamkeit der Staatspolicey, da naturlicher
Weiſe ihr Einfluß anf das gemeine Weſen weit
großer iſt, als derjenige, den die religioſen Mey—
nungen einzelner Burger haben konnen. Den
teutſchen kandesherren ſteht das Recht zu, Reli—
gionsgeſellſchaften in ihren Staaten aufzunehmen
und zu dulden, inſofern nicht Reichs- oder Lan—
desgeſetze entgegen ſtehen n). Die Toleranz iſt
geboten durch Recht und Billigkeit, und, was
freylich ſicherer wirkt, durch Jntereſſe. Die neu—
ere Geſchichte der Toleranz in Teutſchland iſt in
vielen Hinſichten auſſerſt wichtig und belehrend,
insbeſondere, wenn die verſchiedenen Toleranz—
geſetze, ihre Veranlaſſungen und Wirkungen zur
Vergleichung neben einander geſtellt werden v).

T 4 Das
t) Eine ſolche Anſtalt iſt im Badiſchen eingefuhrt,

ſ. Gerſtlachers Samml. der Badiſchen Gefetze
J. 122 f.u) Putter Inſt. iur. publ. ſ. 4a87 lſeg. Majer
Geiſtl. Staatsrecht II. 56 f. insbeſ. S. 159 f.

v) S. z. E. uber die Toleranz in den oſterreichiſchen
Staaton Schlbzers Briefwechſel RII. 326. L.
132. LII. 257 Deſſelben. Staatsanz. Heft 2.
Z. 6. 8. 9. Ephemeriden d. Penſchheit 1582. J.
86. VII. 69. VIII. 188. 251. X. 432. Xi. bos.

Vergl.
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Das in den Reichsgeſetzen anerkannte landes—
herrliche Reformationsrecht w) beruhet auf dem
Hauptzwecke, allen Nachtheil von dem Staate zu
entfernen, der aus der Aufnahme einer kirchli—
chen Geſellſchaft entſpringen konnte x), und iſt
alſo offenbar in der Staats- Policeygewalt ge—
grundet, aber nach den in Teutſchland beſtehen-
den verſchiedenen Religionsverhaltniſſen verſchie—
den beſtimmt y). Vermoge deſſelben Zweckes der
Religionspolicey iſl der Staat berechtigt, von dem,
was in den Verſammlungen einer Kirchengeſell—
ſchaft gelehrt und perhandelt wird, Kenntniß
einzuziehen, und wenn etwas dem gemeinen We—
ſen nachtheiliges bemerkt wird, dagegen die no—

thigen Verfugungen zu treffen 2).

Eben daher ſind auch die in dem Staate be—
ſtehenden Religionsgeſellſchaften der beſtandigen
Aufſicht der Religionspolicey. unterworfen, da—
mit aller fur den Staat etwa zu beſorgende
Nachtheil bey Zeiten verhutet werden konne a).

ww. Die innere Regierung der Kirchengeſellſchaf—
ten, die Ausubung ihrer Geſelſchaftsrechte, ſteht
zwar ihnen allein ausſchließend zu, und der Re—

gent,
44

Vergl. Churpfalz:-Baierſches Religions—
Ediet. v. 26. Auq. 18o1. Blatter fur Cultur u.
Policeh 1801. St. 1o. S. 526 f.

w) J. P. O. Art. 5. S. Zo. Z9.
x) Wieſe Kirchenrecht F. 26.
y) Pütter J. c. ſ. 428. ſeq.
z) Wieſe a. a. O. J. 28. 3z25. Se z. E. Preufſ.

Landr. Th. 2. Tit. 11. ſ. ZZ.
a) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 32.
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gent, als ſolcher, hat daran keinen Theil. Aber
auch ſie iſt der Aufficht und Einwirkung der Kir—
chenpolieey unterworfen 9).

Jn Anſehung der proteſtantiſchen Kirchen in
Teutſchland kann mn dieſer Hinſicht auch nicht der
geringſte Zweifel eintreten p). Nur die katholi—
ſche Religion ſcheint durch ihre hierarchiſche Regie—
rung und beſonders vermoge der Concordaten mit
dem pabſtlichen Stuhle der Religionspolicey engere

Grenzen zu ſetzen. Allein gerade wegen ihrer
uber die Grenzen des Staates hinausgehenden
Verbindung, wegen ihrer ſo hochſt wichtigen aus—
wartigen Verhaltniſſe iſt doppelte Aufmerkſamkeit
der Religionspolicey nothig c).

Sowohl das Reichs-Oberhaupt, als die
Landesherrn ſind berechtiget und verpflichtet, da—
hin zu ſehen, daß die geiſtliche Obrigkeit keine Ein

griffe in die weltlichen Regierungsrechte unterneh—
me, dadurch die Ordnung der Staatsverwaltung

T 5 nicht
So heißt es z. E. in der cehurbraunſchweiaq.
Reſolution wegen der katholiſchen Religionsubung
zu Hannover v. 10. Febr. 1710.: es ſey kei—
neswegs die Meynung, den Katholiſchen Maße zu
geben, wie ſie in der zu Hannover zu erbauenden
katholiſchen Kirche den difentlichen Gottesdienſt zu
fuhren, ſondern nur gewiſſe und billige Schranken
zu ſetzen, wie die Katholiſchen mit den Evangeli—
ſchen daſelbſt dergeſtalt einig und unanſtoßig zu
leben, daß alle ſolcher wegen fonſt zu beſorgende
Jrrungen verhutet werden»). Willich III go.

b) Wieſe a. a. O. ſ. 464. a6ʒ.
o) Henke a. a. O. S. 745.
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nicht ſtore, den Gang der Rechtspflege nicht hem—
me, durch unſtatthafte Anmaßungen das Anſe—
hen des Regenten nicht kranke und uberhaupt durch

Ueberſchreitung der der kirchlichen Regierung ge—

ſezten Grenzen das Verhaltniß der Kirche zum
Staate nicht verrucke d).

Die kirchliche Geſetzgebung kann nur unter
der Aufſicht des Staates ausgeubt werden, und
die Vollziehung kirchlicher Verordnungen hat nicht
eher Statt, als bis ſie von dem Regenten gepruft
und gebilliget ſind, damit nichts, was dem Staate
nachtheilig ſeyn konnte, in Ausubung komme.
Hierauf beruhet das Recht des Kaiſers, pabſtliche
Verordnungen, welche ſich auf das geſammte
Reich beziehen, durch die Ertheilung oder Ver—
weigerung des ſogenanten placiti regüi entweder

zu bekraftigen oder unwirkſam zu machen e), ſo
wie daſſelbe Recht den teutſchen Landesherrn in
Ruckſicht auf ihre Lander, nicht nur in Anſehung
pabſtlicher, ſondern auch biſchoflicher Verordnun
gen zuſtehet f).

An

d) Wahlcap. Art. 14. ſ. 5. Putter J. c. J. 419.
a420. Wieſe a. a. O. ſ. 3Z27. Z32. Zz4. Vergl.
Churbraunſchweig. Reſolution wegen der ka—
tholiſchen Religionsubung zu Hannover v. 25.
Apr. 1713. F. 13. Daß deßwegen keine kathol.
geiſtl. Gerichtsbarkeit Statt habe, ſondern ſolche
dem Landesherrn allein zuſtehe. Willich III.
102. Struben Rechtl. Bed. III. 273. Moſer
v. d. Landeshoheit in Geiſtlichen S. 889.

e) (Bergſtraßer) merkwurdige Reichshofraths—
Gutachten III. 169 f.

H) Daſelbſt S. 196. Vergl. Wieſe h. z28. Vergi.
Preufſ. Landr. a. a. O. C. 117. 118. 135.
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An den Kirchenviſitationen ſind die weltli—

chen Regenten vermoge der Kirchenpolicey Theil
zu nehmen befugt, ſowohl um Eingriff in die
Staatsgerechtſame zu verhindern, als auch die
Abſtellung der Mißbrauche zu befordern g). Auch
die Ausubung des kirchlichen Strafrechies ſteht
unter ihrer Aufſicht, und ſie ſind berechtiget, dem—
ſelben die um des gemeinen Beſten willen nothi—
gen Schranken zu ſetzen, auch alle Mißbrauche
deſſelben zu verhindern h).

Die Religionslehren ſelbſt ſind, in ſoſern es y.
auf die Beurtheilung ihrer Wahrheit und Richtig
keit ankommt, deren Einſicht und Anerkennung
nicht geboten werden kann, ſondern der indwiduel—
len Erkenntniß und Ueberzeugung uberlaſſen wer—
den muß, von der Religionsvolicey ganzlich un—
abhangig. Aber in ſofern ſie zum Nachtheil des
Staats, zur Storung der burgerlichen Ordnung,
Ruhe und Sicherheit, zu Streitigkeiten verſchie—
dener Religionspartheyen unter einander, miß—
braucht werden konnen, ſind ſie der Oberaufſicht
des Staates unterworfen. Eben das gilt von den
weſentlichen Religionshandlungen i).

Zufallige Religiynshandlungen konnen von
der Religionspoliceh, jedoch mit Zuziehung der
geiſtlichen Obrigkeit, dem Zwecke des Staats gemaß

ange—

z) Wieſe a. a, O. gJ. Z29.
h) Daſ. ſ. ZZo.
i) Schnaubert uber Kirchen und Kirchengewalt

S. 158 f. Hufeland uber das Recht prote—
ſtantiſcher Furſten, unabanderliche Lehrvorſchriften
feſtzuſetzen Abſchn. JI. Wieſe a. a. O. C. 336.
45q. Motler v. d. Landeshoheit in Policey
ſachen S. 40.
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angeocdnet werden. Hieher gehoren inbeſondere die
Aufſicht uber Religionsvortrage und die Be—
ſtimmungen wegen der Feſt- und Feyertage h), de—

ren Verminderung, Vermehren, Feyer u. ſ. w.

Bey der Beſtellung der Kirchenbeamten
iſt die Religwnspolicey verpflichtet und befugt,
dahin zu ſehen, daß keine untauglichen Perſonen
beſtellt werden, und daß ſie durch ihren Lebenswan
del und ihre Amtsfuhrung dem auch fur den
Staat ſo hochſt wichtigen Zwecke ihres Berufes
entſprechen; weßwegen, im Falle einer Saumſe—
ligkeit von Seiten der geiſtlichen Obrigkeit, ver—
moge der Religionspolicey nicht nur auf die den
Umſtanden angemeſſenen Verfugungen gedrun—

gen, ſondern auch nothigen Falls dasjenige, was
zur Abſtellung gemeinſchadlicher Aergerniſſe u. ſ.
w. geſchehen muß, verfugt werden darf m).

Jn

h) Vergl. Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. zz. und Mu
ſter einer weiſen ernſtlichen und wirklamen Kan—
zelpoliceh in zwet Verordnungen Konig Frie—
drich Wilhelms J. in Preuſſen. v. Moſer patriot.
Archiv. B. 7. S. 524.

h Veral. Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 34. 35. G.
auch Edict der churmainziſchen weltlichen
Regierung, die Heiligung des Sonntages betr. v.
1769. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 43. Hamburgiſche Verordn. v. 1800.
Blater fur Policey und Cultur, Heft 6. S. 136f.
Heſſencaſſelſehe Sabbathsordn. v. 1801. S.
daſ. 1801. Heft 10. S. z335 f.

JDie Churbraunſchweigiſchen Verordnungen
wegen Feyer der Sonntage u. ſ. w. ſ. Willich
III. 116 f.

m) Vergl. Prſe uſſ. Landr. a. a. O. t. é6ö f.
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Jn Anſehung geiſtlicher Gemeinheiten iſt die
Kirchenpolicey berechtiget, dafür zu ſorgen, da—
mit nicht durch eine zu große Zahl der Mitglie—
der n), oder durch Verbindungen mit auswartigen
Obern o), das gemeine Weſen Schaden leide p).

Endlich iſt auch die Oberaufficht uber die VI.
Kirchenguter und die Sorge, daß ſie nicht
zum Nachtheil des Staates, ſondern zum Beſlen
der Kirchen und zum Vortheil des gemeinen We—
ſens getreu verwaltet und verwendet werden q),
als ein Beſtandtheil der Religionspolicey zu be—
trachten.

Dieſe verhindert die ubermaßige, zweckwi—
drige und gemeinſchadliche Vermehrung des Kir—
chenvermogens r); giebt nicht zu, daß ohne lan—
desherrliche ErlaubnißKircheneinkunfte auſſer Lan—

des verabfolgt werden s); ſorgt dafur, daß das

vor
J

n) Vergl. oben S. 25. 26. S. auch Preuſſ. Landr.

na. a. O. ſJ. 116d f.
o) Vergl. Chur baterifche Verordn., die Separa—

tion der inlandiſchen Kloſter von auswartigen Pro-
vinzen betr. v. zo. Der. 1769. Samml. Baitiſcher
Generalien S. 510 f. K. K. Verordn. wegen der
Kloſter, die Aufhebung ihrer auswartigen Verbins
dungen und ihre Unterwurfigkeit betr. v. 1781.
Ephemeriden d. Menſchheit 1781. XI. 6os. 1782.
II. z33. Schlozers Briefwechſel XLVIII. 354.
Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 135. 1061. 1063.

p) Wieſe a. a. O. ſ. Z39.
q) Vergl. Wieſe a. a. O. ſJ. Za48. 467.
1) S. z. E. Preuſfſ. Landr. a. a. O. ſ. 194. 197 f.
5) Daſ. S. 195. 961.
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vorhandene Kirchenvermogen erhalten, und regel—
maßig verwaltet werde t).

Hierzu iſt ſie insbeſondere auch durch aus—
druckliche Verordnung der Reichs-Policeygeſetze
verpflichtet, welche bey der Verwaltung der Kir—
chenguter dieſelbe obrigkeitliche Vorſicht beobach—
tet wiſſen wollen, welche in Anſehung der Pupil—
lenguter vorgeſchrieben iſt u).

Vernoge dieſes Theils der Religionspolicey
ſind die teutſchen Landesherrn auch berechtiget,
bey Kirchenviſitationen in Anſehung der ſoge—
nannten Temporalien zu concurriren, ſo wie eben
dieſes Recht bey unmittelbaren Stiftern dem hoch—
ſten Reichs-Oberhaupte zuſtehet.

t) Daſ. F. 217 f.
Ju) R. P. O. v. 1548. Tit. 31. J.. a; vv. 1577

Tit. Z2. F. 4.: “Und dieweil mit der Kirchen'
„Renten, Gefallen und Gutern, zu Zeiten auch
„gefahrlicher und betruglicher Weiſe durch die
„Pfleger, gehandelt wurdey- ſo wollen wir! den
„Obrigkeiten, denen ſolches gebuhret, hiemit auch
„befohlen haben, daß ſie gleichergeſtalt auch Ein-
„ſehens thun, und verfugen, daß die Kirchenpfle—

ger und Furſteher mit Eyden 'und Gelubden be—
„laden werden, die Kirchen getreulich furzuſeyn,
„und jahrlich Rechnung zu thun, wie obſtehet.

 ô
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Sechstes Hauptſtſtuck.

Recht der Unterrichtspolicey.

J. Recht der Unterrichtspolicey ubethaupt. II. Lehranſtal-.
ten. Elementarſchulen. Volksunterricht in Kirchen. Volks und
Jnduſtrieſchulen. Burgerſchulen. Lateiniſche Schulen. Unuverſi—
taten. Beſondere Anſtalten fur die boheren Stande uberhaupt.
Lehranſtalten fur einzelne Zweige des offentlichen Dienſtes. Acade—
mien, Soetietaten der Wiſſenſchaften. III. Recht der Anordnung,—
Beſtellung, Geſetzgebung und Aufſicht in Anſehung der verſchiedenen
Lehranſtalten. IV. Beſondere Vurſchriften fur kunftige Staats—
diener. V. Schulzwang. VI. Schulzucht. VII. Unwerſitats—
iwang. VIII. Einſchrankung des Etudirens. JX. Unvverſitats—
disciplin. X. Lehrpoliceh. XI. Bucherpolicey. Recht derſelben
uberhaupt. XII. Reichs-Buchergeſese. XIII. Kaiſerliche Ober—
aufſicht. Buchercommiſſariat. XIV. Landesherrliche Bucherpo
liceh. XV. Leſebidbliotheten und Leſegeſellſchaften.

8—er Staatsburger iſt berechtiget, zu fordern,
daß ſeinen Bemuhungen fur Geiſtesausbildung
und Aufklarung weder von dem Staate ſelbſt noch
von Anderen im Staate Hinderniſſe in den Weg
gelegt werden; und dieſe abzuwenden und zurent—
fernen iſt Pflicht der Sicherheitspolicey.

Die Geiſtesausbildung eines jeden Burgers
fur ſeinen Beruf iſt aber fur den Staat, ſelbſt in
Beziehung auf den Hauptzweck der Sicherheit,
zu wichtig, als daß er bey der bloßen Entfernung
abſichtlicher Hinderniſſe derſelben ſtehen blei—
ben ſollte. Denn wenn der Burger richtige Be
griffe von ſeiner Beſtimmung von ſeinen Rechten
und Pflichten ſich erworben hat, ſo werden die
Arbeiten der hochſten Staatsgewalt unendlich er—
leichtert, die gemeinſchaftlichen Bemuhungen fur

die



304 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 6.

die Erreichung des Staatszweckes werden ver—
ſtarkr, die meiſten Hinderniſſe des offentlichen
Wohls werden mit weit leichterer Muhe aus dem
Wege geraumt v).

Eine verkehrte und zweckwidrige Verfahrungs—
art in Anſehung der Bemuhungen fur Geiſtes—
ausbildung und Aufklarung, es ſey durch eige—
nen oder fremden Unterricht, muß nothwendig
auch fur den Staat gemeinſchadliche Folgen ha—
ben. Dieſer iſt daher berechtiget und verpflichtet,

dahin zu ſehen, daß die dabey zum Grunde lie—
genden Fehler und Misbrauche vermieden werden,
zugleich aber auch einen eben ſo gemeinſchadlichen

Mangel an Hulfsmitteln und Anſtalten zum Un—
terricht zu verhuten. Beides gehort zu den Ob—
liegenheiten der Unterrichtspolicey.

Jn der erſtem Hinſicht begunſtiget ſie
zwar die Privatanſtalten und Unternehmungen

zur Beforderung des Unterrichts in allem, was
dem Menſchen und Burger uberhaupt, insbeſondere
aber Jedem in ſeinem eigenthumlichen Verhalt—
niß und Beruf wichtig und nutzlich ſeyn kann.
Sie ſorgt aber zugleich durch beſtandige Aufſicht
dafur, daß weder in Lehranftalten noch in Schrif-
ten Anweiſungen ertheilt werden, welche dem ge
meinen Beſten entgegen ſeyn konnten.

Jn der zweyten Hinſicht hat ſie das
Recht und die Pflicht, offenitliche Lehranſtalten zu

errich

v) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung ec—

S. 211 f.
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errichten, ſie mit geſchickten Beamten zu beſetzen,
ihre auſſere und innere Einrichtung anzuordnen,
ſie auf offentliche Koſten zu unterbalten, und
fur ihre zweckmafige Wirkſamkeit durch genaue
Aufſicht Sorge zu tragen w).

Hierzu kommt noch ein fur den Staat ganz
beſonders und unmittelbar hochſt wichtiger Gegen—

ſtand die Bildung brauchbarer Staatsdiener
in Ruckſicht auf die ſo mannigfaltigen und ver—
ſchiedenen Zweige der Staatsverwaltung. Der
Staat iſt unſtreitig berechtiget, eines Theils be—
ſondere Anſtalten fur dieſen gemeinnutzigen Zweck
auf offentliche Koſten zu treffen, andern Theils
denjenigen, welche ſich dem Dienſte des Staates
fur ein oder das andere Fach der Staatsverwal—
tung widmen, die Gegenſtande naher zu beſtim—
men, auf welche ſie nach Maßgabe ihres ſelbſt
gewahlten Berufes bey der Benutzung der allge—
meinen offentlichen Lehranſtalten beſonders Ruck—
ſicht zu nehmen haben.

Die Unterrichtspolicey ſucht dem i.
Mangel an Hulfsmitteln zum Unterricht haupt—
ſachlich durch Lehranſtalten ſowohl fur beide
Geſchlechter in jedem Alter, als auch fur jeden
Stand und fur die verſchiedenen Gewerbe vorzu
beugen x).

Die
w) Vergl. Benſen Staatslehre II. t81.
x) Vergl. Benſen a. a. O. S. 195 f. Eine
Statiſtik der teutſchen Unterrichtspolicey muſite

hochſt intereſſant ſeyn. Vollſtandig iſt ſie wohl
nicht moglich. Selbſt ein Veiſuch wurde hier zu
weitumfaſſend— und, der Verf. geſteht es offenher—
zig, jetzt ihm nicht einmahl moöglich ſeyn. Eine
hieher gehorige ſehr wichtige Schrift iſt Ruhkopfs

d. Bergs Polieehr. 2. Th. u Ge—
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Die allgemeinen Lehranſtalten ſind
theils Vorbereitungs- oder Elementar—
ſchulen fur die heranwachſende Jugend, theils

Anſtalten zur Fortbildung der Er—
wachſenen, wozu bey der gegenwartigen kirch—
lichen Verfaſſung der meiſten Staaten hauptſach—

lich die gottesdienſtlichen Verſammlun—
gen benutzt werden konnen und muſſen y). Fur
das weibliche Geſchlecht ſind in beſonderer
Ruckſicht auf die Bildung zur Hauslichkeit beſon—
dere Unterrichtsanſtalten nothwendig 2).

Die bey weitem großte Zahl der Staatsbur—
ger erwartet ihren Unterricht und ſelbſt einen gro—
ßen Theil ihrer Erziehung zur Sittlichkeit durch
die Volksſchulen, deren zweckmaßige Einrich—
tung eine vorzugliche Angelegenheit der Unterrichts—
policey ſeyn muß a). Die meiſten teutſchen Staa—

ten und viele edle Privatmanner b) haben, haupt-
ſäch—

Geſchichte des Schul- und Erziehungsweſens in
Teutſchland (Bremen 1794 Th. 1.), wovon die
Fortſetzung ſehr zu wunſchen iſt. Sehr nutzliche
Beytrace enthalten die Annalen des Preuſ—
fiſchen Schul- und Kirchenweſens, und
des Herrn Abts Saalfeld Beytrage zur Kennt-—
niß und Verbeſſerung des Kirchen und Schulweſens
in den K. Braunſchweig-Luneburgiſchen Churlanden.

y) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung c.
S. 209. 352.

2) Von der Tochterſchule zu Deſſau ſ. Journal v.
u. f. Teutſchl. 1786. II. zzo. von der Freyſchule
fur arme Madchen zu Hanau daſ. 1784. II. 61.
Die Hofichule zu Hannover iſt in die Sohne—
und Tochterſchule ſehr zweckmaßig eingetheilt.

e) M. angef. Schrift S. 196 f. zao f.
b) S. zj. E. des verdienſtvollen Herrn v. Rochow

Geſchichte meiner Schulen. Schleswig 1795.
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ſachlich ſeit der Mitte dieſes Jahrhunderts, mit
einander gleichſam gewetteifert, die Volkeſchulen
durch Verbeſſerung der Lehrart, durch Zermeh—
rung der Lehrgegenſtande und beſonders auch
durch Richtung des Unterrichts auf die fruhe
Bildung der Jugend zur Jnduſtrie c) ihrem
wichtigen Zwecke immer naher zu bringen a). Vie—
les iſt jedoch noch zu thun ubrig, und bey weitem
nicht alle teutſche Staaten haben hierinn gleichen

Schritt gehalten.
Aeußerſt wichtig iſt die Bildung guter Schul—

lehrer, weswegen auch in verſchiedenen Landern

un2 eine—
c) Vergl. uberhaupt A. Wagemann uber die Bil—

dung des Volks zur Jnduſtrie J. 228 f. und Kru—
nitz Encyclopadie Th. 61. 62. Art. Landſchule,
der auch beſonders abaedruckt iſt. Jm 62. Theile
wird umſtandlich von den ſo nutzlchen Jnduſirue—
ſchulen gehandelt, und eine intereſfante Geſchichte

derſelben, großtentheil aus Wagemanns
Gottingiſchem Magazin fur Induſtrie
und Arm enpflege, mitgetheilt. Jn Gor—
tingen iſt, vorzuglich durch die Bemuhungen des
verdienſtvollen Hrn. Superintendenten Wage—
mann, die erſte Jnduſtrieſchule errichtet worden.
Krunitz Th. 62. S. 89. Dieß wohlthatige
Beyſpiel hat nicht nur durch hohere Unterſtutzung
ſehr vortheilhaft auf die churbraunſchweigiſchen
Lande, ſondern auch auf andere teutſche Staaten

gewirkt. S. Krunitz a. a. O. S. ho f.
d) S. z. E. Von den Normalſchulen in Oe—

ſterreich Schlozers Briefwechſel LVIII. 341.
LV. 29. Staatsanzeigen IX. 262. Von der Nor—
malſchule in Prag und den Landſchulen in Boh—
men. Ephemeriden der Menſchh. 1783. XII. 7oz.
1784. VIII. 231. tas6. II 245. iX. 321.
Vergl. Freymuthige Beurtheilung der öoſterreichi-
ſchen Normalſchulen und aller zum Behuf derſelben

gedruckten Schulſchriften. Berlin 1783.



zos Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. S.

eigene Schulmeiſter-Seminarien errich—
tet ſind e). Das Schulmeiſter-Seminarium zu
Hannover, wozu der Patriotismus eines
Prwatmannes, Ernſt Chriſtoph Bottchers, den
Grund legte, hat ſchon im Jahre 1750 ſeinen
Anſang genommen und auf die Verbeſſerung der
Volksſchulen den wohlthatigſten Einfluß ge—

haot f).

Zur Erlernung nutzlicher Gewerbe, Kunſte
und Handwerke wird in wohleingerichteten Bur—
gerſchulen, Realfchulen, Kunſtſjchu—
len rc. der Grund gelegt z). Fur das Studium
der bildenden Kunſte wird durch beſondere
Lehranſtalten Sorge getragen h).

Zu

e) F. Herzberg Gedanken uber die zweckmaßige
Bildung der Landſchullehrer in Seminarien. Ber—
lin 1789. Von dem Schulmeiſterſeminarium im
Badiſchen ſ. Gerſtlachers Samml. J. 169 f.
Jm Heſſen-Caſſelſchen, Samml. d. Heſſ.
Verordn. VI. o85. Reglement fur das Konigl.
Schulmeiſter:Seminarium zu Breslau und deſ—e
ſen zweckmaßige Einrichtung. Breslau 1787

f) Von dem Urſprung und der Einrichtung des Han—

noöveriſchen Schulmeiſter-Seminarii
und andern die Verbeſſerung der niedern Schulen
betreffenden Anſtalten ſ. Annalen der Braunſchweig
Luneburgiſchen Churlande, Jahrgang 2 und Z.

z) S. z. E. kurzgefaßte Nachricht von der Berlini—
ſchen Realſchule. Berlin 1773. Hecker Ent-—
wurf einer neuen Einrichtung der Kunſtſchule
der K. Realſchule. Berlin 1785.

b) S. z. E. Weinkopf Beſchreibung der K. K.
Academie der bildenden Kunſte. Wien 1783. Ueber
die Anſtalten bey der ehurſachſiſchen Acade—
mie der Kunſte; N. Biblioth. d. ſchonen Wiſſen—
ſchaften IV. Z38 f.
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Zu einer eigentlich gelehrten Bildung ſoll die
Jugend in lateiniſchen Schulen (Trivi—
alſchulen) und in Gymnaſien?e. vorberei—
tet werden. Doch kann auch mit dieſen Lehran—
ſtalten durch zweckmaßige Einrichtung und Ab—
theilung der Plan eigentlicher Burgerſchulen auf
eine gemeinnutzige Weiſe verbunden werden, roie
dieſes erſt neuerlich in Gottingen geſcheben
iſt i)J. Von dieſen Schulen erfolat der Uebergang
in die hohern Schulen Academien, Uni—
verſitaten“); die naturlicher Weiſe nach ih—
rem Zweck und Umfange micht Gegenſtand der
Unterrichtspolicey in je d em teutſchen Staate ſo eyn

konnen. Vielmehr ſtehen dieſe in Teutſchland
immer noch zahlreich genug vorhandenen effrent—
lichen Anſtalten auch dem Fremdlinge zur Benut—
zung frey. Zunachſt iſt freylich der Zweck Un—
terricht und Bildung der Landeskinder zu brauch—
baren Staatsburgern und Staatsdienern; aber
gerade dadurch zeichnen ſich ſo viele teutſche Lan—
der und Regierungen aufs ruhmlichſte aus, daß

ſie ſich auf dieſen Zweck nicht einſchranken, ſon—
dern auch, wenn gleich mit einem großeren Auf—
wande von Muhe und Koſten, auf die Bedurf—

u3 niſſe
i) Heyne Neue Schulverfaſſung und Schulordnung

fur die Stadtſchule zu Gottingen. Auf Verord—
nang und mit hoher Beſtatiqung Konial. Landes-—
regierung abgefaßt von der Schulinſpection. Aus-
gang des Mays 1798. Von der vorzuglich gu—
ten Einrichtung des Jlefeldiſchen Padago—
gium's ſ. H eh nens Nachricht von der gegenwar—
tigen Einrichtung des konigl. Paädagogu zu Jlefeld.

Glt. 1780.
C. Meiners uber die Verfaſſung und Berwal—
tung deutſcher Univerſitaten, Band 1. Gott. 1801.
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niſſe der Auslander mit nicht geringerer Sorgfalt
Ruckſicht nehmen. Was in dieſer Hinſicht zum
allgemeinen Beſten der Wiſſenſchaften vorzuglich
fur Gottingen mit koniglicher Freygebigkeit
geſchehen iſt und noch immer geſchicht, iſt allge—

mein bekannt k).

Beſondere Lehranſtalten fur die hoheren
Stande, beſonders fur den Adel, theils uber—
haupt, theils in Ruckſicht auf ſeine Beſtimmung
fur den Staatsdienſt, findet man in mehreren—
teutſchen Staaten in den churbraun—
ſchweigiſchen Landern insbeſondere die Rit—
teracademie zu Luneburg m) und das neu ge—
ſtiftete Georgianum zu Hannover.

Zur Bildung fur beſondere Theile des of

fentlichen Dienſtes ſind in einigen teutſchen Lan—

dern

x) S. Put ters academiſche Gelehrtengeſchichte von
der Georg-Auguſſtus- Univerſitat; zu Gottingen
Th. 1. 2. Gott. 1765. 1788. Der ſeit dem letz
ten Jahre verfloſſene Zeitraum liefert wieder zahl.
reiche Beyſpiele von der unermudeten koniglichen
Fucſorge fur die moglichſte Gemeinnutzigkeit der
acad miſchen Anſtalten.

Hh Z. E. das erneuerte Thereſianum in Wien; das
Padagogium zu Halle c. Niemeyers Nachricht
von der Verfaſſung und Einrichtung des Padago—
giums zu Halle 1796. Die Militaracademie zu
Wieneriſch-NMeuſtadt. Schloözers Briefwechſel
I.VAI. 154. Die orientaliſche Academie zu Wien

daſ. XLII. 184.w) Von deren Einrichtung ſ. Annalen der hraunſchw.

luneburg. Churlande Jahrg. 1. St. 4. SG. 89 f.
Journal v. u. f. Teutſchl. 1786. J. 210. 1787.11. 377 f Vergl. v. Selchow. Braunſchw.
Luneb. Privatrecht ſ. 433 f.
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dern eigene Lehranſtalten erxichtet, wie z. E. die
churpfalziſche Cameral-Hoheſchule zu Hei—
delberg, die churſachſiſche Bergacademie zu
Freyberg, die verſchiedenen Militarſchul—
anſtalten in den meiſten großeren teutſchen
Staaten u. d. m.

Fur die Cultur der Wiſſenſchaften im Allae—
meinen oder in einzelnen beſtimmten Zweigen hat
Teutſchland mehrere gelehrte Verbindungen

Academien, Societaten der Wiſſen—
ſchaften ?c. die durch die Vereinigung gelehr—
ter Manner in und auſſerhalb Teutſchland und
durch die Bekanntmachung ihrer Unterſuchungen
fur Aufklarung und Geiſtesbildung in dem mog—
lichſt ausgedehnten Wirkungskreiſe thatig ſund.

Die Einrichtung offentlich er Lehranſtal—
ten (II) gehort zu den Rechten*) und Obliegen—
heiten der Unterrichtspolicey, und ſelbſt Privat—

Lehranſtalten durfen ohne Vorwiſſen und
Genehmigung derſelben nicht errichtet werden m).

Der Religionsunterricht, der immer bey denmeiſten Lehranſtalten Hauptzweck war, hat Ver—

anlaſſung gegeben „daß man ſie als geiſtliche Jn—

un 4 ſtitute
2) Man giebt zwar gewohnlich Landſtadten das

Recht, niedere Schulen zu errichten, (Zakn
politis municip. L. 2. c. zo. Fiſcher Cameral—
und Policevrecht J. 147); allein auch dazu wird
doch immer die Genehmigung des Staats erfor—
derlich ſeyn.

n) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. G. 1. 2.
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ſtitute und Geſellſchaften betrachtet, ihre Errich—
tung von der biſchoflichen Bewilligung abhängig
gemacht, und ſie ſelbſt der Oberaufſicht des Bi—

ſchofs und der Gerichtbarkeit deſſelben unterwor—
fen hat o). Selbſt die hohen Schulen ſind hier—
von nicht ausgenommen.

Auch in proteſtantiſchen Landern haben dieſe
Grundſatze noch fortdauernde Wirkung. Die
Schulen ſind der Kirchenregierung untergeordnet.
Jhr ſteht die Pruſung der anzuſtellenden Schul—
lehrer und die beſtandige Aufſicht uber ihre Amts—
verwaltung zu p). Nur die hohen Schulen
ſind meiſtentheils, wenn ſie auch ihre alte Form
beybehalten haben, der geiſtlichen Gewalt entzo—

gen, und der weltlichen unterworfen worden q).

Wollte man die offentlichen Lehranſtalten nur
in ihrem Verhaltniß zur Kirchenregierung betrach—
ten: ſo wurden ſie, als Gegenſtande der Kirchen—

und

o) C. 1. 3. 5. X. de masiſtris. J. P. O. Art. 5.g. 35; Art. 13. J. 4. 25; Aut. 7 h. 1. Fiſcher
Cameral- und Policeyrecht J. 147. C. 184. Vergl.
Putter vem Unterſchied zwiſchen offentlichen und

Privatſchulen, inſonderheit im Hochſtift Osna—
bruck. Gott. 1778.

p) Vergl. die churbraunſchweigiſchen Landes—
geſetze beh Willich II. z73 f.

q) Mellman reliquiarum iuris canonici in regi-
minse ſcholaſtico excuſſio. Kiel 1784. Eiusd.
Tr. de politia Academiarum olim hierarchica.
Hamb. 1790.

r) G. oben S. 286.
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und niedern Schulen ſind nicht blos kirchliche Jn—
ſtitute: ſie ſind ihrer Beſtimmurig zum Religions—
unterricht ungeachtet (denn auch dieſer iſt Ge—
genſtand der weltlichen Gewalt der Reliquons—
policey) vorzuglich als Veranſtaltungen des
Staates zu betrachten, welche den Unterricht der
Jugend in nutzlichen Kenntniſſen und Wiſſen—
ſchaften zum Zwecke haben s); und ſelbſt in ihrer
althergebrachten Eigenſchaft kirchlicher Jnſtitute
find ſie der weltlichen Hoheit des Landesregenten
unterworfen, deſſen Rechte uber ſie die Unter—
richtspolicey in ſich begreift

Jn VRuckſicht auf die Errichtung der verſchie—
denen offentlichen Lehranſtalten (11) haben die
teutſchen Reichsſtande meiſtentheils vollig freye
Hande, auſſer daß bisweilen die Landſtande, beſon—
ders wenn von ihnen Koſtenbeytrage verlangt wer—

den, dabey einigen Einfluß erhalten u). Nur bey
Univerſitaten, wo es auf die allgemein gül—
tige Kraft der aeademiſchen Wurden ankomrnt, iſt
ein kaiſerliches Privilegium nothig v); aber auch
nur aus dieſem Grunde, indem ubriaens das Recht,
hohe Schulen zu errichten, in der landesherrlichen

U 5 Po
s) E. Preuſſf. Landr. a. a. O. ſ. 1.
t) Schnaubert Kirchenrecht der Proteſtanten in

Teutſchtand F. 267. Fiſcher Cameral-und Po.
licchrecht J. 147. F. 185. Avrer S. R. J. prin-
ceps politiam cirea ſtudia et commercit ceivium
iite adornans. Gôtt. 1747.

u) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
GS. 50. 54.

v) Putter Inſt. iur. publ. ſ. 236. 359. Moſer v.
d. Landeshoheit in Policeyfachen S. 53 f.
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Policengewalt gegrundet iſt w); ſo wie von dieſer
die Errichtung anderer gelehrten Anſtalten und
ſolcher Jnſtitute, die die Beforderung der ſchonen
Kunſte und Wiſſenſchaften zum Zwecke haben,
ohnehin ganz allein abhangt, ohne daß es dabey
einer beſonderen kaiſerlichen Mitwirkung bedarf.
In dieſer Hinſicht verdient ein Fall, der im Jahr
1784 beym keaiſerlichen Rteichshofrath vorkam,
wenigſtens um ſeiner Seltenheit willen, bemerkt
zu werden. Der Srbtruchſeß, Graf Joſeph von
Ze il-Wurzach bat um ein in der That uber—
fluſſiges kaiſerliches Privilegium zu Er—
richtung einer Academie der ſchonen
Kunſte, erhielt aber abſchlagige Reſolution x).

Das Recht, Schulordnungen zu erlaſſen, iſt
in der Regel ein Theil der landesherrlichen Poli—
teygewalt y), ſo wie ohnehin die Beſtellung der

offent—

wy) v. Kreitmayr teutſch. Staatsr. ſ. 95. S. 166.
Cotta Kaiſerl. und Standiſche Befugniſſe bey
Errichtung hoher Schulen. Tub. 1786.

x) Reuß Staatskanzley XVIII. 349.
y) Fifcher a. a. O. J. 183. Moſſer'v. d. Landes-

hoheit in Policeyſachen. S. 49. Verzeichniſſe von
Schulordnungen ſ. Heumann ius pol. 89.
Eſt or burgerl. Rechtsgel. B. T. SG. 151. 3 B. z.
S. 297. Vergl. Bremen und Verdenſche
Landſchulordn. v. 1752. Lauenburgiſche v.
1757 Beckmann Samml. auserleſ. Landesge-
ſetze III. 127 f. Von der Schulordn. fur die Churf.

Braunſchw. Luneburg. Lande, Gott. 1738,
und deren Gebrauch ſ. Willich III. 164.
Churbairiſches Mandat wegen des Schul—
weſens. Sammil. Bairiſch. General. 1771 S. a75.
Allgemeine Schulordn. fur die teutſchen Normal—
Haupt- und Trivialſchulen in den ſammtl. K. K.
Erblandern. Wien 1774.
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offentlichen Lehrer, oder, wenn dieſe Privatper—
ſonen im Staate zuſtande, deren Prufung und
Beſtatigung, und die Aufſicht uber ihre Amts—
fuhrung in dem Rechte der Unterrichtspolicey ent—

halten iſt, zu welchem Ende theils die Gerichts—
obrigkeiten jeden Orts, theils die Policeymagi—
ſtrate, theils beſondere Collegien, oder die Con—
ſiſtorien und Landesregierungen, auch, vorzuglich
bey hohen Schulen, eigene Curatoren das
Rothige zu beſorgen haben z).

Jedem Staatsburger ſtehet es gewohnlicher 1v.
Weiſe frey, nach ſeiner eigenen Wahl dem Stu—
dium einer Wiſſenſchaft, womit er kunftig ſeinen
Mitburgern und dem Staate zu nutzen hofft, ſich
zu widmen, vhne daß die Unterrichtspolicey dar—
uber ſich einer Leitung oder Verfugung anmaßen
darf. Beſtimmt er ſich aber fur den offentlichen
Dienſt: ſo iſt dieſelbe allerdings zu einer beſonde—
ren Aufſicht, um des allgemeinen Wohls willen,
vollig berechtiget, und es konnen mit vollem
Rechte beſondere Vorſchriften in dieſer Hinficht
ertheilt werden (I).

Zweckmaßige Vorbereitung, grundliche, nicht
ubereilte Erlernung der Wiſffenſchaften regel—
maßige, anſtandige Auffuhrung wird billig von
denen gefordert, welche zum offentlichen Dienſte
angeſtellt zu werden wunſchen. So ſind allen,

wel
Goöttingen hat immer zwey Obercuratoren aus
dem Mittel der Konigl. Geheimenrathe. Landes—
herrl. Privilegien Art. 2b. Willich III. 316.

z2) Fiſcher a. a. O. F. 185. Vergl. Preuſſ. Landr.
a. a. O. ſ. 9 f.
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welche in den churbraunſchweigiſchen
Landen Dienſte zu ſuchen gedenkon, grundliche
Schulſtudien und gelehrte Sprachen ernſtlich
empfohlen, und zu den academiſchen Studien
wenigſtens drep Jahre vorgeſchrieben, deren
nutzliche Verwendung ſie mit hinlanglichen Zeu g—

niſſen darthun muſſen a).
Wer zu hoheren Bedienungen ſich qualificiren

will, und mit den erforderlichen Mitteln verſehen
iſt, dem wird insbeſondere auch empfohlen, ſich
eine practiſche Kenntniß der Verfaſſung des teut—
ſchen NReichs nach deſſen innern politiſchen und
ocondmiſchen Umſtanden, und des Reichsproceſſes
zu erwerben, wie denn die zu ſolchem Ende anzu—
ſtellenden Reiſen bey kunktigen Beforderungen
mehr in Betrachtung gezogen werden ſollen, als
die Reiſen, welche in fremde Lander vorgenommen

werden, obgleich auch dieſe, wenn ſie mit Rutzen
und zu einem guten Zwecke geſchehen, nicht miß—

billiget werden b).
Diejenigen, welche in Amtsbedienungen an—

geſtellt zu werden wunſchen, ſollen ſich, auſſer
dem grundlichen Studium der Rechte, auch auf
Oeconomie, Naturkunde, und die mathematiſchen

Wiſ
9 Jn den Preuſſiſchen Staaten muß jeder Lan—

deseingeborne, der ſich zur Uebernehmung eines
Amtes oder ſonſt zur Ausubung ſeiner Wiſſenſchaft
qualificiren will, ein vorſchriftmaßig eingerichtetes
Zeugniß von. einer inlandiſchen Academie vor—

legen. Preuſſ. Landrecht a. a. O. F. 127.
128. 129.a) Verordn. v. 20. Seypt. i771. Eing. u. C. 1.
Willich J. a74. Erlauternde Verordn. v. 10. Oct.
1788. Willich Supplem. S. 91.

b) Die angef. Verordn. v. 1771. J. 3ʒ. Willich J.a75.
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Wiſſenſchaften, beſonders die Meßkunſt und Ei—
vil-Baukunſt legen c).

Diejenigen, welche ſich dem Studium der
Theologie widmen, ſind der Aufſicht und Bildung
des im Jahre 1800 auf der Univerſitat zu Gottin—
gen angeordneten theologiſchen Ephorats unterge—
ben Auch ſollen die theologiſchen Candidaten
nach vollendeten academiſchen Studien ſich in
ihren kunftigen Berufsgeſchaften, unter Anleitung
des Superintendenten oder des Stadtminiſterii,

fleiſſig uben d).
Die Unterrichtspolicey kann jedoch naturlicher V.

Weiſe Niemandem vorſchreiben, welchen Wiſſen
ſchaften er ſich vorzuglich wiomen ſoll. Nur de—
nen, welche ſich zu offentlichen Dienſten vorbe—
reiten wollen, kann ſie die Kenntniſſe zum voraus
bezeichnen, welche ſie, nach ihrer verſchiedenen Be
ſtimmung, von ihnen erwartet, und von deren Er
werbung ihre Beforderung hauptſachlich abhangen
ſoll (IV). Dazu hingegen iſt ſie vollkkommen be—
rechtiget, den Staatsburgern die Verpflichtung

aufzulegen, daß ſie ihre Kinder an den gehorig
eingerichteten augemeinen Lehranſtalten Theil neh—

men laſſen, wenn ſie nicht den zweckmaßigen Un—

ter

1765. Beckmanns Samml. J. z26.
S. unten Anhang Nr. lIJ. Die wegen des theolo.

giſchen Ephorats zu Gottingen getroffene Anord.
nung iſt unterm zo. Ort. 1801 auch auf das Herzog-

ec) Verordn. v. 23. Jun. 1773. Willich J. 473.
l

Vergl. Churmainziſche Verordn. wegen grunde
I

U

J

liche Erlernung der Cameralwiſſenſchaften v. z. Apr.

thum Sachſen-Lauenburg erſtreckt worden. L
q) Verordn. u. 27. Sept. 1735. 16. Merz 1736. ni

Ii

M

iWillich J. 480. J
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terricht derſelben in ihrem Hauſe beſorgen konnen

oder wollen e). Die Eltern ſind vermoge der ih—
nen obliegenden Erziehungspflicht verbunden, auch

fur den Unterricht und die Geiſtesbildung ihrer
Kinder Sorge zu tragen, und die Policey iſt al—
lerdings befugt, die hulfloſen Kinder, deren El—
tern dieſe ihre Obliegenheit vernachlaſſigen, zu ver—
treten, und ſie bey ihrem Rechte zu ſchutzen.

Alle teutſche Landes-Policeygeſetze legen den
Eltern die Verpflichtung auf, ihre Kinder fruhzei—
tig zur Schule zu halten, einige vom vierten f),
andere vom funften 8), andere endlich vom ſechs—
ten Jahre ihres Alters an n), wobey jedoch auf
die Erinnerungen der Sanitatspolicey billig Ruck-
ſicht zu nehmen iſt i).

Die Dauer des Schulunterrichts iſt meiſten—
theils ſo beſtimmt, daß die Kinder bis zu ihrem

viier—

e) Heumann ius pol. .72. Moſer v. d. Landesho
heit in Policeyſachen S. a8. Fiſcher Cameral:- und
Policeyrecht l. 46. Benſen Staatslehre II. 182.

f) S. z. E.h. Braunſchweig-Wolfenbuttel—
ſche Schulordn. v. 1753.

g) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. 43. Chur—
ſachſ. Verordn. v. 24. Jul. 1769. Schmiſeder
J. xo. Fuldaiſche Schulordn. v. 1775 F. 1.

h) Corp. Conſt. Cell. c. I. p. aso. 1ozo. Lauen—
burgiſche Schulordn. Cap. z. ſ. 1. Hier wird
ſehr zweckmaßig darauf geſehen, ob die Kinder
zur Schule uber Feld gehen muſſen oder nicht. im
erſten Fall kann ein Jahr langer zugewartet wer—
den. Badiſche Schulordn. F. 1. Gerſt—
lacher Samml. J. 271.

i) Oben S. 177.
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vierzehnten Jahre zur Schule angehalten werden
ſollen. Am zweckmaßigſten ſcheint jedoch die Vor—

ſchrift zu ſeyn, daß der Schulunterricht ſo lang
fortzuſetzen ſey, bis ein Kind, nach dem Befund
ſeines Seelſorgers, die einem jeden vernunftigen
Menſchen ſeines Standes nothwendigen Kennt—
niſſe gefaßt hat k).

Fur Landleute, beſonders die armern unter
ihnen, iſt die frühzeitige Hulfe der Kinder bey ih—
ren hauslichen Geſchaften außerſt wichtig, und
dieß Bedurfniß muß nothwendig mit dem Beſu—
che der Schule manchmahl in Colliſion kommen,

und nicht immer kann ohne Unbilligkeit die Ent—
ſcheidung fur die Schule ausfallen. Es muß daæ
her eines Theils nur dem Mißbrauche geſteuert,
andern Theils fur einigen Erſatz der dem Unter—
richte entgehenden Zeit geſorgt werden. Jn oieſer

zweyfachen Hinſicht ſind in den churbraun—
ſchweigiſchen Geſetzen die Falle beſtimmt, in
welchen es den Eltern erlaubt ſeyn ſoll, ihre Kin—
der zu Hauſe zu behalten, und bey ihren Arbeiten,
mit Verſaumung der Schule, zu gebrauchen 1),
zugleich aber auch gewiſſe Zeiten feſtgeſetzt, wo

die

x) Preuſſ. Landr. a. a. O. C. ab. Eine ahnliche
Vorſchrift ſ. Churbraunſchw. Verordn. v. 9.
Oct. 1681. Willich J. a87. Nachher iſt das 14.
Jahr als Entlaſſungstermin aus der Schule ange—
nommen. Willich J. 488. 489. Freilich entſchei—
det das Alter nicht allein; aber es konnen doch
viele Unbequemlichkeiten vermieden werden, wenn
nur der Grad der erworbenen Kenntniſſe ent—
ſcheidet.

Verordn. v. 31. Aug. 1736. Willich J. 4g5 f.
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die Schulen dennoch beſucht werden muſſen m).
Nach den Preuſſiſchen Geſetzen ſoll zum Be—
ſten derjenigen Kinder, welche wegen hauslicher
Geſchafte die ordinaren Schulſtunden zu, gewiſ—

ſer nothwendiger Arbeit gewidmeten, Jahrszeiten
nicht mehr ununterbrochen beſuchen konnen, am
Sonntage, in den Feyerſtunden zwiſchen der Ar—
beit und zu andern ſchicklichen Zeiten heſonderer
Unterricht gegeben werden n).

Die Schullehrer muſſen ihre Schuler zu Fleiß,
Aufmerkſamkeit und anſtandiger Auffubrung an
halten, und ſind berechtiget, ſich zu dieſem Ende
angemeſſener Zwangsmittel zu bedienen. Die Un—
kerrichtspolicey muß ſie eines Theils dabey gegen
die ungebuhrlichen Einmiſchungen und Srorun—
gen unvernunftiger Eltern ſchutzen, andern Theils
aber auch darauf ſehen, daß das Recht der Schul—
zucht zu Mißhandlungen nicht mißbraucht werde.

IJn der erſteren Hinſicht wird den Eltern
nicht verſtattet, die Schullehrer wegen der Aus-
ubung dieſes Rechts auf eine unſchickliche Weiſe zur
Rede zu ſtellen, ſie vielleicht gar deßwegen zu belei-
digen und durch lauten Tadel das ſo nothige An
ſehen derſelben bey den Kindern herabzuſetzen q).
Um dieß zu vermeiden, ſind in einigen Landern
beſtimmte Vorſchriften ertheilt, wie die Eltern
ihre Beſchwerden gegen die Schullehrer anzubrin—

gen

m) Verordn. v. 9. Oct. 1681. Willich J. a89.
Angef. Verordn. v. 1736.

n) Preuſſ: Landr. a. a. O. ſ. 45.
o) Stryk de iure praeceptorum c. 2. n. 17. Fi—

ſcher Cameral- und Policeyrecht J. 147. S. 185.
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gen haben, wenn ſie dafur halten, daß ihre Kinder
von denſelben unrecht behandelt worden ſeyen p).

Die Schulzucht darf nicht in Schuldeſpotis—
mus ausarten. Strafarten, die der Geſundheit
nachtheilig ſind, muſſen ohnehin uberall abgeſchafft
werden, und ſind es auch in mehreren Landern q).
Aber auch die erlaubten Strafarten muſſen nie
ubertrieben werden r). Sehr zweckmaßig iſt,
auf den Fall, wenn ein Schullehrer glaubt, durch
geringere Zuchtigungen konne der eingewurzelten

Unart eines Kindes, oder dem uberwiegenden
Hange deſſelben zu Laſtern und Ausſchweifungen,
nicht hinlanglich geſteuert werden, die Vorſchrift,
daß alsdann der Obrigkeit und dem geiſtlichen
Schulvorſteher davon Anzeige gemacht, und von
dieſen, mit Zuziehung der Eltern oder Vormün—
der, die Sache naher gepruft und zweckmaßige
Verfugung getroffen, aber auch dabey die der el—
terlichen Zucht vorgeſchriebene Grenze s) nicht
uberſchritten werden ſoll t).

Von dem ſehr nothwendigen und heilſamen vn.
Schulzwange (V) iſt der Univerſitats—
zwang weſentlich verſchieden. Dieſer legt zwar
Niemandem die Verpflichtung auf, Univerſitaten
zu beſuchen; er ſchranket aber die, welche hohe

Schu

p) G. z. E. Badiſche Verordn. v. 8. Jan. 1773.
Gerſtlacher Samml. J. z19.

M S. oben S. 17. 178.r) Fiſcher a. a. O. S. 130. h. 190.
3) S. Th. 1. S. 4ts5.
t) Preufſ. Landr. a. a-O. ſ. 50- 53.

v. Bergé Policeyr. Th. 2. X

J
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Schulen beſuchen wollen, auf gewiſſe Univerſi—
taten ein. Ein Landesherr kann allerdings wichtige
Grüunde haben, ſeinen Unterthanen das Beſuchen
auslandiſcher Univerſitaten zu unterſagen, und

auf keinen andern ais inlan diſchen hohenSchu—
len zu ſtudiren, wenn nur dieſe gehorig einge—
richtet und mit geſchickten Lehrern hinreichend be—
ſetzt ſind u). Da das Studium auf Univerſitaten
zur unmittelbaren Vorbereitung zu offentlichen
Dienſten dient: ſo darf man eine ſolche Verord—
nung ohne Unbilligkeit nicht bloßen Finanzzwecken
zuſchreiben, obgleich nicht zu laugnen iſt, daß eine
allzuſtrenge Handhabung des Univerſitatszwanges

in mancherley Ruckſicht nicht nur druckend, ſondern

auch in der That gemeinſchadlich werden kann.

IJn einigen teutſchen Staaten iſt das Stu—
dium auf inlandiſchen Univerſitaten nur auf einn
gewiſſe Zeit vorgeſchrieben und zur Bedingung
kunftiger Beforderung gemacht v). Jn den preuſ

ſiſchen

J
u) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 92.

SSe

 1

v) S. z. E. Churfachſiſche Verordäung, daß Lan—
J

deskinder zwey Jahre entweder zu Leipzig oder

J

J Wittenberg ſtudiren ſollen. v. 19. Febr. 1773.
J

de Ilchenihal de politia p. GG. Nota m. Hoſ—

J

ſen-Caſſelſche Verordn. daß alle auf die Studia
ſich applicirende Landeskinder wenigſtens zwey

J Jahre zu Marburg oder Rinteln ſtudieren,“

J

J widrigenfalls aber zu einer Promotion nicht die
J geringſte Hoffnung haben ſollen. v. 12. Jun. 1731.
J J

J

J Samml. IV. 53. ern. 12. Merz 1771. Samml. VI.Gos. u. 1. Jul. 1782. Daſ. S. 10o66.
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ſiſchen Staaten iſt das Beſuchen auswartiger Uni—
verſitaten bey ſcharfer Ahndung verboten w).

323

Den churbraunſchweigiſchen Unter—
thanen ſtehet es frey, auslandiſche Unwerſitaten
zu beſuchen x); jedoch genießen diejenigen Landes—
kinder, welche zu Gottingen ſtudiren, einige Vor—
zuge. Die ſtudierende Landeskinder und Unter—
thanen, heißt es in den Prwilegien der Univer—
ſitat y), ſollen zwar auf eine geſetzliche Weiſe nicht
verbunden ſeyn, wider ihre Convenienz und Wil—
len die Univerſitat zu Gottingen ablolute zu fre—
quentiren, und ſie ſollen eben wenig, wenn ſie das
nicht gethan haben, von aller Beforderung ausge—
ſchloſſen ſeyn; immittelſt iſt allen Landeskindern,
weiche zu Gottingen ihre ſtudia academica ge—
trieben und entweder offentliche ſpecimina ihres
Fleißes und ihrer Geſchicklichkeit abgeleaet, oder
von der Univerſitat ein gutes Zeugniß ihrer Eru—
dition und Wohlverhaltens aufzuweiſen haben,
verſprochen, daß ſie bey vorfallenden Gelegenhei—
ten vor andern, zu denen Bedienungen, zu wel—
chen ſie qualifieirt, befordert werden ſollen“.
Auch ſind diejenigen Landeseingebornen, welche
zu Prediger- oder Schulamtern kunftig befor—
dert zu werden wunſchen, in der Regel verbun—

„den, wenigſtens die zwey letztern Jahre ihres aca
demiſchen Studiums auf der Landes Academie zu
Gottingen zuzubringen?).

Xx 2 Werwy) Fiſcher Cameral- und Policehrecht. J. 154.

x) Beweis, daß Gottingen keine gelehrte Sperre ſey;
in Schlozers Staatsanzeigen Heft 36. S. 480.

y) Art. 22. Willich III. 314.
Verordn. v. 21. Aug. 1800. S. unten Anhang

N. JI.
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Wer ein brauchbares und nutzliches Mitglied
der burgerlichen Geſellſchaft werden will, der muß
die Kenntniſſe, die einem jeden vernunftigen Men—
ſchen ſeines Standes nothwendig ſind, ſich zu er—

werben ſuchen. Dazu iſt aber das Studiren,
im gewohnlichen Sinne des Wortes, nicht nothig;
und ſo ſehr unſchadlich, ja vielmehr heilſam es
auch zu ſeyn ſcheint, recht viele geſchickte und ge—
lehrte Leute in einem Staate zu haben, ſo gemeen
ſchadlich iſt doch die Ueberbevoölkerung im Gelehr—
tenſtande 2). “Es iſt ein Verderben des gemei—
nen Weſens, ſagt Mo ſer a) ſehr richtig, wenn
allzuviele Leute ſich auf das Studiren legen, weil

ſie alsdann ihr Brod nicht dabey finden, mit ober
wider Willen Muſſigganger werden, und weder
ſich ſelbſten zu rathen wiſſen, noch dem Staat et
was nutz ſind. Dahero iſt es landesvaterlich ge—
handelt, wenn ein Regent nicht leidet, daß jeder
ohne Unterſchied ſtudiere, er mag Gaben und
Mittel dazu haben oder nicht“.

Dem unuberlegten, ubertriebenen gemein—
ſchadlichen Zudrangen zu dem Gelehrtenſtande darf
und muß alſo eine gewiſſe Grenze geſetzt werden.

Aber es iſt ſchwer, dieß ohne einige Harte und
Unbilligkeit gegen die ubrigen, beſonders die niedri—

gern Stande zu thun.
Eine Verordnung, die die Forderungen des

getneinen Wohls und der Biligkeit glucklich zu
vereinigen ſcheint, iſt folgende: da es ohne

hin—

2) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung rc.

S. 283.
a) v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. q1. Vergl.

Juglerdr interdictione ſtudiorum. Luneb. 1757.
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hinreichende Mittel faſt nicht moglich ſey, bey den
Studien etwas rechts zu thun, folglich die Eltern
oder Vormunder ihre Kinder oder Pflegebefohlene
weit beſſer verſorgen, wenn ſie, anſtatt des Stu—
direns, dieſelben ein tuchtiges Handwerk und an—
dere Kunſte, Schreiben und Rechnen, oder die
Haushaltung und Oeconomie grundlich lernen laf—
ſen; ſo werden ſie dazu ermahnt. Vorzuglich
fahige Kinder armer und unbemittelter Leute, wel—

che zum Studiren Luſt bezeigen, ſollen davon und
von aller Beyhulfe nicht ausgeſchloffſen werden.
Nur muſſen ſie vor dem 14. Jahre von beſonders
dazu verordneten Commiſſarien gepruft werden, die
nicht blos auf gewohnliche, ſondern auf vorzugliche
Talente ihr Augenmerk zu richten haben. Finden
ſie dieſe nicht, ſo ſoll der Candidat in aller Stil—
le abgewieſen werden. Wird hingegen der Can—
didat vorzuglich talentvoll und geſchickt gefunden,

ſo ſoll der Erfund in ein beſonders dazu beſtimmtes
Buch eingezeichnet und der Geprufte mit einem
Zeugniß daruber verſehen werden, womit er ſich ſo
dann gehorigen Ortes melden ſoll. Hierauf muß er
nach zuruckgelegtem achtzehnten Jahre ſich noch ein—

mahl bey den ernannten Commiſfarien zur Prufung
ſtellen, von deren Erfolh ſo wie von des Candida—
ten ſonſtigem Wohlverhalten es abhangt, ob er nicht
nur zum-Studiren zugelaſſen, ſondern auch da—
bey ſo viel moglich unterſtutzt werden ſoll b).

Die Preufſiſchen Geſetze ſcheinen, abwei—
chend von altern auf Standesverſchiedenheit ge—

Xx 3 grun—
b) Churbraunſchweig. Verordn. v. 25. Nov.

1722. Villich III. 214.
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grundeten Vorſchriften c), hiermit im Weſentli—
chen ubereinzuſtimmen, indem ſte bey der Aufnah—
me der Studirenden blos auf die Beſchaffenheit
der erworbenen Kenntniſſe und das ſittliche Ver—
halten Ruckſicht zu nehmen verordnen q).

Auf denſelben Grundſatzen beruht eine Her
zogl.e-Wirtembergiſche Verordnung e), wel—
che zwar ſelbſt die minderfahigen Junglinge nicht
ſchlechterdings vom Studiren zuruckweiſet, hinge—
gen diejenigen, welche bey der in Schulen, Klo—
ſtern und Gymnaſien vorzunehmenden Prufungen
keine vorzůglichen Gaben und Kenntniſſe gezeigt
haben, daher zur Erwahlung einer andern taug—
lichen Lebensart ermahnt worden ſind, und den—

noch ſich von dem Studiren nicht haben abhal—
ten laſſen, nachher aber beh einer abermahligen
ſtrengen Prufung nur mittelmaßig oder gar un—
tuchtig erfunden werden, nicht nur von der Aus—
ubung ihrer Wiſſenſchaft, ſondern auch von allen
offentlichen fur ihren Stand beſtimmiten Aemtern
auf immer ausſchließt.

Dieſe Verordnung zeichnet ſich aber beſonders

dadurch aus, daß die Nothwendigkeit, die Er—
wah

c) C. C. Mareh, T. 1. Abthl. 2. p. 174. CGirculare
an fammtliche Landrathe in Schleſien v. 16. Oct.
15765. Bergius Samml. auserleſener Landes—
geſetze III. 443.

d) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 64. 77. Vergl.
Ansbach-Bayrneuthiſche Verordn. v. 7. Jun.
1775. de Hokenthal de politia p. 6o. Nota d.

e)  Jun. 1789. Staatswiſſenſchaftl. Zeitung 1789.
Jr o. I.X. S. 475 f.
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wahlung eines Standes aus den arbeitenden Volks—
elaſſen durch zweckmaßige Anſtalten und durch ver—
nunftige Schatzung annehmlicher zu machen und zu
erleichtern, anerkannt wird, indem dadurch aller—
dings die Studirſucht gar ſehr vermindert werden
kann. “Jndem Wir“, jagt der Herzog am Schluſſe
jener Verordnung, „auf dieſe Art das Zudringen
„ſo vieler, beſonders unfahiger, Subjeete zum
„Studieren und der Schreiberey zu verhindern be—
„dacht ſind, werden Wir es auf der andern Seite
„zum vorzuglichen Augenmerk Unſerer Landesva—
„terlichen Vorſorge machen, nicht nur den zur
„Schreiberey beſtimmten fahigern Kopſen mehrere
„Hulfsmittel, und beſonders durch den Entwurf
„eines ſyſtematiſchen Lehrbuchs einen Leitfaden zum

„etigenen Nachdenken, und Erganzung des ihnen
„manchmal abgehenden beſſern Unterrichts in die
„Hand zu geben, ſondern auch jungen Leuten aus
„allen Standen durch zweckmaßige Anſtalten, de—
„ren Ausfuhrung Wir nach Zeit und Umſtanden
„ſoviel moglich zu beſchleunigen gedenken, die Er—
„wahlung eines Stands aus den arbeitenden Volks

„eklaſſen, als des Kunſtlers, Fabrikanten, Pro—
„feſſioniſten ?e. annehmlicher zu machen, und ſie
„dardurch zu freywilliger Erfullung Unſerer beſtge—
„meinten Wunſche und Abſichten zu vermogen.
„Es wird Uns dabey eine eben ſo an—
„genehme als angelegene Pflicht ſeyn,
„den Kunſtler, Profeſſioniſten und
„Handwerker ſowohl, als den Land—
„mann, welchen wir immer als das
„nuzlichſte und wichtigſte Glied des
„Staats anſehen, durch Aufmunte—
„rungen jeder Art fuhlen zu laſſen,

X 4 wie
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„wie ſehr Wir ihren Stand ſchatzen,
„und ihnen Unſere verdiente Achtung
„werkthatig zu bezeugen ſtets bereit
uſe he n“

Andere Landesgeſetze beſtimmen die Zulaſſig—
keit zum Seudiren hauptſachlich nach dem Unter—

ſchiede des Standes t). So ſoll, nach einer Heſ—
ſen-Caffelſchen Verordnung e) kein Burger
oder Bauer, noch auch ein herrſchaftlicher Livree—
bedienter ſeine Kinder zum Studiren oder zu dem
Stande der ſogenannten Honoratioren erziehen,
er habe denn vorher hinlangliche Atteſtate von de—
ren Fahigkeit, Talenten, und daß ſie ſich zu dem
erwahlten hoheren Stande ſchicken, bengebracht,
und die landeeßerrliche Einwilligung dazu erhalten.

Durch eine ſpatere Verordnung (von 1793) iſt
feſtaeſetzt, daß nur die hoheren Stande, bis auf
die furſtlchen Rathe herab, ihre Sohne ohne
landesherrliche Erlaubniß ſtudiren laſſen durfen;
die Prediger nicht mehr, als Einen Sohn. Wer
ubrigens die landesherrliche Erlaubniß nachſuchen

will,

f) Bey Unterthanen der Gutsherrſchaften hat dieß
ollerdings ſeinen guten Grund. So verordnet z.
E., das Preuſſiſche Landrecht (Th. 2. Tit. 7.
F. 171. 172): “Kinder der Unterthanen muſſen

in der Regel dem Bauernſtande und dem Gewerbe
der Eltern ſich widmen. Ohne ausdruckliche Er—

laubniß der Gutsherrſchaft konnen ſie zur Erler—
nung eines burgerlichen Gewerbes oder zum Stu—
diren nicht gelaſfen werdenn,. Es ſetzt aber ſ. 176.
hinzu: “Wenn ein Kind, nach dem Befund. ſache
kundiger Manner, zu einer Kunſt oder Wiſſenſchaft
vorzugliche Talente und die erforderlichen Hulfs-
mittel zu deren Erlernung beſitzt, ſo darf ihm auch
dazu die Erlaubniß nicht verweigert werden“).

z) v. 2. Jul. 1774. Samml. VI. 769.
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will. muß ſeinen Sohn oder Pflegebefohlenen vor— J
her bey den Gymnaſien zu Caſſel, Marburaq, 7

Hersfeld oder Hanau, odir bey der lutheriſchen a
lh

und das daruber erhaltene Zeugniß beybringen h).

rin

oder reformirten Schule zu Rinteln prufen laſfen tn

Der Hauptzweck des academiſchen Stu—1Xx—
diums iſt Bildung furs praeiſche Leben; Vor—
bereitung zum offentlichen Dienſt des Staates.
Hochſtwichtig iſt daher die Aufſicht uber die Sitten,
den Fleiß und das Betragen der Studirenden und
die Bemuhung, ſie von Vernachlaſſigung ihrer
Studien und von einer unordentlichen Lebensart
abzuhalten. Dieß iſt die Beſtimmung der Uni—
verſitatsdiseciplin i), mit welcher zu dieſem
Ende eine eigene Policeygerichtbarkeit, und das
Recht, gewiſſe Disciplinarſtrafen zu erkennen, ver—
bunden iſt k). Auch haben bey weitem die meiſten
aeademiſchen Geſetze die Disciplin zum Gegenſtand.

Die Univerſitatsdisciplin auf die hach-
ſte Stufe der Vollkommenheit, die ſie erreichen
konnte, zu bringen, iſt das gemeinſchaftliche,

X 5 aber
h) Verordn. v. 2o. Dec. 1797. Journal fur Predi-

ger. B. 36. S. 212. 213.
i) Fiſcher Cameral- und Policehrecht J. 153. Hof—

rer v. d. Policey an Univerſitatsorten; in ſ. Bey—
tragen zum Policehrecht d. Deutſchen Th. 1. Nr. 7.
Joh. Andr. Hofmanns Abh. v. d. Policeyanſtal-
ten an Univerſitatsorten. Vorrede zu ſ. Entwurf
von dem Umfange ec. der Policey. Marburq 176bg.

L) Daſelbſt S. 154.
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aber lange noch nicht erreichte Ziel der hohen
Schulen 1). Die zahlreichen Producte der acade—

miſchen Geſetzgebung ſtimmen im Weſentlichen
faſt alle mit einander uberein. Auf die Verwal—
tung kommt aber das meiſte an. Nur dieſe kann
einen gewiſſen Gemeingeiſt, einen eigenen ſittlichen
Character der academiſchen Burgerſchaft bilden,
der mehr wirkt, als alle Geſetze.

Die Gegenſtande der academiſchen Diseiplin
vereinigen ſich alle in den beiden Fleiß und
Sittlichkeit der Studirenden. Geſſellſſchaftliche
Verbindungen, Orden, Landsmannſchaften 2c.,
die haufig beiden gefahrlich ſind, Schwelgereyen,
Spielſucht, Verſchwendung und Schuldenmache—
rey *u), die nachſten Quellen des Unfleiſſes und

der

h S. uber die Univerſitäten in Deutſchland, beſon-
ders in den Königl. Preuſſiſchen Staaten. Mit
ausfuhrlichen Vorſchlaägen, wie ſie von Grund
aus verbeſſert werden konnen. Von einem ſachkun—

digen Mann. Berlin 1798.
Jede hohe Schule hat naturlicher Weiſe ihr eige—
nes Geſetzbuch, das von Jahr zu Jahr an Umfang
zunimmt. Die neuen der gegenwartigen Zeit mehr
angemeſſenen Geſetze fur die Studirenden zu Got—
tingen ſind von Jahr 1796.

»e) Geden dieſe ſind die faſt auf allen Univerſitaten
gewohnlichen Creditediete gerichtet. Das neue
Gottingiſche iſt vom 26. October 1796. Auf
einigen Univerſitäaten hat man beſondere Anſtalten
zur Verhutung des Schuldenmachens getroffen,
die nicht immer der Erwartung entſprechen. Eine
Einrichtung dieſer Art, die im Jahre 1787 in
Halle aemacht' wurde, findet man vollſtäandig und
vom Herrn Prof. Buſch ſehr grundlich beurtheilt
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der Unſittlichkeit, ſucht man moglichſt zu unter—
drucken. Gegen die erſtern hat ſelbſt die Reichs—
policey noch vor kurzem ſich erhoben m). Die
Unfleiſſigen werden gewarnt, ermahnt, ihren El—
tern oder Vormundern angezeigt, endlich, als un—
nutze und durch ihr Beyſpiel ſogar gefahrliche Glie—
der der academiſchen Burgerſchaft, hinweggewie—
ſen, ſollten es wenigſtens ohne Unterſchied werden.

Ein ſtarker Antrieb zum Fleiſſe und zu einer
regelmaßigen Auffuhrung wurde die großere Wirk—
ſamkeit wahrhafter und unpartheyiſcher academi—
ſcher Zeugniſſe (IV.) ſeyn. Jn dieſem Falle muß—
ten ſie aher auch eine ganz andere, als die bisher
gewohnliche. Einrichtung erhalten. Jn einigen
Staaten muſſen ſie von der academiſchen Obrig—
keit ausgeſtellt oder wenigſtens bekraftiget wer—
den n). Von den Heſſen-Caſſelſchen Uni—
verſitaten ſollen ſogar halbjahrlich von allen dort
Studirenden genaue Conduitenliſten an
den Landgrafen eingeſchickt werden, auf welche
bey Vergebung von Freytiſchen, Benefieien, und
kunftigen Bedienungen ganz vorzugliche Ruckſicht

genommen mwerden ſoll o).

Zur

in den Hamburgiſchen Addreß-Comtoir—
Nachrichten 1788. N. 29. bis 33. Veral.
uberhaupt Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. J. g9 f.

m) Reichsqutachten wegen der academiſchen Orden
1793. Haberlin Handbuch d. t. Staatsrechts
J. 516.

n) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 1 g. 1275 129.Chur ſachſ. Verordm. v. 4. Nov. 1768. Cod.
Aug. Art. J. e52. de Hohenthal de politia

„pag. 64. Nota i.
o) Verordn. v. 21. Jun. 1782. ſ. 8. Samml. VI.

IoG-
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Zur Aufmunterung des academiſchen Fleiſſes

dienen auch ganz vorzuglich ſolche Einrichtungen,
welche Gelegenheit geben, offentliche Proben deſ—

ſelben abzulegen und dadurch ſich Auszeichnung
und Belohnung zu erwerben. Dieſem wohlthati—
gen Zwecke entſpricht im vollſten Maße die vor—

treffliche Stiftung, durch welche die Univerſitat
Gottingen in den Stand geſetzt iſt p), den
Studirenden aus allen Facultaten jahrlich ge—
wiſſe Preisfragen zur Beantwortung vorzulegen,
und durch offentliche Belohnung der Sieger den
Geburtstag ihres Koniges, des großmuthigen
Stifters dieſer gemeinnutzigen Anſtalt, auf die
edelſte Weiſe zu feyern.

Unordnungen und Exceſſe muſſen vorzuglich
durch die genaueſte Aufmerkſamkeit und Sorgfalt
verhutet werden, was dem, der jugendliche Leb—
haftigkeit, beſonders wenn ſie durch Geſellſchaft
erhoht iſt, zu handhaben weiß, ſo ganz ſchwer
nicht iſt, als es ſcheint. Daher iſt auch ein von
manchem fur unbillig gegchtetes Geſetz nicht zu ver
werfen, welches die academiſche Obrigkeit fur alle
entſtandene Unordnungen, melche durch genauere
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt hatten vermieden
werden konnen, verantwortlich macht q).

Die Verhutung der Duelle iſt insbeſondere
eine der wichtigſten und ſchwierigſten Aufgaben der

Uni—

p) Seit 1784. ſ. Gotting. gelehrte Anzeigen 1784.

S. 1881. Daqzu iſt 1795 noch ein homiletiſcher
Preis gekommen ſ. daſ. 1795. S. 1345

q) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. 86.
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Univerſitatsdisciplin. So lana noch Ein Stand
iſt, bey dem die Politik dieſe Reliquie des Fauſt—
rechts wenigſtens dulden zu muſſen glaubt, wird
kein Strafgebot ſie von dem academiſchen Boden
vollin verbannen konnen. Ein Vergehen gegen
die offentliche Ordnung, das aus einem ſo feſt ein—
gewuezelten Vorurtheile der Ehre entſpringt, und
woruber noch immer ſo viele Menſchen, oft ſelbſt
die Richter der Duelanten, ſo hochſt verſchieden
denken und ſich außern, wird nur einem hoheren
Grade von Aufklarung und allgemeiner Sutlich—
keit weichen, nur nach und nach ſeltener werden,
bis es endlich aanz aufhrt. Die Duelledicte
konnen nie mehr, als Palliativmittel enthalten,
unter denen vielleicht die Aufmerkſamkeit auf vor—
gefallene Streitigkeiten und die Sorgfalt, Aus-—
forderungen und verabredete Schlagereyen fruhzei—

tig zu entdecken, das heilſamſte iſft. Ueber den
Nutzen academiſcherEhrengerichter)ent—
ſcheiden Theorie und Erfahrung nicht mit zuver—
laſſiger Sicherheit s5).

Die academiſchen Disciplinarſtrafen muſſen
ihrem eigenthumlichen Charakter ſo viel moglich
getreu erhalten werden den Studirenden, nicht
die Eltern treffen, in der Regel alfo keine Geldſtra
fen ſeyn t); ihn an ſeinen Studien nicht hin

dern,

r) Vergl. Th. 1. G. 4z5 f.
s) Von dem academiſchen Ehrengericht zu Kiel ſ.

Schleswig:-Holſteiniſche Blatter fur Policey und
Cultur 1799. B. 1. SG. 113 f. und die damit ver—

bundene Schleswig-Holſtein. Chronik. N. Z. S. 123.

t) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. C. 94. 95-



334 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 6.

dern, alſo, wenn es Gefangnißſtrafen ſind, wo
moglich ſo beſtimmt werden, daß ſie das Ausſetzen
der Collegien nicht nothwendig machen u); endlich
uber das academiſche Leben nicht hinauswirken,
wenn nicht ganz beſonders wichtige Umſtande ein—
treten, die aber alsdann nicht mehr bloß vor die
Univerſitatsdisciplin gehoren. Daher hat auch
in der Regel die Verbindung der Jnfamie mit der
Relegation nicht mehr Statt v).

Die Unterrichtspolicey muß uberhaupt, vor—
zuglich aber auf hohen Schulen, dafur Sorge tra—
gen, daß die Lehrvortrage, wenn gleich frey von
dem Zwange druckender Lehrvorſchriften und nur
den Geſetzen einer vernunftigen Lehrfrenheit un—
terworfen, doch allezeit dem Zwecke des offentli—

chen Unterrichts gemaß eingerichtet, daß ſie von je—

dem Lehrer in ſeinem Fache mit Fleiß und mit ſteter
Aufmerkſamkeit auf die wahren Bedurfniſſe ſeiner

Zuhorer gehalten, daß beſonders diejenigen Ge—
genſtande, welche fur das kunftige practiſche Leben

in

u) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. 87.
v) Fiſcher a. a. O. S. 154. Die bekannte

Konigl. Preuſſ. Verordn. v. 23. Jul. 1798 wegen
Verhutung und Beſtrafung der die offentliche Ruhe
ſtorenden Exceſſe der Studirenden auf ſammtlichen
Academien in den K. Preuſſ. Staaten ſchien in
der Univerſitatsdisciplin eine wichtige Revolution,
wenigſtens fur die Preuſſiſchen Staaten, zu be—
wirken“ was jedoch der Fall nicht ſeyn wird,
wenn, wie ein Berliner Schriftſteller ſagt, dieſe
Verordnung ihrer Natur nach nur auf hochſt ſeltene
oder faſt nicht eintretende Falle ihre Anwen—
dung findet. Denkwurdigkeiten der Mark Bran—
denburg. Februar 1799. GS. 218.
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in den verſchiedenen Standen unmittelbar noth—
wendig ſind, nicht vernachlaſſiget, daß vielmehr
die durch das Studium der Theorie bereits hin—
langlich vorbereiteten Studirenden, ſo viel mog—
lich, in ihrem Fache zur Praxis ſelbſt angeleitet
werden, und daß es uberhaupt, vorzuglich aber
in Beziehung auf den letztgedachten Zweck Lehrern
und Schulern an den nothigen Hulfemitteln und
Einrichtungen zur grundlichen Darſtellung und
Erlernung der Wiſſenſchaften nicht fehle. Dieſer
Theil der Unterrichtspolicey kann fualich mit dem
Namen Lehrpolicey bezeichnet werden, und
ſchicklicher wenigſtens, als wenn man darunter
blos eine Art Cathederdiseiplin verſtehen will, die
ſich blos auf Erhaltung des innern Friedens unter
den Lehrern bezieht w).

Die Lehrpoliceh iſt ohne Zweifel berechtigt,
die Gegenſtande zu beſtimmen, welche vorzuglich
gelehrt werden ſollen, beſonders in ſofern ſie zur
Vorbereitung fur den Dienſt des Staats nutzlich
und nothwendig geachtet werden. Sie kann Vor—
ſchriften in Anſehung der Methode ertheilen, ſo—
bald ſie bemerkt, daß der Unterricht durch zweck—
widrige Weitlauftigkeit, durch Einmiſchung fremd—
artiger Nebendinge, oder durch andere, ofters
nicht nach dem wahren Jntereſſe der Zuhorer be—

rech

w) So nimmt Fiſcher (Cameral- und Policeyrecht
J. 155.) den Begriff der Lehrpolicey an. Die
Profeſſoren ſollen fich auf offentlichen Cathedern
nicht verkleinern, einander nicht hamiſcher Weiſe
durchziehen oder ihre Arbeiten verachten, iſt
nach ihm ihr Grundſatz. Daß ſo etwas gebo—
ten werden muß!
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rechnete Einrichtungen, eine fur das Ganze nach
theilige Wendung nimmt. Uebrigens aber muß
ſie der Lehrfreyheit, ſo lang ſie nicht durch den
Vortrag ſolcher Grundſatze, deren Gemeinſchad—

lichkeit allgemein anerkannt iſt, mißbraucht wird,
ihren ungeſtorten Lauf laſſen wenn ſie nicht
den offentlichen Unterricht zu einer elenden Tuge—

lohnersarbeit, die kein wahrer Gelehrter uberneh—
men wird, herabwurdigen will. Jhre Achtung
und ihr Zutrauen gegen die beſtellten offentlichen
Lehrer wird ihr nicht erlauben, die Vortrage der—
ſelben einer mißtrauiſchen Nachforſchung und einer
geheimen, eben deßwegen aber doppelt gefährlichen
Eenſur zu unterwerfen. Jeder offentliche Lehrer
wird dieß als ein Recht fordern konnen, ſo lang
er nicht durch eigene Schuld ſich deſſen verluſtig

macht.

Der Fleiß der Lehrer in ihrem Berufe verdient
gleiche Aufmerkſamkeit der Unterrichtspoliceh, wie
der Fleiß der Lernenden. Auf den meiſten hohen
Schulen ſind in dieſer Hinſicht zweckmaßige, an—
ſtandige und liberale Verfugungen getroffen x).

Die
 Die Reichsgeſetze empfehlen den Obrigkeiten be—

ſondere Aufmerklamkeit darauf, daß nicht gegen
den Paſſauiſchen Vertrag, den Religionsfrieden
und den Weſtphaliſchen Frieden gelehrt und dis—
putirt werde. J. P. O. Art. 5. C. 50. Was
fur ſonderbare Pratenſionen die Religionsparteyen
darauf grundeten ſ. M. Staatswiſſenſchaftl. Ver—
ſuche ll. 326.

x) S. Honenthal de politia pag. G2. Nota g.
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Die Hulfsmittel und Anſtalten zur Erleich—
terung des Studiums und des Unterrichts ſind ſo
zahlreich und von ſo mannigfaltiger Art, daß ihr
Daſeyn und ihr Umfang freilich nicht bloß von dem
guten Willen der Lehrvolicey, ſondern meiſtencheils
vorzuglich von der Ergiebigkeit der fur offentliche
Unterrichtsanſtalten vorhandenen Fonds abhangt.

Eine offentliche Bibliothek darf naturli—
cher Weiſe auf einer hohen Schule nie fehlen.
Ueber die Art und Weiſe ihrer Benutzung muſſen
die nothigen Vorſchriften ertheilt werdeny). Die
ubrigen von der Furſorge der Lehrpolicey abhan
genden öffentlichen Anſtalten, die einer hohen
Schule theils nothwendig, theils nutzlich ſind, ſol—
len hier nur genannt werden, ſo wie ſie Got—
tingen beſitzt: 1. allgemeine: außer der
Bibliothek das Muſeum, die Modell—
und Maſchienenkammer unddie Gemalde—

und Kupferſtich-Sammlung; 2. bey der
theologiſchen Facultat: das Paſtoral—
inſtitut, das Predigerſeminarium; das
Repetentencollegium; 3. bey der medi—
ciniſchenFacultat: der botaniſcheGar—
ten, das anatomiſche Theater, das ehemi—

ſche Laboratorium, das Accouchirhoſpi—
tal, das Krankenhaus, das elinifche
Jnſtitutz 4. beyder philoſophiſchenFa—
cultat: das philologiſchecöeminarium,
der phyſicaliſche Jnſtrumentenappa—

rat,
y) Einen Auszug der Gottingiſchen Biblio—

thetgeſetze v. 1782. ſ. Willich Suppl.
G. 73 j. Sie ſind indeſſen (1794) erneuert und in
einigen Puncten abgeandert und vermehrt worden.

v. Vergs Policehr. Th. ai.
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rat, die Sternwarte, der oconomiſche
Garten. Anſtalten fur korperliche Uebun—
gen, Reitbahn, Fechtboden, Tanzbo—
den, fehlen ohnehin nicht leicht einer Univerſi—
tat, wenn man etwa die erſtere ausnimmt, die
ſich zwar nicht uberall findet, die aber beſon—
ders dadurch, daß, wie dieß in Gottingen der
Fall iſt, eine Anſtalt zum Unterricht in der Thier—
Arzneykunſt damit verbunden wird, an Ge—
meinnutzigkeit gar ſehr gewinnen kann.

Den großten Wirkungskreis zum Unterricht
hat der Schriftſteller“). Jhm muß es, ſelbſt wenn
nur Unterhaltung, Zeitvertreib und Vergnugen
der Leſer ſein Zweck zu ſeyn ſcheint, doch immer
vorzuglich darum zu thun ſeyn, durch offentliche

Mittheilung ſeiner Gedanken zur Geiſtesausbil—
dung ſeiner Mitburger, zur Erweiterung und Be
richtigung ihrer Begriffe, Meynungen und Grund—
ſatze berzutragen. Der Same, den der Schrift—
ſteller aueſtreuet, ſey er auch an ſich noch ſo we—
nig.fruchtbar, trifft doch hin und wieder ein em
pfangliches Land, und ſelbſt der kleinſte Wurf,
den er doch immer nur aufs Ungewiſſe hin wagt,
iſt fur die Cultur der Sitten und Wiſſenſchaften
wichtig, wenigſtens nie gleichgültig.

Wenn dem Staat an der Geiſtesausbildung
ſeiner Burger, ſelbſt um ſeines Zweckes willen,
gar ſehr gelegen ſeyn muß; wenn er berechtiget
iſt, den gemeinſchadlichen Folgen vorzubeugen,
welche eine verkehrte und zweckwidrige Verſah
rungsart in Anſehung der Bemuhungen fur Gei

ſtes

t) S. Weber uber Jnjurien II. 163.
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ſtesausbildung und Aufklarung mit ſo vielem
Rechte beſorgen laßt (1); wenn er ſchuldig und
befugt iſt, nicht nur offentliche Anſtalten zum
Unterricht zu befordern, ſondern auch Privat—
Lehranſtalten ſeiner Aufſicht zu unterwerfen
(J. Ili.): ſo giebt ihm der noch weit ausgebreite—
tere Umfanag des Unterrichtes durch Schriften, der
allem Volke, der jedem Alter, jedem Geſchlechte,

jedem Stande dargeboten wird, wohl unſtreitig
ein Recht, ſich darum zu bekummern und dahin
zu ſehen, daß dadurch das gemeine Weſen keinen
Schaden nehme. Derjenige Zweig der Staats-—
gewalt, dem die Ausubung dieſes Rechtes ge—
buhrt, heißt die Bucherpollicey.

Das Recht zu denken und ſeine Gedanken
Andern mitzutheilen, iſt ein angebornes Recht des
Menſchen. Jenes iſt unverauſſerlich und ſeiner
Natur nach frey und unabhangig; es kann und
darf weder durch Gebote (Glaubensregeln), noch
durch Verbote eingeſchrankt werden. Dieſes iſt
im Ganzen gleichfalls unverauſſerlich, d. h. es
kann und darf nie vollig und unbedingt aufgege—
ben werden; es iſt aber nicht unbegrenzt freh und
unabhangig, d. h. es wird wegen ſeiner auſſeren
Wirkungen durch die Rechte Anderer beſchrankt.
So darf ich, auch auſfer dem Staat, meine Ge—
danken uber einen Dritten nicht mittheilen, um
von ihm eine boſe Meinung zu erwecken oder ihn
an Erwerbung des guten Namens zu hindern.

Jm Staate iſt das Recht, ſeine Gedanken
Andern mitzutheilen, die Lehr-und Schreib—
frepheit (Preßfrehbeit, Publicitat),

P2 dem
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dem Staatezwecke untergeordnet 2). Jeder, der
dieſes Nechtes ſich ſo bedient, daß er dadurch dem
Zweck des Staates entgegen handelt, die Ruhe
und Sicherheit deſſelben ſtort, die rechtmaßige
Wirkſamkeit der Regierung, die Rechte ſeiner
Munburger verletzt, ihren guten Nahmen antaſtet,
ſie beſchimpft, verlaumdet, beleidiget, muß Ge—
nugthuung und Sicherheit kur die Zukunft lei—
ſten. Auch iſt der Staat unſtreitia befuat, ſo
gemeinſchadlichen Mißbrauchen durch Strafgeſetze
zu begegnen, und dieſe in vorkommenden Fallen
in Anwendung zu bringen.“

Der Staat darf alſo beſtimmen, welche of—
fentliche Aeuſſerungen, welche Gedanken, die der
Schriftſteller dem Publitum mittheilen könnte, er
fur ſo geartet halt, daß ſie, als gemeinſchadlich,
d. h. dem Staatszwecke hinderlich, nicht bekannt
gemacht werden ſollen; er darf der Preßfreyheit

Gren
2) Beraql. M. G. Birckner uber die Preßfreyheit

und ihre Geſetze. Kopenhagen 1797. Cremutius
Cordus, oder uber die Bucherverbote; von J. E.
Grumner Leipz. 1798. Eine in Ruckſicht auf
Grundlichkeit und angenehme Darſtellung gleich
vorzugliche Schrift! Jntereſfante rechtliche Unter—

ſuchungen uber die Preßfreyheit findet man auch
in der ſtaatswiſſenſchaftlichen und juriſtiſchen Lit—

teratur B. 2. S. 164. Auf diete, die Birckneri—
ſche und die Grun.ruche Schrift, iſt in der nachfol—
genden Erorterung hauptſachlich Ruckſicht genom.
men. Vergl. Weber uber Jnjurien und Schmah—
ſchriften 19. Ueber Jnjurien der Schriftſteller.
Abth. 2. S. 163f. Abth. z. S.t i28. Die
zahlreiche Litteratur uber Preßfreyheit und Cenſur
hier einzurucken, ſchien dem Verf. zweckwidrig:
ſ. ubrigens Putters Litkeratur det. Staatsrechts

III. 594. und Klubers Fortſetzung G. 453.
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Grenzen ſetzen. Daß er dieſe nicht enger machen
ſoll und muß, als es der Staatszweck wirklich er—

fordert, verſteht ſich von ſelbſt, wenn es gleich
nicht immer ſo verſtanden werden mag.

Der Staat darf auch die Gegenſtande beſtim—
men, an welchen man ſich vorzuqglich durch Miß—
brauch der Preßfreyheit vergehen kann. Seine
Ruhe, und die Sicherheit, die Ehre und der gute
Nahme der Staatsburger und Einwohner ſind
unſtreitig die erſten. Reliaion und Sitten, ſonſt
immer damit verbunden, will man neuerlich dem

Forum des Staats ganz entziehen. “Sie geken
ihn nichts an“. Nichts? auch wenn die im Staate
aufgenommenen Religiousgeſellſchaſten beleidigt,
wenn die Staateburger durch Gotterlaſterungen
geärgert, wenn die Sitten untergraben, die Rei—
gungen zu Ausſchweifungen gereigtt, geſtaänkt, die
Mittel zu ihrer Befriediqung gelehrt und empfoh—
len werden? Werden nicht die Rechte der Eltern

durch die Verfuhrer ihrer Kinder, die gerade hier
keine Vorſicht vollig ſichern kann, verletzt? Wird
nicht dem Staatezwecke gerade auf dem aeährlich
ſten Wege entgegen gearbeitet? Nein, die Geſt etze

uber Schreib- und Preßfrevheit haben Recht, wenn
ſie nicht nur Schriften gegen den Staat und die
Ehre und den guten Namen eines Dritten, ſon—
dern auch Schriften, die gegen die Religionsge—
ſellſchaften im Staat, gegen eine allgemeine auf—

geklarte Religion und gegen gute Sitten anſtoßen,
mit dem Stempel der Verwerflichkeit bezeichnen.

Vage Beſtimmungen, allgemeine Bezeichnun—
gen gelten aber hier nicht; denn darnach kann kein
Richter das Geſetz auf eine gegebene Thatſache

93 an
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anwenden, weder zuchtigen noch loslaſſen. Er
kann thun, was er will, und das ſoll kein Rich—
ter konnen. Es iſt eine ſchlechte und eine unge—
rechte Politik, wenn man unbeſtimmte Geſetze
uber Schreib- und Preßfreyheit gicbt; ſie iſt er—
niedriaend, wenn man ſie giebt, um zu ſeiner
Zeit finden zu konnen, was man ſucht.

Das alles aber iſt nicht Sache der Policey,
ſondern des burgerlichen oder peinlichen Geſetzge—
bers und Nichters. Soll und darf nun auch die
Policey mit ihrer vorſorgenden Achtſamkeit, mit
ihrer abwendenden, verhutenden Hand hinzutre—
ten? Soll und darf ſie die enge Grenze des Rechts
mit einer weiteren Schutzwehr zur Sicherheit um—
geben? Soll und darf ſie huter und Wachter daragn
ſtellen, damit Niemand leichtfinnig oder boshart

ſie uberſchreite? Soll und darf ſie, wenn ſie das
Schreiben und Drucken nicht verhuten konnte,
das Leſen verhindern, oder gar verbieten?

Sie ſoll nicht, meynen Viele, weil das Al—
les mehr das Gute hindere, als- das Böſe ver—
hute; laſtig ſehy, ohne zu nutzen, und, in Teutſch—
land beſonders, bey den immer wechſelnden Ge
bieten und Regierungemaximen vergebliche Muhe
und Arbeit. Die ſtrengſte Eenſur konne nicht
mehr thun, als die verworfene Handſchrift in eine
fremde Preſſe treiben, und alle Bucherverbote,
die noch dazu die burgerliche Freyheit, das Recht
ſelbſtſtandiger Menſchen, zu leſen, was ihnen gut
daucht, aufs bitterſte kranken, wirken doch nur ſo
viel, daß deſto eifriger heimlich geleſen werde, was
man offentlich nicht leſen durfe, und die Verzeich

niſſe
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niſſe verbotener Bucher ſeyen nicht ſelten verfuhre—

riſcher, als die Bucher ſelbſt. Auch ſey der Des—
potismus der meiſten Bucherrichter in der gelehr-

ten Republik nicht zu dulden.

Sie dur fe nicht, weil Denk- und Preßfrey—
heit unzertrennlich, dieſe, wie jene, unverauſſer—
lich ſey. Kein Volk konne ſie bey der Vereinigung
zum Staat haben aufgeben wollen, denn ſie ſey
nothwondiges Mittel ſeiner fortſchreitenden Cul—
tur; der Staat durfe ſie ihm alſo auch nicht neh—
men. Fur dieſen ſey es genug, daß er den
Schriftſteller, der in der Ausubung der Preßfrey—
heit ungerecht oder burgerlich ungehorſam ſey, vor
Gericht ziehen und beſtrafen konne. Den ungeſit—
teten und gewiſſenloſen Schriftſteller muſſe er den
Straſen ſeines eigenen Gewiſſens und der Verach—
tung derer uberlaſſen, die ihn als einen ungeſitte—
ten und gewiſſenloſen Scribler erkennen. Und
dazu, daß dieß von den Meiſten geſchehe, diene
die offentliche Critik. Die Verheimlichung eines
ſtrafbaren Verfaſſers durfe nicht zum Vorwand
ſtrengerer Maßregeln dienen, denn auch bey ſo
manchen andern Vergehungen muſſe das Gericht
erſt den Urheber erforſchen, ehe es ihn zur Rechen—
ſchaft ziehen könne. Das unſchuldige Buch durch
Confiscation oder Verbot zu ſtrafen, ſey wider—
ſinnig und ungerecht. Der Schriftſteller, der be—
ſtimmte Perſonen, vielleicht gar die Vorſteher
und Verwalter des Staats, offentlich angegriffen
hat, muſſe zum Beweiſe aufgefordert, der Grund
ſeines Angriffes unterſucht, und das Reſultat die—
ſer Unterſuchung eben ſo offentlich bekannt gemacht
werden. Sehyen ſeine Vorwurfe wahr, ſo bleibe

NY 4 das
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das Buch, das ſie enthalte, eine wohlthatige Ur—
kunde; ſeyen ſie falſch, ſo konne das Buch, deſſen
JInhalt, als unerwieſen, offentlich bekannt gemacht
ſey, weiter keinen Schaden thun. Wenn aber
keine beſtimmte Perſon angegriffen und beleidiget
ſey, ſondern wenn blos im Allgemeinen die Grund—
ſatze des Rechts, der Sittlichkeit, der Religion
unterſucht, behauptet, oder gelaugnet, oder ge—
laſtert werden, ſo werde doch durch das Ablaugnen
aller Grundſatze, auf welche der Menſch ſeine
Wurde, ſeine Hoffnung, ſeine Beruhigung ſetzt,
Niemand wirklich beleidigt; es werde Keiner an
ſeinem Rechte, an ſeiner Freyheit gekranukt. Dem
Jrrenden muſſe in dieſem Falle allein Belehrung,
nicht Haß und Verfolgung werden. Belehrung
aber ſtehe vom Staate nicht zu erwarten, da ihm
die Richtung und Bildung unſeres Geiſtes gar nicht
ubertragen werden konne. Hier vorzuglich muſſe
die Eritik ihre wohlthatigen Wirkungen auſſern.

Seill J Aſſ 2
Allla

Ob es rathſam ſey, Cenſuranſtalten zu er—
richten, um den Mißbrauch der Preßfreyheit zu
verhuten, und Bucherverbote ergehen zu laſſen,
um den nachtheiligen Wirkungen eines bereits ge—
ſchehenen Mißbrauches vorzubeugen? Dieſe Frage
laßt ſich ſchwerlich aus allgemeinen Grundſatzen
beantworten. Der Politiker muß dabey nothwen
dig auf die jedesmahlige Lage der Litteratur, auf
die Perſonen, welche ſich der Preßfreyheit bedie—
nen wollen, auf die Haufigkeit oder Seltenheit
der Mißbrauche derſelben, ſelbſt auf die Zeit-Um—
ſtande und auf die Richtung, die der Gemeingeiſt
und die Denkungsart des Volkes nimmt; er muß
auf die Art der Schriften, auf ihren Gegenſtand

und
n
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und auf ihren Einfluß auff das Publicum Ruck—

„ſicht nehmen. Bucherverbote werden hiernach nur
ſeltene Ausnahmen von der Regel, nur Nothbe—
helfe und abgedrungene Zeichen offentlicher Miß—

billigung ſeyn. Man weiß ja wohl, daß ſie nie
vollig wirkfam ſind. Aber es iſt keineeweges ſo
ganz richtig, was mancher Schriftſteller zu ſeinem
Troſte glaubt, daß verbotene Bucher nur deſto

mehr geſucht werden. Mancher zwar, der ſonft
nicht darauf geachtet hatte, wird ſie leſen; die
Meiſten aber, die, wenn es ohne Unbequemlichkeit
hatte geſchehen konnen, ſie angeſchaff! hatten,
werden es nun dabey bewenden laſſen. Geleſen
werden ſie. vielleicht eben ſo haufig werden, als
ſonſt; aber weniger gekauft. Und damit trifft
den Verfaſſer und den Verleger wenigſtens eine
indirerte Strafe, die, da eine andere oft nicht
moglich iſt, doch nicht ganz unnutz ſeyn mag.

Daß Preßfreyheit in Preß frechheit ausarten
konne, rauumt Jedermann ein. Aber man ſoll
jene ungekrankt laſſen, und nur dieſe beſtrafen.
Warum nicht auch verhuten? Warum ſoll gerade
hier die Policey unthatig bleiben, hier, wo die
Gefahr fur das gemeine Weſen ſo unverkennbar
groß iſt? Kann man nicht laugnen, daß Mißbrauch
der Preßfreyheit ein gemeinſchadliches Uebel iſt,
ſo muß man.auch zugeben, daß Verhutung deſſel—
ben gemeinnutzig iſt. Und dieſe wird allein durch

die Cenſuranſtalten bezweckt. Sie ſollen keine
Tribunale ſeyn, um die Gute und Zweckmaßigkeit
der Schriften zu beurtheilen, und der Cenſor, der
ſich zum Critiker macht, iſt ſeines Amtes unwerth,
und muß, auf Verlangen des Verfaſſers, wegen

Y 5 eigen- nin
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eigenmachtiger Anmaßungen beſtraft werden. Die

Cenſur ſol nur der Preßfrechheit einen ſtarken
Damm entgegenſtellen, ſoll nur ein Vorbeugungs—
mittel ſeyn, kein Normalinſtitut, das alles uber

Einen Leiſten zwangt. Rur wenn ſie das ſeyn
will, iſt ſie den Fortſchritten der Geiſtescultur
und Aufklarung wahrhaft gefahrlich. Aber der
mogliche Miß brauch hebt ja den guten Gebrauch
nicht auf. Dieſen wird der Schriftſteller, dem es
ernſtlich nur um Wahrheit und Recht zu thun iſt,
hochſt ſelten zu furchten brauchen. Und dieſer
Schriftſteller, den man kennt, deſſen Bemuhun—
gen der Staat ehren muß, ſollte ihm nicht
auch der kleine Zwang, den die Cenſur unver—
meidlich nach ſich zieht, vollig erlaſſen werden?

Sey es ubrigens auch immerhin wahr, daß,
beſonders in Teutſchland, die Cenſur ihrem Zwecke
nie vollſtandig entſpreche; einigen Nutzen hat ſie
gewiß, vorzuglich an dan Hauptortern des teut—
ſchen Buchhandels, wo doch immer eine hetracht-

liche Anzahl von Schriften gedruckt und verlegt
werden. Frenylich ſucht der Schriftſteller, der
ſeiner ſchlechten Sache ſich bewußt iſt, gleich an—
fangs eine Druckerey, die auch der Preßfrechheit
ungeſtort dienen kann, und dann iſt freylich Con—

fiscation oder ein ſtilles Verbot des Verkaufs
denn Leſeverbote und Verzeichniſſe verbotener Bu—

cher taugen gewiß nie ein Nothmittel, das
doch immer etwas nutzt. Die ECenſur deßwegen
abſchaffen, weil ſie nicht alles Uebel verhutet, was

die Preßfrechheit ſtiften kann, hieße eben ſo viel,
als die Gerichtshofe eingehen laſſen, weil es ihnen
nicht moglich iſt, alle Verbrecher zu ſtrafen.

Wur—
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Wurde jeder Verfaſſer oder Verleger ſich
nennen, ſo konnte man vielleicht die Cenſur qanz
entbehren. Einige Beyſpiele von ſtrenger Akn—

dung der mißbrauchten Preßfreyheit wurden dann
mehr wirken, als ein zehnmahl verſagtes lmpri-
matur. Allein da dieß nicht erzwüngnen werden
kann, und auch in andrer Hinſicht nicht einmahl
rathſam iſt ſo bleibt eine gemaßigte Cenſur
immer nutzlich. Dem Despoti? mus der Cenſoren
kann und muß begegnet werden.

Der rechtlichen Grunde gegen die Bucherpo—
licey uberhaupt, und gegen Cenſur und Buücherver—

bote insbeſondere, beruhen hauptſachlich auf dem
unverauſferlichen Rechte des Menſchen, ſeine Ge—
danken Andern mitzutheilen, und die Gedanken
Andrer ſich mittheilen zu laſſen. Was das letz—
tere betrifft, ſo hat allerdings eine Geiſtesvor—
mundſchaft, die, wenn ſie gleich nicht gebie—
ten kann, was man.leſen ſoll, doch zu ver bieten
ſich anmaßt, nicht Statt. Jn das Jnnere
der Wohnungen eindringen, die Lecture der
Staatsburger unterſuchen, ihnen vorſchreiben,
was ſie nicht leſen ſollen, verbotene Bucher hinweg
nehmen, ihre Beſitzer beſtrafen: das alles waren
unertragliche Eingriffe in die burgerliche Freyheit.
Leſeverbote und burgerliche Freyheit. Leſeverbote
und Bucherviſitationen ſind, wie Keuſchheitswa—
chen, Mittel, die offenbar mit dem Zwecke in kei
nem Verhaltniß ſtehen, und daher unerlaubt ſind;
nicht zu gedenken, daß ſie auch ihrem Zwecke nie
entſprechen konnen.

Der
Vergl. Birckner .a. a. O. G. 235 f.
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Der Verkauf gedruckter Bucher ſteht aber
mit Recht unter der Aufſicht der Policey, ſo gut,
wie der Verkauf andrer Waaren deren willkuhr—
liche Ueberlaſſung an das Publieum gemeinſchad
liche Folgen haben kann. Wenn ein Schriftſtel—
ler daz Recht, ſeine Gedanken andern mitzuthei—

len, gemißbraucht, wenn er die naturlichen und
geſetzmaßigen Grenzen dieſes Rechtes uber—
ſchritten hat; ſo tritt die Befugniß des Staats
ein, die bey jeder unerlaubten Handlung ſtatt
hat, das Geſchehene ſoviel moglich ungeſchehen
zu machen, die Folgen der Handlung, ſo viel

lſch zu vermindern oder abzuwendein D

mogin, t azudient Verbot des Verkaufes und der Verbrei—
tung einer gemeinſchadlichen Schrift und, wenn
es die Umſtande erfordern, Confiscation derſelben.

Zu dieſem Ende iſt aber die Cenſur gedruckter
Schriften unentbehrlich.

Die Frage, ob eine Schrift dem Drucke uber—
geben und dadurch ſo weit, als moglich verbreitet
werden durfe, mußte freylich jeder Schriftſteller,
nach den nothwendigen Grenzen der Schreib- und
Preßfreyheit, ſich ſelbſt gewiſſenhaft beantworten,
und darnach handeln. Da aber  dieſes nur allzu—

oft der Fall nicht iſt, ſo muß die Vorſorge der
Poliecey eintreten. Der Staat nimmt die Schreib—
und Preßfreyheit Keinem, der nicht gemeinſchad—
liche Gedanken dem Publicum mittheilen will. Je
mehr aber die Erfahrung lehrt, wie leicht dieſes
geſchehen kann, und daß es auch nicht ſelten ge—
ſchieht; deſto gegrundeter iſt das Recht des Staa
tes, einem ſo ſchadlichen Mißbrauch der Preßfrey

heit

S. oben S. 340. 341.
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bit Dh ſt bft

Eine blos auf die Forderungen des Staats—
zweckes beſchrankte, nicht willkuhrlich ausgedehnte
ECenſur kann unmoglich fur rechteẽwidrig gehalten

werden. Durch ſie wird die Preßfreyheit ſo we—
nig verletzt, als die Handelsfreyheit durch die Ge—
ſundheitspolicey, die den Verkauf vergifteter Le—
bensmittel nicht duldet. Aber es muß ſchlechter—
dings aufs genaueſte beſtimmt werden, worauf
die Cenſur eigentlich und ausſchließend ihr Augen—
merk zu richten hat. Der Preßfrechheit ſoll ſie
Zaum und Gebviß anlegen, verhindern, daß keine
Aufforderungen zum Ungehorſam und zur Wider
ſetzlichkeit gegen die Obrigkeit, keine Angriffe ge—
gen eine allgemeine aufgeklarte Religion, keine die
Sittlichkeit zerſtorende Grundſatze, keine boshaf—
ten Anſalle auf die Ehre und den guten Nahmen
der Staatsburger verbreitet werden. Aber es
darf nicht der willkuhrlichen Deutung eines Eenſors
uberlaſſen ſeyn, was er dem Staate, der Religion,
den Sitten, dem guten Nahmen eines Dritten ge—
fahrlich und nachtheilig glaubt. Die Begriffe und
Kennzeichen muſſen in den Eenfurgeſetzen deutlich

angegeben ſeyn n), damit nicht der Eenſor fur
ſtaats

Birckner a.a. O. S. 269.
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ſtaatsgefahrlich halte, wenn der Schriftſteller das
Hofl. ben unſicher und gefahrlich nennt; nicht glau—
be, die Religion ſey angegriffen, wenn ein Vater
ſeinen Sohn zu einem vernunftigen Chriſten dil—
den wul; nicht fur ehrenruhrig halte, wenn. man
eine Koniginn nicht ſchon, ſondern nur auſſerſt lie—
benswiirdig findet, oder wenn man erzahlt, daß vor
2005 Jahren irgendwo der Adel vertrieben wor—
den ſey Die Wahl eines Cenſors muß mu
auſſerſter Vorſich geſchehen, und nie muß es dem
inavpellablen Richterſtuhle Eines Mannes uber—
laſſen bleiben, ſeine vielleicht einſeitige Anſicht zum
Grund einer unwiederruflichen Entſcheidung zu
machen. Wiltkuhrliche Abanderungen, critiſche
Verbeſſerungen u. ſ. w., muſſen als pedantiſche
Anmaßungen nie geduldet werden Nur

eine

IIII. Solche Mißgriffe machte einſt die Furchtſamkeit
T

Eines Cenſors kurz hinter einander. Jn den let-
I

tres de Madame du Montier ſteht: bey Hof iſt
J

der Abq und ſteiler und gefahrlicher, als auf den
Aipen. Das ſtrich' der Cenſor als bedenklich

J aus. Jn eben dieſen Briefen wird von der da:—
J

mahligen Konigin von Sardinien geſagt, ſie ſey,

rin
ohne ſchon zu ſeyn, hochſt liebenswurdig. Der

m u Cenſor ſtrich es als bedenklich aus Jn dem
TJ

mn ſetzer hatte fur boni geſetzt Adeliche. Der Cenſor

J
Vorbericht, den ein Gelehrter zu einer Probeichrift

ID

IE

nt

IJ

uin ſa Cenſor verſchiedene Mahl grammaticaliſche Aus-

ſn
ſeines Sohnes ſchrieb, ſaqgt der Vater, er wolle

n

ß

ſein Kind zu einem vernunftigen Chriſten bil—
l

I den. Vernurnft ig ſtrich der Cenſor aus. Eben ſo
ffe vorſichtig verfuhr er bey einer Ueberſetzung einerunirs Horaziſchen Stelle, wo geſaqgt wird, die boni.
in in waren aus der Stadt verjaqgt worden. Der Ueber—

glaubte, das konne den Adel beleidigen. S. teut—
ſches Muſeum 1784. ll. z23.

mr 1e) So belcheoert ſich z. E. Moſer, daß ihm ein

u J drucke
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eine nach feſten und allein durch die nothwendige
Sicherſtellung gegen gemeinſchadliche Mißbrauche
der Preßfreyheit beſtimmten Grundſatzen ange—
ordnete Cenſur kann, als ein rechtmaßiges und
nutzliches Jnſtitut der Staatspolicey betrachtet

werden.

Ungerecht hingegen ſind alle Cenſuranſtalten,
die ihre naturlichen Grenzen uberſchreiten, die
die freye Erforſchung der Wahrheit hindern, die
fur den Staat furchten, nichtt wenn der Staat
ſelbſt in einer Schrift angegriffen, verrathen, durch
Aufforderung der Unterthanen zum Ungehorſam
in Gefahr geſetzt wird, ſondern wenn beſcheidene
Urtheile uber Staatsverfaſſung und Staatsver-
waltung offentlich geſagt werden; die die Reli—
gion angefochten glauben, wenn Religionsſatze auf
eine ruhige, anſtandige Weiſe wiſſenſchaftlich ge—

pruft und unterſucht werden; die gute Sitten
mit aberglaubiſchen Gewohnheiten, Satyren mit
Pasquill verwechſeln; die nach dem Druck- oder

Verlagsort, nach dem Namen des Verlegers
oder Verfaſſers, nach dem Titel des Buches ver—
dammen oder begnadigen, die rubrikenweiſe ver—
bieten, ohne zu leſen, die nicht, um Mißbrauche

der Preßfreyheit zu verhuten, ſondern, um dieſe
ſelbſt

drucke geändert, auch wohl verlangt habe, Quan—
titaten, die mit Zahlen angegeben waren, ſollen
mit Buchſtaben ausgedruckt werden, und derglei— J

chen zudringliche Pedanterehen mehr. Moſer v.
d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 70. Ueber—
haupt iſt ein Cenſor nie berechtigt, ohne Ruck.
ſprache mit dem Verfaſſer etwas abzuandern, und
doch geſchieht das fo oft! Vergl. Hegewiſch an
Deutſchlands Patrioten. Kiel 1793.
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ſelbſt zu unterdrucken, Schriftſteller und Leſer,
ſoweit ihr Arm reicht, mit eiſernem Scepter
regieren.

Die Reichs-Policeygeſetze a) haben,
um den Mißbrauchen der Preßfreyheit vorzubeugen
oder Einhalt zu thun, verordnet, daß Buckdrucke—
reyen nirgend anders, als in Reſidenzen, Univerſi—
taten, oder anſehnlichen Reichsſtadten angelegt wer—
den und alle Winkeldruckereyen verboten ſeyn b);

daß die Buckdrucker angeſeſſene, ordentliche und
ehrbare Leute ſeyn, von den das Bucherweſen be—
treffenden Reichs-Policeyordnungen wohl unter—
richtet, und auf die genaue Befolgung derſelben
beeidigt c); daß alle Druckſchriften der landes—
herrlichen Cenſur ubergeben a) und mit dem Nah—

men des Verfaſſers, des Buchdruckers und des
Druckorts verſehen e) werden ſollen.

Schrif—

a) S. Gerſtlacher Handbuch der teutſchen Reichs-
geſetze IXR. 1188 f.

b) R. A. v. 1570. ſ. 155. R. P. O. v. 1577. Tit. zz.

g. 6. Kaiſerl. Edict v. 1715.
c) Kaiſerl. Edict v. 1725. R. A. v. 1570. ſ. 156.
d) R. A. v. 1529. J. 9. v. 1530. ſ. 58. R. A. v.

1570. ſ. asb.e) R. A. v. 1530. ſ. z8. R. P. O. v. 1548. Tit. za.

F. I. R. A. v. 1570. J. 156. R. P. O. v. 1577.
Tit. 35. F. 1. Kaiſerl. Edict v. 1715. Dieſe
Vorſchrift wird bekanntlich nicht beobachtet und
ſelbſt der Kaiſerl. Reichshofrath. giebt Privilegien
uber Bucher, deren Verfaſſer. ſich nicht nennen.
Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 66.
der dabey ſehr richtig bemerkt: “Und, hatte der
Reichsfiscal Jahr aus und ein genug zu thun,

wenn
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Schriften, welche zur Storung der offentli—
chen Ruhe Veranlaſſuna geben konnen, welche ge—
gen den Staat, die Religion und gute Suten ge—

richtet ſind, welche insbeſondere die fur das teut—
ſche Reich ſo wichtige Emigkeit zwiſchen den ver—
ſchiedenen Religionsverwandten zu ſtoren drohen,
und die Religionsfriedensſchluſſe anfechten, Laſter—

und Schmah-Schriften, -Bucher und -Kupſer—
ſtiche, ſollen von der Cenſur zum Drucke nicht
zugelaſſen, und, wenn ihre Verbreitung dennoch
verſacht wurde, ſogleich confiscirt, auch die Ur—
heber, Schreiber, Drucker, ſo wie diezenigen,
welche ſie zum Verkaufe herumtragen und aus—
breiten, nach Beſchaffenheit der Sachen und der
Umſtande an Gut, Leib, Ehre und Blut, un—
nachlaßlich beſtraft werden

Jn der Wahleapitulation K. Leopolds des
Zweyten iſt noch die beſondere Vorſchrift enthal—
ten, daß keine Schrift geduldet werden ſoll, die
mit den ſymboliſchen Buchern beider—
ley Religionen, und mit den guten
Sitten nicht vereinbarlich ſey, oder
wodurch der Umſturz der gegenwarti—

gen
wenn er alle die actioniren wolle, wo kein Ort,

noch, Verleger oder Buchdrucker gemeldet, oder
etwa nur geſetzet wird, Frankfurt unb Leipzig.
Jndeſſen hat man doch Beyſpiele, daß es geahn—
det worden iſt». Ein ſolches Beyſpiel v. 1760
wird denn auch angefuhrt.

H R. A. v. 1529. ſ. q. v. 1530. ſ. 58. v. 1541.
ſJ. 40. v. 1570. J. 1542 158. R. P. O. v. 1548.
Tit. 34. J. 124. v. 1577. Tit. 35. J. 1.5. Kai
ſerl. Edict v. 1715. Kaiſerl. Patent v. 1746. h. 1.
Wahlcap. Art. 2. g. 6G. 8.

v. Bergs Policthr. 2. Th. 3
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gen Verfaſſung oder die Storung der
offentlichen Ruhe befordert werde g)
eine Vorſchrift, deren erſter Punkt mit den Grund
ſatzen der augeburgiſchen Confeſſionsverwandten,
mit dem Geiſt und Zweck der Reformation und
mit den Reichsgeſetzen ſelbſt n) ſich auf keine Weiſe
vereinigen laßt, welchem daher auch von den evan—
geliſchen Churfurſten nicht beygeſtimmt worden iſt.
Ueber die verbindliche Kraft dieſer Stelle der Wahl
capitulation kann kein bundigeres und richtigeres
Urtheil gefalt werden, als im Jahr 1791 bey
einer ſonderbaren und unerwarteten Veranlaſ—
ſung von dem Koniglich-Preuſſiſchen Depar—
tement der auswartigen Geſchaäfte geſchehen iſt i).

Die Stimmenmehrheit der katholiſchen Churfur—
ſten konnte dem evangeliſchen Religionstheile und
den zu demſelben gehorigen Reichsſtanden keine
Vorſchrift aufdringen, die in jeder Hinſicht unpaſ—
ſend, der Denk- und Gewiſſensfreyheit gefahrlich
und mit dem Syſteme der Proteſtanten unverein

barlich iſt.

z) Wahlcap. Art. 2. ſ. g. Bey
b) Jn eben der Stelle der Wahleap. iſt von neuen

Editionen der Augsburgiſchen Confeſſionsverwand—
ten librorum ſymbolicorum, ſo ſie vor oder nach
dem Religionsfrieden dafur angenommen oder noch
annehmen mogten, die Rede. Wie reimt ſich das
mit einer ganzlichen Unabanderlichkeit und Unver—
letzlichkeit eben dieſer Bucher? Vergl. Cabler
de librorum eccleſiae ſymbolicorum et legis re-
giae pro tuenda eorum auctoritate Leopoldo II.
Icriptae iuſta tatione ad libertatem coetibus
evangelicis propriam. Altdorf 1791.
Als der Miniſter v. Woll ner jene neue Vorſchrift

der Wahlcapitulation in Anwendung bringen wollte.
i) Haberlin Geſchichte der Wahlcapitulation Leo—

polds II. S. 67 f.
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Bey der Abfaſſung eben der Wahlcapitula—
tion, welche dieſen Zuſatz erhielt, kam auch eine
weitere Einſchrankung der Preßfreyheit zur
Sprache, wobey es vorzuglich darauf angeſehen

zu ſeyn ſchien, daß den Landesherren, die nach ih—
rer Einſicht bisher die Grenzen derſelben beſtimm—
ten, durch ein allgemeines Reichsgeſetz die Hände
zum Nachtheil der Preßfreyheit mehr, als durch
die bisherigen Reichsgeſetze geſchehen iſt, gebun—
den werden ſollten. Ein churfurſtliches Collegial—

ſchreiben wurde an den neuen Kariſer erlaſſen,
worin geſagt wird, “Seiner k. Majzeſtat allerer—
leuchteſten Einſicht und Beherzigung konnen die
auſſerſt bedenklichen Folgen keinesweges entgehen,
welche ſich in unſern Tagen durch eine grenzenloſe
Preß- und Druckfreyheit uber das ganze teutſche
Reich zum Nachtheil der allgemeinen Wohlfarth
verbreiten durften. Da nun dieſem Uebel und den

weiteren verderblichen Fortſchritten deſſelben auf
keine andere Weiſe, als. durch ein allgemeines und
auf die gegenwartigen Zeitumſtande paſſendes
Reichsgeſetz, das erforderliche Ziel geſteckt werden
moge; ſo werde der Kaiſer erſucht, uber dieſen
fur die gegenwartigen Zeitumſtande ſo wichtigen

Gegenſtand eine reichstagliche Berathſchlagung zu

veranlaſſen“. Bisher iſt jedoch nichts erfolgt, und
der ganze Antrag kann leicht das Schickſal der
meiſten Gegenſtande haben, die beym weſtphali—
ſchen Frieden nicht erledigt werden konnten, und
auf den kunftigen Reichstag verſchoben wurden.
Denn das Reichsgutachten vom 18. Hornung 1793
welches etwas uber ruheſtorende Schriften enthalt,
(ſ. v. Eggers teutſches Magazin 1793. Apr.
Zo9 f.), bezieht ſich nur, wie es in der Auf—

32 ſchrift
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ſchrift heißt, auf die jetzmahligen Volksver—
fuhrer und Ruheſtore! Und wie viele
Reichsſtande wurden ſich durch ein Reichsgeſetz die

Hande wirklich binden laſſen?

Dem hochſten Reichs-Oberhaupte ſtehet die

Aufſicht uber das Bucherwefen im Reiche zu und
die Sorge fur die Beobachtung und Befolgung der
daſſelbe betreffenden Reichs-Policeygeſetze k).

Dieſe Geſetze zu erneuern und deren, Beod—
achtung durch offentliche Ediete einzuſcharfen, iſt
der Kaiſer unſtreitig befugt, wenn er nur keine
einſeitigen Abanderungen und Zuſatze macht. Ge—
ſchieht aber dieſes, enthalten ſolche Edicte neue,
den beſtehenden Reichsgeſetzen nicht gemaße Vor—
ſchriften, werden dadurch die Rechte der reichs—

ſtandiſchen Landeshoheit, oder eines Religions—
theils gekrankt, oder die Grenzen der Preßfrey—
heit auf eine mit den Reichsgeſetzen nicht uberein—

ſtimmende Weiſe eingeſchrankt; ſo ſind weder die
Reichsſtande zur Befolgung-ſolcher neuen Verord
nungen verpflichtet, noch die Reichsgerichte berech—
tiget, darauf zu erkennen, weil der Kaiſer allein
nicht befugt iſt, neue Reichsgeſetze zu machen H.

Das Recht der kaiſerlichen Oberaufſicht wird
theils durch das Buchercommiſſariat zu Frankfurt,
theils durch den kaiſerlichen Reichshofrath, theils
durch beide hochſte Reichsgerichte ausgeubt.

Schon

k) Von dem kaiſerlichen Bucherregal, von dem kai—
ſerlichen Buchercommiſſariat u. ſ. w. 1780. 4.

Hh Moſer v. d. kaiſerl. Regierungsrechten und Pflich-
ten II. 728. 729.
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Schon Maximilian J. hatte einen General—
Superintendenten uber das Bucherweſen im Reiche

angeordnet; es gelang ihm jedoch nicht, ſeine Ab—
ſicht zum Nachtheil der landesherrlichen Policev—
gewalt durchzuſetzen m). Nur in Beziehung auf
die einſt ſo bluhende Frankfurter Buhermeſſe
wurde die Aufſicht daruber dem Maaiſtrat zu
Frankfurt am Main uberlaſſen, und endlich in
dieſer Reichsſtadt von Rudolf II. einem eigenen
Commiſſariat, welches aus einem dort wohnenden
Commiſſar und dem Reichskammeraerichts Fis-—

cal beſtehet, ubertragen. Dieſes Commiſſariat
ſoll zunachſt auf alle Verletzungen der kaiſerlichen
Druckprivilegien ſorgfaltig acht haben, ſodann
auch ſeine Aufmerkſamkeit auf die Beobachtung
der Reichö-Polieevgeſetze in Anſehumg des Bu—
cherweſens richten Jhm muſſen daher von
jedem Buche, welches auf die Frankfurter Meſſe
gebracht wird, einige Exemplare zur Beurthei—
lung *ntnt) ubergeben werden. Es iſt berechtiget,

die Verbreitung derjenigen Bucher, welche gegen
die Reichs-Buchergeſetze anſtoßen, zu verbieten

und ſie nach Umſtanden ſogar zu confieciren. Jahr

33 lich
m) J. P. v. Ludewig vom kaiſerlichen General—

ſuperintendenten aller Buchdrucker des roömiſchen
Reichs; in d. Halliſchen Anzeigen 1740. N. 14. 18.
Putter vom Buchernachdruck F. 170. S. 174.

Kaiſerl. Patent v. 15. Merz 16o8. Gerſtlacher
Handbuch d. t. Reichsgeſetze IX. 1197 f.

Drey eines fur den Kaiſer, eines fur Chur—
mainz, und eines fur das Cemmiſſariat.

Eigentliche Cenſur vor dem Druck hat das Com—

miſſariat nicht vorzunehmen.
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lich muß von ihm ein Hauptbericht an den Reichs-—
hofrath erſtattet, auch auſſerdem, bey beſondern

Veranlaſſungen von dieſem hochſten Reichsge—
richte Jnſtruction und Verhaltungsbefehl einge—
holt werden m).

Der kaiſerliche Reichshofrath fuhrt uberhaupt
die allgemeine Aufſicht uber das Bucherweſen im
Reiche, erlaßt Oſficialverfugungen nicht nur an
das Buchercommiſſariat zu Frankfurt, ſondern
quch an einzelne Reichsſtande, fordert vorzuglich
von jenem bey vorkommenden Fallen Bericht, zieht
es wegen begangener Nachlaſſigkeiten zur Verant—
wortung, und ertheilt ihm die nothigen Vorſchrif—
ten und Anweiſungen o).

In dieſer Hinſicht handelt der Reichshofrath
lediglich als kaiſerliches Regierungscollegium, und
das Reichs-Kammergericht kann hierbey auf keine
Concurrenz mit ihm Anſoruch machen. Allein,
da auch die bey beyden Reichsgerichten beſtellten
Fiscale auf gleiche Weiſe angewieſen ſind, gegen
die Uebertreter der Reichs-Buchergeſetze zu ver—

fahren p)z ſo iſt kein Zweifel, daß fiscaliſche Kla
gen

n) Moſer a. a. O. SG. 729 f.
o) Moſer a. a. O. S. 733. Deſſ. Abhandl, ver—

ſchted. Rechtsmat. St. 6. Nro. 5.

p) R. P. O. v. 1538. Tit. 34. v. 1527 g. 4. Kaiſerl. Ediet v. 1715. K. G. O. Th. 2. Tit. 20.
J. 4. Vergl. Rob. Well Beantwortung der Frage:
wie weit geht das Recht eines Reichsſiscals in An:
ſehung der Buchercenſur? 1757.
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gen dieſer Art auch bey dem Reichs-Kammerge—
richt angebracht und entſchieden werden konnen q).

Bey der Ausubung des Rechts der Aufſicht
uber das Bucherweſen muſſen die Reichsgeſetze ge—
nau beobachtet, keine willkuhrliche und parteyiſche
Urtheile gefallt, die Schriften blos nach den in
den Reichs-Buchergeſetzen beſtimmten Erforder—
niſſen beurtheilt und, wenn daran kein Mangel
erſcheint, weder fiscaliſche Klagen angenommen
noch Confiscationen verfugt werden 7).

In beſonderer Hinſicht auf die verſchiedenen
Reliaionsverwandten im teutſchen Reiche iſt es
dem Kaiſer zur Pflicht gemacht, weder den

Reichsger ichten noch dem Buchercommiſ—
ſarius zu Frankfurt am Main zu verſtatten, daß
jene auf des Fiscals oder eines Andern Angeben
in Erkennung, Fortſetzung und Aburtheilung der

84 Pro
q) Moſer v. d.t. Juſtizverf. J iozb. Malblank

Anleitung zur Kenntniß der teutſchen Gerichtsverf.
und Praxis IV. 113. v. Cramer Wetzl. Nebenſt.

Lill. 120 f. und 237 f.
r) Moſer v. d. k. Regierungsrechten II. 7234 f.

„Uebrigens, ſagt Moſer (S. 733.), hat die oft
nothige und lobliche, oft auch ubertriebene Scharfe,

das unfreundliche Betragen und die grauſſerte
Parteylichkeit gegen (fur) die Catholiſche, dieſes
kaiſerlichen Buchercommiſſariats verurſacht, daß
zu des kaiſerlichen Hofes ſelbſt eigenem Nachtheil
der Buchhandel ſich faſt vollig von Frankfurt hin—
weg und nach Leipzig gezogen hat, allwo man
keine kaiſerliche Buchercommiſſion ertennet noch

zulaſſetp.
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Proreſſe, ſodann gebuhrlicher Execution, und
dieſer in Cenſirung oder Beurtheilung und Con
fiscirung der Bucher einem Religionstheile mehr,
als bem andern favoriſwen 5).

Den teutſchen Reichsſtanden ſtehet das Recht
der Bucherpolieey vermoge der Landeshoheit zu;
es iſt ihnen aber durch die Reichsgeſetze die Ver—
bindlichkeit aufgelegt, alle Schriften, welche in
ihren Landen und Gebieten gedruckt werden ſollen,
zuforderſt einer genauen Cenſur zu unterwerfen,
damit keine zur Stoörung der offentlichen Ruhe
Veranlaſſung gebende, gegen den Stuat und deſ—
ſen Verfaſſung, gegen die Religion, die Reichs—
friedensſchluſe und Reichsabſchiede gerichtete
Schriften, keine Schmah- und Laſterſchriften,
Charten und Kupferſtiche durch den offentlichen
Druck bekannt gemacht werden. Wenn aber deſ—
ſen ungeachtet etwas dergleichen zum Vorſchein
kame; ſo ſoll es ſogleich unterdruckt, nach dem

Verſaſſer geforſcht und dieſer, nebſt dem Drucker,
Verleger und Verkaufer nachdrucklich beſtraft wer—

den t). Sollte eine Obrigkeit hierinn nachlaſſig
ſeyn, ſo will der Kaiſer ſelbſt das Nothige verfu—

gen, oder durch den Fiscal nach Porſchrift der
Geſetze verfahren laſſen u).

Be—

2) Wahleap. Art. 2. F. 7. Zu mehrerer Sicher-—
heit haben die evangeliſchen Reichsſtande mehr—
vnehls auf die Beyordnung eines Commiſſars vonihrer Religion angetragen. Moſer a. a. O.

S. 731.
t) R. A. v. 1539. J. 5z8. v. 1570. ſ. 154. R. P. O.

n ta Tit. Z5. h. 2. Z.u) R. A. v. 1570. J. 159. R. P. O. v. 1577.
q. 4. Moſer v. d. Landeshoheit in Polireyfachen

E. ha, 66.
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Beſonders ſind noch in neueren Zeiten ſammt—
liche Reichsſtande catholiſcher und augsburgiſcher
Confeſſion von dem Reichsoberhaupte aufgefordert
worden, auf den beſtehenden Reichsgeſetzen und
dem im Jahre 1715 verkundeten kaiſerlichen Edicte

ſteif und ernſtlich zu halten, und insbeſondere den
Predigern und Schriftgelehrten ſowohl,
als aufüniverſitaten und Academien den
Profeſſoribus und Rechtsgelehrten durch—
gehends ernſtlich einſagen zu laſſen, ſich in geiſt—
und weltlichen Dingen nach dem kaiſerlichen Edict
und Verbot allerdings zu achten, ongeſehen Jhre
kaiſerliche Majeſtat durch ſolche und dergleichen

gegen die Reichsgrundgeſetze, Religions—
und Profanfrieden, und andere kaiſer—
liche allergnadigſte Reichsverordnun—
gen laufende eigenſinnige Hitzigkeiten, und grund—
loſe verderbliche Schmaherepen, dann unbeſchei—

dene zwiſchen Chriſten unnothige Eiferungen und
verkehrte kLehrſatze, das gemeine Reichsweſen, deſ—

ſen nothwendige Ruhe und innerliche Verfaſſung
nicht ſtoren zu laſſen, ſondern Freundſchaft,
Vertrauen, und Einigkeit, dann einem je—

den Recht und Beruhigung, ſo viel Jhm moglich
iſt, in allen Dingen beſtandig zu ſtiften, und zu hal

ten, feſtiglich allergnadigſt eatſchloſſen ſeyen v).

Aus dieſem allen ergiebt ſich von ſelbſt, daß
die Handhabung der Reichs -Buchergeſetze zu—
nachſt jeder Landesherrſchaft und Obrigkeit zu—
kommt, daß ſie aber der kaiſerlichen Oberaufſicht

3 5 unv) Raiſerſ. Commiſſionsderret vom 14. Aug. 1715.
Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsgeſetze IX.
1201. 1502.
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unterworfen und jede Obrigkeit deßwegen gegen
Ka.ſer und Reich verantwortlich iſt. Hingegen iſt
d.e, unmittelbare Wirkſfamkeit der Reichs- Bucher—
policey gegen Uebertreter ihrer Geſetze nur ſubſi—
diariſch in dem Fall, wenn eine Obrigkeit fahr—
laſſig ware w). Trifft daher ein Reichsſtand ſelbſt
die geſetzmaßigen Verfugungen; ſo darf auch das
Buchercommiſſariat ſich nicht darein miſchen, noch
dem landesherrlichen Unterſuchungs- Straf- und
Conſiscationsrecht eingreifen x). Ohnehin zeigt
ſich die Macht des Buchercommiſſars nur am Orte
ſeiner Reſidenz in voller Kraft y), wie denn auch
ſeine urſprungliche Beſtimmung nicht ſowohl dahin
gieng, eine allgemeine Bucheraufficht auszuuben,

als

v) R. P. O. v. 1577. ſ. a. “Wo aber einige
Obrigkeit, wer die ware, oder wie ſie Nahmen

haben mochte, in Erkundigung ſolcher
Diunge, oder ſo es ihr angezeigt, darinn
fahrlaſfſig handeln, und nicht ſtrafen
wuürde, alsdann wollen Wir entweder
ſelb ſt wider dieſelbige, auch den Dichter, Drucker,
oder die Buchfuhrer, Handler und Verkaufer,
ernſtliche Straferfurnehmen laſſen, oder
aber ſoll unſer kaiſerl. Fiſcal Amts—
wegen dargegen auf gebuhrliche Strafe proce—
diren und handeln, welche Strafe nach Gelegen—
heit und Geſtalt der Sachen unſer kaiferl. Cammer—
gericht zu ſetzen und zu moderiren Macht und Be—
fehl haben ſoll». Moſer Praecognita iuris publ.
cap. 3. h. 14. 16. Putter lIuſt. iur. publ. ſ. 363.

x) S. z. E. Vorſtelluna des Corp. evanoel. an den
Kaiſer, in Faber s Staatskanzley XXXVIII. 257.

y) Sein Verhaltniß gegen Frankfurt und mancher—
ley Beſchwerden dieſer Stadt uber ungebukrliche

Anmaßungen ſ. Orth von den Frankfurter Meſſen
Abſchn. 13. Putter vom Buchernachdruck ſ. 172 f.

Reuß Staatskanzley VI. 225 f.
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als vielmehr die Frankfurter Meſſe von ge—
ſetzwidrigen Druckſchriften und hauptſachlich von
den Bucherdieben, Nachdrucker genannt, rein zu

halten 2).

Bey den ſo ſehr getheilten Meynungen der Po—
litiker uber den Werth einer ganz uneingeſchrank—
ten Preßfreyheit iſt es indeſſen naturlicher Weiſe
kein Wunder, wenn man in den einzelnen teut—
ſchen Staaten eine große Verſchiedenheit in der
Verfaſſung der Bucherpolicey findet a). An
manchen Orten iſt, der reichsgeſetzlichen Vorſchrift
ungeachtet, gar keine Cenſur; die Reichsfiscale
wiſſen es, und ſchweigen. Der Konig von Dan
nemark, als Herzog von Holſtein, die Herzoge
von Braunfchweig, Sachſen-Weimar
und Sachſen-Gotha und einige andere Reichs—
furſten haben die Cenſur aufgehoben, und die
Reichspolicey hat ihnen kein hinderniß in den Weg
gelegt, ohne Zweifel, weil man einſah, daß die
Policeyverordnungen aus dem ſechszehnten Jahr
hunderte auf die jetzigen Zeiten nicht ſo ganz unbe
dingt mehr anzuwenden ſeyen, daß man ſie jetzt
nicht mehr als ſchlechterdings gebietend betrachten
konne, was auch immer ihre urſprungliche Abſicht
geweſen ſeyn mag, und daß endlich nach der er—

Ffolgten voigen Ausbildung der Landeshoheit die
Vorkehrung derjenigen Maßregeln, welche den

be—

2) Putters Beytrage J. 281.
a2) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen

S. 67 f. Vergl. die Geſetzgebung uber Pretj- und
Leſefreyheit im Erzſtift Salzbura in den ſtaats—
wiſſenſchaftl. und juriſt. Nachrichten Jan. 1799.
S. 33:538. 42546. 49-56.
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beſonderen Bedurfniſſen jedes Landes angemeſſen

gefunden werden, der landesherrlichen Policeyge—
walt zu uberlaſſen ſey b). An andern Orten
herrſcht Preßzwang, Cenſurdespotismus und Leſe—
ſelavereyh. Alle Kennzeichen einer verkehrten
Bucherpolicey treffen zuſammen. Das muß der
landesherrlichen Policey freygelaſſen werden.
Die Reichspolicey hat ſich hochſtens darum zu be—

kummern, daß die Preßfreyheit nicht zu weit
gehe.

Unter den mannigfaltigen Einrichtungen der
Bucherpolicey in Teutſchland ſey es genug, dieje—
nigen naher zu betrachten, die man gewohnlich
als zwey Exrtreme anſieht: die Preßfreyheit an

den Ufern der Elbe und Eider und ihr Gegen—
ſtuck an den Ufern der Donau; und dann einige,
die die Mittelſtraße halten.

Jn den Daniſchen Staaten wurde im
Jahr 1770 alle Buchercenſur abgeſchafft und eine
uneingeſchrankte Preßfreyheit eingefuhrt. Aber
bald (1771) wurde dieſe naher dahin beſtimmt, daß

kein Buchdrucker eine Schrift, deren Verfaſſer er
nicht weiß, drucken, und daß er, wenn er den
Verfaſſer nicht angeben kann, ſelbſt fur den Jn—
halt, wenn dieſer den beſtehenden Geſetzen und
Anordnungen zuwiderlaufen wurde, verantwort—
lich ſeyn ſoll. Deßwegen ſoll auch jedem Buche der

Nahme des Verfaſſers oder des Buchdruckers auf—
gedruckt werden. Jn der Folge (1273) wurdenauch die Gegenſtande der Preßfreyheit „beſonders

in

b) Vergl. v. Florencourt uber Preßfreyheit; in
Haberlins Repertor. d.t. Staats- und Lehen—
recht IV. 24a5.
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in Ruckſicht auf den Staat, die Regierung und
allgemeine Anſtalten, eingeſchrankt, und deßwe—
gen die Unterſuchung und Entſcheidung den Poli—
ceygerichten, nachher aber (1790) den allaemei—

nen Gerichtshofen ubertragen. Man ſieht hier—
aus, daß zwar die Cenſur aufgehoben, eine ganz
uneingeſchrankte Preßfreyheit aber nicht ausfuhr—

bar gefunden wurde c).

Jn den oſterreichiſchen Staaten iſt
nach einer ganzlichen Abanderung der Joſephini—
ſchen Geſetze uber Schreib- und Preßfreyheit eine
ſtrenge Cenſur der zum Druck beſtimmten und der
im Auslande gedruckten Schriften wieder einge—
fuhrt, ſo daß ſelbſt kein innlandiſcher Buchhandler
ohne vorherige CEenſur etwas im Auslande drucken
laſſen darf. Die Verzeichniſſe der verbotenen Bucher
beweiſen, wie ausgedehnt die Grenze ſeyn muß, die
zur Verwahrung gegen gefahrliche Schriften gezo—
gen worden iſt. Und eben aus ihnen ſieht man auch,
was nicht nur nicht offentlich verkauft, ſondern
auch nicht geleſen werden ſoll. Viel mogen zu der
Strenge, die beobachtet wird, die Zeitumſtande
beytragen. und ſelbſt dieſe Strenge weiß auch ei—
nen billigen Unterſchied zu machen, geſtattet we—
nigſtens, freylich als Auenahme von der Re—
gel, einige Lefefreyheit, und erlaubt bekannten

Man

c) Birckner, beh dem man am a. a. O. S. ſo f.
eine critiſche Geſchichte der neuern daniſchen Bu—
chergeſetze findet, qlaubt daher, daß es de iure
keine Preßfreyheit in den Daniſchen Staaten mehr
gebe, ob ſie gleich de facto, wegen der groößten—
theils ſehr gemaßigten und vernunftigen Ausfuß—
rung jener Geſetze noch ſo ziemlich beſtehe.
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Mannern auf ihr ſchriftliches Geſuch auch den
Beſitz verbotener Bucher. Aehnliche Einrichtun—
gen waren ehemahls in Baiern a). Der jetzt
regierende Churfurſt hat ſie auf eine der Preß—
freyheit ſehr gunſtige Weiſe abgeandert.

Durch die ehurſachſiſchen Geſetze iſt ver—
ordnet, daß nichts ohne Cenſur gedruckt und dieſe
in allen Orten, wo Buchdruckexeyen vorhanden
ſind, durch die beſonders dazu benannte obrigkeit—
liche oder andere Perſonen vorgenommen werden
ſoll. Doch ſtehet es dem Verfaſſer oder Verleger
frey, die Cenſur bey einer der beyden Landesuni—
verſitaten beſorgen zu laſſen, in welchem Falle die
Approbation dem Cenſor des Druckortes blos an—
zuzeigen iſt. Die Gegenſtande, worauf die Cen—
ſoren. Ruckſicht zu nehmen haben, ſind nach den
allgemeinen Grundſatzen von dem Zwecke der Een—

ſur feſtgeſetzt, nur vielleicht nicht mit aller erfor—
derlichen und moglichen Genauigkeit beſtimmt. Die
Cenſoren durfen ubrigens in denihnen vorgelegten
Schriften eigenmachtig nichts andern oder wegſtrei—
chen, ſondern muſſen, wenn ihnen eine bedenkliche
Stelle aufſtoßt, dieſe anmerken und die Schrift
mit der Erinnerung, daß ſie in dieſer Meſſe die Cen—
ſur nicht paſſiren konne, zuruckgeben. Die Aufſicht
uber das Bucherweſen und die Cenſoren fuhren die

Con

Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. G9.
Schloözers Staatsanzeigen Heft VI. z51. IR.
S. 121. Deutſcher Zuſchauer XVIII. z1o.

 Solche, die wirklich geſetzwidrig und ſtrafwurdig
ſ.nd, muſſen der Obrigktit angezeigt werden.
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Conſiſtorien, bey welchen auch uber Cenſitrmiß—
brauche Beſchwerde gefuhrt werden kann e).

Nach den churbraunſchweigiſchenGe—
ſetzen ſoll kein Unterthan oder Landeseinwohner
etwas in-oder auſſerhalbLandes drucken laſ—
ſen, auch kein Buchdrucker im Lande von Frem—
den ſo wenig, als von einheimiſchen das geringſte
zu drucken ubernehmen, das nicht vorher gehorigen
Orts (und zwar, was die Schriften uber Staats—
und Policeyſachen betrifft, an die K. Gel eime—
Rathſure, die iuriſtjchen an die Juſti,kanzley,
die cheolegiſchen, philoſophiſchen und philologiſchen
an das EConſiſtorium) eingeſchickt und daſerbſt
approbirt worden iſt k). Alle Schriften, die zu
Gott ingen zum Druck gegeben werden, muſſen
derjenigen Facultat, in deren Profeſſlon der Ge—
genſtand einer Schrift gehort, zur Cenſur uberge—
ben, und durfen ohne Namendunterſchrift des je—
desmahligen Decans oder Eenſors nicht gedruckt
werden. Jedoch ſind die Profeſſoren in Anſehung
ihrer eigenen Schriften von dieſer Cenſur be—
freyet g). Jn Ruckſicht auf die Zeitumſtande iſt die
ohnehin geſetzwidrige Verbreitung ſolcher Schrif—
ten, welche den Zweck haben, die Meynungen
und Geſinnungen von Aufwiegelung der Untertha—
nen, Verunglimpfung der Obrigkeiten und Um—

kehe

e) Reſeript v. zo. Sept. 1779. Schmieder III.
1o2g f.

H Evbict v. 6. May 170o5. ern. 1731. VWillich J.

448.
8) Landesherrl. Privilegien der Univerſitat Gottin-

gen Art. 11. Willich lII. zog.
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kehrung aller burgerlichen Ordnung zu empfehlen,
unter Androhung ſcharfer Ahndung verboten h).

Der immer weiter ſich ausbreitende Geſchmack
des Publicums am Leſen, die Menge unterhalten—
der oder doch zur Unterhaltung beſtimmter Schrif—

ten, der haufig nur ephemeriſche Werth derſel—
ben, die entweder wohl uberlegte oder nothge—
drungene Oeconomie der keſer hat den Leſegeſell—

ſchaften und Leihbibliotheken ihren Urfprung ge—
geben. Dieſe Jnſtitute verdienen allerdings die
Aufmerkſamkeit der Bucherpolicey, welche jedoch
in Hinſicht auf Recht. ſowohl, als auf Pplitik of—
fenbar zu weit geht, wenn ſie ſie, um allen
Schaden zu verhuten, ganz verbietet, d. h. das
Kind mit dem Bade ausſchuttet. Der Policey
aufſicht ſie unterwerfen, iſt um ſo mehr billig und
rechtmaßig, je weniger man das Recht der Staats—
policeh uber offentliche Jnſtitute uberhaupt und
den Einfluß die ſer Jnſtitute auf das allgemeine
Wohl insbeſondere verkennen kann.

Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten iſt
allen Bucherverleihern und Unternehmern von Le—

ſegeſellſchaften befohlen, Verzeichniſſe ihrer Bucher
der Policeyobrigkeit ihres Wohnortes zu uberge—
ben, welche darauf zu ſehen hat, daß keine als
gefahrlich bekannt oder gar verbotene Schrift in
Umlauf gebracht werde. Auch ſoll der koniglichen
Landesregierung  jedesmahl eine Abſchrift der
ubergebenen Verzeichniſſe eingeſchickt werden i).

Bey
h) Verordn. v. 24. Nov. 1792. Hann. Anz. 1792.

St. 9h.i) Verordn. v. 19. Dec. 1793. Hann. Anz. 1794.
St. 2. G. zo. Jm Badiſchen darf die

Er
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Bey allen Verordnungen dieſer Art laßt ſich
indeſſen unmoglich eine ganz beſtimmte Norm vor—
ſchreiben, und das meiſte wird immer, ſo wie
bey den Buchergeſetzen uberhaupt, auf eine ver—
nunftige, liberale, und zweckmaßige Ausfuhrung

ankommen. Alsdann wird man, ſelbſt bey ſtreng
ſcheinenden Verordnungen, einer vernunftigen
Preß- und Leſefreyheit ruhig genießen konnen.
Schade nur, daß gerade alsdann von perſonlichen
Geſinnungen, und ſchon darum vom Zufall, ſo
vieles abhangen muß! Aber wie, wenn bey der
uneingeſchrankteſten Preßfrevheit, die doch nie die
Verantworrlichkeit der Verfaſſer, Verleger und
Drutker ganz aufheben kann, wenn ſie nicht Preß—
frechheit ſelbſt begunſtigen will, ein angſtlicher
Fiscal bald hier bald da gefahrvolle Grundſatze
und Aeuſſerungen findet, und bald den Verfaſſer,
bald den Verleger, bald den Drucker, oder gar
alle zuſammen, vor Gericht zieht, und ſie, ſelbſt
wenn ihre Unſchuld ſiegt, doch immer auf eine un—
angenehme Weiſe beunruhiget? Auch hiervon
giebt es Beyſpiele, ſo gut, wie vom Cenſoren—
druck Unvollkommenheit hier, wie dort. Es
iſt pflicht, ihr mit allen Kraften entgegen zu ar—
beiten; aber es ware Ungerechtigkeit, ſie den
Regierungen zum Verbrechen zu machen.

Errichtung von Leſebibliotheken zum Ausleihen nicht
ohne vorhergegangene Anzeiqge und erhaltene Er—
laubniß von der Obrigkeit gefchehen/ und dieſe ſoll
vor deren Ertheilung vorher hohern Orts uber Ruf
und Eigenſchaften des Unternehmers Bericht abe
ſtatten. Blatter fur Policeh und Cultur 1801.
cHeft 10. S. 337.

v. Berge Politesr Th. 2. Wa oAln
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Anhang.
J. Nachtrag zur S. 222, das Vormundſchaftsweſen in

den churbraunſchweigiſchen Landen betreffend.

ſ

Es iſt eine ſehr haufig gemachte Bemerkung, daß
das wichtige Amt der Vormunder nicht ſelten bey al—.
ler Gewiſſenhaftigkeit und bey den beſten Abſichten
nicht ſo verwaltet wird, wie es billig ſeyn ſollte,
und daß dadurch nicht allein die Pupillen, ſon—
dern auch die Vormunder ſelbſt ofters in Scha—
den geſetzt werden. Wie wenige kennen den gan—
zen Umfang der vormundſchaftlichen Rechte und

Pflichten! Wie viel kann verſaumt werden, was
die obervormundſchaftliche Aufſicht nie bemerkt,
alſo auch nicht zu andern vermag! Ein ausfuhr—
licher, recht verſtandlicher Unterricht fur Vor—
munder iſt daher ein wahres Bedurfniß, beſon—
des fur die zahlreichen Vormunder in der Elaſſe
der Landleute. Dieſes Bedurfniß iſt ſeit kur—
zem in Anſehung des großeren Theils der chur—
braunſchweigiſchen Lande durch eine Schrift be—
friedigt worden, welche den Titel hat:

Jnſtruction, nach welcher Landleute ihr Thun
und Laſſen in Vormundſchaftsſachen einzurich—
ten haben, fur die Landleute in den Furſten—
thumern Calenberg, Gottingen, Grubenha—
gen und Luneburg, auch in den Grafſcharten
Hoya und Diepholz, offentlich bekannt gemacht

ver
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vermjttelſt der Konigl. Churfurſtl. Verord—
nung vom 1. May 18or und jedem Vormunde
unentgeldlich zuzuſtellen.

Dieſe Jnſtruction behandelt in 108 gh.folgende Puncte:

1. Allgemeine Pflichten der Vormunder, die
Perſon und das Vermogen der Pujpillen be—
treffend. 2. Beſondere Pflichten der Vor—
munder, das Vermogender Pupillen betreffend.
a. Jnventarnim, wovon ein Formular ange—
hangt iſt. b. Sorge fur die Guter. Unbe—
wegliche Guter, Grundſtucke. Rechte und
Gerechtigkeiten. Baares Geld. Koſtba—keiten.
Vieh. Vorrathige Naturalien. Ackergeſchirr:
und zur Viehzucht gehorige Gerarhſchaften.
Zinn, Kupfer, Meſſing und Kuchengerathe.
Flachs, Hede, Garn, Linnen, Drelt und
Linnenzeug. Betten. Kleidungeſtucke, Bu
cher, allerley Hausgerathe. Aueſtel ende For—
derungen. Schulden und offentliche Abcaben.
Proreſſe, die den Nachlaß und den Pupillen
angehen. Fremde Sachen. c. V rmund—
ſchaftsrechnung, von welcher gleich'alls ein
Formular mitgetheilt.iſt. d. Vormundſchaft
ohne Rechnungeablage. Z. Beendigung der
Vormundſchaft: durch Volliahrigkeit, durch
den Tod des Pupillen, durch den Tod des
Vormundes, durch Aufkundiqung, durch an—
derweite Verheurathung der Mutter, welche
Vormunderin geweſen. 4. Beſondere Arten
von Vormundſchaft: Vormundſchaft eines
Wahnſinnigen, eines ungebornen Kindes, ei—
nes unehelichen Kindes.

Aa2 Die
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Die auf dem Titel dieſer Jnſtruction ange—

fuhrte Verordnung iſt zwar vom 1. May 1801
datirt, aber erſt am Ende deſſelben Jahres pu
blicirt und folgenden Jnhalts:

1801.
den 1ſten May
Verordnung Georg der Dritte, von Gottes
do eitn Gnaden Konig des vereinigten
ſiructon fur Reichs Groß -Britannien und
ace Jrrland, Beſchutzer des Glau—
nn guren bens ec. ree. Herzog zu Braun—
lenberg, Gotrſchweig und Luneburg, des Heili—
tingen Giu—benhagen, eungen Romiſchen Reichs Erz-Schatz—

n b de urg u. en meiſter und ChurfurſtGrafſchaften
Hoya und Diep 2c. 2c.
holz betreffend.

c

Es hat die Erfahrung zeither gelehrt, daß die
Unbekanntſchaft des Landmannes mit denjenigen
rechtlichen Verhaltniſſen, in welche er durch
Uebernehmung einer Vormundſchafts-Verwal—
tung tritt, und mit den ihm ſodann obliegenden
vielen und ſchweren Pflichten, nicht ſelten, ſo—
wohl fur ihn ſelbſt, als fur die ſeiner Vorſorge
anvertraueten Unmundigen und deren Guter, von
den nachtheiligſten Folgen gemweſen iſt.

Um dieſem Uebel moglichſt abzuhelfen, haben

Wir die hier angefugte Jnſtruction fur
Landleute, welche zu Vormundern beſtellet wer—
den, nebſt einem Formulare zu einem Jn—
ventario, und einem dergleichen zu einer

Vor
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Vormundſchafts-Rechnung entwerſen
und durch den Druck allgemein machen zu laſ—

ſen, Uns entſchloſſen.

Der Zweck dieſer Jnſtruction und der ihr
beygefugten Formulare geht dahin, Landleute,
welche in den Fall kommen, Vormundſchaften
ubernehmen zu muſſen, uber die Natur und den
Umfang eines ſolchen Geſchafts, ſo weit ſie bey—
des kernmen muſſen, auf eine fur ſie faßliche Weiſe
zu unterrichten, und ſie uber die Pflichten und
Rechte zu belehren, welche ihnen, als Vormun—
dern, nach den Geſetzen, obliegen und zuſtehen.

Zu dem Ende ſollen alle Aemter und Pa—
trimonialgerichte auf dem Lande, in Unſern Fur—
ſtenthumern Calenberg, Gottingen, Grubenha—
gen, und Luneburg, und den dazu gehorigen
Graf- und Herrſchaften, nicht weniger auch in

den Grafſchaften Hona und Diepholz, nicht nur
gleich jetzt mit einer hinreichenden Anzahl gedruck—

ter Exemplare iener Jnſtruetion und ihrer Anla—
gen verſehen, ſondern auch, wenn ſolche dem—

nachſt vergriffen, auf deshalb bey Unſerer Lan—
des-Regierung zu thuende jedesmahlige Anzeige,
ſelbige damit weiter voñ. Zeit zu Zeit verſor
get werden.

Jedem Vormunde ſoll, hiernachſt, ſofort

bey ſeiner Beſtellung und Beeidigung ein, am
Ende ſeiner Vormundſchaft von ihm wieder zu—
ruckzulieferndes Exemplar dieſer Jnſtruetion und
deren Anlagen von dem vormundſchaftlichen Ge—
richte unentgeldlich zugeſtellet, ihm die Abſicht, in

Aa3 wel—
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welcher ſolches geſchehe, und der Gebrauch, den
er von der Jnſtruction und den Formularen zu
machen habe, deutlich erklart, und dabey auſge—
geben werden, ſich bey ſeiner Vormundſchafts-
fuhrung nach der dort gegebenen Anweiſung ge—
nau in allen Stucken zu richten, mit der Bedeu—
tung, daß, im Unterlaſſungs-Falle, auf die
nunmehr nicht weiter Statt findende Entſchuldi—

gung der Unwiſſenheit und Unbekanntſchaſt mit
den Pflichten eines Vormundes ferner keine Ruck—
ſicht genommen, ſondern vielmehr ſein Verfahren
in der ihm anvertraueten Vormundſchaftsverwal—
tung lediglich nach den Geſetzen, uber welche er
durch dieſe Jnſtruction genugſam belehrt worden,
werde beurtheilet werden; und ſoll ubrigene,
wie ſolches alles geſchehen, in dem Beeidigungs—
Protocolle ſofort jedes Mahl mit bemerkt werden.

Gleichwie Wir nun nicht zweiflen, daß Un—
ſere getreuen Unterthanen die wohlgemeinte Ab—

ſicht, welche Wir bey dieſer Verfugung hegen,
gebuhrend erkennen, und die ihnen jetzt gegebene
Gelegenheit, ſich zu belehren, wie ſie bey den
ihnen anvertraueten Vormundſchafts Verwal—
tungen von ſich und ihren Pflegbefohlnen Ver—
antwortung und Schaden abwenden mogen, wil—
lig und gehorig benutzen werden;

So haben Wir auch zu ſammtlichen Unſern
Beamten und Obrigkeiten Unſerer vorhin gedach—
ten Lande nicht nur uberhaupt das Vertrauen,
ſie werden zu dem, bey dieſer Veranſtaltung be—
zielten gemeinnutzlichen Zwecke quch ihrer Seits
auf alle mogliche Weiſe pflichtmaßig mitzuwirken

nicht
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nicht unterlaſſen; ſondern geben ihnen auch noch
insbeſondere damit auf, die Vorſchuift der gegen—
wartigen Publieation genau zu befolgen, dem
gemaß alſo auf das ganze, dem Gemeinen Beſten

ſo wichtige Vormundſchaftsweſen in ihrem Amts—
oder Gerichtsbezirke von nun an eine verdoppelte

Aufmerkſamkeit zu richten, und ſolchergeſtalt die—
jenigen Mangel und Mißbrauche, welche ſich in
demſelben hie und da bißher eingeſchlichen haben,
und wohin Wir unter andern auch die, dem Ver—
nehmen nach, bißher nicht ſelten geweſene ganz—
liche Unterbleibung einer ordentlichen Bevormun—

dung der Unmundigen oder Minderjahrigen, und
die irrige Meinung, als fey es nicht erforderlich,
eine Mutter, die zur Vormunderinn ihrer un—
mundigen Kinder beſtellet wird, mit dem Vor—
mundſchafts-Eide zu belegen, zu Unſerm nicht
geringen Mißfallen, rechnen muſſen, in Zukunft
ganzlich abzuſtellen, ſich pflichtmaßig und uner—
mudet um ſo mehr angelegen ſeyn zu laſſen, als
von einer guten Einrichtung des Vormundſchafts—

weſens in einem Lande und von der ebrigkeitlichen

Aufſicht uber die Vormundſchafts-Verwaltungen
und deren Leitung oft das Wohl und Wehe gan

zer Familien abhangt, und Wir daber jeden
Mangel an ſchuldiger Aufſicht und die Vernach
laßigung obrigkeitlicher Pflichten in dieſem Stucke
nicht anders als außerſt mißfallig anſehen und
nachdrucklich ahnden laſſen wurden.

Uebrigens vertrauen Wir nicht weniger auch
noch zu Unſern Beamten und ſammtlichen ubri—

gen Obrigkeiten auf dem Lande in Einganas ge—
dachten Unſern Provinzen, daß ſelbige die in der

Aa 4 ge—
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gegenwartigen Jnſtruection ofters geſchehene Ver—
weiſung eines Vormundes zur Rathserhohlung,
bey dem vormundſchaftlichen Gerichte nicht zu
einer ungebuhrlichen Erweiterung und Verviel—
faltigung der Gerichtsaebuhren und Sporteln,
wider das bisherige Herkommen und die Billigkeit,

benutzen, viel mehr ſich darunter auch kunftig in
den gehorigen Grenzen der Untergerichts-Taxe
halten werden, ſo lieb ihnen ſeyn wird, deßhalb
Unſer ernſtliches Mißfallen und ſtrenge Unter—

ſuchung und Ahndung zu vermeiden.

Gegeben Hannover am 1ſten May 1801.

Ad mandatum Regis et Electoris ſpeciale.

v. Kielmannsegge. v. Arnßwaldt.
v. Steinberg. v. d. Decken.
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II. Verordnung wegen des theologiſchen Ephorats
zu Gottingen.

Georg der Dritte, von Gottes Gna—
den Konig von Groß—Britannien,
Frankreich und Jrland, Beſchutzer
des Glaubens, Herzog zu Braun—
ſchweig und Luneburg, des Heiligen

Romiſchen Reichs Erz Schatzme i—
ſter und Churfurſt, 2c.

ſ⁊
Es iſt bey den Prufungen, welche mit den CEan—
didaten des Predigt- Amts bey Unſerm, fur Un—
ſere deutſchen Chur-Lande angeordneten Eonſiſto—
rio zu Hannover angeſtellet werden, daß nicht
alle, dieſem wichtigen Beruf ſich widmende Stu—
dierende dem Stande kunftiger Religious-PLehrer
ſo vorbereitet ſich nahern, als deſſen hohe Wich—

tigkeit, ſein Einfluß auf das allgemeine Wohl des
Staats und die beſondern Bedurfniſſe des jetzigen
Zeitalters es in allem Betracht erfordern.

Auſſer dem oft ſich zeigenden Mangel einer hin
reichenden grundlichen Vorbereitung auf Schulen,
iſt, nach ſichern Bemerkungen, die Urfache einer ſol—
chen, bey mehrernwahrgenommetien unzulanglichen

Bildung zu jenem wichtigen Beruf, ſo viel die
Vorbereitung junger Theologen auf
Unſerer Landes-Academie zu Gottin—
gen betrift, hauptſachlich darin zu ſuchen, daß der

„zweckmaßigſten auf ſelbiger porhandenen theologi—

Aa 5 ſchen
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ſchen Lehr- und Bildungs-Anſtalten ohngeachtet,
es gleichwohl daſelbſt bisher noch an einer ſolchen
Einrichtung gefehlt hat, durch welche das Stu—
dium des jungen Theologen und deſſen zweckma—

ßige Vorbereitung zu ſeinem kunftigen Beruf,
nach einem feſten Plan angeordnet und geleitet
wurde, und der die theologiſchen Wiſſenſchaften
Studierende der Gefahr entgienge, ſeine Studien
unplanmaßig einzurichten und von den vorhande—
nen Lehr-Vortragen und practiſchen Bildungs—
Anſtalten nicht denjenigen moglichſt beſten Ge—
brauch zu machen, der bey einer weiſen Leitung
davon hatte gemacht werden konnen und ſollen.

Nach vollendeten academiſchen
Studien aber, war, neben der vorigen, auch
das nicht ſelten die Urſache jener oft bemerkten
mangelhaften Bildung und Vorbereitung zu dem
kunftigen Beruf eines Predigers, daß die die Aca
demie verlaſſenden jungen Theologen nicht ſofort
nach ihrem Abgange von derſelben, ſondern oft
erſt nach einer betrachtlichen Reihe von Jahren,
und mehrentheils nicht fruher, als bey der erſten

Candidaten- Prufung, Unſerm Conſiſtorio be—
kannt wurden und alſo auch in dieſem Zeitraume
zwiſchen dem Abgange von der Academie und der
gedachten erſten Candidaten-Prufung, einer,
Manchem vielleicht durchaus nothwendigen, Allen
aber, mehr oder minder nutzlichen und wohltha
tigen Rathgebung und Leitung in Abſicht auf die
Fortſetzung ihrer Studien, und der fernern, nun
noch nahern, Vorbereitung auf ihren kunftigen
Beruf entbehrten, und ſolchergeſtalt auch hier

wiei
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wiederum, ſo wie auf der Academie, faſt ganz—
lich ſich ſelbſt uberlaſſen blieben.

Die unausgeſezte Aufmerkſamkeit und Lan—
desvaterliche Vorſorge, mit welcher Wir bey jeder
Gelegenheit das Gluck und die Wohlfahrt Unſe—
rer, getreuen Lande und Unterthanen zu befor—
dern Uns angelegen ſeyn laſſen, kann kemen gro—
ßern und wurdigern Gegenſtand finden, als ei—
nen ſolchen, der mitder Beforderung der Reli—
gion und Tugend in einer ſo nahen Verbindung
ſtehet, wie dieſer.

Wir haben Uns daher entſchloſſen, jenen
Mangeln durch einige neue, den bemerkten Er—
forderniſſen angemeſſene Einrichtungen moöglichſt
abzuhelfen, die, recht verſtanden und wohl be—
nutzt, ihres Zwecks hoffentlich nicht verfehlen

werden.

Dieſe zu treffende Einrichtungen ſollen

J., in der Anordnung eines theologi—
ſchen Ephorats auf Unſerer Landes—
Academie zu Gottingen,

und
II., in einer vorlaufigen Prufung der
jungen Theologen glezich nach ihrem
Abgange von der Academie beſtehen, als
auf welche beyde Anordnungen Wir Uns vorjetzt
beſchranken.

Wir verordnen demnach hieruber, wie folget:

J., das theologiſche Ephorat, welches
Wir auf Unſerer Landes-Academie zu Gottingen
damit anordnen und einfuhren, beſtehet

I.,
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J., im Allgemeinen in der Einrichtung, daß

kunftighin beſtandig einer der ordentlichen Lehrer
der theologiſchen Faeultat zu Gottingen die be—

ſondere Verpflichtung und Obliegenheit haben
und ſpeciell demandirt erhalten ſoll,

a., theils eine fortwahrende, wohlthatig
wachende und leitende Aufſicht, ſo wohl uber die
Studien der angehenden Theologen als uber ih—
ren ſittlichen Wandel zu fuhren,

b., theils aber auch Unſerm Conſiſtorio zu
Hannover, als demjenigen Collegio, welchem die
Aufſicht uber das Religions- und Kirchen-Weſen
in Unſern Furſtenthumern Calenberg, Gottin—
gen, Grubenhagen und Luneburg, auch angeho—
rigen Graf- und Herrſchaften, anvertrauet iſt,
Gelegenheit zu geben, diejenigen jungen Manner,
die ſich dem Predigt- und Schul-Amt gewidmet
haben, ſchon fruhzeitig, nach ihren Anlagen und
Gaben, nach ihren naturlichen und erworbenen
Fahigkeiten, nach ihren Kenntniſſen und Einſich—
ten, nach ihrer Denkungs-Art und nach
ihrem ganzen Character, genauer, als bisher
moglich war, kennen zu lernen, um daraus nahe—
re und ſicherere Data zu einer richtigen Schatzung

ihrer kunftigen Brauchbarkeit und zu einem zu—
verlaſſigern Urtheile uber die zweckmaßigſte Art
ihrer weitern Vorbereitung zu dem ihnen bevor—
ſtehenden Beruf in dem Zeitraume ihres Candi
daten-Standes hernehmen zu konnen.

Eine  nahere und ausfuhrlichere Jnſtruction
des Ephorus, welche ſowohl dieſem, als den auß
Unſern vorbemerkten deutſchen Ehur-Landen auf
Unſerer Landes-Atcademie zu Gottingen die Theo—

logie
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logie Studierenden zur Nachachtung dienet, iſt
dieſer Verordnung unter Litt. A. beygefuget. Litt. A.

2., Alle auf Unſerer gedachten Landes-Acade—
mie zu Gottingen der Theologie ſich widmende Lan—
des-Eingebohrne, welche auf eine kunftige Be—
forderung in vorhin erwahnten Unſern Furſten—
thumern, und Graf- und Herrſchaften, es ſey zu
Prediger-Stellen oder zu Schul-Aemtern ſich
Hofnung machen, ſollen dieſer Ephorats -Auf—
ſicht ohne Ausnahme untergeben ſeyn, und neh—
men Wir alſo die zu Göttingen ſtudierenden Aus—
lander hiemit ausdrucklich von dieſer Emnrich—

tung aus.

Z., Damit dem jedesmaligen Ephorus die na—
here Kenntniß von allem demjenigen, was ihm in
Abſicht der ſeiner Leitung untergebenen, jungen
Theologie Studirenden, zu wiſſen nothig iſt,
moglichſt erleichtert und derſelbe in den Stand
geſetzet werde, ihre Anlagen und Fahigkeiten, ihre
bisherige Bildung auf Schulen, und ihre ubrigen
perſonlichen Eigenſchaften und Vrrhaltniſſe, ſo—
fort bey ihrer Ankunft auf der Academie naher

und ſicherer kennen lernen und beurtheilen zu
konnen, ſollen, in dem Falle, wenn der junge
auf die Academie gehende Theologe eine offentli—

‚Fche Schule Unſerer Lande beſuchet und auf derſel—
ben ſeine Vorbereitung zur Academie erhalten hat,
die Directoren oder erſten Lehrer der Schulen,
wo aber derſelbe, auſferhalb der Schule, durch
Privat-Unterricht, oder auf einer Schule auſſer—
halb Landes zur Academie ware vorbereitet wor—

den, derjenige Superintendent, in deſſen Inſpection
der
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der junge Mann ſeine Bildung erhalten, oder
ſich zuletzt aufgehalten, oder in welcher ſeine El—
tern oder Vormunder wohnen, verpflichtet ſeyn,

dem Ephorus aule diejenigen Nachrichten, welche
die bisherige Vorbereitung des angehenden Theo—
logen, ſeine erworbenen Schul-Kenntniſſe, ſein
ſittliches Betragen und ſeine ubrigen perſonlichen
Umſtande betreffen, vier Wochen vor deſſen Ab—

gang von der Schule, oder aus ſeiner Heimath,
in der Maaße zugehen laſſen, als die dieſer Ver—

Litt.z.ordnung unter Litt. B. angefugte Anweiſung
naher beſtinmt; wobey es ubrigens auch dem
Ephorus unbenommen bleiben ſoll, von den geiſt—
lichen Miniſterien und Magiſtraten in den Stad—
ten und andern Orts-Obrigkeiten eine oder die
andere, nach den Umſtanden etwa erforderliche
Nachricht einzuziehen.

4., Zwar nicht als mit dem ſolchergeſtalt an
geordneten Ephorat in eigentlicher Verbindung ſte
hend, aber doch als ein in den Plan des Ganzen
gehoriges Berorderungsmittel zur Verbeſſerung
des theologiſchen Studien-Weſens, beſtatigen
Wir hiedurch diejenige Einrichtung, wojzu bereits
von Unſerm Mtrniſterio vermittelſt eines Reſcripts

an die theologiſche Facultat zu Gottingen vom
Irten Oetob. v. J. die erſte Einleitung getroffen
worden iſt.

Es ſollen nemlich mit allen theologiſchen
Vorleſungen, wenigſtens mit den HauptCollegiis,
beſtandige, nach den Umſtanden, entweder wo—
chentliche oder vierzehntagige Examinir-Uebungen
zu dem Zweck verbunden werden, damit die Leh—

rer
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rer dadurch in den Stand geſetzt werden mogen,

daruber, ob die Zuhorer die Vorleſungen mit
gehorigem anhaltenden Fleiß und Nutzen beſucht,
auch ihren Privat-Fleiß zweckmaßig geordnet ha—
ben, ein gegrundetes ſicheres Urtheil fallen und
bey ihren den Studioſen kunftig auszuſtellenden
Zeugniſſen beſonders auch auf die Examinw-Ue—
bungen Ruckſicht nehmen und deren darin erwaäh—
nen zu konnen.

Gleichwie ubrigens auch dieſe Einrichtung
an ſich lediglich auf Einaebohrne und Landes-Un—
terthanen eingeſchrannkt iſt und auf urtander
nicht extendiret werden kann; ſo ſollen jedoch da—
gegen jene, in ſo fern ſie etwa demnachſt eine
Beforderung zu Prediger- oder Schulſtetlen in

Unſern Landen von Unſerm Conſiſtorio zu Han—
nover zu erhalten wunſchen, ſolchen Examiir—
Uebungen unausgeſetzt beyzuwohnen ſchuldig und

gehalten ſpyn.

6., So wie es Unſere Abſicht nicht iſt, daß
mit der angeordneten Ephorat-Aufſicht uber die
Studien der jungen Theologen ein eigentlicher
Zwang in Anſehung der Wahl der zu horenden
Collegien und der Befolgung anderer Rathgebun—
gen des Ephorus verbunden ſeyn ſoll, vielmehr der
Zweck nur dahin gehet, den jungen Theologie
Studierenden Gelegenheit zu verſchaffen, den
Rath und die Leitung eines einſichtsvollen Lehrers,
deren ſie alle mehr oder weniger bedurfen, wah—
rend ihrer academiſchen Studien, ſicher finden
und benutzen zu konnen; ſo durfen ſie auch, ſo
viel die ubrigen Obliegenheiten des Ephorus und

das
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das Verhaltnis, worin ſie in Abſicht derſelben
gegen ihn ſtehen, betrift, in ihm keinesweges
einen laſtigen Aufſeher furchten, ſondern haben
ihn als einen fur ihr wahres kunftiges Wohl ſor
genden vaterlichen Freund anzuſehen und ſeine

Rathſchlage und wohlgemeinten Warnungen nur
aus dieſem Geſichts-Punkte zu betrachten.

Wir hegen ſolchemnach zu allen, auf Unſe—
rer Landes-Atademie zu Gottingen die Theolo—
gie Studierenden Landes-Eingebohrnen das gna
digſte Vertrauen, daß ſie Unſere hierunter ge—
hegte Landesväterliche Abſicht, den Nutzen und
die wohlthatigen Folgen, welche nicht nur fur
das Wohl des Ganzen, ſondern auch fur das
wahre Beſte jedes Einzelnen von dieſen Einrich—
tungen zu hoffen ſtehen, nicht verkennen, mit—
hin von der ihnen ſolchergeſtalt gegebenen Gele—
genheit, ſich zu ihrem kunftigen wichtigen Beruf
auf eine zweckmaßige und wurdige Weiſe vorbe—
reiten zu konnen, dankbar und folgſam Gebrauch
machen werden, ſo lieb ihnen ſeyn wird, denie—

nigen unangenehmen Folgen zu entgehen, die
aus einer Vernachlaſſigung dieſer ihnen dargebo
tenen Mittel zu ihrer beſſern Vorbereitung fur
ſie unausbleiblich entſtehen werden.

ZI., Eine vorlaufige Prufung unmittelbar
nach der Zuruckkunft von der Arademie iſt hier—

nachſt das zweyte, was Wir behuf des im
Eingange erwahnten Zwecks, hiemit anzuord—
nen Uns bewogen finden.

Ueber—



Ueberhauvt und im Alltgemeinen declariren
und verordnen Wir nun in Abſicht derſelben fol—

gendes:

1., Dieſe vorlaufige Prufung (examen
praevium) ſoll, als von dem bisherigen Len—
tamen verſchieden, fur ſich beſtehen, und mehr

Privat- als offentliche Prufung ſeyn, mithin
den bisher verordneten Prufungen der Candida—
ten, dem Terttamen und Examen rigoroſum,
durch ſelbige nichts benommen werden.

2., Sie ſoll ſofort nach abſolvirten acade—
miſchen Studien, und zwar jedesmahl in den er—
ſten drey Wochen nach Oſtern und Michaelis, von
einer Deputation Unſers Conſiſtorinzu Hannover

geſchehen. 9
Z., Alle der Theologie ſich gewidmet ha—

bende Einlander, welche demnachſt von Unſerm
Conſiſtorio zu Hannover eine Beforderung, es
ſey zu Prediger-oder zu Schul-Aemtern, zu hof—
fen haben wollen, ſind dieſer vorlaufigen Pru—
fung unterworfen und haben ſich zu derſelben zu

ſtellen.
4., Dieſe vorlaufige Prufung beſtehet ihrem

Weſen und Zweck nach darin, daß Unſer Conſi—
ſtorium eine moglichſt baldige nahere Kenntniß
von den angehenden Candidaten des Predigt- und
Schul-Amts, ihren Fahigkeiren und auf der
Academie in den ihnen nothwendigen Wiſſenſchaf—

ten erworbenen Kenntniſſen erhalte, und ſolcher—

v. Bergs Policeyt. Th. 2. Bb ges
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geſtalt in den Stand geſetzt werde, ihren fernern
Studien, durch Erinnerungen und Rathgebun—
gen diejenige Leitung zu geben, deren es bey je—
dem einzelnen Subjecte etwa bedurfen mochte,
um auf dem, auf der Academie gelegten Grunde
zweckmaßig fortzubauen und ſo ihre Vorbereitung
auf den kunftigen wichtigen Beruf eines Lehrers

der Religion und Tugend zu vollenden.

5., Solchen Auslandern, die etwa in Un—
ſern Landen eine Beforderung zu Prediger und
Schul-Aemtern, es ſey auf den Vorſchlag Un—
ſers Conſiſtorii zu Hannover, oder auf vorgan—
gige Praſentation eines Patroni, demnachſt ſu—
chen mochten, ſoll zwar

a., unbenommen ſeyn, zu vorerwahnter
vorlaufiger Prufung ſich zu ſullen.

Jmmittelſt ſoll
b., aus der geſchehenen Zulaſſung derſelben

zu ſolcher Prufung, uberall an ſich keine weitere
Hofnung oder Anſpruch auf eine wurkliche kunf—
tige Beforderung ins Predigt oder Schul-Amt
fur ſie folgen noch von ihnen hergeleitet werden
konnen.

Und wie Wir uberhaupt
c., Uns annoch vorbehalten, wegen ſolcher

Auslander, welche eine Beforderung zu Predi—
ger- oder Schul-Stellen in Unſern Landen zu
erhalten wunſchen, nach Befinden eine noch na
here Vorſchrift demnachſt ergehen zu laſſen;

Alſo
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Alſo geben Wir immirtelſt

d., Unſerm Conſiſtorio zu Hannever hiemit
ausdrucklich auf, die kunftigen Haupt-Prufun—
gen derjenigen Auslander, die ſich nicht von ſelbſt

dem examini praevio unterworfen haben ſollten,
deſto genauer anzuſtellen, wie auch die General—
und Special-Superintendenten dah in anzuweiſen,
daß ſie die ihnen praſentirt werdenden Rectoren,
Cantoren, Pruaceptoren 2c., zumahl wenn ſie
Auslander ſind, vor der ihnen zu ertheilenden
Confirmation, einer deſto ſorgfaltigern Prufung

in Abſicht ihrer Schul-und theologiſchen Kennt—
niſſe zu unterziehen haben, um dadurch deſto ſiche—

rer zu verhuten, daß nicht unqualifiente Sabjecte
zu Prediger-oder Schul-Aemtern gelangen.

III., Verbinden Wir mit obigen Anordnungen
letztlich noch die geſetzliche Vorſchrift, daß alle die—

jenigen Einlander, welche zu Prediger- oder
Schul-Aemtern in Unſern Landen kunftig befor—
dert zu werden wunſchen, wenigſtens die zwey
leztern Jahre ihres academiſchen Studiums auf
Unſerer Landes-Academie zu Gottingen muſſen
zugebracht haben und anderergeſtalt ohne beſon—
dere aus bewegenden Grunden ihnen zu bewilli—
gende Dispenſation, zu deren Ertheilung Wir
Unſer mehrgedachtes Conſiſtorium hiedurch auto—
riſiren, auf eine Beforderung zu ſolchen Stellen
ſich uberall keine Hofnung ſollen machen konnen.

Wir gebieten demnach allen und jeden, die
ſolches anaehet, insbeſondere aber Unſerm Conſiſto—
rio zu Hannover, Unſerer theologiſchen Facultat zu

Bb a Got—
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Gottingen, den geiſtlichen Miniſterien und Magi—
ſtraten in den Stadten und andern Orts-Obrig—
keiten, ſo wie den Superintendenten und erſten
Lehrern der Schulen, auch allen Theologie Stu—
dierenden Einlandern auf Unſerer Landes-Acade—
mie zu Gottingen, nach obigem allen ſich geho—
rig zu achten und ſolchem die gebuhrende Folge zu
leiſten. Gegeben Weymouth den 21ſten Au—
guſt des 180oſten Jahrs Unſers Reichs im Vier—
zigſten.

Gronern
q. s.

424

E. v. Lenthe.
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A.

Jnſtruction zur nahern Beſtimmung des zu Got—

tingen angeordneten theologiſchen Ephorats, und der

Obliegenheiten, Rechte und Verhaltniſſe des

Ephori.

S—er gedoppelte Zweck der Anſtellung eines eige—

nen Ephorus auf der Univerſitat zu Gottingen,
welchem die beſondere Aufſicht uber die dem theo—
logiſchen Studio daſelbſt obliegende, dem Dienſt
der Kirche ſich widmende Landes-Eingebohrne
ubertragen worden, hat zwar zunachſt und vor—
zuglich das Beſte der Kirche und die große Ange—
legenheit des Religions-Unterrichts zum Augen—
merk; jedoch kann es auch von den Studieren—
den ſelbſt ſchwerlich einem entgehen, daß zugleich
die Beforderung ihres eigenen Vortheils eben ſo
gewis dabey abgezielt iſt, als ſie wirklich dadurch
erreicht werden kann. Wenn nemlich die neue
Einrichtung blos deswegen getroffen worden iſt,
um einer ſeits ihnen ſelbſt in der Perſon des an—
geſtellten Ephorus einen beſtandigen Rathgeber
zuzuordnen, der ihre Studien leiten, und ihrem

KFleiß die nutzlichſte, ihrer Beſtimmung ange—
meſſenſte Richtung geben kann, andererſeits aber,

um dem Conſiſtorio zu Hannover durch die pflicht—
maßigen Amts-Berichte des Ephorus eine genau
ere Kenntnis derjenigen, denen einſt das wichtige

Amt des Religions- Unterrichts und der Seelſorge
anvertrauet werden ſoll, nach dem verſchiedenen

Bb 3 Maaß
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Maaß ihrer Fahigkeiten und ihrer Brauchbar—
keit moglich zu machen; ſo laßt ſich auch
zuverſichlich heffen, daß ſich mit der Zeit und
unter dem Beyſtand Gottes der großte und
erwunſchteſte Nutzen davon in der vermehr—
ten Anzahl brauchbarer und wurdiger Religions—
Lehrer zeigen wrd. Aber dabey muß es doch je—
dem einzelnen von denjenigen, fur welche dieſe
neue Einrichtung zunachſt getroffen iſt, zugleich
ſehr lebhaft in die Augen fallen, daß und wie
dadurch auch ihr beſonderer Nutzen ſopoohl fur
jetzt als fur die Zukunft ſehr betrachtlich befor—
dert werden muß. Nach dieſen Hinſichten iſt
denn auch fur gut gefunden worden, ſowohl die
Obliegenheiten als die Befugniſſe des neuen
Ephorats, das immer einem der offentlichen Leh—
rer der Theologie auf der Univerſitat zu Gottin
gen ubertragen werden ſoll, auf eine ſolche Art
zu beſtimmen, welche zu der gewiſſern Erreichung
dieſes allgemeinen und beſondern Zwecks am ſicher
ſten fuhren kann.

Die Obliegenheiten des jedesmaligen. Epho
rus ſollen ſich nemlich nur auf eine ſolche Auf—
ſicht uber die der Theologen befliſſenen Einge—
bohrnen einſchranken, welche ihn in den Stand
ſetzen kann, ſich in jedem ſeiner Verhaltniſſe wurk-
ſamer und wohlthatiger fur ſie und zu ihrem Be—

ſten zu verwenden. Wenn es ihm daher im All—
gemeinen aufgetragen iſt, auf jeden von der Zeit
ſeiner erſten Ankunft in Gottingen an, durch
ſeinen ganzen academiſchen Curſus hindurch, ein
wachſames Auge zu haben, ſo iſt es damit nur
darauf abgeſehen, daß er jedem durch ſeinen Rath,

durch
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durch ſeine Leitung und durch ſeine Anweiſungen
nutzlicher werden, und zugleich durch ſeine von
Zeit zu Zeit beſonders aber bey ihrem Abgang
von der Univerſitat an das Conſiſtorium zu Han—
nover einzuſchickenden Berichte von den Fähig—
keiten und Fortſchritten eines jeden, auch dieſes
in den Stand ſetzen ſoll, ſie in den ſchicklichſten
weitern Vorbereitunqgs-Gang zu ihrer kunftigen
Beſtimmung einzuleiten, und dieſe kunftige Be—
ſtimmung ſelbſt dem Grad ihrer Brauchbarkeit
beſſer anzupaſſen. Zu der gehorigen Erfullung
dieſes Auftrages wird dann un Beſondern nur
dies erfordert werden, daß er ſich bemuhen muß,
von jedem einzelnen der jungen Studierenden
ſchon in der erſten Zeit ſeines Aufenthalts in
GEottingen eine ſolche Kenntnis zu erhalten, nach
nelcher er das Maaß ſeiner ſchon mitgebrachten
Kenntniſſe und Fahigkeiten einigermaßen beur—
theilen und ihm die zweckmaßigſte darnach berech—
nete Anweiſungen zu dem fur ihn ausfuhrbarſten
Plane ſeiner Studien und ſeiner Arbeiten erthei—
len kann, daß er ſich hernach von Zeit zu Zeit
auch von den Fortſchritten eines jeden unterrichten,
den Zuruckbleibenden durch ſeine Aufmerkſamkeit
aufmuntern, dem ſich zerſtreuenden Fleiß eines
andern die gehorige Richtung geben, beſonders
aber einem jieden gegen das Ende ſeiner academi—
ſchen Laufbahn zu einer Reviſivn ſeiner geſammel
ten Kenntniſſe, zu einer ernſthaften Selbſt-Pru—
fung uber den Grad von Brauchbarkeit, die er
ſich fur ſeine kunftige Beſtimmung erworben, und
zu einer grundlichen Unterſuchung uber die Lucken

Anlaß geben muß, die er jetzt zunachſt in Bezie—
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hung auf ſeine theoretiſche und auf ſeine practi—
ſche Kenntniſſe noch augzufullen hat.

Bey der Erfullung von jedem beſondern Theil
dieſes Auftrags wird ſich aber der jedesmalige
Ephorus immer zuerſt zu erinnern haben, daß er
durch das Anſehen, welches ihm ſein Amt und
ſein beſonderes Ephorats-Verhaltnis verleihet,
niemals ſo gewis und ſo ſicher als durch dasjenige
wurken kann, das ihm die freywillige Achtung
und das Zutrauen der Studierenden einraumen
wird. Er wird alſo am angelegenſten bemuht
ſeyn, ſich dieſes zu erwerben und zu erhalten,
und zwar durch das einzig anſtandige und unfehl—
bare Mittel, nemlich durch die Ueberzeugung,
die er ihnen von ſeiner Fahigkeit und von ſeiner
Bereitwilligkeit, ihnen nutzlich zu werden, geben
kann. Er wird eben deswegen von ihrer Seite
niemahls auf eine andere als auf eine vernunftige
Folgſamkeit rechnen, die ſich auf eigene Einſicht
von der Zweckmaßigkeit und Schicklichkeit ſeiner
Anweiſungen grunden muß. Er wird auch dieſe
Anweiſungen eben ſo wenig einem aufdrangen,
als er dabey Verzicht-Leiſtung auf ihr eigenes
Urtheil von ihnen fordern wird. Bey jedem
Rath, den er ihnen uber die Einrichtung ihrer
Studien, uber die Anordnung ihrer Haupt-Ar—
beiten, oder uber die Auswahl ihrer Nebenbe—
ſchaftigungen zu geben hat, wird er vielmehr
nicht nur ihrem Urtheil, ſondern ſelbſt ihrer Nei—
gung ſo viel Freyheit laſſen, als die hohere Ruck—
ſicht auf ihr eigenes Wohl und auf ihre kunftige
Beſtimmung nur irgend zulaßt, und da er zugleich

auch
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auch bey jeder andern Gelegenheit ſich am lieb—
ſten in das Verhaltnis des vaterlichen Freundes
gegen ſie ſtellen wird, ſo kann auch fur ſie das
Verhaltnis, in das ſie mit ihm kommen, niemals
druckend werden, ſondern es wird vielmehr, wie
zu hoffen iſt, das wohltharige der neuen Epho—
rats-Einrichtung durch ihre eigene Erfahrung
ſich in kurzer Zeit am beſten erproben.

Bey dieſer Beſtimmung, welche dem jedes—
maligen Ephorus angewirreſen iſt, verſichet man ſich
aber auch deſto gewiſſer, daß es nicht nur keiner

der Studierenden, uber welche ſich ſeine Aufſicht
erſtrecken ſoll, jemals an den allgemeinen
Pfiichten der Ehrerbietung und der Folgſamkeit,
die er von ihm zuü fordern befugt iſt, ermangeln
laſſen, ſondern daß ſie ſich auch insgeſammt un—
weigerlich den folgenden beſpndern Verfugungen
unterziehen werden, die zum Behuf einer beſſern
in das Inſtitur zu bringenden Ordnung noch zu
machen nothig gefunden worden.

Es hat nemlich
erſtens jeder Eingeborne, der ſich auf der Uni—
verſitat zu Gottingen durch das Studium der
Theolegie zu dem Amt eines Religions-Lehrers
vorbereiten will, ſogleich nach ſeiner Ankunft
bey dem jedesmaligen Ephorus ſich zu melden,
ihm ſeine mitgebrachten Testimonia vorzu—
legen, auch uber deren Jnhalt, ſo wie uber
ſeine Umſtande uberhaupt, die etwa erfor—
derte weitere Auskunft zu ertheilen, und ſich
dann uber den Plan und die Einrichtung ſei—
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ner Studien mit ihm zu beſprechen. Dies er—
ſtreckt ſich auch auf diejenigen, welche das theo—
logiſche Studium ſchon auf einer auswartigen
Academie angefangen haben und von dieſer nach
Gottingen kommen, wobey ſich von ſelbſt verſteht,
daß ſie auch ihre auf der auswartigen Academie
ſchon gemachten Fortſchritte durch die Zeugniſſe
der Lehrer, deren Vorleſungen von ihnen benutzt

wurden, zu beglaubigen haben.

Wie ſich hernach der Ephorus von Zeit zu
Zeit Gelegenheit machen wird, uber den fernern
Studien-Gang eines jeden nahere Kenntniſſe ein—
zuziehen, um ihnen durch zweckmaßigen weitern
Rath noch nutzlicher zu werden, ſo wird auch

zweytens von allen und jeden erwartet, daß
ſie inm dabey nicht nur mit anſtandiger Bereit—
willigkeit entgegen kommen, ſondern auch durch
Zutrauen und Offenheit ihm das allein zu ihrem
Beſten abzielende Geſchaft erleichtern werden.
Daher verſiehet man ſich

drittens, daß ſich auch jeder unweigerlich den
verſchiedenen Prufungs -Uebungen unterziehen
wird, die er zuweilen dem einen oder dem andern
vorſchlagen und vorzuglich denjenigen, die der
Vollendung ihres theologiſchen Curſus am nach—
ſten ſind, anweiſen mochte.

Deswegen hat endlich

viertens, in heſonderer Hinſicht auf dieſe
Nlaſſe der Studierenden, jeder von ihnen wenig—

ſtens



ſtens zwey Monathe vor dem Schluß ſeiner aca—
demiſchen Laufbahn dem Ephorus die Anzeige von
ſeinem bevorſtehenden Abgang zu machen, ihm
ein Verzeichniß aller ſeiner gehorten theologiſchen
Collegien mit den allenfalls von ihm verlangten
Proben ſeines Fleiſſes und ſeiner Kenntniſſe zu—

zuſtellen, und ihn dadurch in den Stand zu ſet—
zen, die Zeugniſſe ſeiner theologiſchen Lehrer ein—
zufordern und mit ſeinem Berichte an das Conſi—
ſtorium einzuſchicken, das hierauf wieder einem
jeden durch den Ephorus das nothige wegen ſei—
ner Berufung zu dem praevio examine zukom—
men laſſen wird.
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B.

Anweiſung fur die Directoren und erſten Lehrer der

Lateiniſchen Schulen, wie auch fur die Superin—
tendenten in den Furſtenthumern Calenberg, Got—
tingen, Grubenhagen, Luneburg, und den Graf—

ſchaften Hoya und Diepholz, in Beziehung auf das
auf der Univerſitat Gottingen angeordnete theolo—
giſche Ephorat und die denſelben uber die nach der

Academie abgehenden der Theologie ſich widmenden
Zandeseingebohrnen zu ertheilenden Nachrichten.

Sa es zu gewiſſerer Erreichung der bey der An—
ordnung des neuen theologiſchen Ephorats zu Got
tingen abgezielten Abſichten nicht wenig beytra—
gen muß, wie der jedesmalige Ephorus von den—
jenigen jungen Studierenden, uber welche ſich
ſeine Aufſicht erſtrecken ſoll, ſogleich bey ihrem
erſten Eintritt in die academiſche Laufbahn einige
nahere Kenntniſſe erhalt, die ihn ſelbſt bey dem
Geſchaft der erſten Leitung, deren ſis bey dem
Anfang ihrer Studien am meiſten bedurfen, zur
ſichern Grundlage dienen konnen; ſo iſt nothig
erachtet worden, uber die Einrichtung der ihnen
zu ertheilenden Zeugniſſe folgende Anweiſung zu
geben, nach welcher ſich in Zukunft die Direc—
toren und erſten Lehrer in den Gymnaſien und
lateiniſchen Schulen, auch nach den Umſtanden,
die Superintendenten in den dem Eonſiſtorio zu
Hannover in geiſtlichen und Schul-Sachen unter

gebe—
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gebenen Provinzen, denen die Ausſtellung der
Teſtimonien zukommt, zu richten haben.

Erſtens ſollen in Zukunft die Directoren
und erſten Lehrer dieſer Jnſtitute von allen den
jungen Leuten, welche ſich dem Studio der
Theologie widmen, bey ihrem Abgang von dem
Gvnmmnasio oder von der Schule eigene Zeug—
niſſe ausſtellen, ohne ſich blos auf diejenige ein—

zuſchranken, welche es ſelbſt von ihnen verlangen
durfte: denn es iſt dabey

zwehtens, die Meinung, daß dieſe Zeuaniſſe
nicht mehr wie bisher den jungen Leuren ſelbſt
zugeſtellt, ſondern entweder von den Directoren
und Lehrern unmittelbar an den jedesmaligen
Ephorus zu Gottingen noch einige Zeit vor der
Ankunft der jungen Studierenden auf der Uni—
verſitat eingeſchickt, oder doch ihnen ſelbſt nie—

mals anders als verſiegelt und verſchloſſen mitge—
geben: werden follen. Was aber

drittærrs, den Jnhalt dieſer Zeugniſſe betrift,
ſo mogen ſie von den perſonlichen Umſtanden des
jungen Studierenden, blos ſeinen Namen, ſeinen
Geburts-Ort, ſein Alter, die Dauer ſeiner Schul—
jahre, und den Stand ſeiner noch lebenden oder
verſtorbenen Eltern nach dieſem nun ein allge—
meines Urtheil uber ſeine Talente, ſeine Anla—
gen und den von ihm bisher bewieſenen Fleiß
von ſeinen in der Schule gemachten Fortſchritten
aber im beſondern wenigſtens eine Anzeige ent—
halten, ob er es in ſeinen Sprach-Studien bis
zum Verſtandnis eines lateiniſchen, griechiſchen

und
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und hebraiſchen Schriftſtellers gebracht hat. Da
man nicht gemeinet iſt, den Directoren und er—
ſten Lehrern der Schulen eine beſchwerliche Laſt
damit aufzuburden, ſo bleibt ihnen unbenommen,
ſich in der moglichſten Kurze dabey zu faſſen:
Nur iſt
viertens noch nothig, daß jedem Zeugniß auch
eine Anzeige von den Vermogens- Umſtanden
des Studierenden oder ſeiner Eltern, und von
den Hulfsmitteln, auf die er allenfalls zu ſeiner
Unterſtutzung auf der Univerſitat rechnen kann,
gleichfalls inſeriret werde.

Auſſer dieſem verſiehet man ſich endlich
funftens, daß ſich jeder von den Directoren und
erſten Lehrern der Gymnaſien und Schulen von
ſelbſt bereitwillig erzeigen wird, dem jedesmali—
gen Ephorus auch alle die weitern Notizen zu—
kommen zu laſſen, die er vielleicht durch beſon—
dere Umſtande in Betref des einen oder des an
dern ihrer ehemaligen Schuler noch einzuziehen
veranlaßt werden konnte.



Bey den Verlegern dieſes Buchs ſind nebſt meh—
rern andern auch nachſtehende Bucher

zu haben:

Beneken's, Fr.B.Weltklugheit undLebens—
genuß, oder prakt. Beytrage zur Philoſo—
phie des Lebens. 5 Theile. Nene vermehrte und
verbeſſ. Auflage. 8. Hannover in der Ritſcherſchen Buch

handlung. 5 Rthr. 12 ggr.Wer auch nur einen Blick in die Welt, in das
menſchliche Herz gethan hat, der weiß es, daß
Mangel an Lveltklugheit und wirklich praktiſcher
Lebensweisheit gerade die gefahrlichſte Klippe iſt, an
welcher die Menſchen ſo leicht ſcheitern. Viele ha
ben den reblichſten beſten Willen; aber ohne Grund—
ſatze, ohne einen feſten Plan ibres Lebens und
Wirkens, geben ſie ſich den oft ganz verſchiedenen
Eindrucken der Augenblicke hin. Wer dieſem,
immer allgemeiner werdenden Uebel entgeaengear—
beitet, wer ſeinen Brudern die goldene Mittelſtraße

Mjwiſchen dem zu Viel und zu Wenig im Ver—
halten gegen Menſchen zeigt, und ſie auf die
Nothwendigkeit unwandelbarer Regeln fur das
Handeln hinweiſet, der verdient den allgemein—
ſten ungetheilteſften Dank des derſelben auſſerſt
bedurftigen Zeitalterss. Und in einem ſolchen
Falle befindet ſich der Herausg. Er ſammelte
in dieſem Werke eine Meuge der trefflichſten Be—
merkungen, der reifſten Erfahrungen, der beſten
wichtigſten Regeln fur das gemeiue Leben, die man
ſonſt nur zerſtreuet, oft in weitlauftigen Werken
als einzelne ſparſame Kornlein findet. Die vorzug
lichſten, geiſtreichſtten Denker und Schriftſteller
Deutſchlands ſind die Quellen, aus welcheun er
ſchopfte. Ein ſolcher Krauz der ſchonſten Blumen
lauterer Weisheit muß jedem Leſer von Kopf und
Herz lieblich und willkommen ſeyn.



Derſelbe über den Umagang mit Leidenden.
8. Hannover in der Ritſcherſchen Buchhantl. 18ggr.

Vorliegendes Buch giebt einen trefflichen Pendant
zu dem Kniggeſchen Werke uber den Umgang mit
Menſchen. Jn der That ware zu wunſchen, daß
mehrere Parthieen dieſes Werks von einer ſo geub
ten Hand, von einem Mann mit ſo tiefer Kennt—
niß des menſchlichen Herzens, mit ſo feinem Sinn
fur jede Noth, fur jedes Leiden der Menſchen, mit
ſoicher Zartheit des Gefuhls und der Empfindung,
wie Hr. B. beſitzt, naher ausgefuhrt wurben. Wie
manchen trifft nicht das eigentlich ſuße Loos, der
wohlthatige Troſter eines Unglucklichen zu werden!
Aber, wie viel, hangt dabey von der Art ab, wie
Jemand es wird. Dieſes ſo ſehr wichtige, ſehr
folgenreiche Wie iſt der Gegenſtand, welchen der
Verf. behandelt; gewiß zur vollen Befriedigung eines
Jeden, der weiß, was Seelenleiden ſend, und eben
dadurch das Bedurfniß eines ſolchen Buches ſehr
dringend und lebhaft empfunden hat.

Entſcheibungen merkwurdiger Rechtsfalle
von Carl Ernſt Albrecht, Hochfürſtl. Hildes—
heim. weltl. Conſiſtorialrathe, 2c. Ir. und ar.
Band, Hannover in der Ritſcherſchen Buchhandl. e Rthlr.

Je ſeltener ſich die Gelegenheit darbietet, gut ge
fuhrte und lehrreiche gerichtliche Acten einzuſehen und

zu leſen, ein deſto hoheres Jntereſſe muſſen Erzuh
lungen merkwurdiger Fälle fur den practiſchen
Rechtsgelehrten haben, worin, der ganze Jnhalt ber
Acten, ſammt den Entſcheidungegrunden des Rich
ters ſo muſterhaft, ſo trefflich dargeſtellt iſt, als in
vorliegendem Werke. Dies Urtheil haben langſt
mehrere unſerer litterariſchen Tribunale uber den
Verf. ausgeſprochen. Wir begnugen uns, unter
dentelben die Oberdeutſche allg. Lit. Zeit. uud die
Halliſche Jur. L. Z. anzufuhren. Zweckmaßige
Auswahl durchaus intereſſanter Falle, verbunden
mit einer feinen, anſchaulichen, ſcharffinnigen Be
handlung der Materien werden dieſen Ausfuhrungen
den allgemeinſten Beyfall des juriſtiſchen Publi—
cums erwerben, das die Nachricht von der nahen



Erſcheinung des dritten und letzten Baudes gewiß

mit Vergnugen erfahrt.

Erlauterungen zum neunen Teſtamente, fur
geubte und gebildete Leſer, von Dr. Joh. Jar.
Stolz. J. u. 2tes Heft, neut verbeſfſ. Ausg. gr. 8
Hannover, bey den Gebr. Hahn, 1800. 1Rthlr. aggt.

Derſelbe freimuthige, acht grundliche Forſchungs—
geiſt, welcher die Stolz'ſche Ueberſetzung des
N. Teſt. zu der vorzuglichſten unſers Zeitalters
macht, zeigt ſich auch in dieſen mit dem ſo eben er—
ſchienenen éöten Hefte jetzt vollendeter Erlauterungen.
Sie ſind ein wabrhaft prattiſcher Commentar uber
das chriſtl. Religionsbuch. Ueberall ein eifriges Be—
ſtreben, die Thaten und Lehren Jeſu recht lebendig
darzuſtellen, ihren heilbringenden Einfluß auf Leben
und Wandel ſeiner Verehrer zu zeigen und die Chri
ſten auf den praktiſchen Zweck hinzuweiſen, fur welchen

ein Jeder die Bibel leſen ſollte. Hat man hier
Stolz, den Bibelerklarer, hochſchatzen und be—
wundern gelernt: ſo lernt man in der angehangten
Schrift, Sectengeiſt, Stolz, den Menſchen
verehren, der den Angriffen eines blinden Zelotis—
mus nur Toleranz und Wahrheit eutgegenſetzt.

Hannoveriſche Armen-Apotheke, heraus—
Segeben von D. E. A. Nolte. 3. in der Ritſcher

ſchen Buchhaudl.
ö6 ggr.

Die zweckmaßige Einrichtung der Armen-Apothe
ken iſt ein ſo wichtiger Theil der mediciniſchen Po
licey, daß er faſt von jedem betrachtlichen Orte eine
Pharmacopoen pauperum giebt. Auch fur die
hieſige Stadt war eiu ſolches Werk Bedurfniß;

und man muß daher dem Verf. Dank wiſſen, daß
er die Beſchreibung der Arzneymittel ſo pragmatiſch
und ſo vollſtandig geliefert hat. Jeder Arzt wird
ſie mit großem Jntereſſe leſen und Gelegenheit fin—

den, auch an ſeinem Orte manches Nutzliche darans

au realiſiren.



Pockels, C. F., Charakteriſtik des weibli—
chen Geſchlechts, ater Band, auch unter dem Tittel:
Gemäahlde des weiblichenAlters gr. 8. Hannov.
in der Ritſcherſchen Buchhaudlung.

Hat man in den erſten drei Theilen dieſes vortreff·
lichen Werkes den feinen Scharfblick bewundern
muſſen, womit der Verf. jede fruhere Lebensperiode
des Weibes, und endlich den verſchiedenen Charak
ter der ſentimentalen und ehelichen Liebe entwickelt,
ſo ſchenkt man gewiß auch dieſem vierten Bande,
welcher das Ganze beſchließt, den ungetheilteſten Bei
fall. Er enthalt ein Gemalde des Altere, d. h.
er ſchildert das Weib in dem ehrwurdigſten Verhalt-
niß, als Matrone. Man konnte dieſen Puntt ei
nen der ſchwierigſten nennen, welche dem Verf. be
vorſtanden. Doch, mit welchem Gluck hat er auch
ihn durchgefuhrt! Nie ſind die Schwachen des weib
lichen Alters mit ſolcher Wahrheit aufgedeckt, nie
ſeine achtungswerthen Seiten ſo eindringlich, ſo un
partheiiſch dargeſtellt. Eine Eigenſchaft beruft Hrn.
P. zum Schriftſteller uüber einen ſo mannigfaltigen
Gegenſtand: er verbindet Gelehrſamkeit mit Welt
und Menſchenkunde. Die erfte ließ ihn alle vorhe—

rigen Philoſopheme uber die Weiber in ihrer gan
zen Vollſtandigkeit finden; die andere lehrte ihn,
ſie prufen und wurdigen. Dies thut er ſo treffend,
daß man bei vielen Stellen in die Verſuchung ge
rath, zu glauben, der Genius des weibl. Geſchlechts
habe ſelbſt ſie ihm eingegeben. Alle 4 Bande koſten
6 Rthlr.  Ggr. und ſind in allen Buchhandlungen
zu haben.
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